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Werkrealschule	 in	 Baden-Württemberg	 –	
beantragt	von	der	Fraktion	GRÜNE	

	 	 b)	Beschlussempfehlung	 und	 Bericht	 des	Aus-
schusses	für	Schule,	Jugend	und	Sport	zu	dem	
Antrag	 der	 Fraktion	 der	 SPD	 und	 der	
Stellungnah	me	 des	Ministeriums	 für	Kultus,	
Jugend	und	Sport	–	Anträge	zur	Umsetzung	
der	 neuen	Werkrealschule	 –	 Drucksachen	
14/5648	(geänderte	Fassung),	14/6167	.	.	.	.	.	.	. 	6477
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	 3.	Erste	Beratung	des	Gesetzentwurfs	der	Landesre-
gierung	–	Gesetz	zur	Einführung	eines	Hinter-
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	 4.	Antrag	der	Fraktion	GRÜNE	und	Stellungnahme	
des	 Innenministeriums	 –	 Integration	 braucht	
Vorbilder	–	systematische	Öffnung	des	öffent-
lichen	 Dienstes	 für	 Migrantinnen	 und	 Mi-
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	 	 b)	Antrag	der	Fraktion	GRÜNE	und	Stellungnah-
me	des	Ministeriums	 für	Kultus,	 Jugend	 und	
Sport	 –	Fachkräftemangel	 in	Kindertages-
einrichtungen	–	Drucksache	14/4530	

	 	 c)	Antrag	der	Fraktion	GRÜNE	und	Stellungnah-
me	des	Ministeriums	 für	Kultus,	 Jugend	 und	
Sport	 –	Aktionsplan	 gegen	 den	 Fachkräf-
temangel	 in	 Kindertageseinrichtungen	 –	
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	 7.	Antrag	der	Fraktion	GRÜNE	und	Stellungnahme	
des	Ministeriums	für	Kultus,	Jugend	und	Sport	–	
Ganztagsschulen	 in	 Baden-Württemberg	 –	
vom	Schulversuch	zur	Regelschule	–	Drucksa-
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	 8.	Antrag	der	Fraktion	GRÜNE	und	Stellungnahme	
des	Ministeriums	für	Kultus,	Jugend	und	Sport	–	
„Der	Raum	 ist	der	dritte	Pädagoge“;	Schulb-
auförderrichtlinien	 für	 eine	neue	Lernkultur	
und	Ganztagsschulen	–	Drucksache	14/4066 	.	.	. 	6528
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	 9.	Große	Anfrage	 der	 Fraktion	 der	 FDP/DVP	und	
Antwort	 der	Landesregierung	–	Staatlich	geför-
derte	Theater	und	Opern	 in	Baden-Württem-
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	10.	Beschlussempfehlung	und	Bericht	des	Ständigen	
Ausschusses	zu	der	Mitteilung	des	Landesbeauf-
tragten	 für	 den	 Datenschutz	 vom	 1.	Dezember	
2009	–	29.	Tätigkeitsbericht	des	Landesbeauf-
tragten	 für	den	Datenschutz	 in	Baden-Würt-
temberg	 2008/2009	 –	 Drucksachen	 14/5500,	
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	11.	Beschlussempfehlung	und	Bericht	des	Finanzaus-
schusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregierung	
vom	17.	Dezember	2009	–	Bericht	der	Landes-
regierung	 zu	 einem	Beschluss	 des	Landtags;	
hier:	Kein	geschlechterdiskriminierender	Ver-
sorgungsabschlag	bei	Teilzeitbeschäftigung	im	
öffentlichen	 Dienst	 –	 Drucksachen	 14/5622,	
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	12.	Beschlussempfehlung	und	Bericht	des	Finanzaus-
schusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregierung	
vom	7.	Dezember	2009	–	Bericht	der	Landesre-
gierung	 zu	 einem	 Beschluss	 des	 Landtags;	
hier:	Beratende	Äußerung	des	Rechnungshofs	
vom	6.	Oktober	2006	zur	Struktur	der	Grund-
buchämter	 und	 Einführung	 des	 Elektro-
nischen	Grundbuchs	in	Baden-Württemberg	–	
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	13.	Beschlussempfehlung	und	Bericht	des	Finanzaus-
schusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregierung	
vom	7.	Dezember	2009	–	Bericht	der	Landesre-
gierung	 zu	 einem	 Beschluss	 des	 Landtags;	
hier:	Denkschrift	2008	des	Rechnungshofs	zur	
Landeshaushaltsrechnung	 von	 Baden-Würt-
temberg	für	das	Haushaltsjahr	2006	–	Beitrag	
Nr.	8:	Heilfürsorge	für	Polizeibeamte	–	Druck-
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	14.	Beschlussempfehlung	und	Bericht	des	Finanzaus-
schusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregierung	
vom	18.	Dezember	2009	–	Bericht	der	Landes-
regierung	 zu	 einem	Beschluss	 des	Landtags;	
hier:	Denkschrift	2005	des	Rechnungshofs	zur	
Landeshaushaltsrechnung	 von	 Baden-Würt-
temberg	für	das	Haushaltsjahr	2003	–	Beitrag	
Nr.	7:	 Elektronische	 Zeiterfassung	 bei	 der	
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	15.	Beschlussempfehlung	und	Bericht	des	Finanzaus-
schusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregierung	
vom	8.	März	 2010	–	Bericht	der	Landesregie-
rung	 zu	 einem	Beschluss	des	Landtags;	hier:	
Denkschrift	2007	des	Rechnungshofs	zur	Lan-
deshaushaltsrechnung	 von	 Baden-Württem-
berg	 für	 das	 Haushaltsjahr	 2005	 –	 Beitrag	
Nr.	16:	Ausgaben	im	Zusammenhang	mit	Auf-
enthalt	 und	Rückführung	 ausreisepflichtiger	
Ausländer	–	Drucksachen	14/5998,	14/6069	.	.	.	. 	6550
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	16.	Beschlussempfehlung	und	Bericht	des	Finanzaus-
schusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregierung	
vom	9.	Dezember	2009	–	Bericht	der	Landesre-
gierung	 zu	 einem	 Beschluss	 des	 Landtags;	
hier:	Denkschrift	2007	des	Rechnungshofs	zur	
Landeshaushaltsrechnung	 von	 Baden-Würt-
temberg	für	das	Haushaltsjahr	2005	–	Beitrag	
Nr.	29:	Haushalts-	und	Wirtschaftsführung	bei	
einem	Unternehmen	des	Gesundheitswesens	–	
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	17.	Beschlussempfehlung	 und	 Bericht	 des	 Finanz-
ausschusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregie-
rung	 vom	 18.	Dezember	 2009	 –	 Bericht	 der	
Landesregierung	 zu	 einem	 Beschluss	 des	
Landtags;	hier:	
a)	zum	 Zweiten	 Gesetz	 zur	 Änderung	 hoch-
schulrechtlicher	Vorschriften	(2.	HRÄG),	

b)	zur	 Denkschrift	 2004	 des	 Rechnungshofs	
zur	Landeshaushaltsrechnung	 von	Baden-
Württemberg	für	das	Haushaltsjahr	2002	–	
Beitrag	Nr.	23:	Unternehmensgründungen	
und	 -beteiligungen	 der	 Hochschulen	 und	
Universitätsklinika	
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schusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregierung	
vom	18.	Dezember	2009	–	Bericht	der	Landes-
regierung	 zu	 einem	Beschluss	 des	Landtags;	
hier:	 Staatshaushaltsplan	 2009	 –	 Einzel-
plan	07:	 Wirtschaftsministerium	 –	 Drucksa-
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	19.	Beschlussempfehlung	und	Bericht	des	Finanzaus-
schusses	 zu	 der	Mitteilung	 der	Landesregierung	
vom	18.	November	2009	–	Bericht	der	Landes-
regierung	 zu	 einem	Beschluss	 des	Landtags;	
hier:	Denkschrift	2008	des	Rechnungshofs	zur	
Landeshaushaltsrechnung	 von	 Baden-Würt-
temberg	für	das	Haushaltsjahr	2006	–	Beitrag	
Nr.	17:	Leistungen	an	gesetzliche	Krankenkas-
sen	bei	 Schwangerschaftsabbrüchen	 –	Druck-
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	20.	Beschlussempfehlung	 und	 Bericht	 des	 Europa-
ausschusses	 zu	 der	Mitteilung	 des	Ministeriums	
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Protokoll

über die 92. Sitzung vom 15. April 2010

Beginn: 9:32 Uhr

Präsident Peter Straub:	Meine	Damen	und	Herren!	Ich	er-
öffne	die	92.	Sitzung	des	14.	Landtags	von	Baden-Württem-
berg	und	begrüße	Sie.

Urlaub	für	heute	habe	ich	Frau	Abg.	Queitsch	sowie	den	Her-
ren	Abg.	Dr.	Bullinger,	Sckerl	und	Stratthaus	erteilt.

Krankgemeldet	sind	Frau	Abg.	Dr.	Unold	und	die	Herren	Abg.	
Braun	und	Kübler.

Dienstlich	 verhindert	 sind	 Frau	Ministerin	 Gönner,	 Frau	
Staatsrätin	Dr.	Ammicht	Quinn	und	Herr	Minister	Professor	
Dr.	Frankenberg.

Bevor	 ich	Tagesordnungspunkt	1	 aufrufe,	 erteile	 ich	Herrn	
Abg.	Schmiedel	das	Wort	zu	einer	persönlichen	Erklärung.

Abg. Claus Schmiedel	SPD:	Vielen	Dank.	–	Herr	Präsident,	
liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Ich	habe	gestern	in	der	De-
batte	über	die	„Steuer-CD“	bezüglich	der	Schweiz	den	Be-
griff	„Schurkenstaat“	gebraucht.	Das	war	falsch.	Deshalb	neh-
me	ich	den	Begriff	in	aller	Form	und	mit	Bedauern	zurück.	
Ich	entschuldige	mich	dafür	bei	den	Schweizer	Bürgerinnen	
und	Bürgern,	die	sich	dadurch	zu	Recht	beleidigt	fühlen.

Den	Vorwurf	an	den	Bankenstaat	Schweiz,	den	ich	in	diesem	
Zusammenhang	 erhoben	habe,	 halte	 ich	 aufrecht.	Es	 kann	
nicht	sein,	dass	es	innerhalb	Europas	eine	Fluchtburg	für	Steu-
erhinterzieher	aus	allen	Ländern,	auch	aus	Baden-Württem-
berg,	gibt.	Ändern	muss	sich	auch,	dass	einzelne	Kantone	mit	
Niedrigststeuersätzen	einzelne	Bürger,	 aber	 auch	Konzerne	
anlocken.	Darüber	werde	 ich	mich	 heute	Nachmittag	 um	
16:00	Uhr	auch	mit	dem	Schweizer	Generalkonsul	unterhal-
ten.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD)

Präsident Peter Straub:	Wir	treten	in	die	Tagesordnung	ein.	
Ich	rufe	Punkt 1	der	Tagesordnung	auf:	

a) Aktuelle Debatte – Einführung der neuen Werkreal-
schule in Baden-Württemberg – beantragt von der 
Fraktion GRÜNE

b) Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für 
Schule, Jugend und Sport zu dem Antrag der Fraktion 
der SPD und der Stellungnahme des Ministeriums für 
Kultus, Jugend und Sport – Anträge zur Umsetzung der 
neuen Werkrealschule – Drucksachen 14/5648 (geän-
derte Fassung), 14/6167

 Berichterstatterin: Abg. Dr. Birgit Arnold

Es	gelten	die	üblichen	Redezeiten:	fünf	Minuten	für	die	ein-
leitenden	Erklärungen	und	je	fünf	Minuten	für	die	Redner	in	
der	zweiten	Runde.

Das	Wort	erteile	ich	Frau	Abg.	Rastätter.

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Wir	Grünen	haben	das	Gesetz	zur	Ein-
führung	der	Werkrealschule	abgelehnt.	Wir	sehen	auch	kei-
nerlei	Veranlassung,	insbesondere	angesichts	der	vielen	und	
großen	Probleme,	die	sich	jetzt	bei	der	Umsetzung,	bei	der	
Einführung	der	neuen	Werkrealschule	ergeben,	unsere	ableh-
nende	Haltung	zu	revidieren.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Oh!)

Es	ist	richtig,	dass	wir	bei	der	Hauptschule	angesichts	der	über	
Jahrzehnte	hinweg	andauernden	Abstimmung	mit	den	Füßen	
einen	großen	Handlungsbedarf	haben.	Das	Gymnasium	ist	in	
Baden-Württemberg	zur	„Haupt-Schule“	geworden,

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Schlechte	Rede!	
–	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Was?)

und	die	Hauptschule	 ist	mit	einer	Übergangsquote	von	nur	
mehr	24	%	zur	Schule	für	Migrantenkinder	und	für	Kinder	
aus	sozial	benachteiligten	Familien	geworden.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Das	stimmt	doch	über-
haupt	nicht!	Das	ist	bildungspolitischer	Quatsch!	–	
Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Das	ist	eine	Belei-
digung	für	jeden	Hauptschüler!	Unverschämtheit!	–	
Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Was	ist	denn	
mit	der	Realschule,	wenn	das	Gymnasium	die	Haupt-

schule	ist?)

Wir	haben	eine	massive	Verstärkung	der	sozialen	Auslese	in	
Baden-Württemberg	bekommen.	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	So	ein	Blödsinn!	
–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Unsinn!)	

Auch	die	neue	Kultusministerin	Dr.	Schick	kritisiert,	wie	ihr	
Vorgänger,	die	soziale	Ungerechtigkeit	im	baden-württember-
gischen	Bildungswesen.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Oje!	Da	kriegt	
man	schon	am	frühen	Morgen	Sodbrennen!	–	Zuruf	

des	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU)	

Aber	auch	ein	neues	Stärkungsprogramm	für	die	Hauptschu-
le	wird	an	diesen	Problemen	überhaupt	nichts	ändern	können.

(Abg.	Ernst	Behringer	CDU:	So	ein	Unsinn!)
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Wir	haben	unzählige	Stärkungsprogramme	 in	Baden-Würt-
temberg	erlebt,	die	immer	wieder	gescheitert	sind.	Wir	brau-
chen	grundlegende	Veränderungen	in	unserem	Bildungswe-
sen.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Es	ist	auch	richtig,	Kolleginnen	und	Kollegen,	dass	wir	in	Ba-
den-Württemberg	einen	großen	Bedarf	an	attraktiven,	wohn-
ortnahen	Schulstandorten	insbesondere	im	ländlichen	Raum	
haben.

(Zuruf	von	der	CDU:	Haben	wir	doch!)

Das	Konzept	der	neuen	Werkrealschule	ist	allerdings	von	den	
Metropolen,	von	den	Großstädten	aus	gedacht.	Wir	erleben	
derzeit	eine	Ausdünnung	wohnortnaher	Schulstandorte	in	Ba-
den-Württemberg.	 Ihre	Werkrealschule	 ist	 ein	 gigantisches	
Flurbereinigungsprogramm	für	wohnortnahe	Schulstandorte.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Wenn	Ihr	Konzept	
verwirklicht	wird,	 haben	wir	 doch	 nur	 noch	 eine	

Schule!)

Betroffen	sind	vor	allem	attraktive,	innovativ	arbeitende	klei-
ne	Hauptschulen.	Ich	nenne	einmal	die	Hauptschulen,	die	Vor-
reiterrollen	bei	der	Inklusion	von	Kindern	mit	Behinderungen	
gespielt	haben,	die	diese	Kinder	seit	vielen	Jahren	in	integra-
tive	Schulentwicklungsprojekte	und	Außenklassen	aufgenom-
men	und	einen	integrativen	Unterricht	entwickelt	haben.	Ich	
nenne	die	Hauptschulen	insbesondere	im	ländlichen	Raum,	
die	hervorragende	berufsvorbereitende	Maßnahmen	und	be-
rufliche	Integration	entwickelt	haben.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Genau	diese	wer-
den	wir	jetzt	stärken!	–	Abg.	Ernst	Behringer	CDU:	

Das	ist	offensichtlich	eine	neue	Erkenntnis!)

Davon	sind	jetzt	Schulen	in	erheblicher	Zahl	bedroht,	die	nicht	
einmal	als	Außenstellen	von	neuen	Werkrealschulen	eine	Zu-
kunft	haben	werden.

Deshalb	sage	ich	ganz	klar	für	meine	Fraktion:	Wer	den	länd-
lichen	Raum	stärken	will,	der	muss	die	Schule	im	Dorf	las-
sen.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD	–	Abg.	Claus	
Schmiedel	SPD:	Sehr	gut!	Klare	Ansage!	–	Zuruf	des	

Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)

Ich	füge	hinzu:	Wer	wie	Sie	immer	die	zunehmende	Bindungs-
losigkeit	und	Orientierungslosigkeit	von	jungen	Menschen	be-
klagt,	 der	muss	 ihnen	Chancen	 geben,	 sich	 im	 ländlichen	
Raum	in	das	Gemeinwesen,	in	die	Vereine,	in	die	Verbände	
zu	integrieren.	Die	Schüler	müssen	aber	auch	über	die	Schu-
le	dort	abgeholt	werden.	Deshalb	brauchen	wir	auch	in	Zu-
kunft	attraktive	Schulstandorte	im	ländlichen	Raum.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Nicht	trotz	der	demografischen	Entwicklung,	sondern	gerade	
wegen	der	demografischen	Entwicklung	brauchen	wir	einen	
Aufbruch	in	neue,	attraktive	Schulstandorte.	

Frau	Kultusministerin	Schick,	wenn	Sie	jetzt	–	das	hat	mich	
zutiefst	erstaunt	–	in	einem	Interview	in	der	„Stuttgarter	Zei-

tung“	 sagen,	 dass	wir	 auch	künftig	 in	Baden-Württemberg	
wohnortnah	Hauptschulen	haben	werden,	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Ja!)

dann	ist	das	gerade	das	Gegenteil	dessen,	was	mit	dem	Kon-
zept	intendiert	ist.	

(Abg.	Albrecht	Fischer	CDU:	Sie	haben	es	nicht	ver-
standen!)

Denn	das	Konzept	sieht	vor,	dass	die	Hauptschulen	grundsätz-
lich	durch	die	neue	Werkrealschule	ersetzt	werden	sollen.	Des-
halb	 sage	 ich	 Ihnen:	Beruhigungspillen	 dieser	Art	werden	
nicht	wirken.	Die	Kommunen,	die	Eltern,	die	Lehrkräfte	brau-
chen	keine	wirkungslosen	Placebos,	sondern	attraktive,	zu-
kunftsorientierte	Bildungskonzepte.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Albrecht	Fischer	CDU:	Genau	das	machen	

wir!)

Sie	haben	auch	bei	den	Eltern	keinerlei	Akzeptanz	für	die	neue	
Werkrealschule.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Hoppla!	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	ist	das	Neueste!)

In	Stuttgart	 haben	50	%	der	Eltern	 von	Kindern	mit	 einer	
Grundschulempfehlung	 „Hauptschule/Werkrealschule“	Wi-
derspruch	gegen	diese	Bildungsempfehlung	eingelegt.	Ich	ha-
be	mit	 Schulleitern	 aus	 dem	 ländlichen	Raum	 telefoniert:	
Noch	nie	war	die	Quote	der	Widersprüche,	der	Einsprüche	ge-
gen	die	Grundschulempfehlung	„Hauptschule/Werkrealschu-
le“	so	hoch	wie	jetzt.	

(Zuruf	des	Abg.	Jörg	Döpper	CDU)	

Selbst	im	ländlichen	Raum	wird	berichtet,	dass	30	bis	40	%	
der	Eltern	Widerspruch	einlegen.	

Fazit:	Die	Eltern	wollen	keine	solch	absurden	Schulkonstruk-
tionen,	wie	sie	jetzt	entstehen,	mit	rotierender	vertikaler	und	
horizontaler	Teilung,	von	denen	sie	wissen,	dass	künftig	kei-
ne	Verlässlichkeit	da	ist.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Sie	wollen	 eine	
Werkrealschule!)

Die	Eltern	wissen	auch,	dass	 in	dieser	Werkrealschule	nun	
wirklich	keine	Realschule	drin	 ist.	Denn	 in	keiner	 anderen	
Schulart	gibt	es	eine	Notenhürde	mitten	im	Bildungsgang	bzw.	
vor	dem	Ende	des	Bildungsgangs.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	stimmt	nicht!)

Frau	Kultusministerin	Schick,	 Ihr	Kronzeuge	 für	 die	 neue	
Werkrealschule,	Arbeitgeberpräsident	Hundt,	hat	bei	der	Ein-
führung	im	Neuen	Schloss	ganz	klar	gesagt,	dass	die	Noten-
hürde	von	ihm	vehement	abgelehnt	wird.	Es	gibt	in	keiner	an-
deren	Schulart	eine	Notenhürde	vor	der	Abschlussprüfung.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Doch!	Im	Gymna-
sium	z.	B.!	Selbstverständlich	gibt	es	im	Gymnasium	
eine!	Ich	erkläre	es	Ihnen	nachher!	Die	Schüler	müs-
sen	Kurse	erfüllen,	sonst	werden	sie	nicht	zugelas-

sen!	Es	gibt	sehr	wohl	eine	Hürde!)
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Es	gibt	keine	Notenhürde	von	3,0	im	Gymnasium	oder	an	der	
Realschule	ein	Jahr	vor	der	Abschlussprüfung.	Eine	solche	
Hürde	bedeutet,	dass	Schüler,	die	dies	–	innerhalb	eines	durch-
gängigen	Bildungsgangs	–	nicht	schaffen,	als	Schulabbrecher	
stigmatisiert	werden.	Deshalb	wollen	die	Eltern	–	das	haben	
sie	in	Stuttgart	gesagt	–	die	echte	Realschule	und	keine	Mo-
gelpackung.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
–	Zuruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU)	

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	das	Bargel-Gutachten	der	
Universität	Konstanz	hat	ganz	klar	gezeigt:	In	Baden-Würt-
temberg	 gibt	 es	 trotz	 der	 demografischen	Entwicklung	die	
Möglichkeit,	wohnortnahe,	 attraktive	Schulstandorte	 in	der	
Fläche	aufrechtzuerhalten.	Nicht	alle	Standorte	können	auf-
rechterhalten	werden,

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Aha,	aha,	aha!)

aber	doch	ein	erheblicher	Anteil	derer,	die	durch	Ihr	Konzept	
künftig	 wegfallen.	 Das	 heißt	 aber,	 es	müssen	 integrative	
Schulmodelle	zugelassen	werden.	Es	 ist	der	Wunsch	vieler	
Schulen,	es	ist	der	Wunsch	vieler	Gemeinden,	solche	neuen	
Konzepte	anbieten	zu	können,	die	nichts	anderes	beinhalten,	
als	auch	Bildungsstandards	auf	Realschulniveau	anzubieten,	
sodass	es	für	die	Eltern	eine	attraktive	Schulform	ist	und	sie	
die	Gewissheit	haben	können,	dass	ihre	Kinder	in	einem	Bil-
dungsgang	unterrichtet	werden,	der	bis	zum	Ende	offen	 ist	
und	 auch	 zu	 einem	Realschulabschluss	 führt.	 Ein	 solcher	
Wunsch	ist	da.	Deshalb	fordere	ich	Sie	auf:	Blockieren	Sie	
nicht	die	Innovationen,	die	von	unten	kommen.	Hören	Sie	auf,	
immer	nur	Einheitsstrukturmodelle	von	oben	zu	verordnen,	

(Lachen	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Pe-
ter	Hofelich	SPD:	Sehr	 gut!	 –	Abg.	Karl-Wilhelm	
Röhm	CDU:	Vor	allem	die	Basisschule!	–	Zuruf	des	

Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)	

sondern	lassen	Sie	die	Innovationen	zu.	–	Ich	freue	mich	über	
Ihre	Freude,	weil	genau	das	Ihre	Politik	ist:	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Basisschule!)

Innovative	Modelle	von	unten	werden	blockiert,	während	Sie	
von	oben	neue	Strukturmodelle	überstülpen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Zuruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)	

Deshalb	bleibe	ich	dabei:	Geben	Sie	die	Blockaden	auf.	Las-
sen	 Sie	 die	Menschen,	 die	 hoch	 engagierten,	motivierten	
Schulleiter	und	Eltern,	die	Gemeinden	sich	in	dieser	Entwick-
lung	engagieren.	Dann	werden	wir	gemeinsam	mit	den	Be-
troffenen	 in	Baden-Württemberg	 tatsächlich	 spitze	werden	
können.

Ich	bedanke	mich.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Es	lebe	die	Basis-
schule!	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Wir	bedan-

ken	uns	auch!)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	 erteile	 ich	Herrn	Abg.	
Schebesta	für	die	Fraktion	der	CDU.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Jetzt	wird	wieder	zur	
Sache	gesprochen!	–	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	
Alles	wird	gut!	–	Gegenruf	des	Abg.	Helmut	Walter	

Rüeck	CDU:	Gut	erkannt,	Frau	Kollegin!)

Abg. Volker Schebesta	CDU:	Herr	Präsident,	meine	Damen	
und	Herren!	Ich	will	zu	Beginn	meines	Diskussionsbeitrags	
noch	einmal	an	das	erinnern,	was	die	Herausforderungen	in	
der	Schule	sind,	vor	denen	wir	bei	der	Entscheidung	zur	Ein-
führung	der	Werkrealschule	gestanden	haben.	Da	ist	zum	ei-
nen	die	Entwicklung,	dass	wir	in	den	nächsten	Jahren	in	vie-
len	Berufsfeldern,	in	vielen	Berufsbildern,	im	Fachkräftebe-
reich,	aber	auch	weit	darüber	hinaus	einen	großen	Bedarf	an	
qualifizierten	Jugendlichen	haben	werden,	die	in	diese	Aus-
bildungsberufe,	in	diese	Berufsbilder	hineingehen	können.	

Ich	habe	in	der	Schulgesetzberatung	die	Studien	mit	den	ent-
sprechenden	Zahlen	und	Prognosen	genannt.	Vor	diesem	Hin-
tergrund	 ist	 es	wichtig,	 dass	wir	 für	 die	Schülerinnen	und	
Schüler,	die	im	Moment	in	bestimmte	Berufsbilder	nicht	hin-
einkommen,	die	Voraussetzungen	dafür	schaffen,	dass	sie	die-
se	Chancen	doch	ergreifen	können.	Wir	werden	also	unsere	
pädagogische	Arbeit	 in	 allen	Schularten	weiter	 verbessern,	
auch	durch	die	Weiterentwicklung	der	Hauptschule	zur	Werk-
realschule.

Wir	haben	darüber	hinaus	eine	Schülerzahlenentwicklung,	die	
man	so	laufen	lassen	kann.	Dann	geschieht	das,	was	in	den	
letzten	zwei,	drei	Jahren	in	dieser	Legislaturperiode	schon	ge-
schehen	 ist:	Zu	Beginn	dieser	Legislaturperiode	hatten	wir	
1	200	Hauptschulen;	im	Schuljahr	2009/2010	waren	es	noch	
1	150.	

Dies	haben	wir	zum	Anlass	genommen,	ein	attraktives	Ange-
bot	für	die	Kommunen	zu	machen	als	Antwort	auf	die	inhalt-
lichen	Anforderungen	in	dieser	Schulart	und	mit	neuer	päda-
gogischer	Konzeption.	Gleichzeitig	soll	über	die	Vorausset-
zung	der	Zweizügigkeit	für	die	Genehmigung	eine	Möglich-
keit	geschaffen	werden,	eine	Antwort	auf	die	Veränderungen	
der	Schülerzahlen	an	den	jeweiligen	Standorten	zu	geben.	

Die	Inhalte	dieses	pädagogischen	Konzepts	sind	bekannt:	Als	
Abschluss	steht	bei	dieser	Schulart	neben	dem	Hauptschulab-
schluss	ein	mittlerer	Bildungsabschluss.	Darauf	gibt	es	nicht	
nur	durch	Zusatzstunden	eine	Vorbereitung,	sondern	die	Kon-
zeption	sieht	von	Klasse	5	an	eine	individuelle	Förderung	in	
Richtung	beider	Abschlüsse	vor;	hinzu	kommen	Wahlpflicht-
fächer	in	den	Klassen	8	und	9,	die	die	berufliche	Orientierung	
auf	Berufsschulen	und	in	die	verschiedenen	Berufsfelder	hi-
nein	vorwegnehmen,	und	eine	Kooperation	mit	den	berufli-
chen	Schulen	in	der	zehnten	Klasse.	Das	alles	ist	inhaltlich	
und	 fachlich	 gut	 erarbeitet	 und	hat	 dazu	geführt,	 dass	 500	
Schulen	dies	aufgrund	ihres	Antrags	genehmigt	bekommen	
haben	und	als	Werkrealschulen	an	den	Start	gehen.	

Wir	werden	nach	dem	jetzigen	Stand	rund	400	verbleibende	
Hauptschulen	haben,	die	nicht	zu	Werkrealschulen	weiterent-
wickelt	werden.	

Die	Differenz	zu	den	1	150	Schulen	sind	250	Schulen.	Diese	
sind	künftig	zum	großen	Teil	Standorte	von	Werkrealschulen.	

(Zuruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU)	
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Das	heißt,	dass	dieses	Konzept	gerade	dafür	Sorge	trägt,	dass	
die	Schule	im	Dorf	bleibt,	anders	als	Sie	es	immer	wieder	zu	
suggerieren	versuchen.

(Zuruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD	–	Gegenruf	
des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Zurückhaltung,	
Frau	Haußmann!	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU	
zu	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Dann	 sollten	Sie	

einmal	etwas	tun,	z.	B.	mit	einem	Antrag!)	

Ihre	Argumentation,	dass	Sie	dazu	eine	Alternative	hätten,	die	
mehr	bringt,	trägt	–	das	wissen	Sie	auch	ganz	genau	–	beilei-
be	nicht	dazu	bei.	Es	gibt	nirgends	in	Deutschland	die	von	Ih-
nen	 immer	wieder	 in	Schulgesetzentwürfen	geforderte	aus-
schließliche	Zusammenfassung	von	Gymnasium,	Realschule	
und	Hauptschule.	Nirgends	hat	sich	das	politisch	durchgesetzt.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)

Es	ist	auch	nicht	richtig,	als	Alternative	Hauptschule	mit	Re-
alschule	anzubieten	und	die	Übergangszahlen	von	der	Haupt-
schule	auf	die	Realschule	zu	übertragen.	Denn	–	das	ist	Ihnen	
auch	völlig	klar,	Frau	Kollegin	Rastätter	–	die	große	Frage	ist,	
wie	 viele	 derjenigen	Schülerinnen	und	Schüler,	 gerade	 im	
ländlichen	Raum,	die	bisher	mit	einer	Gymnasialempfehlung	
auf	die	Realschule	gehen,	auch	zukünftig	noch	diesen	Weg	
gehen.

Das	heißt	 nicht,	 dass	wir	dadurch	Chancen	verbaut	hätten.	
Wenn	wir	all	die	Landkreise	im	ländlichen	Raum	anschauen,	
stellen	wir	fest,	dass	dort	die	Übergangszahlen	auf	die	Gym-
nasien	nicht	die	höchsten	sind.	

(Abg.	Jörg	Döpper	CDU	zu	SPD	und	Grünen:	Das	
müssen	Sie	einmal	zur	Kenntnis	nehmen!)

Am	höchsten	sind	dort	aber	die	Zahlen	derjenigen,	die	eine	
Hochschulzugangsberechtigung	über	 die	 unterschiedlichen,	
differenzierten	Wege	schaffen.	Ich	habe	hier	schon	mehrfach	
das	Beispiel	 des	Hohenlohekreises	 angesprochen,	 der	 die	
niedrigste	Übergangsquote	 aufs	Gymnasium	aufweist,	 aber	
die	höchste	Quote	an	Hochschulzugangsberechtigten.	

Diese	Bildungswege	werden	Sie	dadurch	alle	so	nicht	mehr	
haben,	sondern	Sie	werden	dadurch	Übergangsquoten	auf	die	
Gymnasien	in	ganz	anderer	Größenordnung	erfahren.	

Dann	kommen	Sie	mit	dem	Argument	der	sozialen	Ungerech-
tigkeit	und	geben	eine	ganz	einfache	Antwort,	indem	Sie	sa-
gen,	die	Einheitsschule	helfe,	diese	Ungerechtigkeit	zu	über-
winden.	Wenn	das	so	einfach	wäre,	frage	ich,	warum	es	noch	
niemand	versucht	hat.	

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Das	sagen	doch	alle	Ex-
perten!	–	Zuruf	des	Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE)

Gehen	wir	doch	in	die	inhaltliche	Diskussion	darüber,	was	in	
diesem	Bereich	helfen	kann.	Gerade	heute	steht	ein	langes	In-
terview	mit	Jürgen	Baumert	in	der	Frankfurter	Allgemeinen	
Zeitung,	in	dem	er	auf	diese	Frage	eingeht.

(Zuruf	des	Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE)	

–	Ich	bin	schon	am	Ende	meiner	Redezeit.	Aber	wir	haben	ja	
noch	eine	zweite	Runde,	Herr	Lehmann.	

(Lachen	des	Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE)

In	diesem	Interview	wird	Herr	Baumert	auf	die	sozialen	Pro-
bleme	angesprochen.	Als	einen	Punkt,	an	dem	etwas	gesche-
hen	muss,	führt	er	z.	B.	die	Ausgangssituation	für	die	fachli-
che	Ausbildung	der	Lehrerinnen	und	Lehrer	 an	 den	unter-
schiedlichen	Schularten	an.	

Konzedieren	Sie	jetzt	doch	einfach,	dass	wir	gerade	an	die-
sem	Punkt	etwas	 tun,	 indem	wir	nämlich	die	Lehrerausbil-
dung	im	Bereich	von	Haupt-	und	Realschulen	zusammenfüh-
ren,	indem	wir	die	Grundschullehrerausbildung	verändern	und	
indem	wir	für	beide	Lehrerausbildungen	nun	acht	Semester,	
also	eine	deutlich	längere	Studienzeit,	vorsehen.	

Wir	sind	also	doch	genau	an	den	Baustellen	dran,	die	von	wis-
senschaftlicher	Seite	aus	für	notwendig	gehalten	werden,	um	
mit	den	Problemen	an	den	Schulen	umgehen	zu	können.	Las-
sen	Sie	uns	das	weiter	tun.

Vielen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!	–	Abg.	
Peter	Hofelich	SPD:	Applaus	gegen	die	Realität!)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erhält	Herr	Abg.	Zeller.

Abg. Norbert Zeller	SPD:	Herr	Präsident,	meine	sehr	ver-
ehrten	Damen	und	Herren!	Die	optimale	Förderung	jedes	ein-
zelnen	Kindes	steht	im	Mittelpunkt	der	Bildungspolitik	der	
SPD.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Sehr	gut!	–	Abg.	Hagen	
Kluck	FDP/DVP	und	Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	

Was?)

Die	kindgerechte	Förderung	beginnt	im	frühen	Kindesalter	–	
das	wissen	wir	–	und	setzt	sich	in	der	Schule	fort.	Nicht	Aus-
gabenreduzierung	im	Bildungsbereich	ist	angesagt,	meine	Da-
men	und	Herren.	Was	wir	brauchen,	sind	vielmehr	Konzepte	
für	ein	wohnortnahes,	tragfähiges,	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Genau,	und	deshalb	
haben	wir	die	Werkrealschule!)

stabiles	und	gerechtes	Bildungsangebot,	auch	in	der	Sekun-
darstufe,	mit	breit	angelegten	Abschlüssen.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Genau,	Werkrealschu-
le!)

Das,	was	Sie,	Herr	Schebesta,	mit	Ihrer	Fraktion	mit	der	Ein-
führung	der	Werkrealschule	gemacht	haben,	ist	aber	genau	das	
Gegenteil.

(Beifall	bei	der	SPD	und	der	Abg.	Renate	Rastätter	
GRÜNE)

Schulstandorte	brechen	weg,	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Wo?)

Eltern	und	Schulträger	sind	von	dem	neuen	Konzept	wenig	
überzeugt	 und	wurden	 von	 der	 Schulverwaltung	 zum	Teil	
schlecht,	zum	Teil	falsch	informiert	und	zum	Teil	in	die	Enge	
getrieben.
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Sie	genehmigen	übrigens	u.	a.	auch	entgegen	der	gesetzlichen	
Regelung	eine	einzügige	Werkrealschule	ohne	zehntes	Schul-
jahr,	obwohl	die	Schülerzahlen	dies	nicht	hergeben.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Nennen	Sie	noch	den	
Namen,	damit	man	darauf	eingehen	kann!)

–	Kressbronn	z.	B.

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Ja,	gut,	dann	können	
wir	darauf	eingehen!)

Sie	führen	eine	Notenhürde	in	der	neunten	Klasse	ein,	die	es	
sonst	in	keiner	einzigen	Schulart	gibt,	weder	in	der	Realschu-
le	noch	am	Gymnasium.	Frau	Ministerin,	Sie	nennen	dies	ei-
ne	Schutzmaßnahme.	Ich	sage	Ihnen:	Es	ist	keine	Schutzmaß-
nahme,	sondern	ein	weiteres	Ausleseinstrument.	

(Beifall	bei	der	SPD)

Sie	bestrafen	damit	die	Schwächsten	in	der	Hauptschule,	die-
jenigen,	die	eigentlich	das	zehnte	Schuljahr	dringend	brau-
chen	würden,	 um	 eher	 eine	Lehrstelle	 zu	 erhalten.	 Sie	 er-
schweren	damit	praktisch	die	Lehrstellensuche.	Herr	Hundt	–	
Frau	Rastätter	hat	darauf	hingewiesen	–	hat	Ihnen	dies	deut-
lich	gesagt.	Der	Caritasverband	der	Diözese	Rottenburg-Stutt-
gart	hat	Ihnen	das	ebenfalls	gesagt.	Die	Wirtschaft	beklagt	–	
das	haben	Sie	auch	gelesen	–	fehlende	Grundkenntnisse	und	
Schlüsselqualifikationen	 sowie	Sozialkompetenzen.	Genau	
diesen	schwächeren	Schülern	enthalten	Sie	die	Möglichkeit	
zum	Erwerb	dieser	Qualifikationen	vor.	

Sie	nehmen	komplizierte	Klassenbildungen	in	der	Werkreal-
schule	vor,	und	dies	wiederum	muten	Sie	den	Schwächsten	
der	Schülerinnen	und	Schüler	zu.	Neue	Bildungspläne	fehlen.	
Infolgedessen	kann	es	natürlich	auch	keine	Lehrerfortbildung	
geben.	Die	Einführung	dieser	Werkrealschule	ist	–	das	sage	
ich	Ihnen,	meine	Damen	und	Herren	–	eine	chaotische,	dilet-
tantische	Einführung,	wie	sie	sonst	nirgendwo	anzutreffen	ist.

(Beifall	bei	der	SPD	sowie	der	Abg.	Brigitte	Lösch	
und	Siegfried	Lehmann	GRÜNE)

Da	wundert	es	mich	schon,	Frau	Schick	–	das	sage	ich	Ihnen	
in	aller	Offenheit	–,	wie	Sie	voreilig,	vielleicht	sogar	übereif-
rig	das	neue	Werkrealschulkonzept	hochgejubelt	haben.	Sie	
sind	freundlich	im	Ton	–	das	ist	natürlich	begrüßenswert	und	
setzt	sich	auch	wohltuend	von	Ihrem	Amtsvorgänger	ab	–,	

(Zuruf	von	der	SPD:	Das	ist	schon	etwas!	–	Abg.	Ma-
rianne	Wonnay	SPD:	Das	ist	ein	Fortschritt!	–	Abg.	
Volker	Schebesta	CDU:	Können	Sie	das	auch?	–	Zu-

ruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

aber	in	der	Diktion	liegen	Sie	genau	auf	der	Linie	Ihres	Vor-
gängers.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Zum	Glück!)

Vordergründig	 soll	 die	Hauptschule	 qualitativ	weiterentwi-
ckelt	werden,	übrigens	–	ich	erinnere	noch	einmal	daran	–	ge-
gen	den	Willen	z.	B.	des	Landeselternbeirats	und	vieler	Haupt-
schulfachleute,	denen	Sie	einen	Maulkorb	erteilen,	wenn	sie	
ihre	Meinung	sagen.	Tatsächlich	aber,	meine	Damen	und	Her-
ren,	geht	es	um	die	Schließung	kleinerer	Hauptschulen,

(Abg.	Ingo	Rust	SPD:	So	ist	es!	Richtig!)

um	ein	gigantisches	Einsparprogramm.	Das	ist	der	wahre	Hin-
tergrund.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Jetzt	schauen	Sie	sich	
doch	einmal	die	Zahlen	an!	Was	sagen	Sie	denn	zu	

den	Zahlen?)

Sie	lenken	damit	von	einer	weiteren	Schulstrukturdiskussion	
ab.	

(Beifall	bei	der	SPD)

Die	neue	Werkrealschule	stellt	letztendlich	keine	pädagogi-
sche	Verbesserung	dar.	Denn	gute	pädagogische	Konzepte	bei-
spielsweise	an	den	kleinen	Hauptschulen	–	ich	nenne	da	Sipp-
lingen,	Herr	Kollege	Wetzel,	mit	einem	wunderbaren	Kon-
zept;	darin	sind	wir	uns	einig	–	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)	

wollen	Sie	zunichtemachen.	

Ich	zitiere	den	Bürgermeister	von	Gomaringen,	Schmiderer,	
der	wörtlich	sagt:

Bevor wir den Blödsinn mitmachen, den das Land uns 
vorschlägt, behalten wir lieber unsere Hauptschule. 

Recht	hat	er.	

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	
Sehr	gut!	Guter	Mann!)

Der	Bürgermeister	 von	Kusterdingen,	 Soltau,	 spricht	 von	
„Willkür“.

Verschwiegen	wird	in	der	ganzen	Debatte	übrigens	auch,	dass	
es	keine	Unterschiede	mehr	zwischen	den	Bildungsinhalten	
einer	Hauptschule	und	einer	Werkrealschule	gibt.	Es	ist	ein	
und	dasselbe.	

Mit	der	Konzentration	auf	weniger	Standorte	geht	eine	Ver-
schlechterung	der	Lernbedingungen	einher.	Es	gibt	größere	
Klassen	ohne	zusätzlichen	Förderunterricht.	Es	gibt	längere	
Anfahrtswege,	höhere	Schülerbeförderungskosten.	Die	tragen	
die	Eltern	und	die	Landkreise.	Das	alles	ist	das	Ergebnis	Ih-
rer	Politik.	Die	Leistungen	engagierter	einzügiger	Hauptschu-
len	werden	von	Ihnen	herabgewürdigt.	Ich	könnte	Ihnen	da	
jetzt	eine	ganze	Reihe	von	Beispielen	nennen.

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Bitte!)

Maßnahmen	der	individuellen	Förderung	wie	in	Sipplingen,	
Herr	Wetzel,	wie	z.	B.	kleine	Klassen	und	großes	Engagement	
der	Lehrkräfte,	werden	hier	zunichtegemacht.	

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Nennen	Sie	
doch	Beispiele!)

Ich	fordere	Sie,	Frau	Schick,	auf:	Lassen	Sie	endlich	kommu-
nale	Schulentwicklungskonzepte	zu,	die	die	Schule	im	Dorf	
lassen.	

(Abg.	 Dr.	 Klaus	 Schüle	 CDU:	 „Frau	 Ministerin	
Schick“	heißt	das!)



6482

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	14.	Wahlperiode	–	92.	Sitzung	–	Donnerstag,	15.	April	2010
(Norbert Zeller) 

Lassen	Sie	Verbundschulen	zu,	lassen	Sie	integrative	Sekun-
darstufen	zu.	Wir	werden	Sie	daran	messen,	ob	Sie	sich	ge-
gen	eine	verbohrte	CDU-Fraktion	durchsetzen	können.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen	
–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	So	ein	Blödsinn!)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Frau	Abg.	Dr.	
Arnold.	

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Sehr	verehrter	Herr	Prä-
sident,	verehrte	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	ver-
ehrten	Damen	und	Herren!	Zunächst	einige	Anmerkungen	zu	
den	einführenden	Worten	der	Opposition.	Frau	Rastätter,	Sie	
haben	 eingangs	 gesagt,	 die	Hauptschule	 sei	 nur	 noch	 eine	
Schule	für	Migrantenkinder	und	sozial	benachteiligte	Schü-
lerinnen	und	Schüler.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Die	hat	keine	Ahnung!)

Sie	fangen	schon	wieder	damit	an,	solche	Aussagen	zu	ma-
chen.	Ich	habe	gedacht,	Sie	würden	endlich	einmal	damit	auf-
hören,	diese	Schulform	schlechtzureden.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Genau!)

Denn	was	bedeutet	an	dieser	Stelle	das	Wörtchen	„nur“?	Las-
sen	Sie	es	endlich	weg.	Diese	Schülerinnen	und	Schüler	sind	
genauso	wertvoll	wie	alle	anderen	auch.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	So	 ist	es!	–	

Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Bravo!)

Ich	möchte	Sie	auch	darauf	hinweisen,	dass	z.	B.	an	den	Re-
alschulen	in	Mannheim	mittlerweile	50	%	der	Schülerinnen	
und	Schüler	Migrantenkinder	sind.	Das	ist	eine	sehr	positive	
Entwicklung.	Wollen	Sie	jetzt	damit	anfangen,	auch	die	Re-
alschule	schlechtzureden?	Also	hören	Sie	endlich	damit	auf!

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Das	kommt	

noch!)

Die	Schule	im	Dorf	lassen,	das	wollen	wir	alle.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Dann	müssen	Sie	auch	
etwas	dafür	tun!)

Aber	Sie	sagen	an	keiner	Stelle,	wie	das	konkret	umgesetzt	
werden	soll.	

(Zurufe	von	der	SPD)	

Dort,	wo	Ihre	Vorschläge	umgesetzt	werden	–	Zusammenle-
gung	von	Schularten	–	oder	sogar	versucht	wird,	die	Gemein-
schaftsschule	einzuführen,	gehen	die	Menschen	auf	die	Bar-
rikaden.	Schauen	Sie	nach	Hamburg,	schauen	Sie	nach	Ber-
lin	und	Bremen.	Dort	sehen	Sie,	welche	Folgen	Ihre	Bildungs-
politik	hat.	Hören	Sie	endlich	auf.	Kommen	Sie	aus	 Ihrem	
Wolkenkuckucksheim	herunter,	und	machen	Sie	Politik	 für	
die	Menschen	vor	Ort.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Ha-
gen	Kluck	FDP/DVP:	Jawohl!)

Meine	Damen	und	Herren,	um	es	klar	zu	sagen:	Die	FDP/
DVP-Landtagsfraktion	steht	hinter	dem	Konzept	der	neuen	
Werkrealschule.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ur-
sula	Haußmann	SPD:	Auf	einmal!)

–	Wir	standen	von	Anfang	an	hinter	diesem	Konzept,	Frau	
Haußmann.	Dieses	Konzept	beinhaltet	drei	Kernelemente,	die	
wir	in	unseren	Bemühungen	um	die	Weiterentwicklung	der	
Hauptschule	schon	sehr	früh	gefordert	haben.	Ich	darf	sie	noch	
einmal	nennen:	eine	frühe,	schon	in	Klasse	5	beginnende	in-
dividuelle	Förderung	der	Schülerinnen	und	Schüler,	

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)

eine	frühe	und	intensive	Berufsorientierung	und	für	möglichst	
viele	dieser	Schülerinnen	und	Schüler	den	mittleren	Bildungs-
abschluss	als	Regelabschluss.	Das	stand	schon	–	ich	darf	da-
ran	erinnern	–	in	unserem	Hauptschulpapier	vom	Dreikönigs-
tag	2008.	Wir	freuen	uns,	dass	es	jetzt	auch	umgesetzt	wer-
den	kann.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ur-
sula	Haußmann	SPD:	Oje!)

Aber	das	Stichwort	lautet	Umsetzung,	und	hierbei,	meine	Da-
men	und	Herren,	bleiben	wir	bei	unserer	Position.	Wir	haben	
sie	schon	mehrfach	kundgetan.	Wir	haben	Probleme	mit	der	
Umsetzung	dieser	Konzeption	im	Land.	Wir	haben	von	An-
fang	 an	 unseren	 politischen	Willen	 artikuliert.	Gerade	mit	
Blick	auf	die	unterschiedliche	Situation	der	Hauptschulen	in	
unserem	Land	brauchen	wir	bei	der	Umsetzung	möglichst	viel	
Flexibilität,	damit	sich	die	Schulen	und	die	Schulträger	bei	
der	Einführung	dieses	Bildungsangebots	passgenau	auf	die	
örtlichen	Bedingungen	und	die	örtlichen	Bedürfnisse	einlas-
sen	können.	

Wir	haben	diesen	politischen	Wunsch	auch	gesetzlich	umge-
setzt.	Ich	darf	es	Ihnen	noch	einmal	beweisen:	Im	novellier-
ten	§	6	des	Schulgesetzes	steht	ein	Satz,	der	vorher	eben	nicht	
im	Gesetzentwurf	stand.	Er	lautet:	

Sie 

–	die	Werkrealschule	–	

… kann auf mehrere Standorte verteilt sein. 

Sie	finden	auch	in	der	Begründung	des	Schulgesetzes	an	kei-
ner	Stelle	eine	Formulierung,	die	ausschließen	würde,	dass	
die	Klassen	8	und	9	parallel	einzügig	unter	einer	gemeinsa-
men	Schulleitung	an	zwei	Standorten	geführt	werden	können.	

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Die	Realität	sieht	aber	
anders	aus,	Frau	Kollegin!	–	Zuruf	der	Abg.	Rita	Hal-

ler-Haid	SPD)	

Wir	wollten	vor	allem	den	Kommunen	entgegenkommen,	die	
überhaupt	bereit	sind,	sich	zusammenzutun	und	zu	kooperie-
ren.	Es	ist	schon	ein	Riesenschritt	nach	vorn,	wenn	zwei	oder	
sogar	drei	Kommunen	sagen:	„Wir	wollen	uns	zusammentun,	
um	dieses	Bildungsangebot	 zu	 realisieren.“	Deshalb	haben	
wir	uns	an	dieser	Stelle	mehr	Flexibilität	gewünscht,	damit	
wir	möglichst	viele	Schulen	im	Dorf	lassen	können	und	da-
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mit	möglichst	viele	neue	Werkrealschulen	realisiert	werden	
können.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	–	Abg.	Nor-
bert	Zeller	SPD:	Sie	machen	das	Gegenteil!)

An	dieser	 Stelle	wird	 immer	wieder	 gesagt,	 pädagogische	
Gründe	sprächen	gegen	diese	Regelung.	Herr	Schebesta,	Sie	
werden	sich	daran	erinnern:	Wir	haben	uns	von	Anfang	an	im-
mer	an	diesem	Punkt	gerieben.	Ich	bleibe	bis	heute	bei	mei-
ner	Einschätzung	der	Situation:	Es	ist	doch	gar	kein	so	gro-
ßes	Problem,	wenn	man	zwei	einzügige	Hauptschulen	hat.	Ich	
bin	fest	davon	überzeugt,	dass	sie	auch	die	Wahlpflichtfächer	
anbieten	und	 realisieren	können.	Dann	müssen	die	Schüler	
eben	notfalls	für	zwei	Stunden	in	der	Woche	den	Schulstand-
ort	wechseln.	

(Zuruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD)	

Durch	die	Auflagen,	die	Sie	jetzt	gemacht	haben,	sieht	es	so	
aus,	dass	die	Schüler	in	sechs	Jahren	unter	Umständen	drei-
mal	die	Schule	wechseln	müssen,	und	das	ist	doch	ein	viel	hö-
herer	organisatorischer	Aufwand.	Mir	erschließt	sich	also	lei-
der	 bis	 heute	 der	 pädagogische	Mehrwert	 an	 dieser	 Stelle	
nicht.	

(Abg.	Marianne	Wonnay	SPD:	Falsche	Blickrich-
tung!	–	Zuruf	der	Abg.	Rita	Haller-Haid	SPD	–	Glo-

cke	des	Präsidenten)	

Präsident Peter Straub:	Frau	Abg.	Dr.	Arnold,	gestatten	Sie	
eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Lehmann?	

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Ich	bin	gleich	fertig,	Herr	
Lehmann.	Dann	dürfen	Sie	fragen.	

Aber,	wie	gesagt:	Dieser	Prozess	ist	noch	nicht	abgeschlos-
sen.	Wir	haben	es	gerade	gehört:	Es	gibt	noch	rund	400	Haupt-
schulen	in	unserem	Land,	die	offensichtlich	noch	zuwarten	
und	die	weitere	Entwicklung	abwarten	wollen.	Hier	würde	ich	
sehr	gern	noch	einmal	eine	Äußerung	unserer	neuen	Frau	Kul-
tusministerin	wiedergeben	dürfen,	eine	Äußerung,	die	mich	
sehr	beeindruckt	hat.	Sie	wird	im	„Badischen	Tagblatt“	vom	
25.	Februar	mit	den	aus	meiner	Sicht	sehr	bemerkenswerten	
Worten	wiedergegeben,	Querdenkerin	wolle	 sie	 nicht	 sein,	
eher	–	jetzt	wörtlich	–	„Voraus-	oder	Nachdenkerin	mit	Spaß	
am	Ausloten	 vorhandener	Möglichkeiten“.	Dieser	Satz	 hat	
mich	sehr	beeindruckt,	Frau	Dr.	Schick,	und	ich	versichere	Ih-
nen:	Sie	haben	uns	an	Ihrer	Seite,	wenn	Sie	„voraus“-denken,	
aber	auch,	wenn	Sie	„nach“-denken	wollen.	

Vielen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Wie	man	sich	

so	verbiegen	kann!)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	der	Frau	Mi-
nisterin	für	Kultus,	Jugend	und	Sport,	Frau	Professorin	Dr.	
Schick.	

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Herr	Präsident,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Her-
ren!	Selbstverständlich	bleibt	die	Schule	im	Dorf.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Zuruf	von	
der	CDU:	Genau!)

Aber	bitte	 lassen	Sie	doch	gleichzeitig	auch	die	Kirche	 im	
Dorf.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Ja!	Genau!	–	Zu-
ruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD)	

Das,	was	wir	bisher	gehört	haben,	lässt	mich	daran	jedoch	et-
was	zweifeln.	

Lieber	Herr	Zeller,	 Sie	 sagten,	 die	Bildungspläne	 fehlten.	
Hochinteressant.	Hier	 sind	 die	Bildungspläne	 für	 die	 neue	
Werkrealschule.	

(Die	Rednerin	hält	die	Bildungspläne	hoch.)

Diese	stehen	seit	Februar	im	Netz	und	sind	für	jeden,	der	das	
umsetzen	will,	verfügbar.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	der	CDU	und	der	FDP/
DVP	–	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	Herr	Zeller	will	

aber	nicht	umsetzen!)

Die	Fortbildung	für	die	Lehrerinnen	und	Lehrer	beginnt	am	
26.	April,	und	wir	können	sicherlich	auch	ein	paar	Menschen	
finden,	die	das	Zitat	mit	dem	Blödsinn,	das	Sie	vorhin	ge-
bracht	haben,	auch	für	die	Vorstellungen	der	SPD	verwenden	
würden.	Lassen	Sie	doch	diesen	Blödsinn!

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Im	Übrigen	bin	ich	dankbar	dafür,	dass	alle	Argumente,	die	
heute	 genannt	wurden	–	 alle!	 –,	 die	Einführung	der	 neuen	
Werkrealschule	unterstützen.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU)

Denn	selbstverständlich	sind	wir	genau	mit	diesem	einzigar-
tig	neuen	Konzept	zum	ersten	Mal	in	der	Lage,	eine	hoch	in-
dividualisierte	Förderung	vor	allem	für	diejenigen	zu	machen,	
die	Sie	vorher	so	stark	im	Mund	geführt	haben,	für	die	Sie	
aber	keine	Angebote	haben.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Prima!)

Zum	ersten	Mal	können	wir	in	einem	Schulangebot,	das	bis-
her	die	Hauptschule	allein	dargestellt	hat,	Wahlmöglichkeiten	
in	Vertiefungsbereichen	anbieten.	Das	gab	es	in	dieser	Kon-
sequenz	bisher	nicht.

Zum	ersten	Mal	machen	wir	für	diese	Menschen,	die	Sie	so	
gern	auf	Ihr	Schild	heben,	eine	in	der	Jahrgangsstufe	5	begin-
nende	individuelle	Bildungsplanung	mit	Kompetenzanalyse,	
mit	individualisierter	Unterstützung.	Mit	welchem	Ziel	denn,	
meine	Damen	und	Herren?	Um	die	Chancen	zu	erhöhen.	Das	
tun	wir	in	dieser	Konsequenz	zum	ersten	Mal.	Ich	bitte	Sie,	
dies	endlich	zur	Kenntnis	zu	nehmen.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Wir	schaffen	Selektion	ab.	Es	gibt	in	dem	neuen	Bildungs-
plankonzept	der	Werkrealschule	und	der	Hauptschule	keinen	
Praxiszug	mehr.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Wer	es	glaubt,	wird	
selig!)
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Wir	haben	das	getan,	weil	wir	lieber	die	Dinge	umsetzen,	als	
jahrelang	nur	darüber	zu	reden.	

(Beifall	der	Abg.	Veronika	Netzhammer	CDU)

Es	gibt	keinen	Praxiszug	mehr.	Es	gibt	 jetzt	die	ganz	klare	
Aussage:	Wir	 trennen	 in	dieser	Schulart	nicht,	 sondern	wir	
nehmen	jeden	mit,	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Die	meisten	Haupt-
schulen	haben	das	gar	nicht	gemacht!)

soweit	er	oder	sie	kann,	und	das	Ziel	ist	der	mittlere	Bildungs-
abschluss.	Wenn	das	nicht	erreichbar	erscheint,	gibt	es	defi-
nierte	Wege	in	andere	unterstützende	Angebote.	Mehr	an	In-
dividualisierung	und	Differenzierung	kann	man	sich	aus	dem	
Stand	heraus	nicht	vorstellen.	Ich	habe	es	jedenfalls	von	Ih-
nen	noch	nicht	gehört.

Meine	Damen	und	Herren,	 ich	weise	die	Diffamierung	der	
Hauptschülerinnen	und	Hauptschüler,	die	ich	vorhin	von	die-
sem	Pult	ausgehend	gehört	habe,	entschieden	zurück.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Wider-
spruch	der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE	–	Glocke	des	

Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	gestat-
ten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Lehmann?

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Bitte	später,	jetzt	nicht.

(Heiterkeit	bei	der	CDU)

Kein	Bildungskonzept	und	kein	Deckmäntelchen	einer	wie	
auch	immer	gearteten	Bildungspolitik	erlauben	es,	junge	Men-
schen,	die	in	einer	Hauptschule	sind,	abzuqualifizieren.	Das	
werde	ich	an	dieser	Stelle	bei	jeder	Gelegenheit	sagen.	Das	
gilt	genauso	dafür,	dass	mir	–	das	ist	vielleicht	ein	lässliche-
res	Vergehen;	„Sünde“	will	ich	nicht	sagen	–	in	diesem	Pro-
zess	Ihre	Kritik	an	der	Schulverwaltung,	die	ich	hier	gehört	
habe,	etwas	zu	weit	in	die	Richtung	geht,	dass	sie	auch	diffa-
mierende	Elemente	beinhaltet.	Kritik	dürfen	Sie	 immer	äu-
ßern,	aber	der	Schulverwaltung	zu	unterstellen,	sie	hätte	 in	
dem	Beratungsprozess	sozusagen	nicht	objektiv	beraten,	wei-
se	ich	ebenfalls	ganz,	ganz	deutlich	zurück,	meine	Damen	und	
Herren.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Im	Übrigen	sehen	Sie	die	Chancen	des	neuen	Bildungsange-
bots,	und	Sie	selbst	haben	heute	das	Thema	„Nachwuchskräf-
te	im	Erzieherinnen-	und	Erzieherbereich“	auf	die	Tagesord-
nung	setzen	lassen.	Wenn	Sie	netterweise	den	Bezug	zu	dem	
herstellen	würden,	was	wir	nun	in	dem	neuen	Bildungsplan	
für	Werkrealschulen	und	Hauptschulen	tun,	nämlich	zum	ers-
ten	Mal	 einen	Wahlpflichtbereich	Gesundheit	 und	Soziales	
einzuführen,	 zum	ersten	Mal	 in	der	Kompetenzanalyse	die	
Gelegenheit	zu	bieten,	junge	Menschen	auch	in	die	Berufs-
entwicklung	zu	sozialen	Bereichen	zu	beraten,	dann	würden	
Sie	erkennen,	dass	wir	mit	dem	neuen	Angebot	gerade	auch	
für	die	Sicherung	des	Nachwuchses	in	den	sozialen	Bereichen	
eine	Grundlage	legen.	

Denken	Sie	die	Themen	doch	bitte	einmal	zusammen	–	das	
müssen	wir	 in	 der	Bildungspolitik	 –	 und	 nicht	 in	 diesem	
Klein-Klein,	das	niemals	ein	vernünftiges	Bild	ergeben	wird.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Meine	Damen	und	Herren,	die	Einführung	der	Werkrealschu-
le	–	beginnend	mit	der	ersten	Runde	zum	nächsten	Schuljahr	
–	in	der	verstärkten	individuellen	Förderung	der	jungen	Men-
schen	wird	ein	Meilenstein	sein.

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)

Sie	wird	ein	Meilenstein	sein,	aber	es	gibt	keine	Schranke,	vor	
der	man	Torschlusspanik	entwickeln	muss.	Es	ist	selbstver-
ständlich	nicht	so,	dass	die	Hauptschulen,	die	Hauptschulen	
bleiben	wollen	und	die	gute	Arbeit	leisten,	Torschlusspanik	
haben.	Ganz	im	Gegenteil:	Diese	haben	sich	intensiv	mit	der	
Weiterentwicklung	beschäftigt	und	werden	dies	auch	weiter-
hin	tun.

(Abg.	Reinhold	Gall	SPD:	Warum	klagen	sie	dann	ei-
gentlich?)

Lenken	Sie	doch	einmal	den	Blick	nach	vorn.	Wir	sind	schon	
in	der	Vorbereitung	der	nächsten	Runde,	die	zum	15.	Oktober	
abgeschlossen	sein	wird.	Lassen	Sie	uns	statt	dieser	Klein-
Klein-Betrachtung,	 bei	 der	man	 rückwärtsgewandt	 und	 im	
Rückwärtsgang	verfährt,	den	Blick	nach	vorn	lenken.

Was	wird	neben	der	Unterstützung	der	Schulen,	die	das	neue	
Konzept	einführen,	neben	der	Unterstützung	der	Hauptschu-
len,	die	die	neuen	Bildungspläne	einführen,	das	Entscheiden-
de	sein?	Das	wird	in	der	neuen	Runde	selbstverständlich	sein,	
dass	wir	schauen,	ob	es	Situationen	im	Land	gibt	–	z.	B.	eine	
schwierige	geografische	Situation	–,	durch	die	 jemand,	der	
entsprechend	vorgehen	will,	dies	nicht	aus	dem	Stand	heraus	
kann.	Eine	solche	Thematik	werden	wir,	meine	Damen	und	
Herren,	in	der	nächsten	Runde	selbstverständlich	sehr	aktiv	
ins	Auge	fassen	und	hier	Unterstützung	leisten.	Denn	das	Bild,	
das	Sie	von	Kultus	und	von	Schulverwaltung	haben	–	ich	weiß	
nicht,	wie	es	genau	aussieht	–,	ist	auf	jeden	Fall	eines,	das	aus	
dem	letzten	Jahrhundert	stammt.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Abg.	Reinhold	
Gall	SPD:	Sie	kennen	es	nicht,	aber	auf	jeden	Fall	ist	

das	klar!	So	ist	das!)

Wir	werden	hier	nicht	zuschauen,	sondern	den	Prozess	inten-
siv	unterstützen.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	der	CDU	und	der	FDP/
DVP	–	Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	gestat-
ten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Dr.	Prewo,	oder	
wollen	Sie	Ihre	Rede	zunächst	zu	Ende	führen	und	danach	die	
Fragen	beantworten?

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Ich	kann	jetzt	gern	eine	Zwischenfrage	beantworten.

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Prewo	darf!	Lehmann	
darf	nicht!	–	Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Abg.	Dr.	
Prewo.

Abg. Dr. Rainer Prewo	SPD:	Vielen	Dank,	Frau	Ministerin.	
–	Frau	Ministerin,	wie	groß	müssen	Ihrer	Meinung	nach	die	
Defizite	in	der	Schulpolitik	des	Landes	sein,	wenn	Sie	inner-
halb	weniger	Minuten	hier	elfmal	sagen:	„Wir	machen	dieses	
oder	jenes	zum	ersten	Mal“,	„Wir	setzen	jetzt	die	Meilenstei-
ne“?

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	–	Abg.	Dr.	Klaus	
Schüle	CDU:	Was	tut	das	jetzt	zur	Sache?	–	Abg.	Vol-
ker	Schebesta	CDU:	Schon	wieder	eine	Wortmeldung	
wie	zum	„irregulären	Weg	über	die	beruflichen	Gym-
nasien“!	–	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Gibt	es	diese	
Meilensteine,	oder	gibt	es	keine?	–	Weitere	Zurufe	–	

Unruhe)

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Sehr	geehrter	Herr	Abgeordneter,	dies	geschieht	zum	
ersten	Mal	in	dieser	Konsequenz	und	Integration,	meine	Da-
men	und	Herren.	Der	Diskussionsprozess	darüber	läuft	doch	
schon	seit	einigen	Jahren.	Warum?	Weil	wir	erkannt	haben	–	
und	das	nicht	erst	heute	–,	dass	hier	Weiterentwicklung	not-
wendig	ist	–

(Abg.	Jörg	Döpper	CDU:	Das	hat	er	noch	nicht	mit-
bekommen!)

im	Unterschied	zu	anderen,	die	die	Weiterentwicklung	nicht	
stemmen,	die	von	der	Revolution	sprechen,

(Lachen	bei	Abgeordneten	der	SPD)

aber	das	Glück	haben,	nichts	umsetzen	zu	müssen.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Glocke	des	
Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	gestat-
ten	Sie	nun	noch	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Leh-
mann?

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Ja.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Lehmann.	
–	Danach	wird	es	noch	eine	Zwischenfrage	der	Frau	Abg.	Hal-
ler-Haid	geben.

Abg. Siegfried Lehmann	GRÜNE:	Vielen	Dank,	Frau	Mi-
nisterin.	–	Welche	Antwort	gibt	die	Landesregierung	mit	dem	
Werkrealschulkonzept,	das	ja	die	Zweizügigkeit	vorsieht,	auf	
den	 demografischen	Wandel	 im	 ländlichen	Raum?	 Ist	 das	
Werk	realschulkonzept	in	dieser	Form	nicht	ein	„Flurbereini-
gungsprogramm“	 im	 ländlichen	Raum,	was	Schulstandorte	
angeht?	Wird	die	Hauptschule	dadurch,	dass	sie	als	einzügi-
ge	Schule	übrig	bleibt,	nicht	tatsächlich	zur	Restschule?	Im	
ländlichen	Raum	wird	es	in	zehn,	15	Jahren	in	vielen	Regio-
nen	überhaupt	keine	Schule	–	vielleicht	mit	Ausnahme	der	
Grundschule	–	geben.

(Zurufe	der	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP	und	Karl	
Zimmermann	CDU)

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Herr	Abgeordneter,	die	Antwort,	die	die	Werkreal-
schule	auf	bildungspolitische	Herausforderungen	gibt,	lautet	
zunächst,	dass	wir	für	jeden	jungen	Menschen	einen	Bildungs-
gang	entwickeln,

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Aha!	–	Abg.	Sieg-
fried	Lehmann	GRÜNE:	In	Stuttgart!)

der	ihn	mit	extrem	hoher	Wahrscheinlichkeit	dafür	ausstattet,	
sowohl	im	Berufsleben	als	auch	privat	erfolgreich	zu	sein.

(Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE:	Ja,	aber	wo?	–	
Zurufe	von	der	CDU)

Das	ist	die	Antwort,	die	wir	geben.	Zweitens	die	Antwort	auf	
die	Herausforderung	–	–

(Zuruf	des	Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE)

–	Herr	Abgeordneter,	Sie	haben	die	Frage	gestellt;	jetzt	müs-
sen	Sie	auch	die	Antwort	aushalten.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Hel-
mut	Walter	Rüeck	CDU:	Sehr	gut!)

Zum	Zweiten	müssen	wir	eine	Antwort	auf	die	Herausforde-
rung	 geben,	wie	wir	 den	Fachkräftenachwuchs	 in	Baden-
Württemberg	sichern.	Jetzt	bitte	ich	Sie	noch	einmal,	über	den	
Kirchturm	des	Dorfes	hinauszudenken.	

(Abg.	Jörg	Döpper	CDU:	Auch	am	Bodensee!)

Hier	geht	es	selbstverständlich	um	Zielsetzungen,	die	für	das	
ganze	Land	Bedeutung	haben.	Gleichzeitig	haben	wir	von	Be-
ginn	des	Diskussionsprozesses	an	gesagt,	dass	die	Schule	im	
Dorf	bleibt.

(Abg.	 Reinhold	Gall	 SPD:	Was	 hat	 das	mit	 dem	
Kirchturm	zu	tun?)

Ich	war	sehr	erstaunt,	heute	zu	hören,	dass	dies	für	die	Oppo-
sition	offenbar	eine	neue	Erkenntnis	ist.

Die	demografische	Entwicklung	haben	wir	alle	gemeinsam	
im	Blick.	Wir	haben	von	Anfang	an	deutlich	gesagt,	dass	es	
keine	Schule	im	Land	geben	wird,	die	sich	einfach	zurückleh-
nen	und	sagen	kann:	Schauen	wir	einmal,	was	in	den	nächs-
ten	Jahren	passiert.

Sie	haben	die	Aussage	wiederholt	–	die	lassen	wir	so	nicht	ste-
hen	–,	dass	die	Hauptschulen	Restschulen	seien

(Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE:	Wer	macht	das?	
–	Gegenruf	des	Abg.	Jörg	Döpper	CDU:	Ihr	macht	

sie	dazu!)

und	nicht	einen	hervorragenden	Beitrag	zur	Bildungspolitik	
leisteten.	Das	ist	nicht	der	Fall.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Ministerin,	gestat-
ten	Sie	eine	weitere	Zwischenfrage,	oder	wollen	Sie	jetzt	wei-
terreden?
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Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Mit	Blick	auf	den	Fortgang	der	Zeit	und	auf	die	aus-
getauschten	Argumente	möchte	ich	gern	zum	Schluss	kom-
men.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Sehr	gut!)

Meine	Damen	und	Herren,	das,	was	wir	angekündigt	haben,	
haben	wir	umgesetzt,	und	zwar	ohne	in	der	Zwischenzeit	vor	
den	Forderungen	nach	mehr	Flexibilität	einen	Kniefall	zu	ma-
chen.	

Das	Konzept	ist	intensiv	diskutiert	worden.	Es	ist	vom	Land-
tag	verabschiedet	worden.	Das	Ministerium	ist	gut	beraten,	
das	Konzept	nun	in	dieser	Art	und	Weise	umzusetzen.	Die	ers-
te	Runde	schließen	wir	am	Freitag	nächster	Woche	ab	und	ge-
hen	in	die	zweite	Runde.	Wir	schauen,	in	welchen	Bereichen	
wir	unterstützend	tätig	sein	müssen,	damit	kein	Schüler	einen	
längeren	Weg	zur	Werkrealschule	zurücklegen	muss,	als	er	
zur	Realschule	oder	zum	Gymnasium	zurücklegen	müsste.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Aha!	–	Zuruf	des	
Abg.	Norbert	Zeller	SPD)

Wir	gehen	jetzt	in	die	nächste	Runde.	Das	ist	unsere	Antwort	
auf	Ihre	Grundsatzdiskussion.	Es	gibt	nichts	Gutes,	außer	man	
tut	es.	Wir	haben	es	getan.

Herzlichen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Zuruf	von	
der	CDU:	Sehr	gut!	Bravo!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	wir	kommen	jetzt	zur	zweiten	Runde.	Ich	möchte	
nur	noch	einmal	darauf	hinweisen,	weil	manche	Abgeordne-
te	vorhin	gesagt	haben,	wir	kämen	dann	zur	zweiten	Runde.

(Abg.	Reinhold	Gall	SPD:	Das	wissen	wir	alles!)

Die	Zeit	wird	durchgerechnet.	Wenn	Sie	Ihre	Redezeit	vorhin	
überzogen	haben,	steht	Ihnen	nur	noch	eine	Restredezeit	zur	
Verfügung,	sodass	Sie	insgesamt	fünf	Minuten	Redezeit	ha-
ben.	

Frau	Abg.	Rastätter,	Sie	haben	das	Wort	für	die	Fraktion	GRÜ-
NE.

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Liebe	Kolleginnen	und	Kol-
legen!	Diese	alte,	ausgeleierte	Platte,	wir	würden	die	Haupt-
schulen	kaputtreden,	nimmt	Ihnen	inzwischen	niemand	mehr	
ab.	

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Niemand!)

Fakt	ist,	dass	wir	eine	soziale	Auslese	in	unserem	Bildungs-
system	haben.	Alle	internationalen	und	nationalen	Studien	so-
wie	die	Auswertungen	des	Statistischen	Landesamts	hierzu	
bestätigen	diese	Fakten.	

(Unruhe	–	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Pst!)

Deshalb	geht	es	darum,	wie	wir	unser	Bildungssystem	wei-
terentwickeln	 können,	 damit	wir	 tatsächlich	Kinder	 unter-
schiedlicher	sozialer	Herkunft	besser	gemeinsam	beschulen,	
als	dies	bisher	der	Fall	war.	Das	ist	die	erste	Bemerkung	hier-
zu.

Zweitens:	Insbesondere	mit	Blick	auf	die	Schülerinnen	und	
Schüler,	die	jetzt	in	die	neuen	Werkrealschulen	kommen,	stel-
len	wir	Mindestforderungen.	Dazu	haben	wir	auch	einen	An-
trag	eingebracht,	der	im	Schulausschuss	beraten	wird.	Frau	
Kollegin	Arnold,	diesem	Antrag	können	Sie	zustimmen.	

Wir	wollen,	dass	einzügige	Hauptschulen	als	Werkrealschu-
len	genehmigt	werden.	Außerdem	wollen	wir,	dass	die	Noten-
hürde	nach	der	neunten	Klasse	abgeschafft	wird.	Wir	wollen	
auch	erreichen,	dass	die	Grundschulempfehlung	abgeschafft	
und	eine	Bildungsempfehlung	erteilt	wird,	an	der	sich	die	El-
tern	orientieren	können.	Das	sind	unsere	Mindestforderungen,	
die	Sie,	Frau	Kultusministerin	Schick,	erfüllen	müssten,	wenn	
Sie	zukunftsfähig	denken.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Ich	möchte	noch	etwas	zur	individuellen	Förderung	sagen.	Es	
gibt	eine	wissenschaftliche	Studie,	die	belegt,	dass	die	Lehr-
kräfte	an	den	Hauptschulen	im	Vergleich	zu	den	Lehrkräften	
aller	anderen	Schulformen	bislang	die	beste	individuelle	För-
derung	praktiziert	haben.	Diese	Lehrer	richten	den	Blick	auf	
jedes	Kind.	Diese	Lehrer	stärken	schon	heute	jedes	Kind.	Von	
deren	Kompetenzen	können	auch	die	Lehrkräfte	an	anderen	
Schulformen	sehr	viel	lernen.

Zum	Schluss	noch	eine	Bemerkung	zu	Ihnen,	Herr	Kollege	
Schebesta.	Wenn	Sie	von	einem	Konzept	einer	integrativen	
Schule	sprechen,	dann	geht	es	nicht	um	eine	Zusammenle-
gung.	In	Graben-Neudorf	beispielsweise	gibt	es	zwei	Grund-
schulen	und	eine	Hauptschule.	Die	Hauptschule	 ist	mittler-
weile	einzügig.	Dieser	Ort	zählt	rund	7	500	Einwohner.	

300	Schüler	pendeln	zu	Realschulen	in	der	Umgebung	–	300	
Schüler!	Diese	Schüler	könnten	zum	Teil	wunderbar	an	die-
ser	wohnortnahen	Schule	integriert	werden.	Die	Realschulen	
in	der	Umgebung,	die	aus	den	Nähten	platzen,	würden	dies	
begrüßen.	Die	Gemeinde	begrüßt	es,	der	CDU-Bürgermeister	
begrüßt	es.	Die	Schulleiter	vor	Ort,	die	Eltern	wollen	diese	
Entwicklung.	Wieso	haben	Sie	denn	Angst,

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Wir	haben	
keine	Angst!)

ein	solches	Modell	vor	Ort	zuzulassen?	

Deshalb	bitte	ich	nach	wie	vor:	Es	geht	hier	nicht	darum,	dass	
wir	von	heute	auf	morgen	von	oben	umkrempeln.	Es	geht	da-
rum,	dass	Sie	innovative	Ansätze	zulassen,	dass	sich	die	Leu-
te	vor	Ort	im	Bildungssystem	engagieren	dürfen.

(Glocke	des	Präsidenten)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Kollegin	Rastät-
ter,	Sie	sollten	langsam	zum	Ende	kommen.

(Abg.	 Helmut	Walter	 Rüeck	 CDU:	 Es	 darf	 auch	
schnell	sein!	–	Beifall	des	Abg.	Peter	Hofelich	SPD)

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Es	geht	um	die	Weiterent-
wicklung	des	Bildungswesens.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	waren	jetzt	zwei	
Minuten.	Entschuldigung,	das	geht	nicht.

Für	die	CDU-Fraktion	erteile	ich	Herrn	Abg.	Schebesta	das	
Wort.

Abg. Volker Schebesta	CDU:	Kommt	die	SPD	nicht	vorher	
dran?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte?

Abg. Volker Schebesta	CDU:	Kommt	von	der	SPD	niemand?	
Ich	habe	mich	noch	nicht	gemeldet.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Doch,	schon.	Aber	wir	
halten	uns	an	die	vorgesehene	Reihenfolge:	Nach	dem	An-
tragsteller	 kommt	 die	 stärkste	 Fraktion,	 dann	 kommt	 die	
zweitstärkste	Fraktion.	Wenn	Sie	die	Wahlergebnisse	schon	
vorwegnähmen,	dann	wäre	es	jetzt	die	SPD.	

(Heiterkeit	–	Beifall	des	Abg.	Thomas	Knapp	SPD	–	
Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Die	 SPD	hat	 aber	
auch	einen	Antrag	gestellt!	–	Zurufe	–	Unruhe)

–	Nein.

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Hat	jetzt	der	
Präsident	oder	der	Abgeordnete	gesprochen?)

Abg. Volker Schebesta	CDU:	Herr	Präsident,	bislang	war	es	
bei	Aktuellen	Debatten	so,	dass	Wortmeldungen	abgewartet	
wurden.	Wenn	 der	Redner	 der	Regierungsfraktion	warten	
wollte,	was	von	der	Oppositionsfraktion	nach	einer	Rede	ei-
nes	Ministers	oder	einer	Ministerin	noch	kommt	–	–

(Widerspruch	 bei	 der	SPD	–	Abg.	Katrin	Altpeter	
SPD:	Das	war	 noch	nie	 so!	 –	Abg.	Reinhold	Gall	

SPD:	Das	war	noch	nie	im	Leben	so!)

–	Ich	muss	doch	in	der	zweiten	Runde	gar	nicht	sprechen.

(Abg.	Reinhold	Gall	SPD:	Bleiben	Sie	doch	sitzen!	
Setzen	Sie	sich!	–	Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Bleiben	

Sie	doch	sitzen!)

–	Nein,	das	ist	schon	in	Ordnung.	Ich	will	Herrn	Zeller,	wenn	
er	denn	noch	einmal	sprechen	darf,	die	Gelegenheit	geben,	
auf	meine	Ausführungen	einzugehen.

Ich	finde	es	manchmal	schon	putzig,	was	Sie	machen.

(Lachen	der	Abg.	Katrin	Altpeter	SPD	–	Abg.	Katrin	
Altpeter	 und	Abg.	Marianne	Wonnay	SPD:	Putzig	

und	süß!)

Herr	Zeller,	auf	der	einen	Seite	 sagen	Sie:	Hauptschule	 im	
ländlichen	Raum,	möglichst	viele	Standorte	aufrechterhalten,	
auch	einzügige	Lösungen	zulassen.	Wenn	dann	irgendwo	aus	
einer	Geschichte,	die	Sie	sehr	wohl	kennen,	eine	Entschei-
dung	zustande	kommt	wie	in	Kressbronn,	dann	kritisieren	Sie	
das,	weil	es	wider	das	Gesetz	sei.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Sie	haben	eine	Werkreal-
schule	gewollt!)

Herr	Zeller,	Sie	kennen	die	Situation	ganz	genau.	Sie	finden	
es	einfach	nur	saumäßig	blöd,	dass	Sie	sich	in	Ihrem	Wahl-
kreis,	in	Kressbronn	und	in	Langenargen,	mit	Ihrer	Argumen-
tation	nicht	durchsetzen	konnten,

(Abg.	Jörg	Döpper	CDU:	So	ist	es!)

sondern	dass	die	beiden	Gemeinderäte	gesagt	haben:	Wir	wol-
len	die	Werkrealschule.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Bravo!	–	Abg.	Norbert	Zeller	

SPD:	Bürgerentscheid!)

Die	 beiden	Gemeinderäte	 haben	 entschieden,	 dass	 sie	 die	
Werk	realschule	wollen.	–	Ich	weiß	von	dem	Bürgerentscheid;	
ich	komme	dazu.	Ich	weiß	es.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Also!)

Zum	Zeitpunkt	der	Genehmigung	gab	es	Anträge	des	Schul-
trägers,	

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Sie	wissen,	dass	Bürger-
entscheide	anstanden!)

die	von	den	Gemeinderäten	mit	Mehrheit	gefasst	worden	sind	
und	aufrechterhalten	wurden.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Herr	Schebesta,	Sie	wuss-
ten,	dass	die	Entscheidung	ansteht!	Ach	was!)

Sollen	wir	jetzt	Kressbronn	sagen:	„Ätsch,	bätsch,	in	Langen-
argen	findet	ein	Bürgerentscheid	statt;	wir	wissen	schon,	wie	
er	ausgeht;	

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Abwarten	hätten	Sie	müs-
sen!	Sie	hätten	abwarten	müssen!	–	Zuruf	des	Abg.	

Ingo	Rust	SPD)	

der	Gemeinderat	hält	zwar	bisher	in	Kenntnis	des	Bürgerent-
scheids	seinen	Antrag	aufrecht,	aber	wir,	die	Schulverwaltung,	
sagen:	Ätsch,	bätsch,	weg	damit“?	Es	war	richtig,	diese	Werk-
realschule	zu	genehmigen.

(Abg.	Marianne	Wonnay	SPD:	Ist	das	das	große	Gan-
ze,	oder	was?	–	Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Sie	haben	

Schwierigkeiten!	Geben	Sie	es	zu!)

Das	war	aus	einem	solchen	zeitlichen	Ablauf	heraus	gegeben.	
Es	bleibt	dabei.	Sie	haben	sich	in	den	Gremien	des	Schulträ-
gers	nicht	durchsetzen	können,	Herr	Zeller.	Das	stinkt	Ihnen	
natürlich	schon.

(Zuruf	des	Abg.	Peter	Hofelich	SPD	–	Abg.	Norbert	
Zeller	SPD:	Mir	nicht!	Der	Bürgerentscheid	hat	mir	
recht	gegeben!	–	Abg.	Marianne	Wonnay	SPD:	Was	

für	eine	Argumentation!)	

Frau	Rastätter,	ich	finde	es	schon	interessant,	wenn	Sie	mit	
der	Schule	im	Dorf	das	fordern,	was	wir	mit	der	Konzeption	
Werkrealschule	halten.	Wenn	dann	von	uns	als	Lösung	dafür	
die	Einrichtung	 einer	Werkrealschule	 angesprochen	wird,	
dann	kommen	Sie	mit	Graben-Neudorf.	Diese	Kommune	hat	
7	500	Einwohner.	Überall	dort,	wo	vor	allem	die	SPD	auftritt	
und	sagt,	dass	ihre	Konzeption	die	Schule	im	Dorf	halten	wür-
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de,	reden	wir	nicht	von	Gemeinden	mit	7	500	Einwohnern,	
sondern	von	weit	kleineren	Einheiten.	

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Tätä,	tätä,	tätä!)

Sie	glauben,	die	einfache	Lösung	sei,	dort	Schularten	zusam-
menzufassen,	 und	 dann	würden	 die	Kinderlein	 an	 diesen	
Standorten	bleiben.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	An	den	Standorten,	
nicht	den	Schularten!)

Es	gibt	in	Podiumsdiskussionen	sogar	Vertreterinnen	und	Ver-
treter	der	GEW,	die	mit	einem	entsprechenden	Gutachten	in	
die	 Diskussion	 gehen	 und	 sagen:	 Natürlich	 ist	 an	 einem	
Hauptschulstandort	mit	30	oder	40	Schülerinnen	und	Schü-
lern	keine	solche	Lösung	möglich.	Das	wissen	Sie	genau.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Nein,	 überhaupt	
nicht!)

Deshalb	kommen	Sie	mit	7	500-Seelen-Gemeinden.	Denen	
werden	wir	mit	der	Werkrealschule	natürlich	auch	eine	Ant-
wort	geben	können.	Es	kommt	aber	darauf	an,	wie	sich	die	
Schulträger	in	diesen	Bereichen	um	die	jeweiligen	Standorte	
der	Schulen	sortieren.

Eine	Bitte	habe	ich	auch	an	die	FDP/DVP.	Wir	haben	jetzt	ei-
ne	Situation,	in	der	die	Schulverwaltung	ihre	Arbeit	gemacht	
hat.	Auch	dort	gab	es	Irritationen	durch	Verlautbarungen	auch	
von	Ihnen.	

(Zuruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)	

–	Auch	von	der	Opposition,	aber	auch	von	Ihnen.	–	Es	gibt	
jetzt	eine	Situation,	in	der	Schulen	und	Lehrerkollegien	in	den	
neu	gegründeten	Werkrealschulen	zusammenfinden	und	in	der	
die	Schulen	ihre	pädagogische	Arbeit	auf	das	neue	Konzept	
ausrichten	müssen.	Da	finde	ich	es	schon	etwas	schade,	wenn	
eine	Regierungsfraktion	von	Problemen	in	der	Umsetzung	zu	
einem	Zeitpunkt	spricht,	zu	dem	die	politische	Diskussion	da-
rüber	eigentlich	nicht	angezeigt	ist,	weil	das	erste	Antragsver-
fahren	abgeschlossen	ist.	

Sie	kennen	wie	wir	und	wie	alle	draußen	den	Unterschied	zwi-
schen	können,	sollen	und	müssen.	Dazu	stehen	im	Schulge-
setz	eindeutige	Regelungen.	Sorgen	wir	nicht	für	Irritationen,	
sondern	sorgen	wir	dafür,	dass	die	Schulen	nach	den	politi-
schen	Entscheidungen,	die	getroffen	worden	sind,	mit	dieser	
guten	Konzeption	im	nächsten	Schuljahr	ungestört	ihre	Arbeit	
aufnehmen	können.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	Herrn	Abg.	Schmiedel	das	Wort.

Abg. Claus Schmiedel	SPD:	Herr	Präsident,	liebe	Kollegin-
nen,	liebe	Kollegen!	Frau	Ministerin	Schick,	Sie	haben	ge-
sagt,	Sie	wollten	keinen	Blick	zurückwerfen.	Aber	einen	Blick	
zurück	möchte	ich	Ihnen	schon	empfehlen.	Sie	sollten	sich	
die	Drucksachen	geben	lassen,	in	denen	wiedergegeben	wird,	
was	Ihr	Vorgänger	Rau	bei	der	Einführung	der	Werkrealschu-
le	Typ	I	hier	zum	Besten	gegeben	hat.	Da	haben	wir	nämlich	

auch	gehört:	„Zum	ersten	Mal	werden	wir	…“,	„Zum	ersten	
Mal	werden	wir	…“	und	all	das	Gute.	Er	hat	die	endgültige	
Rettung	der	Hauptschule	vor	der	krisenhaften	Entwicklung	
versprochen.	

(Abg.	Ingo	Rust	SPD:	Wie	jetzt!)

Wenn	Sie	das	lesen,	dann	verstehen	Sie	auch,	woran	Ihr	Vor-
gänger	 gescheitert	 ist.	Er	 hat	 geglaubt,	 dass	 seine	 schönen	
Worte	 irgendetwas	mit	der	Schulrealität	 in	diesem	Land	zu	
tun	hätten.

(Beifall	bei	der	SPD)

Ihre	Ankündigungen	bleiben	hohl,	weil	sie	in	keinem	Bezug	
zu	den	Herausforderungen	der	Hauptschule	stehen.

Jetzt	gehe	ich	nicht	auf	das	Klein-Klein	ein,	sondern	auf	zwei	
Themen,	die	existenziell	für	die	Entwicklung	der	Hauptschu-
le	in	Baden-Württemberg	sind.

Das	erste	Problem	der	Hauptschule	ist,	dass	in	den	größeren	
Städten	ein	Großteil	der	Schulabgänger	–	bei	mir	in	Ludwigs-
burg	sind	es	80	%	–	den	Übergang	in	die	berufliche	Ausbil-
dung	nicht	finden.	Den	Glauben,	dass	sich	das	mit	der	Werk-
realschule	ändert,	haben	jedenfalls	die	Eltern	nicht.	In	dieser	
Woche	hat	die	Oberbürgermeisterin	Keck	von	Kornwestheim	
im	Gemeinderat	über	einen	erneuten	massiven	Rückgang	der	
Anmeldungen	für	die	Werkrealschule	 in	Kornwestheim	be-
richtet.	Das	heißt,	die	Flucht	aus	diesem	Schultyp	hält	an.	Das	
geht	 erstens	 zurück	 auf	 die	 Schulempfehlung,	 bei	 der	 die	
Werk	realschule	halt	an	dritter	Stelle	kommt,	und	zweitens	da-
rauf,	dass	dort	kein	echter	Realschulabschluss	möglich	ist.

Der	 zweite	Aspekt	 der	Krise	 in	 der	Hauptschule	 sind	 die	
Hauptschulen	im	ländlichen	Raum.	Diese	haben	aber	gar	nicht	
das	Problem	des	Übergangs	in	die	berufliche	Ausbildung.

(Abg.	Ingo	Rust	SPD:	Richtig!)

Da	sind	die	wunderbar.	Ich	nehme	einmal	das	Beispiel	Wald-
dorfhäslach:	16	Kinder	in	der	neunten	Klasse.	Alle	bekom-
men	eine	berufliche	Ausbildung,	oder	sie	machen	die	mittle-
re	Reife	an	der	Berufsschule.	Überhaupt	kein	Problem!	Aber	
deren	Thema	ist:	Es	sind	jetzt	noch	16	Schüler,	und	ihre	Zahl	
wird	immer	weniger.	Wenn	Sie	jetzt	in	Walddorfhäslach	ver-
sprechen,	dass	die	Fahrt	zur	Schule	im	Dorf	künftig	nicht	wei-
ter	ist	als	die	Fahrt	in	das	nächste	Gymnasium,	dann	müssten	
die	Schüler	aber	in	die	nächste	Schule	ziemlich	weit	fahren.	
Da	ist	nichts	mehr	mit	der	Schule	im	Dorf	in	Walddorfhäs-
lach.

(Beifall	bei	der	SPD)

Wenn	Sie	als	Merkmal,	als	Kennzeichen	der	Werkrealschule	
sagen	–	wogegen	wir	gar	nichts	haben	–,	dass	die	individuel-
le	Förderung	in	den	Mittelpunkt	rückt,	dass	man	aufhört,	die	
Vorstellung	zu	haben,	das	seien	alles	Menschen	mit	handwerk-
licher	Begabung,	sondern	sagen:	„Wir	wollen	die	Menschen	
individuell	annehmen	und	individuell	fordern	und	fördern“,	
was	spricht	denn	dann	dagegen,	dass	Sie	in	Walddorfhäslach	
dem	Wunsch	der	Gemeinde,	der	Eltern,	der	Schule	nachge-
ben	und	sagen:	„Wir	wollen	eine	zehnte	Klasse,	und	wir	wol-
len	 auch	 einen	Realschulabschluss	 anbieten“?	Was	 spricht	
denn	dagegen,	Realschüler	mit	Realschulempfehlung	auf	die-
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ser	Schule	zu	lassen	und	ihnen	einen	richtigen	Realschulab-
schluss	zu	ermöglichen?

(Beifall	bei	der	SPD	und	den	Grünen)

Wie	das	funktionieren	kann,	zeigt	das	Beispiel	in	Mulfingen.	
Dort	herrscht	dieselbe	Situation:	einzügige	Hauptschule,	zum	
Schluss	 16	Anmeldungen.	Die	 haben	gesagt:	 „Das	geht	 so	
nicht	weiter,	wir	wollen	unsere	Schule	im	Dorf	halten“,	und	
bieten	jetzt	eine	Schule	an	mit	einer	zehnten	Klasse	und	der	
Möglichkeit,	einen	Realschulabschluss	abzulegen	–	ganz	kon-
zentriert,	 individuelle	Förderung,	Klassenverbände	weitge-
hend	aufgelöst	in	Lerngruppen.	Das	Konzept	geht	auf.	Sie	ha-
ben	jetzt	34	Anmeldungen,	nicht	mehr	16.	Schade	nur,	dass	
sie	das	nicht	in	staatlicher	Regie	machen	können,	sondern	ei-
ne	Privatschule	werden	mussten.	

(Zuruf	von	der	SPD:	Privatschule!	–	Abg.	Ingo	Rust	
SPD:	So	ist	es!	–	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/
DVP:	Schade	ist	das?	Was	privat	ist,	ist	schade?	–	Ge-

genruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE)

Das	ist	die	Konsequenz,	die	sie	aus	dieser	Blockade	ziehen.	

Das	„Zentrum“	ist	eine	Vorgängerpartei	von	Ihnen.	Sie	sind	
Zentralist.

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Das	ist	doch	lächer-
lich!	 –	Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Sie	 sind	 ge-
schichtsvergessen,	Herr	Kollege!	–	Zuruf	der	Abg.	

Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU)

Sie	geben	vor,	wie	es	zu	sein	hat.	Warum	lassen	Sie	den	Wett-
bewerb	der	guten	Hauptschulen	nicht	zu?	

(Abg.	Dr.	Dietrich	Birk	CDU:	Sie	waren	doch	einmal	
Lehrer!)

Diese	haben	wirklich	gute	pädagogische	Konzepte.	Aber	sie	
haben	einen	Wettbewerbsnachteil,	weil	sie	keinen	Realschul-
abschluss	anbieten	können.	Das	ist	der	Punkt.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD)

Sobald	sie	die	Freiheit	haben,	auch	einen	Realschulabschluss	
mit	individueller	Förderung	anzubieten	–	nicht	alles	gleich-
machen,	sondern	individuelle	Förderung	–,	

(Zuruf	des	Abg.	Norbert	Zeller	SPD)	

sobald	sie	mit	 ihren	guten	pädagogischen	Konzepten	einen	
Realschulabschluss	 anbieten	können,	 blühen	 sie	 auf.	Dann	
kommen	neue	Kinder,	dann	kommen	neue	Eltern.	Dann	bleibt	
die	Schule	im	Dorf.	

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Das	machen	andere	
Bundesländer	schon	lange!)

Dann	kann	das	Versprechen	gehalten	werden,	Frau	Schick.	
Ansonsten	ist	alles	hohl	gesprochen	und	hat	mit	der	Realität	
nichts	zu	tun:	Die	Flucht	aus	diesem	Schultyp	hält	an.	

(Beifall	bei	der	SPD	–	Glocke	des	Präsidenten)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Kollege	Schmie-
del,	gestatten	Sie	noch	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	
Schebesta?	–	Bitte,	Herr	Abgeordneter.	

Abg. Volker Schebesta	CDU:	Herr	Schmiedel,	halten	Sie	in	
einer	bildungspolitischen	Debatte	aufrecht,	die	Zentrumspar-
tei	mit	zentralistischen	Tendenzen	in	Zusammenhang	zu	brin-
gen?	In	einer	bildungspolitischen	Debatte	finde	ich	es	wich-
tig,	dass	man	manchen	Vergleich	nicht	unbedingt	so	stehen	
lässt.	

(Abg.	Reinhold	Gall	SPD:	Claus,	gib	gar	keine	Ant-
wort	darauf!	Das	ist	lächerlich!	–	Abg.	Ursula	Hauß-
mann	SPD:	Darauf	musst	du	nicht	antworten!	–	Zu-

ruf	des	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU)	

Abg. Claus Schmiedel	SPD:	Vergessen	wir	das	„Zentrum“,	
sondern	kommen	wir	noch	einmal	zum	Thema.	Wir	wollen	
ein	Stück	Freiheit	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Das	ist	aber	neu!	–	
Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Das	ist	das	Neueste!	–	

Gegenruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD)

und	nicht	verfügen,	dass	Schulen	zusammengelegt	werden.	
Wir	wollen	ein	Stück	Freiheit	für	Schulen,	

(Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP:	Freiheits-
partei!)

die	gute	pädagogische	Konzepte	haben,	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Sie	wollen	Regio-
nalschulen!)

die	die	individuelle	Förderung	in	den	Mittelpunkt	stellen,	die	
sagen:	„Wir	können	mehr.	Wir	können	auch	einen	Realschul-
abschluss	anbieten	und	haben	deshalb	ein	attraktives	Angebot	
als	Schule	in	unserem	Dorf.“	

Herr	Schebesta,	jetzt	möchte	ich	einmal	eine	Gegenfrage	stel-
len.	

(Abg.	Volker	Schebesta	CDU:	Ich	habe	keine	Rede-
zeit	mehr!	Ich	hätte	antworten	können,	wenn	ich	noch	

gelassen	worden	wäre!)

–	Oder	an	Frau	Schick.	–	Wenn	es	schon	so	ist,	dass	Sie	in	der	
Lehrerausbildung	für	die	Sekundarstufe	I	nicht	mehr	zwischen	
Hauptschule	und	Realschule	unterscheiden,	warum	müssen	
Sie	die	Kinder	dann	noch	trennen?	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD)

Warum	können	sie	nicht	in 	 e i n e r 	 Schule	bleiben?	Was	
spricht	dagegen?	

(Glocke	des	Präsidenten)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Kollege	Schmie-
del,	Sie	müssen	zum	Ende	kommen.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Er	ist	schon	am	En-
de!	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Er	war	ei-

gentlich	schon	weg!)

Abg. Claus Schmiedel	SPD:	Ehrlich?	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Ja.
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Abg. Claus Schmiedel	SPD:	Also	gut.	Dann	komme	ich	jetzt	
zum	Ende	und	sage:	Alle	schönen	Worte	helfen	nicht	über	die	
traurige	Realität	hinweg,	dass	die	Flucht	aus	diesem	Schultyp	
Werkrealschule	anhält.	Die	einzige	Chance	für	die	Schule	im	
ländlichen	Raum,	die	wohnortnahe	Schule,	die	Schule	im	Dorf	
ist,	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Regionalschule!)

dass	man	den	Schulen	die	Freiheit	gibt,	einen	Realschulab-
schluss	 anzubieten.	Dann	 sind	 sie	 ein	 attraktives	Angebot.	
Dann	ist	es	ein	fairer	Wettbewerb	mit	dem	Realschulzentrum	
oder	dem	Gymnasium	in	der	Kreisstadt.

(Beifall	bei	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	FDP/DVP-Frak-
tion	erteile	ich	Frau	Abg.	Dr.	Arnold	das	Wort.

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Her-
ren!	Ich	möchte	die	drei	Minuten	Redezeit,	die	mir	bleiben,	
nutzen,	 um	 noch	 kurz	 auf	 die	Anmerkungen	 von	 Herrn	
Schebesta	zu	antworten,	die	direkt	an	mich	gerichtet	waren.	

Herr	Schebesta,	ich	glaube,	das	Wort	„Irritationen“	trifft	den	
Sachverhalt,	 den	Sie	 zu	 beschreiben	 versuchen,	 eigentlich	
nicht	wirklich.	Ich	denke,	wir	haben	hier	offensichtlich	unter-
schiedliche	Rechtsauffassungen,	was	die	Auslegung	sowohl	
des	Schulgesetzes	als	auch	seiner	Begründung	betrifft.	

(Abg.	Ingo	Rust	SPD:	Das	ist	aber	schlecht	in	einer	
Koalition!)

Aus	unserer	Sicht	haben	wir	sowohl	im	Schulgesetz	als	auch	
in	der	Begründung	Möglichkeiten	eröffnet	für	die	Flexibili-
tät,	die	wir	uns	gewünscht	hätten.	Aber	es	gibt	natürlich	un-
tergesetzliche	Setzungen.	Das	Ministerium	ist	ausführendes	
Organ.	Das	Ministerium	hat	hier	natürlich	einen	Ermessens-
spielraum.	Den	hat	es	so	ausgefüllt	und	ausgenutzt,	wie	wir	
es	erlebt	haben.

An	dieser	Stelle	möchte	ich	auch	einmal	sagen	dürfen:	Wir	
sind	von	vielen	Bürgermeistern	angesprochen	worden	–	auch	
von	CDU-Bürgermeistern	–,	die	uns	gebeten	haben,	Sorge	zu	
tragen,	dass	hier	mehr	Flexibilität	hineinkommt.	

(Zuruf:	Machen	Sie	es	doch!)

–	Ich	habe	es	eben	schon	gesagt:	Es	ist	letztlich	die	Umset-
zung.	

(Zurufe	 von	der	SPD	–	Gegenruf	 des	Abg.	Hagen	
Kluck	FDP/DVP:	Seid	still	da	drüben!)

Dies	liegt	in	der	Verantwortung	des	Ministeriums.	Es	ist	ihm	
aufgetragen,	zu	entscheiden,	wie	es	diesen	Ermessensspiel-
raum	ausnutzt.	

Vielen	Dank.

(Abg.	Claus	Schmiedel	 SPD:	Das	 ganze	Geweine	
nützt	nichts!	–	Gegenruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/

DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	damit	ist	die	Aktuelle	Debatte	beendet.	

Wir	haben	jetzt	noch	über	die	Beschlussempfehlung	des	Aus-
schusses	für	Schule,	Jugend	und	Sport	zum	Antrag	Drucksa-
che	 14/5648	 (geänderte	 Fassung)	 abzustimmen.	Der	Aus-
schuss	für	Schule,	Jugend	und	Sport	empfiehlt	Ihnen,	den	An-
trag	für	erledigt	zu	erklären.	–	Sie	sind	damit	einverstanden.	

Damit	ist	Tagesordnungspunkt	1	erledigt.

Ich	rufe	Tagesordnungspunkt 2	auf:	

Aktuelle Debatte – Der Ländliche Raum als Rückgrat Ba-
den-Württembergs – beantragt von der Fraktion der CDU

Das	Präsidium	hat	eine	Gesamtredezeit	von	40	Minuten	fest-
gelegt.	Darauf	wird	die	Redezeit	der	Regierung	nicht	ange-
rechnet.	Für	die	einleitenden	Erklärungen	der	Fraktionen	so-
wie	für	die	Redner	in	der	zweiten	Runde	gilt	jeweils	eine	Re-
dezeit	von	fünf	Minuten.	

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	ich	darf	darauf	hinweisen,	
dass	die	Aussprache	bei	der	Aktuellen	Debatte	in	freier	Rede	
zu	führen	ist.	

Für	die	CDU-Fraktion	darf	ich	Herrn	Abg.	Locherer	das	Wort	
erteilen.

Abg. Paul Locherer	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Präsident,	sehr	
geehrte	Kolleginnen	und	Kollegen!	Ich	freue	mich	sehr,	dass	
heute	eine	Aktuelle	Debatte	zum	Thema	„Ländlicher	Raum“	
auf	der	Tagesordnung	dieses	Hohen	Hauses	steht.	Meinen	Re-
debeitrag	möchte	ich	auf	drei	Schwerpunkte	konzentrieren,

(Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

und	zwar	auf	die	Themen	„Ländlicher	Raum	als	stabiler	Wirt-
schaftsstandort	auf	dem	Weg	aus	der	Krise“,	„Gute	Bildungs-
chancen	im	ländlichen	Raum	mit	neuen	Angeboten“	–	dazu	
gehört	zweifellos	auch	die	neue	Werkrealschule	–	

(Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE:	Hört,	hört!)

und	„Das	Land	als	Vorreiter	zur	Sicherung	der	Ärzteversor-
gung	im	ländlichen	Raum“.

Lassen	Sie	mich	zum	ländlichen	Raum	als	Wirtschaftsstand-
ort	in	Baden-Württemberg	kommen:	Wer	eine	gute	Konstitu-
tion	hat,	übersteht	eine	Schwächephase	besser,	meine	Damen	
und	Herren.	Unser	Land	 hat	 eine	wirklich	 schwere	Wirt-
schaftskrise	hinter	sich.	Bei	der	Wirtschaftsentwicklung	ha-
ben	wir	ein	Minus	von	8	%	zu	verzeichnen.	Wir	machen	uns	
auf	den	Weg,	um	aus	dieser	schwierigen	Entwicklung	heraus-
zukommen.	Hierbei	hilft	uns	auch	die	sehr	gute	wirtschaftli-
che	Situation	 im	ländlichen	Raum.	Die	Arbeitslosenzahlen,	
die	Arbeitslosenquoten	machen	es	deutlich:	Zusammen	mit	
Bayern	haben	wir	mit	5,3	%	bzw.	5,4	%	die	niedrigsten	Ar-
beitslosenquoten	in	ganz	Deutschland,	meine	Damen	und	Her-
ren.	Das	ist	ein	großer	Erfolg.	Im	Vergleich	mit	den	anderen	
Bundesländern	können	wir	 uns	 sehen	 lassen.	 Insbesondere	
kommt	dieser	Erfolg	daher,	dass	wir	eine	mittelständisch	ge-
prägte	Gewerbestruktur	und	einen	breiten	Branchenmix	ha-
ben,	insbesondere	im	ländlichen	Raum.
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Lassen	Sie	mich	an	dieser	Stelle	ein	großes	Dankeschön	aus-
sprechen	an	die	vielen	Familienbetriebe	in	diesem	Land	und	
vor	allem	auch	im	ländlichen	Raum,	die	sich	in	der	Krise	als	
besonders	sturmfest	erwiesen	haben,	übrigens	in	engem	Zu-
sammenwirken	der	Belegschaften	mit	den	Unternehmern.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Abg.	Thomas	
Blenke	CDU:	Sehr	gut!	Sehr	gut,	dass	das	einmal	ge-

sagt	wird!)

Meine	Damen	und	Herren,	ich	verweise	mit	Freude	und	ein	
bisschen	mit	Stolz	auf	meine	Heimat,	das	Allgäu	und	Ober-
schwaben.	Dort	ist	die	Wirtschaft	typisch	ländlich	und	mittel-
ständisch	strukturiert,	ergänzt	Gott	sei	Dank	von	standorttreu-
en	großen	Firmen	mit	Weltruf	zwischen	der	Iller,	der	Donau	
und	dem	Bodensee.

(Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Aber	im	Schwarzwald	
ist	es	auch	schön!)

Meine	Damen	und	Herren,	wir	verzeichnen	dort	eine	Arbeits-
losenquote	von	4,1	%.	Damit	sind	wir	deutschlandweit	mit	an	
vorderster	Stelle.	Nur	ein	paar	wenige	Arbeitsagenturbezirke	
in	Bayern	haben	niedrigere	Quoten.	Meines	Wissens	sind	es	
noch	drei	oder	vier.	Die	werden	wir	auch	noch	einholen,	mei-
ne	Damen	und	Herren.	

(Beifall	bei	der	CDU)

Schade	ist	übrigens,	dass	Herr	Kollege	Dr.	Prewo	jetzt	nicht	
da	ist.

(Zuruf	von	der	SPD:	Doch!)	

In	der	gestrigen	wirtschaftspolitischen	Debatte	hat	er	sinnge-
mäß	formuliert:	„Wir	in	Baden-Württemberg	sind	eigentlich	
spitze.“	Nein,	Herr	Dr.	Prewo,	liebe	Kolleginnen	und	Kolle-
gen,	wir	sind	spitze!	Herr	Dr.	Prewo,	das	dürfen	Sie	eigent-
lich	auch	sagen.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	der	CDU	und	der	FDP/
DVP)

Lassen	Sie	mich	auch	kurz	auf	die	Landwirtschaft	eingehen.	
Sie	stellt	ebenfalls	einen	wertschöpfenden	und	wichtigen	Wirt-
schaftsfaktor	im	ländlichen	Raum	dar.	Hinter	jedem	Hoftor	
stecken	Fleiß	und	Unternehmergeist.

Ich	freue	mich,	dass	unser	Ministerpräsident	Stefan	Mappus	
durch	die	Bildung	eines	eigenständigen	und	starken	Ministe-
riums	 für	den	 ländlichen	Raum	ein	klares	Bekenntnis	 zum	
ländlichen	Raum	und	 zur	Landwirtschaft	 abgelegt	 hat.	 Ich	
freue	mich	ganz	besonders,	dass	mit	unserem	Minister	Rudolf	
Köberle	ein	erfahrener	und	engagierter	Politiker	aus	dem	länd-
lichen	Raum	mit	dieser	Aufgabe	betraut	wurde.	Sehr	geehrter	
Herr	Minister	Köberle,	bei	Ihnen	ist	das	Ministerium	in	bes-
ten	Händen	und	goldrichtig	besetzt.	Das	darf	 ich	an	dieser	
Stelle	einmal	deutlich	sagen.	

(Beifall	bei	der	CDU	–	Glocke	des	Präsidenten)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Abg.	Locherer,	ge-
statten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Lehmann?

Abg. Paul Locherer	CDU:	Ich	würde	jetzt	gern	weiterma-
chen.	Herr	Lehmann	stellt	viele	Zwischenfragen.	Wenn	nach-
her	noch	Zeit	ist,	Herr	Lehmann,	dürfen	Sie	gern	fragen.

(Abg.	Peter	Hofelich	SPD:	Herr	Lehmann	ist	heute	
wirklich	schlecht	dran!)

Wir	haben	uns	in	der	Krise	bewährt	und	durch	viele	Instru-
mente	auch	den	ländlichen	Raum	gestärkt:	Mittelstandsfinan-
zierung	in	einem	Sonderprogramm	der	L-Bank,	Krisenbera-
tung,	Entwicklungsprogramm	Ländlicher	Raum,	Gewerbege-
bietserschließung,	 vor	 allem	auch	 interkommunale	Zusam-
menschlüsse.	Wir	haben	die	innerörtliche	Entwicklung	durch	
das	MELAP	gestärkt.	

(Abg.	Reinhold	Pix	GRÜNE:	Freie	Rede!)

Die	Konjunkturprogramme	von	Bund	und	Land	haben	sich	
positiv	ausgewirkt,	insbesondere	auch	auf	die	Handwerksbe-
triebe.	Last,	but	not	least	möchte	ich	unsere	Breitbandinitia-
tive	nennen.

Der	ländliche	Raum	ist	und	bleibt	gut	aufgestellt.	Die	CDU	
ist	Garant	dafür,	meine	Damen	und	Herren,	dass	dies	so	bleibt.	
Denn	eines	ist	klar:	Die	baden-württembergische	Medaille	hat	
zwei	Seiten:	die	eine	Seite	sind	die	Ballungsräume	und	die	an-
dere	die	attraktiven	ländlichen	Räume,	und	beide	sind	gleich-
wertig.

(Zuruf	des	Abg.	Reinhold	Pix	GRÜNE)

Lassen	Sie	mich	zu	den	Bildungschancen	im	ländlichen	Raum	
kommen.	Ich	habe	gerade	aufmerksam	die	Debatte	zur	Werk-
realschule	verfolgt.	Meine	Damen	und	Herren	von	der	Oppo-
sition,	lassen	Sie	doch	endlich	einmal	das	Schlechtreden	sein,	
hören	Sie	endlich	mit	den	Strukturdebatten	auf,	

(Beifall	bei	der	CDU)

und	bemühen	Sie	sich	mit	uns	zusammen	um	gute	Qualität	an	
den	Schulen.	

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Aber	Sie	machen	es	
doch	selbst	anders!)

Ich	nenne	jetzt	mit	großer	Freude	einmal	–	ich	habe	das	noch	
nie	getan,	seit	ich	hier	im	Landtag	bin	–	als	typisches	Beispiel	
einer	neuen	Werkrealschule	die	Entwicklung	des	Ländlichen	
Schulzentrums	Amtzell	als	Beispiel.

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Ja!)

Meine	Damen	und	Herren,	hier	wurde	die	neue	Werkrealschu-
le	eingerichtet	–	übrigens	durch	einstimmigen	Beschluss;	die	
Opposition	ist	nicht	so	stark	im	dortigen	Gemeinderat	vertre-
ten,	aber	sie	hat	hier	auch	mitgestimmt	–	mit	dem	Element	
„Verzahnter	Weg	von	Haupt-	und	Werkrealschule“,	mit	Wahl-
pflicht-	und	Profilfächern	–	auch	Frau	Ministerin	Schick	hat	
deren	Bedeutung	herausgehoben	–,	mit	 dem	Bereich	Wirt-
schaft,	Technik	und	Soziales	als	sehr	wichtigem	Element,	mit	
interkommunalen	Kooperationen	–	angesichts	der	demogra-
fischen	Entwicklung	in	den	Dörfern,	Herr	Schmiedel	–,	mit	
engster	Verzahnung	zur	örtlichen	Wirtschaft	und	last,	but	not	
least	mit	der	mittleren	Reife	auf	dem	Dorf.

(Zuruf	des	Abg.	Klaus	Dieter	Reichardt	CDU)	
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Jetzt	haben	wir	in	Amtzell	–	man	höre	und	staune;	das	wider-
legt	 alles,	was	Sie	 sagen	–	 eine	Übergangsquote	 von	über	
45	%.	Meine	Damen	und	Herren,	die	Schule	ist	im	Dorf	und	
bleibt	im	Dorf.	Auch	die	mittlere	Reife	auf	dem	Dorf	ist	ein	
guter	und	erfolgreicher	Weg,	wie	Sie	am	Beispiel	Amtzell	se-
hen.	Das	möchte	ich	einfach	einmal	sagen.	Ich	selbst	habe	das	
auch	sehr	engagiert	begleitet.	

(Beifall	bei	der	CDU	–	Abg.	Klaus	Herrmann	CDU:	
Bravo!	–	Zuruf	der	Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE)	

Lassen	Sie	mich	auch	erwähnen,	was	wir	hier	im	dualen	Aus-
bildungssystem	an	den	Fachschulen,	 den	Fachhochschulen	
und	der	Dualen	Hochschule	hinbekommen	haben.	Es	ist	ein	
Erfolg,	dass	wir	mit	unserem	Masterplan	2012	über	20	000	
zusätzliche	Studienplätze,	hoch	attraktive	Studiengänge	und	
vor	allem	eine	starke	Streuung	von	Hochschulstandorten	im	
ländlichen	Raum	mit	im	Fokus	haben.	Ich	darf	Ihnen	sagen,	
dass	wir	uns	hier,	insbesondere	auch	in	Oberschwaben	–	um	
noch	einmal	ein	Beispiel	zu	nennen	–,	sehr	erfolgreich	auf	den	
Weg	machen,	z.	B.	mit	der	Luft-	und	Raumfahrttechnik	an	der	
Dualen	Hochschule	Ravensburg-Friedrichshafen.	Das	ist	ei-
ne	Stärkung	des	ländlichen	Raums,	meine	Damen	und	Her-
ren.	Insofern	möchte	ich	mich	hierfür	sehr	herzlich	bedanken.	

Ein	 ganz	großes	Lob	 auch	 für	 die	wertvolle	Arbeit,	 die	 in	
Handwerk,	Industrie,	Dienstleistung	und	Gewerbe	im	Zusam-
menwirken	auch	mit	den	herausragenden	beruflichen	Schulen	
im	 ländlichen	Raum	geleistet	wird.	Liebe	Frau	Ministerin	
Schick,	ich	freue	mich	sehr,	dass	wir	auch	zusätzliche	Plätze	
für	die	beruflichen	Gymnasien,	insbesondere	mit	sozialwis-
senschaftlichem	und	technischem	Profil,	zur	Verfügung	ha-
ben.	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Gibt	es	überhaupt	ein	
Problem	im	ländlichen	Raum?	–	Gegenruf	des	Abg.	
Dr.	 Bernd	 Murschel	 GRÜNE:	 Das	 gibt	 es	 wohl	

nicht!)

Das	passt	übrigens,	Herr	Schmiedel,	

(Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Gibt	es	überhaupt	ein	
Problem	im	ländlichen	Raum?	–	Gegenruf	des	Abg.	
Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Sie	sind	ein	Problem,	sonst	

niemand!)

1	:	1	mit	den	Profilen	der	Werkrealschule	zusammen.

(Abg.	Siegfried	Lehmann	GRÜNE:	Alles	in	Butter!	
–	Abg.	Claus	Schmiedel	SPD:	Unglaublich!)

Letzter	Punkt:	Die	ärztliche	Versorgung	im	ländlichen	Raum	
ist	ein	großes	Thema.	Ich	sage	Ihnen	ganz	deutlich:	Wir	ha-
ben	hier	 im	Augenblick	 sehr	 gute	Zahlen,	 nämlich	18	000	
Haus-	und	Fachärzte	in	Baden-Württemberg.	Wir	haben	da-
mit	20	%	mehr	Ärzte	als	noch	vor	zehn	Jahren.	

Wichtig	ist	aber,	dass	wir	uns	angesichts	der	demografischen	
Entwicklung	nicht	zurücklehnen,	sondern	uns	wegen	einer	er-
höhten	Nachfrage	nach	ärztlichen	Leistungen	auf	den	Weg	
machen,	Ärztenachwuchs	im	ländlichen	Raum	zu	rekrutieren.	
Dazu	haben	wir	den	 runden	Tisch	„Gesundheitsversorgung	
im	ländlichen	Raum“	und	eine	interministerielle	Arbeitsgrup-
pe	eingerichtet.	Ich	freue	mich,	dass	dabei	auch	die	kommu-
nalen	Landesverbände	und	alle	Partner	der	Gesundheitsvor-

sorge	mit	von	der	Partie	sind.	Hier	wurden	Handlungsfelder	
identifiziert	und	Modellprojekte	initiiert.	

Lassen	Sie	mich	in	diesem	Zusammenhang	an	Sie,	liebe	Frau	
Gesundheitsministerin	Dr.	Monika	Stolz,	ein	herzliches	Dan-
keschön	aussprechen.	Sie	haben	mit	uns	zusammen	die	Pro-
blematik	frühzeitig	erkannt	und	entsprechende	Modellprojek-
te	 angestoßen.	Eine	herzliches	Dankeschön	an	unsere	Frau	
Ministerin	Dr.	Stolz.

(Beifall	bei	der	CDU)

Hierzu	gehören	Telemedizin,	Gesundheitszentren,	Landarzt	
und	Landarzttaxi,	Verbünde	 in	 der	Weiterbildung,	 stärkere	
Vernetzung	der	Bedarfsplanung,	geeignete	Steuerungs-	und	
Anreizmöglichkeiten	für	die	vertragsärztliche	Niederlassung	
von	Ärzten	im	ländlichen	Raum	und	die	Erleichterung	bei	der	
Anstellung	von	Ärzten.	

Ein	weiteres	wichtiges	und	wertvolles	Element	ist	der	Ausbau	
von	Studienplätzen	 im	Bereich	Gesundheitswissenschaften.	
Hierfür	hat	das	Land	zusätzlich	2,7	Millionen	€	zur	Verfügung	
gestellt.	

Es	gibt	sicherlich	kein	Patentrezept.	Auch	die	Diskussion,	die	
Bundesgesundheitsminister	Rösler	in	Gang	gesetzt	hat,	müs-
sen	wir	begleiten	und	uns	Gedanken	über	all	diese	Vorschlä-
ge	machen.	Wir	haben	uns	auf	jeden	Fall	in	Baden-Württem-
berg	rechtzeitig	auf	den	Weg	gemacht,	um	eine	ausreichende	
Ärzteversorgung	im	ländlichen	Raum	auch	in	Zukunft	zu	si-
chern.

Meine	Damen	und	Herren,	der	ländliche	Raum	ist	die	Korn-
kammer	des	Landes	Baden-Württemberg.	Das	macht	sich	an	
vielfältigen	und	hochwertigen	landwirtschaftlichen	Produk-
ten,	aber	auch	an	der	Innovationskraft,	an	der	Attraktivität,	an	
der	Stabilität	und	an	der	Lebensqualität	des	ländlichen	Raums	
fest.	Lassen	Sie	uns	dieses	Feld	weiterhin	so	gut	bestellen	wie	
in	der	Vergangenheit.

Vielen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP	–	Abg.	Thomas	Blenke	CDU:	Sehr	gut!	–	Abg.	

Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Guter	Mann!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
darf	ich	Herrn	Abg.	Nelius	das	Wort	erteilen.	

Abg. Georg Nelius	SPD:	Vielen	Dank,	Herr	Präsident.	–	Sehr	
geehrte	Kolleginnen	und	Kollegen!	Gleiche	Lebens-	und	Ar-
beitsbedingungen	zu	erreichen,	das	ist	ein	Verfassungsauftrag,	
von	dessen	Verwirklichung	sich	Baden-Württemberg	immer	
weiter	entfernt.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Was?)

Davon	können	auch	noch	so	viele	beschönigende	Ausführun-
gen	des	CDU-Kollegen	Paul	Locherer,	den	ich	persönlich	sehr	
schätze,	nicht	 ablenken.	Aus	Liebe	zu	Baden-Württemberg	
muss	das	Ziel,	gleiche	Lebens-	und	Arbeitsbedingungen	auch	
für	den	ländlichen	Raum	zu	erreichen,	wieder	stärker	in	den	
Vordergrund	der	Landespolitik	treten.	

(Beifall	bei	der	SPD)



	 6493

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	14.	Wahlperiode	–	92.	Sitzung	–	Donnerstag,	15.	April	2010
(Georg Nelius) 

Zu	den	 ländlichen	Räumen	gehören	natürlich	 die	Verdich-
tungsgebiete	der	Stadt-Umland-Bereiche	ebenso	wie	die	deut-
lich	dünner	besiedelten	großflächigen	ländlichen	Räume.	In	
den	schwächer	besiedelten	Gebieten	ist	der	ländliche	Raum	
heute	zunehmend	durch	eine	Verschlechterung	der	Infrastruk-
tur	bedroht	und	verliert	weiter	an	Attraktivität.	

Auch	die	zugegebenermaßen	in	vielerlei	Hinsicht	höhere	Le-
bensqualität	–	ich	denke	dabei	durchaus	an	Begriffe	wie	Na-
tur,	Landschaft,	Vereinsleben,	 ehrenamtliches	Engagement	
und	Heimat	 –	 kann	daher	 die	 seit	 Jahren	 zu	beobachtende	
Landflucht	nicht	stoppen.	Das	soeben	von	der	CDU	zur	Situ-
ation	 der	 ländlichen	Räume	Vorgetragene	 ist	 das	 bekannte	
Sammelsurium	von	Eigenlob	und	Versprechungen.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Ulrich	Rülke	FDP/DVP)	

Es	hat	offenbar	den	einzigen	Sinn,	den	Eindruck	zu	erwecken,	
als	 sei	 in	 Baden-Württemberg	 alles	 in	 Ordnung,	 um	 die	
Schwächen	der	Landespolitik,	auch	bei	diesem	Thema,	zu	ka-
schieren.	Ziel	 einer	Politik	 für	die	 ländlichen	Räume	muss	
sein,	diese	Regionen	wirtschaftlich	zu	stärken,	eine	geeigne-
te	 Infrastruktur	nicht	nur	zu	erhalten,	 sondern	auch	neu	zu	
schaffen	und	die	Kulturlandschaft	zu	bewahren.	

Wer	eine	gute	Politik	für	die	Menschen	in	den	ländlichen	Räu-
men	machen	möchte,	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	So,	wie	wir	das	
tun!)

muss	neben	einer	nachhaltigen	Landwirtschaftspolitik	vor	al-
lem	auch	die	 nachhaltige	Entwicklung	von	Wertschöpfung	
und	Infrastruktur	im	ländlichen	Raum	stärker	fördern.	

Politik	für	den	ländlichen	Raum	ist	mehr	als	Landwirtschafts-
politik.	Aber	 der	Erhalt	 einer	 flächendeckenden	Landwirt-
schaft	ist	notwendig.	Sie	ist	das	eigentliche	Rückgrat	einer	Po-
litik	für	den	ländlichen	Raum,	die	die	Lebensqualität	der	Men-
schen	in	diesem	Gebiet	zum	Ziel	hat.

Politik	für	den	ländlichen	Raum	muss	auch	in	Baden-Würt-
temberg	noch	wesentlich	besser	vernetzt	werden,	etwa	durch	
eine	bessere	Kooperation	und	Koordination	der	Einzelaktivi-
täten	verschiedener	Ressorts,	beispielsweise	Ländlicher	Raum	
und	Wirtschaft,	Verkehr,	aber	auch	Arbeit	und	Soziales.	

Sehr	geehrte	Kolleginnen	und	Kollegen,	in	Anbetracht	der	nur	
kurzen	Redezeit	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Die	ist	lang	genug!)

möchte	ich	mich	auf	drei,	vier	Schwachstellen	in	den	Berei-
chen	Bildung,	Versorgung,	Breitbandvernetzung	 und	Ver-
kehrswege	konzentrieren.	Mein	Kollege	Alfred	Winkler	wird	
dann	in	seinem	Beitrag	weitere	Problembereiche	ansprechen.	

Wir	haben	soeben	in	der	Debatte	über	die	Werkrealschule	in	
aller	Deutlichkeit	gehört,	dass	die	Sturheit	der	Landesregie-
rung	im	Hinblick	auf	die	Umsetzung	des	Konzepts	für	viele	
Hauptschulen	das	Aus	bedeutet.	Hinzu	kommt,	dass	die	Bil-
dungschancen	im	ländlichen	Raum	entgegen	allen	Beteuerun-
gen	noch	immer	deutlich	geringer	sind	als	in	den	Ballungsge-
bieten.	

Auch	wird	vielen	Realschülern	nach	ihrem	Abschluss	trotz	al-
ler	 gegenteiligen	Beteuerungen	durch	die	Landesregierung	
nicht	die	Möglichkeit	geboten,	ein	berufliches	Gymnasium	zu	
besuchen,	 auch	wenn	 sie	 den	 erforderlichen	Notendurch-
schnitt	von	3,0	vorweisen	können.	Das	ist	quasi	ein	Numerus	
clausus	für	Schüler	aus	dem	ländlichen	Raum.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD)

Der	landesweite	Trend	zu	höheren	Bildungs-	und	Berufsaus-
bildungsabschlüssen	stößt	damit	im	ländlichen	Raum	auf	nicht	
zu	übersehende	Hürden.	Hinzu	kommt,	dass	die	Vereinbarkeit	
von	Familie	und	Beruf	hier	immer	schwieriger	wird,	weil	flä-
chendeckende	Kindertageseinrichtungen	oder	Ganztagsschu-
len	fehlen.

Was	sind	die	Folgen	des	soeben	Gesagten?	Vor	allem	jünge-
re	Menschen	werden	in	die	Ballungsräume	ziehen,	wo	sie	Bil-
dung,	Ausbildung,	Arbeit	 und	Kinderbetreuung	 vorfinden.	
Verschärft	wird	diese	Situation	durch	die	zunehmende	Alte-
rung	und	Überalterung	in	den	Dörfern.	Damit	droht	 ländli-
chen	Räumen	der	Kollaps,	weil	mit	den	Menschen	auch	die	
Infrastruktur	und	die	Grundversorgung	verschwinden,	wenn	
hier	nicht	gewaltig	entgegengesteuert	wird.	

Auch	im	Bereich	der	medizinischen	Nahversorgung,	der	ärzt-
lichen	Versorgung	 und	wohnortnahen	Krankenhausversor-
gung,	sehen	wir	noch	ein	weites	Betätigungsfeld	für	die	Re-
gierung,	damit	an	dieser	Stelle	der	ländliche	Raum	nicht	zum	
Patienten	wird	oder	ihm	sogar	das	Rückgrat	gebrochen	wird.	

Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	lassen	Sie	mich	noch	zu	ei-
nem	weiteren	Punkt	kommen.	Wenn	der	Satz	 stimmt,	dass	
Wohlstand	auf	guten	Straßen	–	ich	betone:	guten	Straßen	–	
kommt,	wird	 dieser	Wohlstand	den	 ländlichen	Raum	 logi-
scherweise	nicht	erreichen.	Denn	in	vielen	ländlichen	Gebie-
ten	–	wir	haben	es	auch	gestern	in	der	Diskussion	gehört	–	
liegt	der	Anteil	der	schlechten	bzw.	sehr	schlechten	Landes-
straßen	bei	ca.	50	%.	

Beim	Thema	Breitbandversorgung	lässt	der	Sinneswandel	des	
Ministeriums	im	Hinblick	auf	die	Landesförderung	einen	Sil-
berstreif	 am	Horizont	 erkennen,	wobei	ohne	die	exzellente	
Vorarbeit	von	vielen	Kommunen	und	Landkreisen	auch	in	Ba-
den-Württemberg	noch	viele	weiße	Flecken	bezüglich	der	IT-
Versorgung	zu	entdecken	wären.	

Die	Absicht	der	Landesregierung,	die	Fachhochschulen	und	
die	Einrichtungen	der	Dualen	Hochschule	im	ländlichen	Raum	
zu	stärken,	darf	nicht	dadurch	konterkariert	werden,	dass	fi-
nanzstarke	Einzelunternehmen	 im	Wege	 einer	Vorfinanzie-
rung	strukturpolitische	Ziele	der	Landesregierung	unterlau-
fen.	

Zusammenfassend	möchte	ich	feststellen:	Wenn	die	Landes-
regierung	bei	einer	Politik	für	die	ländlichen	Räume	wieder	
mehr	Rückgrat	beweist,	dann	können	diese	Räume	auch	wie-
der	ein	Rückgrat	für	Baden-Württemberg	werden.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	bei	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Murschel	das	Wort.	
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Abg. Dr. Bernd Murschel	GRÜNE:	Herr	Präsident,	meine	
Damen	und	Herren!	Das	Thema	„Ländlicher	Raum“	ist	ein	
Querschnittsthema.	Jeder	weiß	das.	Wer	die	Debatten	gestern	
und	heute	hier	verfolgt	hat	–	gerade	ist	das	Thema	„Straßen	
in	Baden-Württemberg“	angesprochen	worden;	daneben	ging	
es	um	den	Wirtschaftsstandort	Baden-Württemberg	und	heu-
te	Morgen	auch	um	das	Thema	Bildung	–,	der	sieht,	dass	es	
ein	Unterschied	ist,	ob	man	über	Ballungsräume,	über	Groß-
städte	redet,	oder	ob	man	diese	Themen	in	Bezug	auf	den	länd-
lichen	Raum	betrachtet.	

Eines	zieht	sich	durch	diese	Debatten	ebenfalls	hindurch,	und	
das	ist	ein	sehr	klischeehaftes	Vorgehen:	Wenn	man	vonsei-
ten	der	Opposition	Verbesserungsvorschläge	macht,	wenn	man	
Ideen	 einbringt	 und	 sagt,	wo	 es	Schwachstellen	 gibt,	 dann	
heißt	es:	schlechtreden.	Während	wir	versuchen,	darüber	hi-
nauszukommen,	bleiben	Ihre	Ausführungen	einfach	an	die-
sem	Klischeehaften	hängen.	Gerade	war	es	auch	wieder	so.	
Herr	Kollege	Locherer,	ich	schätze	Sie	ebenfalls.	Aber	wenn	
Sie	in	einer	Debatte	fünf	Minuten	lang	nur	die	Vorzüge	dar-
stellen	und	so	reden,	als	sei	alles	in	Ordnung,	wenn	Sie	so	tun,	
als	gäbe	es	als	einziges	Problem	nur	noch	die	Ärzteversor-
gung	–	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Das	ist	doch	auch	
so!	Er	kann	doch	nicht	die	Unwahrheit	reden!)

die	wir	ja	jetzt	im	Griff	hätten,	weil	wir	das	Problem	erkannt	
haben	–,	dann	gehen	Sie	einfach	an	dem	Thema	vorbei.	

Tatsächlich	ist	im	ländlichen	Raum	doch	etwas	ganz	anderes	
zu	bemerken.	Ich	nenne	nur	einmal	das	Thema	Demografie,	
das	hier	angesprochen	wurde.	Exstaatsrätin	Claudia	Hübner	
hat	noch	im	letzten	Jahr	gesagt,	sie	befürchte	ein	Ausbluten	
des	ländlichen	Raums.	Warum?	Weil	es	bestimmte	Regionen	
gibt	–	Zollernalbkreis,	Calw,	Sigmaringen,	Göppingen	–,	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Was?	Der	Zollernalb-
kreis	ist	eine	prosperierende	Region!)

die	deutliche	Verluste	verzeichnen,	während	die	Stadtkreise	
oder	auch	der	Bodenseekreis	–	Sie	müssen	einfach	zur	Kennt-
nis	nehmen,	was	die	Fakten	sind;	da	nützt	es	auch	nichts,	wenn	
Sie	dazwischenrufen	–	die	Gewinner	sind.	

Diese	Wanderungsverluste	führen	dazu,	dass	die	Dynamik	im	
ländlichen	Raum	drastisch	abnimmt,	und	zwar	mit	der	Folge,	
dass	sich	ein	Prozess,	der	schon	lange	da	ist,	noch	verstärkt,	
nämlich	das	weitere	Ausdünnen	der	Infrastruktur,	ein	weite-
res	Abwandern.	Die	Post	schließt,	die	Banken	machen	zu,	die	
Geschäfte	schließen	usw.	Das	ist	ein	Kreislauf,	den	wir	über-
all	beobachten,	und	der	kann	uns	nicht	gleichgültig	sein.	Da	
können	wir	nicht	sagen:	Das	Problem	haben	wir	erkannt,	es	
wird	sich	schon	irgendwie	lösen.

Stichwort	Ärzteversorgung	–	auch	das	wurde	eben	von	mei-
nen	beiden	Vorrednern	angesprochen	–:	Die	Lücken	 in	der	
Ärzteversorgung	sind	weitaus	dramatischer,	als	es	dargestellt	
wurde.	Über	20	%	der	Ärzte	auf	dem	Land	sind	60	Jahre	alt	
oder	älter.	Wenn	Sie	die	Diskussion	in	der	Presse	verfolgen,	
werden	Sie	feststellen,	dass	der	normale	Hausarztbesuch	auf	
dem	Land	zu	einem	richtigen	Halbtagsereignis	wird.	Sie	müs-
sen	warten;	ein	Hausarzt	hat	ständig	ein	volles	Wartezimmer.	
Hier	müssen	Sie	wirklich	etwas	tun.	Und	wenn	die	Menschen	

im	ländlichen	Raum	einen	Facharzt	brauchen,	müssen	sie	so-
wieso	weit,	weit	fahren.	

Was	die	ärztliche	Versorgung	angeht,	so	sind	der	Bereich	der	
Krankenhäuser	und	der	Bereich	der	sonstigen	vertragsärztli-
chen	Mediziner	unterschiedlich	geregelt.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Alles	die	Folgen	von	
Ulla	Schmidt!)

Aber	das	Land	muss	hier	natürlich	mitsteuern,	mitorganisie-
ren.	Das	Land	ist	zuständig	für	die	Krankenhäuser,	und	die	
Kassenärztlichen	Vereinigungen	sind	auch	keine	losgelösten	
Vereinigungen,	die	ohne	Rückhalt	durch	die	Landespolitik	et-
was	machen	könnten.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Kennen	Sie	 noch	
Frau	Fischer?)

Ich	denke,	da	hat	die	Landesregierung	in	ihren	eigenen	Stel-
lungnahmen	durchaus	die	nötigen	Ansätze	erkannt,	hält	sie	
aber	unter	dem	Teppich	und	sagt:	„Wir	haben	alles	im	Griff“,	
während	sie	insgeheim	denkt:	„Hoffentlich	merkt	niemand,	
wie	es	wirklich	ist.“

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen)

Nur	noch	ein	weiteres	Beispiel	in	dieser	ersten	Runde,	näm-
lich	die	Landwirtschaft.	Ländliche	Politik	ist	nicht	Landwirt-
schaftspolitik.	Darin	sind	wir	alle	uns	einig.	Das	war	in	der	
Vergangenheit	sicherlich	wesentlich	stärker	der	Fall;	da	war	
die	Landwirtschaftspolitik	 eher	 ausgeprägte	Landespolitik.	
Aber	ländlicher	Raum	ohne	Landwirtschaft,	das	ist	ein	Prob-
lem,	das	ist	etwas,	was	man	sich	heutzutage	gar	nicht	vorstel-
len	kann,	und	zwar	aus	ganz	unterschiedlichen	Gründen.

Wenn	Sie	von	Strukturkrise	reden,	dann	klingt	das	sehr	be-
schönigend.	Es	 ist	keine	Strukturkrise,	wenn	 in	den	 letzten	
100	Jahren	90	%	der	Betriebe	dichtgemacht	haben,	also	von	
zehn	Landwirten	nur	noch	einer	übrig	geblieben	ist,	oder	wenn	
seit	1960	rund	85	%	der	Milchbauernbetriebe	in	Baden-Würt-
temberg	dichtgemacht	haben.	Das	ist	keine	Strukturkrise,	son-
dern	das	ist	ein	Massensterben	der	Landwirtschaft	im	ländli-
chen	Raum.	

(Abg.	Nicole	Razavi	CDU:	Strukturwandel!)

Dem	haben	Sie	 nichts	 entgegenzusetzen,	 außer	 zu	 sagen:	
Wachsen	oder	Weichen,	

(Widerspruch	bei	 der	CDU	–	Abg.	Helmut	Walter	
Rüeck	CDU:	Ojemine!)

Industrialisierung,	Massenproduktion.	Das	sind	die	falschen	
Antworten	auf	die	Frage,	wie	man	ländliche	Räume	stärken	
kann.	Sie	müssen	die	Landwirtschaft	stärken.

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Wie?)

–	Darauf	will	ich	in	der	zweiten	Runde	gern	eingehen.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	der	
FDP/DVP	erteile	ich	Frau	Abg.	Chef	das	Wort.
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Abg. Monika Chef	FDP/DVP:	Ich	komme	aus	dem	ländli-
chen	Raum	und	fühle	mich	dort	auch	sehr	wohl.

Herr	 Präsident,	meine	 sehr	 geehrten	Damen	 und	Herren!	
Knapp	69	%	unserer	Landesfläche	werden	dem	 ländlichen	
Raum	zugerechnet.	Landwirtschaft	und	ländlicher	Raum	ha-
ben	in	den	letzten	Jahrzehnten	stark	an	Bedeutung	gewonnen	
und	gleichzeitig	 einen	 starken	Bedeutungswandel	 erfahren.	
Bezogen	auf	die	Bruttowertschöpfung	aller	Wirtschaftsberei-
che	lag	der	Anteil	der	Land-	und	Forstwirtschaft	landesweit

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Jetzt	kommt	die	aktu-
elle	Rede!)

nur	noch	bei	1	%	gegenüber	gut	10	%	im	Jahr	1950	und	im-
merhin	ungefähr	5,5	%	im	Jahr	1960.

Die	Landwirtschaft	ist	ein	prägendes	Merkmal	des	ländlichen	
Raums,	der	in	den	letzten	Jahren	eine	günstige	Entwicklung,	
aber	auch	einen	Imagewandel	erfahren	hat.	Ehrenämter,	Ver-
eine,	Landfrauen	–	das	sind	Leistungen,	die	nicht	alle	direkt	
in	die	volkswirtschaftliche	Gesamtrechnung	eingehen.	Aber	
ohne	sie	wäre	die	quantifizierbare	wirtschaftliche	Entwick-
lung	im	ländlichen	Raum	nicht	möglich	gewesen.

Die	wirtschaftliche	Entwicklung	im	ländlichen	Raum	ist	po-
sitiv.	Das	wird,	wie	wir	vorhin	schon	gehört	haben,	am	bes-
ten	anhand	der	Entwicklung	bei	den	Arbeitsplätzen	deutlich.	
Sie	unterstreicht	die	gestiegene	Attraktivität	des	 ländlichen	
Raums	 als	Arbeitsort	 –	wohnen	und	 arbeiten,	wohnortnah.	
Diese	Entwicklung	ist	deshalb	so	erstaunlich,	weil	im	ländli-
chen	Raum	der	sogenannte	produzierende	Sektor	auch	wei-
terhin	das	Wirtschaftsleben	beherrscht	und	trägt.

Der	ländliche	Raum	hat	die	Krise,	unsere	Wirtschaftskrise,	al-
lerdings	besser	gemeistert,	als	dies	im	Durchschnitt	des	Lan-
des	zu	beobachten	war.	Aber,	meine	Damen	und	Herren,	die	
Möglichkeiten,	im	ländlichen	Raum	einen	Arbeitsplatz	zu	fin-
den,	 sind	 trotzdem	noch	nicht	ganz	so	gut	wie	 im	Landes-
durchschnitt.	Dies	motiviert	uns,	die	Wirtschaftsförderungs-
programme	im	ländlichen	Raum	auch	weiterhin	einzusetzen.	
Das	heißt,	wir	fördern	die	kleinen	und	mittleren	Unternehmen	
z.	B.	bei	der	Durchführung	von	Investitionen	zur	Schaffung	
von	Arbeitsplätzen	 in	 den	 strukturschwachen	Räumen	des	
ländlichen	Raums	oder	zur	Einführung	von	neuen	Produkten	
und	Verfahren	 zur	Umsetzung	 von	 betrieblichen	Umwelt-
schutzmaßnahmen	und	vor	allem	–	das	ist	im	ländlichen	Raum	
ganz	wichtig	–	bei	Existenzgründungen	und	-festigungen	ein-
schließlich	Betriebsübernahmen.

Ohne	den	Mittelstand,	ohne	die	kleinen	und	mittleren	Unter-
nehmen	wären	die	Beschäftigungserfolge	im	ländlichen	Raum	
nicht	erreichbar	gewesen.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Neun	von	zehn	mittelständischen	Firmen	in	Baden-Württem-
berg	sind	im	ländlichen	Raum	auch	noch	heute	Familienun-
ternehmen.	Das	bitte	ich	nicht	zu	verkennen.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wet-
zel	FDP/DVP:	Sehr	gut!)

Vor	allem	in	den	strukturschwachen	Gebieten	des	ländlichen	
Raums	im	Land	haben	wir	seit	1995	Investitionen	von	klei-

nen	und	mittleren	Unternehmen	im	Umfang	von	über	2	Mil-
liarden	€	mit	zinsverbilligten	Darlehen	unterstützt.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Hört,	hört!)

Eine	dynamische	Volkswirtschaft,	die	sich	auch	im	internati-
onalen	Standortwettbewerb	behaupten	will,	ist	ständig	auf	sol-
che	Pionierunternehmen	angewiesen.	Dies	gilt	insbesondere	
für	unseren	ländlichen	Raum	in	Baden-Württemberg.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Im	Jahr	2009	konnten	wir	mithilfe	des	Landes	insgesamt	rund	
3	900	Existenzgründungen	und	Betriebsübernahmen	mit	ei-
nem	Darlehensvolumen	von	über	520	Millionen	€	unterstüt-
zen.

Wir	stehen	aber	in	den	kommenden	Jahren	vor	einer	Welle	
von	Betriebsübernahmen.	Das	betrifft	ca.	45	000	bis	60	000	
Unternehmen.	Immer	häufiger	muss	der	Nachfolger	extern	ge-
funden	werden.	Nur	noch	ungefähr	die	Hälfte	der	Mittelständ-
ler	planen,	dass	ihre	Kinder	das	Unternehmen	weiterführen.	
Von	einem	Gelingen	der	Unternehmensübergaben	hängt	aber	
allein	bei	uns	in	Baden-Württemberg	jährlich	der	Erhalt	von	
immerhin	rund	140	000	Arbeitsplätzen	ab.

Das	Land	leistet	in	Zusammenarbeit	mit	den	Wirtschaftsorga-
nisationen	und	Fördereinrichtungen	konkrete	Hilfestellung	für	
Übernehmer	und	Übergeber.	Eine	wesentliche	Zielgruppe	bei-
spielsweise	des	Meister-BAföGs	sind	künftige	Existenzgrün-
derinnen	und	Existenzgründer.	Seit	1996	haben	wir	mit	dem	
Meister-BAföG	in	Baden-Württemberg	mehr	als	50	000	Teil-
nehmer	gefördert.	Gut	die	Hälfte	davon	bezieht	sich	auf	das	
Handwerk.	Das	sind	Chancen	für	den	ländlichen	Raum.	

Meine	 sehr	 geehrten	Damen	und	Herren,	wir	messen	dem	
ländlichen	Raum	eine	sehr	hohe	Bedeutung	bei.	Das	zeigt	sich	
nicht	nur	an	der	Einsetzung	des	entsprechenden	Kabinettsaus-
schusses.	Um	den	ländlichen	Raum	gerade	in	Zeiten	des	de-
mografischen	Wandels	 lebenswert	zu	erhalten,	müssen	wir,	
wie	wir	es	schon	von	meinen	Vorrednern	gehört	haben,	ein	
ganz	besonderes	Interesse	an	der	ärztlichen	Versorgung	ha-
ben.	Ich	erinnere	deshalb	an	die	Aktuelle	Debatte	am	18.	Ju-
ni	vergangenen	Jahres	mit	dem	Titel	„Der	Landarzt	–	ein	Aus-
laufmodell?“.

Für	uns	Liberale	ist	klar:	Nur	mit	einem	leistungsgerechten	
Entgeltsystem	werden	wir	junge	Ärztinnen	und	Ärzte	für	ei-
ne	Niederlassung	im	ländlichen	Raum	gewinnen	können.	Wer	
glaubt,	mit	dem	derzeitigen	Taschengeld	für	Hausbesuche	den	
künftigen	Herausforderungen	gerecht	zu	werden,	der	irrt.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Auch	eine	Zwangsverteilungsquote,	wie	sie	diskutiert	wird,	
ist	aus	meiner	Sicht	verfehlt.	Wir	Liberalen	setzen	auf	gute	
Bedingungen	im	Wettbewerb	und	freie	Entscheidungen,	aber	
nicht	auf	diskriminierend	wirkende	Instrumente.	Der	ländli-
che	Raum	wird	förmlich	schlechtgeredet,	wenn	man	mit	Ver-
pflichtungen	zur	Niederlassung	werben	möchte.	Wir	brauchen	
deshalb	eine	konzertierte	Anreizaktion.	

Die	Bevölkerungsentwicklung	im	ländlichen	Raum	signali-
siert	uns	die	Attraktivität	des	ländlichen	Raums	als	Wohnort.	
Noch	in	den	Fünfziger-,	Sechziger-	und	Siebzigerjahren	sind	
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aus	dem	ländlichen	Raum	erwerbstätige	Menschen	abgewan-
dert,	weil	 sie	 damals	 keine	 ausreichenden	Beschäftigungs-
möglichkeiten	sahen.	Aber	vor	allem	diejenigen,	die	im	länd-
lichen	Raum	leben	und	die	Entwicklung	tagtäglich	miterle-
ben,	erkennen,	dass	sich	die	Zeiten	seit	diesen	Jahren	deutlich	
verändert	 haben.	Die	Kommunen	partizipieren	 an	der	Ent-
wicklung	 im	 ländlichen	Raum.	Dies	beweist	 vor	 allem	die	
Entwicklung	des	Steueraufkommens	und	insbesondere	auch	
der	Schuldenlast.	

Der	ländliche	Raum	Baden-Württembergs	ist	ein	Wohn-	und	
Wirtschaftsstandort	mit	 beträchtlicher	Wachstumsdynamik	
und	vor	allem	mit	sehr	guten	Zukunftsperspektiven.

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Dann	muss	man	etwas	
dafür	tun!	Das	kommt	von	den	Ländern!)

Der	Landesentwicklungsplan	geht	zu	Recht	davon	aus,	dass	
die	Entwicklung	des	 ländlichen	Raums	 auf	 eigenständigen	
Entwicklungspotenzialen	basiert.	Insbesondere	für	produzie-
rende	Unternehmen	ergeben	sich	aus	den	günstigen	Bauland-
preisen	–	das	ist	ganz	konkret	eine	praktische	Umsetzung	–,	
einer	 deutlichen	Verbesserung	der	Verkehrsanbindung	 oder	
auch	 aus	 einem	hohen	Freizeit-	 und	Umweltwert	 spürbare	
langfristige	Standortvorteile,	die	auch	für	die	Gewinnung	von	
qualifizierten	Arbeitskräften	von	entscheidender	Bedeutung	
sind.	

Eine	naturnahe	Landschaft	und	eine	intakte	Natur,	in	der	vor	
allem	der	Tourismus	gefördert	wird,	beispielsweise	durch	das	
Vorhandensein	von	Thermalquellen	und	Mooren	und	durch	
ein	gesundes	Klima,	sind	spezifische	Vorteile	des	ländlichen	
Raums,	insbesondere	für	den	Erholungs-	und	Gesundheitstou-
rismus.	Im	ländlichen	Raum	befruchten	sich	die	Wirtschafts-
zweige	von	Landwirtschaft	und	Tourismus	gegenseitig.

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Dann	ist	ja	alles	gut!)

Mit	dem	fortschreitenden	Strukturwandel	der	Landwirtschaft	
kommt	dem	Tourismus	eine	zunehmende	Bedeutung	als	kom-
plementäre	Wirtschaftsform	für	den	ländlichen	Raum	zu.

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	vor	diesem	Hinter-
grund	verstehe	ich	unsere	tourismuspolitische	Unterstützung	
als	einen	wesentlichen	Beitrag	zur	wirtschaftlichen	Sicherung	
und	Entwicklung	des	ländlichen	Raums.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	des	Abg.	Dr.	Klaus	
Schüle	CDU)

Digitale	Technologien,	die	natürlich	auch	dazugehören,	sind	
zum	entscheidenden	Motor	für	Wirtschaftswachstum	und	Be-
schäftigung	geworden.	Auch	bei	den	Nutzern	dieser	Techno-
logie	belegt	Baden-Württemberg	den	Spitzenplatz	unter	den	
Flächenländern	in	Deutschland.	Gerade	für	die	Menschen	im	
ländlichen	Raum	muss	die	Chancengleichheit	durch	den	Auf-
bau	 der	 erforderlichen	 technischen	 und	 organisatorischen	
Strukturen	 gesichert	werden.	Gerade	 im	 ländlichen	Raum	
muss	die	Nutzung	des	Internets	selbstverständlich	sein.

Wir	werden	weiter	an	den	Erfolgsfaktor	anknüpfen,	der	auch	
für	die	bisherige	positive	Entwicklung	im	ländlichen	Raum	
mitentscheidend	war,	nämlich	an	den	Ausbau	der	Qualifikati-
on.	Das	wohnortnahe,	breit	gefächerte	Bildungsangebot	ins-
besondere	im	Grundschulbereich	sowie	die	Schülerbeförde-

rung	waren	wichtige	Voraussetzungen	 für	die	positive	Ent-
wicklung.	Denn	Qualifikation	zahlt	sich	aus.

(Glocke	des	Präsidenten)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Kollegin,	kom-
men	Sie	allmählich	zum	Ende.

Abg. Monika Chef	FDP/DVP:	Ich	bin	gleich	fertig.	Gestat-
ten	Sie	mir	noch	einen	letzten	Satz.

Wir	wollen	deshalb	weiter	alles	daransetzen,	dass	die	Heraus-
forderungen	aus	dem	ländlichen	Raum	zu	den	Chancen	des	
ländlichen	Raums	werden.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	der	CDU	–	Abg.	Dr.	
Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!	–	Zuruf:	Bravo!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	 ich	Herrn	Landwirtschaftsminister	Köberle	das	
Wort.

(Abg.	Ulrich	Lusche	CDU:	Dem	Verbraucherschutz-
minister	Köberle!)

Minister für Ländlichen Raum, Ernährung und Verbrau-
cherschutz Rudolf Köberle:	Verehrter	Herr	Präsident,	liebe	
Kolleginnen,	liebe	Kollegen!	Für	mich	war	es	aus	mehreren	
Gründen	außerordentlich	interessant,	in	diese	Aktuelle	Debat-
te	hineinzuhören.

Wir	haben	hier	Kolleginnen	und	Kollegen	gehört	–	das	geste-
he	ich	jedem	Redner	zu	–,	die	sich	für	den	ländlichen	Raum	
interessieren	und	engagieren,	die	überwiegend	aus	dem	länd-
lichen	Raum	kommen,	den	ländlichen	Raum	kennen	oder	ken-
nen	müssten.

(Abg.	Ulrich	Lusche	CDU:	Mögen!)

Wir	haben	aber	auch	Kollegen	gehört,	die	über	Jahre	und	Jahr-
zehnte	in	kommunalen	Spitzenämtern	ihre	Mitverantwortung	
ausüben,	damit	der	ländliche	Raum	in	unserem	Land	so	ist,	
wie	er	heute	ist.	

(Abg.	Dieter	Hillebrand	CDU:	Richtig!)

Paul	Locherer	hat	dazu	beigetragen,	dass	sich	eine	Gemein-
de,	die	schlechte	Ausgangsbedingungen	hatte,	die	im	tiefsten	
ländlichen	Raum	steckt,	zu	einer	Gemeinde	entwickeln	konn-
te,	die	nicht	nur	regionale,	sondern	landesweite	Bedeutung	ge-
wonnen	hat.

(Abg.	Ulrich	Lusche	CDU:	Ritterschlag!	–	Abg.	Die-
ter	Hillebrand	CDU:	Guter	Bürgermeister!	–	Zuruf	

des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)	

Lieber	Paul	Locherer,	Kompliment	für	diese	vorbildliche	Leis-
tung.

Meine	Damen	und	Herren,	es	war,	glaube	ich,	für	uns	alle	in-
teressant,	wahrzunehmen,	dass	das	Thema	„Ländlicher	Raum“	
ein	ganz	breit	angelegtes	Thema	ist,	dass	es	nicht	klassisch	
städtische	 Themen	 und	 klassisch	 ländliche	 Themen	 gibt.	
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Landwirtschaft	gibt	es	 in	der	Stadt,	Kultur	gibt	es	auf	dem	
Dorf.	Zum	Thema	„Ländlicher	Raum“	gehört	eigentlich	alles.

(Abg.	Fritz	Buschle	SPD:	Ja!)

Deutlich	wurde	einmal	mehr,	in	welchem	Argumentationsnot-
stand	sich	unsere	Opposition	in	Baden-Württemberg	befindet.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ur-
sula	Haußmann	SPD:	Ojemine!	–	Abg.	Karl-Wilhelm	
Röhm	CDU:	Bravo!	Hilflosigkeit	herrscht!	–	Abg.	Dr.	
Hans-Peter	Wetzel	 FDP/DVP:	Sollen	wir	Nothilfe	
leisten?	–	Abg.	Rainer	Stickelberger	SPD:	Nach	dem	

guten	Beginn	war	das	ein	Absturz!)

Ich	darf	Ihnen	durchaus	schon	ein	bisschen	Respekt	ausdrü-
cken,	wenn	ich	sehe,	welche	Kraftanstrengungen	Sie	unter-
nehmen	müssen,	um	Ihrer	alten	Linie	treu	zu	bleiben	und	auch	
im	ländlichen	Raum	Haare	in	der	Suppe	zu	finden	

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Ja,	ja!)

und	herumzumäkeln	und	herumzukritisieren,	wo	es	eigentlich	
nicht	angebracht	ist.

(Beifall	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU	–	Abg.	
Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Sehr	richtig!	–	Abg.	Alfred	
Winkler	SPD:	Die	Suppe	liegt	in	den	Haaren!)	

Meine	Damen	und	Herren,	wir	als	Landesregierung	überneh-
men	mit	großer	Freude	die	Verantwortung	für	den	ländlichen	
Raum.	Dafür	stehen	wir.	Wir	lassen	uns	auch	für	alles	im	länd-
lichen	Raum	verantwortlich	machen.

In	Baden-Württemberg	 steht	 der	 ländliche	Raum	nicht	 für	
Strukturschwäche	oder	Stagnation,	sondern	für	Lebensquali-
tät	und	für	Innovation.	Nirgendwo	in	Deutschland	ist	die	Ba-
lance	zwischen	den	Lebensbedingungen	in	städtischen	Räu-
men	und	in	ländlichen	Räumen	so	ausgeglichen	wie	in	Ba-
den-Württemberg.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ha-
gen	Kluck	FDP/DVP:	So	ist	es!	–	Abg.	Edith	Sitz-
mann	GRÜNE:	Das	 klang	bei	Frau	Chef	 aber	 an-

ders!)

Als	zuständiger	Minister	wäre	es	verdächtig,	so	etwas	zu	sa-
gen;	das	gestehe	ich	zu.	Fragen	wir	also	einmal,	was	Roland	
Berger	gesagt	hat,	als	er	vor	zehn	Jahren	unser	Land	auf	Stär-
ken	und	Schwächen	hin	analysiert	hat.	Er	hat	gesagt:	Es	gibt	
viel	Hochinteressantes	in	Baden-Württemberg.	

(Abg.	Alfred	Winkler	SPD:	Das	würde	er	heute	nicht	
mehr	sagen!)

Aber	eines	war	für	ihn	mit	weitem	Abstand	das	erfreulichste	
und	auch	überraschendste	Ergebnis	dieser	Untersuchung.	Er	
sagte:	Nirgendwo	sonst	sind	die	Lebensqualität	in	städtischen	
und	die	in	ländlichen	Räumen	so	nah	beieinander	wie	in	Ba-
den-Württemberg.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Lieber	Kollege	Winkler,	das	Gutachten	ist	jetzt	zugegebener-
maßen	zehn	Jahre	alt,	aber	es	wird	fortgeschrieben.	Wir	sind	
gespannt,	was	dann	herauskommt.	

(Abg.	Alfred	Winkler	SPD:	Jawohl!)

Nehmen	wir	eigene	Erfahrungen	–	Sie	sitzen	ja	nicht	nur	in	
Ihrem	Dorf,	 sondern	 Sie	 fahren	 auch	 durch	Deutschland,	
durch	Europa,	können	also	selbst	Vergleiche	anstellen	–,	oder	
nehmen	wir	Umfragen:	Was	sagt	die	Bevölkerung	in	Baden-
Württemberg	zum	Thema	Wohlbefinden,	zum	Thema	Lebens-
qualität,	zu	den	Fragen,	wie	stark	man	sich	mit	seinem	Le-
bensraum	identifiziert	und	wie	stark	man	sich	im	Ehrenamt	
engagiert	und	sich	dadurch	mit	seinem	Lebensbereich	identi-
fiziert?	Da	haben	wir	bei	uns	in	Baden-Württemberg	Spitzen-
werte,	und	die	liegen	deutlich	vor	jedem	anderen	Land,	auch	
deutlich	vor	unserem	Nachbarland.	

(Zuruf	von	der	CDU:	Sehr	gut!)

Wer	als	Politiker	schon	der	Bevölkerung	nicht	mehr	glaubt,	
meine	Damen	und	Herren,	von	dem	weiß	ich	nicht,	in	wel-
cher	Verbindung	er	zur	eigenen	Bevölkerung	steht.	

Diese	erfreuliche	Situation	des	ländlichen	Raums	in	Baden-
Württemberg	ist	nicht	nur,	aber	auch	Verdienst	einer	 jahre-	
und	jahrzehntelangen	erfolgreichen,	integrierten,	breit	ange-
legten,	nachhaltigen	Politik	für	den	ländlichen	Raum,	einer	
Agrar-	und	Strukturpolitik	für	den	ländlichen	Raum.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Zuruf	des	Abg.	
Dr.	Hans-Peter	Wetzel	 FDP/DVP	–	Abg.	Thomas	

Blenke	CDU:	Sehr	gut!)

Wer	meint,	wir	würden	mit	dieser	Feststellung	und	mit	dieser	
Bestätigung	durch	Gutachten	oder	auch	durch	die	Bevölke-
rung	zu	Selbstzufriedenheit	oder	Schönrederei	neigen,	der	irrt	
sich	genauso.	Wer	nachhaltige	Politik	betreiben	will,	der	muss	
Veränderungen	wahrnehmen,	der	muss	geradezu	nach	Verän-
derungen	suchen,	

(Abg.	Alfred	Winkler	 SPD:	Bravo!	 Jetzt	 sind	wir	
beim	Thema!)

und	der	muss	versuchen,	vorausschauende	Politik	zu	betrei-
ben.	Wir	wären	im	ländlichen	Raum	nicht	so	weit,	wie	wir	
heute	sind,	wenn	wir	erst	im	letzten	Jahr	mit	dieser	breit	an-
gelegten	Politik	 für	den	 ländlichen	Raum	begonnen	hätten.	
Wir	stehen	heute	so	gut	da,	weil	wir	diese	Politik	seit	Jahren	
und	Jahrzehnten	machen.	Deshalb	müssen	wir	auch	weit	in	
die	Zukunft	schauen,	nicht	auf	den	nächsten	Wahltermin,	auf	
das	nächste	Haushaltsjahr.	So	schleichend,	wie	sich	Verände-
rungen	ergeben,	so	kontinuierlich	müssen	wir	diese	wahrneh-
men	und	uns	dann	auch	langfristig	politisch	immer	wieder	neu	
ausrichten.	

(Beifall	der	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	und	Paul	Lo-
cherer	CDU	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	So	

ist	es!	Dazu	tragen	wir	auch	gern	weiter	bei!)

Wir	können	in	Zukunft	–	das	ist	ein	alter	landwirtschaftlicher	
Grundsatz	–	wirklich	nur	 reich	 ernten,	wenn	wir	heute	die	
richtige	Saat	ausbringen	und	sie	dann	auch	entsprechend	pfle-
gen.
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Meine	Damen	und	Herren,	 unser	Ziel	 bleibt	weiterhin	 die	
möglichst	gleichwertige	Entwicklung	aller	Räume,	ein	fairer	
Ausgleich	zwischen	städtischen	und	ländlichen	Räumen	un-
ter	Anschluss	auch	des	ländlichen	Raums	an	die	Entwicklung	
des	Wohlstands	und	das	qualitative	Wachstum.

Was	kommt	in	den	nächsten	Jahren	und	Jahrzehnten	auf	uns	
zu?	In	welchen	Veränderungen	stecken	wir	schon	mittendrin?	
Es	sind	drei	große	Themen	–	wiederum	nicht	spezifisch	für	
den	ländlichen	Raum,	aber	in	der	Auswirkung	ganz	besonders	
problematisch	für	den	ländlichen	Raum.

Das	erste	Thema	ist	ein	Prozess,	der	seit	Jahren,	seit	Jahrzehn-
ten,	vielleicht	sogar	seit	es	die	Menschheit	gibt,	andauert,	ein	
Prozess	der	Zentralisierung	hin	zu	immer	größeren	Einheiten.	
Der	zweite	Prozess	ist	die	Globalisierung,	und	der	dritte	Pro-
zess	ist	der	demografische	Wandel.	Gerade	dieser	demografi-
sche	Wandel	–	es	ist	in	der	einen	oder	anderen	Rede	bereits	
angesprochen	worden	–	wird	sich	auf	die	ländlichen	Räume	
stärker	 auswirken	 als	 auf	 die	Ballungszentren.	Die	Regel	
„Mehr	Menschen	hinein	in	den	ländlichen	Raum,	dann	mehr	
Fläche,	mehr	Geld“,	die	vielleicht	bisher	gegolten	hat,	dieses	
Gesetz	der	Expansion	gilt	nicht	mehr.	Auch	auf	diese	Heraus-
forderung	müssen	wir	durch	ein	auf	den	ländlichen	Raum	ab-
gestimmtes	gezieltes,	qualitatives	Wachstum	Antworten	fin-
den.

Auch	der	 anhaltende	Strukturwandel	 in	der	Landwirtschaft	
verändert	weiter	den	Charakter	des	ländlichen	Raums.	Damit	
wir	 auch	 künftig	 leistungsfähige	Strukturen	 im	 ländlichen	
Raum	haben,	brauchen	wir	ressortübergreifende	Anstrengun-
gen	 in	 vielen	Bereichen.	Dies	 betrifft	 die	Auslastung	 der	
Grundversorgung	und	 reicht	 bis	 hin	 zur	Gebührenentwick-
lung,	wenn	wir	weniger	Einwohner	haben,	wenn	größer	di-
mensionierte	Angebote	nicht	mehr	so	nachgefragt	sind.	

Da	ist	das	Thema	„Ärztliche	Versorgung“.	Jetzt	bin	ich	schon	
beim	Wiederholen	dessen,	was	alles	völlig	richtig	gesagt	und	
angemahnt	worden	ist.	Bei	diesem	Thema	geht	es	nicht	nur	
um	den	Landarzt,	 sondern	 auch	um	Krankenhausangebote,	
Krankenhausstrukturen.	Da	ist	das	Thema	„Ortsnahe	Schulen,	
Kindergärten,	Bildungseinrichtungen	insgesamt“.	Da	ist	das	
Thema	 „Gute	Verkehrsanbindungen,	Anbindungen	und	Er-
schließungen“,	sei	es	durch	das	Straßennetz	oder	–	vor	allem	
–	durch	den	öffentlichen	Personennahverkehr.	Da	ist	das	The-
ma	„Anschluss	an	das	schnelle	Internet“.	Nicht	zu	vergessen	
ist	auch	ein	für	die	Identität	im	ländlichen	Raum	ganz	wich-
tiges	Thema,	nämlich	ein	ausreichendes,	ein	vielfältiges	kul-
turelles	Angebot.	

Unser	Haus,	das	MLR,	koordiniert	diese	ressortübergreifen-
de	Querschnittsaufgabe	federführend	und	entwickelt	Lösungs-
ansätze	gemeinsam	mit	den	betroffenen	Ressorts	und	in	Ab-
stimmungen	mit	den	Kommunen	und	gesellschaftlichen	Grup-
pen.	Diese	Koordination	erfolgt	im	Kabinettsausschuss	Länd-
licher	Raum.	

Ich	möchte	nur	auf	zwei	Beispiele	verweisen	–	ich	nenne	nur	
die	Überschriften	–:	Wir	arbeiten	momentan	zusammen	mit	
dem	Wirtschaftsministerium	an	einer	Weiterentwicklung	der	
Tourismuskonzeption	

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE	meldet	 sich.	 –	Abg.	
Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Jetzt	frage	ich	einmal	etwas!	

–	Glocke	des	Präsidenten)	

und	mit	dem	Sozialministerium	an	der	Herausgabe	eines	um-
fassenden	Berichts	zur	Gesundheitsversorgung	im	ländlichen	
Raum.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Minister,	gestat-
ten	Sie	eine	Zwischenfrage	der	Frau	Abg.	Mielich?

Minister für Ländlichen Raum, Ernährung und Verbrau-
cherschutz Rudolf Köberle:	Das	mache	ich	gern,	liebe	Kol-
legin.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Frau	Abgeordne-
te.

Abg. Bärbl Mielich	GRÜNE:	Sehr	geehrter	Herr	Minister	
Köberle,	Sie	haben	eben	von	der	demografischen	Entwick-
lung	gesprochen	und	dies	auch	ausgeführt.	Ich	möchte	gern	
ein	paar	konkrete	Antworten	haben,	z.	B.	auf	die	Frage,	wel-
che	Initiativen	Sie	unternehmen	werden,	um	den	öffentlichen	
Nahverkehr	 auf	 dem	 Land,	 der	 bekanntermaßen	 grotten-
schlecht	ist,	voranzubringen.	

(Widerspruch	bei	 der	CDU	–	Abg.	Helmut	Walter	
Rüeck	CDU:	Ojemine!	 –	Abg.	Gundolf	 Fleischer	
CDU:	Sagen	Sie	das	einmal	dem	Herrn	Salomon!	–	
Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Wohl	kaum	in	Baden-

Württemberg!)

Viele	Gemeinden	sind	wirklich	schlecht	angebunden,	und	es	
ist	gerade	 im	Zusammenhang	mit	der	demografischen	Ent-
wicklung	enorm	wichtig,	dass	der	ÖPNV	dort	besser	ausge-
baut	wird.	Planen	Sie	da	etwas?	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Minister.

Minister für Ländlichen Raum, Ernährung und Verbrau-
cherschutz Rudolf Köberle:	Liebe	Kollegin,	aus	Ihrer	Fra-
gestellung	spricht	nicht	gerade	Kenntnis	der	Realität	in	Ba-
den-Württemberg	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	CDU	–	Abg.	Karl	
Zimmermann	CDU:	Genau!	–	Abg.	Bärbl	Mielich	
GRÜNE:	Es	ist	die	Frage,	wer	die	Kenntnis	hat!)

und	auch	nicht	Kenntnis	des	ländlichen	Raums.	Ich	zähle	Pfaf-
fenweiler	zum	ländlichen	Raum.	Wenn	Sie	die	Bevölkerung	
dort	einmal	fragen,	

(Abg.	Gundolf	Fleischer	CDU:	Sehr	richtig!	–	Abg.	
Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Ein	Bus	pro	Stunde	 ist	zu	
wenig!	–	Zuruf	des	Abg.	Reinhold	Pix	GRÜNE)	

dann	erfahren	Sie,	wie	die	verkehrliche	Anbindung	Pfaffen-
weilers	vor	zehn,	vor	20,	vor	30	Jahren	war.	Was	für	Ihre	Ge-
meinde	gilt,	gilt	für	ganz	Baden-Württemberg.	Seit	das	Land	
für	den	öffentlichen	Personennahverkehr	zuständig	ist,	also	
genau	seit	1996,	hat	sich	das	Angebot	im	ÖPNV	im	Landes-
durchschnitt	um	die	Hälfte	gesteigert,	gerade	im	ländlichen	
Raum.	

(Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE:	Es	kommt	darauf	an!)

Wir	hatten	noch	nie	ein	so	gutes	Angebot	und	haben	noch	nie	
so	viel	Geld	für	den	ÖPNV	ausgegeben.	Wir	haben	noch	nie	
so	viel	investiert.	

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)
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Dass	Sie	anmahnen,	dass	es	auf	der	Tagesordnung	bleibt,	ist	
nicht	notwendig,	weil	es	bei	uns	auf	der	Tagesordnung	ist.	

(Zuruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE)	

Wenn	Sie	in	den	vergangenen	Monaten	oder	wenigen	Jahren	
verfolgt	hätten,	wie	häufig	sich	die	Landesregierung	gerade	
zu	diesem	Thema	gemeldet	hat,	zu	dem	Zusammenhang	zwi-
schen	dem	demografischen	Wandel	und	der	Entwicklung	der	
Schülerzahlen	 –	 die	Schüler	 sind	 im	 ländlichen	Raum	das	
Rückgrat	des	ÖPNV,	des	Bus-	und	des	Schienenverkehrs	–,	
hätten	Sie	feststellen	können	und	müssen,	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Sehr	gut!)

dass	Sie	uns	bei	diesem	Thema	nicht	ermahnen	müssen,	son-
dern	dass	wir	in	die	Zukunft	schauen,	dass	wir	schon	Jahre	an	
diesem	Thema	dran	sind,	in	dieses	Thema	investieren,	immer	
wieder	 Fragen	 stellen,	 Innovationsprozesse	 initiieren.	Wie	
wird	sich	das	Thema	weiterentwickeln,	wenn	wir	generell	we-
niger	Einwohner	haben,	wenn	wir	auch	im	ländlichen	Raum	
den	ÖPNV	attraktiv	gestalten	müssen,	aber	auch	finanzierbar	
gestalten	wollen?

(Beifall	bei	der	CDU	sowie	der	Abg.	Dr.	Hans-Peter	
Wetzel	und	Hagen	Kluck	FDP/DVP)

Meine	Damen	und	Herren,	lassen	Sie	mich	einmal	aus	dem	
Kabinettsausschuss	Ländlicher	Raum	auf	das	schauen,	was	in	
dieser	und	der	nächsten	Legislaturperiode	auf	uns	zukommt.	
Wir	müssen	Voraussetzungen	dafür	schaffen,	dass	wir	diese	
ressortübergreifenden	Themen	noch	stärker	administrativ	be-
wältigen	 können.	Wir	müssen	 heute	 fragen:	Wie	 sieht	 der	
ländliche	Raum	in	20,	in	25	oder	in	30	Jahren	aus?	

Um	Antworten	geben	zu	können,	brauchen	wir	ganz	sicher	
wissenschaftlichen	Sachverstand,	 den	besten	Sachverstand,	
den	wir	aus	dem	Land	und	von	außerhalb	des	Landes	organi-
sieren	können.	Wir	brauchen	die	Einbeziehung	der	Betroffe-
nen,	und	wir	brauchen	dann	eine	Weiterentwicklung	in	den	
Konzeptionen	und	in	unseren	Fördersystemen.	

Zeitnah	wird	dies	der	Schwerpunkt	sein,	wenn	wir	dieses	Ni-
veau	des	 ländlichen	Raums,	diese	Nähe	zu	den	städtischen	
Räumen	in	der	Qualität	halten	wollen.	

Ich	schaue	einmal	zum	Präsidenten	hoch,	ob	er	schon	unru-
hig	wird,	weil	es	zu	lange	dauert.	

(Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)	

Ich	weiß,	dass	jeder	Abgeordnete	dies	auch	selbst	inhaltlich	
ausfüllen	kann.	

(Abg.	Jörg	Döpper	CDU:	Sehr	gut!	–	Abg.	Karl	Zim-
mermann	CDU:	So	ist	es!)

Aber	diese	Gelegenheit	muss	man	einmal	wahrnehmen.	Wir	
müssen	sagen,	wo	wir	momentan	Schwerpunkte	setzen	–	vor	
allem	nicht	querbeet	durch	die	Landesregierung,	sondern	bei	
uns	im	Haus.	

Ich	nenne	unser	Lieblingsprogramm,	das	Thema	„Entwick-
lungsprogramm	Ländlichen	Raum“,	und	zwar	deshalb,	weil	

wir	gerade	wieder	flächendeckend	über	das	Land	verteilt	vie-
le	gute	Projekte	mit	dem	Förderprogramm	2010	auf	den	Weg	
bringen	können.	Ich	nenne	es	vor	allem	auch	deshalb,	weil	
wir	mit	dieser	Verteilung	bei	der	Bezuschussungssumme	nach	
15	Jahren	die	Grenze	von	1	Milliarde	€	überschritten	haben.	
Es	enthält	Investitionen	in	Höhe	von	1	Milliarde	€	in	eine	bes-
sere	Infrastruktur	ländlicher	Räume	und	bessere	Lebensqua-
lität.	Die	1	Milliarde	€	haben	Investitionen	in	einer	Gesamt-
summe	von	8	Milliarden	€	ausgelöst.	

(Zuruf	des	Abg.	Reinhold	Gall	SPD)	

Meine	sehr	verehrten	Damen,	meine	Herren,	ich	will	noch	ei-
nen	Punkt	zur	Landwirtschaft	sagen,	obwohl	wir	hier	keine	
Landwirtschaftsdebatte	haben	und	vorhin	auch	richtig	gesagt	
geworden	ist,	dass	das	Thema	„Ländlicher	Raum“	nicht	syn-
onym	mit	dem	Thema	Landwirtschaft	ist.	

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Oho!)

Wir	alle	sind	jedoch	gut	beraten,	wenn	wir	dann,	wenn	wir	
über	den	ländlichen	Raum	reden,	die	Landwirtschaft	in	den	
Mittelpunkt	unserer	Überlegungen	stellen.	

(Abg.	Albrecht	Fischer	CDU:	Sehr	gut!)

Ein	Dorf,	ein	 ländlicher	Raum	ohne	funktionierende	Land-
wirtschaft,	ohne	bäuerliche	Betriebe,	ohne	Nahrungsmittel-
produktion	aus	der	Nähe	und	für	die	Nähe,	meine	Damen	und	
Herren,	ist	nicht	mehr	ein	solcher	ländlicher	Raum,	wie	wir	
ihn	uns	vorstellen.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	So	ist	es!)

Es	kann	aber	interessant	und	spannend	sein,	zu	verfolgen,	was	
zwar	erst	nach	dem	Jahr	2013	mit	der	Neuausrichtung	der	eu-
ropäischen	Agrarpolitik	wirken	wird,	was	aber	in	den	kom-
menden	wenigen	Monaten,	was	im	Lauf	dieses	Jahres	auf	eu-
ropäischer	Ebene,	auf	deutscher	Ebene	und	auch	auf	Landes-
ebene	initiiert,	diskutiert	und	entschieden	wird.	Die	Entschei-
dungen	fallen	heute.	Die	Auswirkungen	für	die	Landwirtschaft	
werden	dann	für	viele	Jahre	Bestand	haben.	Dabei	müssen	wir	
auch	parteiübergreifend	zusammenstehen	und	uns	gut	aufstel-
len,	 damit	 die	Landwirtschaft	 auch	 in	 unserem	Land	 eine	
Chance	hat.	Wenn	sie	eine	Chance	hat,	meine	Damen	und	Her-
ren,	dann	können	wir	auch	für	den	ländlichen	Raum	optimis-
tisch	in	die	Zukunft	schauen.	

Herzlichen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	Wort	 erteile	 ich	
Herrn	Abg.	Winkler.

(Zuruf	von	der	CDU:	Es	gibt	nichts	mehr	zu	sagen!	
–	Gegenruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Ja!	

–	Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)	

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Herr	Präsident,	meine	Damen	und	
Herren!	Ich	bin	nicht	sicher,	ob	ich	die	Zustandsbeschreibung	
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des	ländlichen	Raums,	die	ich	gehört	habe,	als	paradiesisch	
oder	als	parodistisch	bezeichnen	soll,	

(Heiterkeit	bei	Abgeordneten	der	SPD	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Wie	heißt	die	Gemeinde?)

weil	ich	den	Eindruck	gewinnen	konnte,	dass	zwar	sehr	viel	
Positives	über	den	ländlichen	Raum,	aber	nichts	über	seine	
Zukunft,	seine	Entwicklung	und	die	damit	verbundenen	Ge-
fahren	gesagt	worden	ist.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Zuhören!	–	Abg.	Hel-
mut	Walter	Rüeck	CDU:	Da	muss	man	zuhören	kön-

nen!)

Es	ist	kein	physikalisches	Gesetz,	kein	Naturgesetz,	dass	es	
in	den	ländlichen	Räumen	Tendenzen	der	Abwanderung	in	die	
Städte	gibt.	Eher	ist	es	ein	soziologisches	Phänomen.	Es	ist	
aber	nun	einmal	nachgewiesen.	

Die	vom	Land	in	die	Stadt	erfolgende	Wanderungsbewegung,	
die	in	den	letzten	Jahren	zum	ersten	Mal	seit	50	Jahren	fest-
zustellen	ist,	hat	Gründe,	nämlich	ungleiche	Lebensbedingun-
gen,	 unterschiedliche	 Lebensverhältnisse	 und	 vor	 allem	
schlechter	gewordene	Zukunftschancen	auf	dem	Land.	Dazu	
brauche	ich	nur	zu	zitieren,	was	Sie	kennen,	etwa	aus	dem	De-
mografiebericht	von	Frau	Hübner,	der	ehemaligen	Staatsrätin	
für	demographischen	Wandel	und	für	Senioren.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Haben	wir	schon	
gehört!)

Die	höchste	Bevölkerungsabnahme	wurde	mit	8,8	%	für	den	
Landkreis	Heidenheim	berechnet.	Es	folgen	der	Zollernalb-
kreis	und	der	Landkreis	Sigmaringen	mit	7	%.

(Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)	

–	Ich	zitiere	Angaben	des	Statistischen	Landesamts.	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Schwäbisch	Hall,	
Hohenlohe,	Main-Tauber!)

–	Moment,	Herr	Kollege.	–	Die	Städte	wachsen,	die	ländli-
chen	Räume	verlieren	Einwohner.	Wanderungsgewinne	ver-
zeichnen	die	Stadtkreise	Stuttgart,	Karlsruhe	und	Mannheim.	

Zum	Thema	„Ländliche	Räume“	gibt	es	auch	viele	Broschü-
ren	und	Berichte	von	der	EU,	von	der	Bundesregierung	und	
vom	Land,	etwa	vom	Amtsvorgänger	des	Landwirtschaftsmi-
nisters.	In	einer	Publikation	heißt	es:	„Ländliche	Räume	nicht	
vernachlässigen“.	Die	Stadt	Ellwangen	bittet	Abgeordnete,	
die	Richtlinien	 für	 das	Entwicklungsprogramm	Ländlicher	
Raum	zu	verbessern.

Jetzt	 berichte	 ich	 aus	 dem	zuständigen	Kreistagsausschuss	
meines	Landkreises	–	ich	zitiere	–:

Die Aufrechterhaltung der wohnortnahen Grundversor-
gung wird im ländlichen Raum durch den demografischen 
Wandel zunehmend schwieriger. Der Ausschuss unter-
streicht die Gefahr, dass im Zuge des Bevölkerungsrück-
gangs Teile der ländlichen Infrastruktur nicht zu halten 
sind. In Sachen Schulpolitik werden vom Land langfris-
tig verlässliche Planungen und finanzielle Unterstützun-
gen erwartet. 

Ich	beende	diese	Beschreibungen	mit	einem	Bericht	aus	dem	
„Kommunalforum	Ländliche	Räume“	–	ich	zitiere	–:	

Der Erhalt von ortsnahen Schulen und insbesondere der 
Grundschulen ist für Familien im ländlichen Raum ent-
scheidend.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	sehen	wir	auch	
so!)

Die Schule muss wohnortnah bleiben! ... Gehen die Kin-
der nicht vor Ort in die Schule, ziehen sie später weg. 

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	–	Abg.	Norbert	
Zeller	SPD:	So	ist	es!	Genau!	–	Glocke	des	Präsiden-

ten)	

Präsident Peter Straub:	Herr	Abg.	Winkler,	gestatten	Sie	ei-
ne	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Hauk?

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Ja,	selbstverständlich.

Präsident Peter Straub:	Bitte	schön,	Herr	Abg.	Hauk.

Abg. Peter Hauk	CDU:	Herr	Kollege	Winkler,	stimmen	Sie	
mir	zu,	dass	dieser	Trend,	den	Sie	zu	Recht	beschreiben,	in	
Baden-Württemberg	am	geringsten	ausgeprägt	ist	und	es	sich	
dabei	um	einen	bundesweiten	und	europaweiten	Trend	han-
delt?

Zum	Zweiten:	Stimmen	Sie	mir	zu,	dass	die	Landesregierung	
der	analysierten	Entwicklung,	die	Sie	auch	zitatweise	zu	Recht	
vorgetragen	haben,	entsprechend	kraftvolle	Strategien	entge-
gensetzt?

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Die	falschen!)

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Die	„kraftvolle	Strategie“,	die	die	
Landesregierung	 entgegensetzt,	war	 die	Bildung	des	Kabi-
nettsausschusses	Ländlicher	Raum,	der	das	Problem	sozusa-
gen	tiefgekühlt	hat.	

(Heiterkeit	und	Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD)

Seit	seiner	Konstituierung	hat	man	nichts	mehr	von	diesem	
Gremium	gehört.	

Das	Zweite:	Es	ist	richtig,	dass	wir	in	europäischen	Ländern	
und	im	Osten	Deutschlands	stärkere	Absetzbewegungen	in	die	
Städte	verzeichnen.	Dass	wir	etwas	schwächere	Bewegungen	
als	der	Osten	Deutschland	haben,	

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Nicht	etwas,	sondern	über-
haupt	die	schwächeren!)

die	auf	andere	Gründe	zurückzuführen	sind,	 ist	doch	keine	
Entschuldigung	und	schon	gar	keine	Ausrede,	sondern	müss-
te	bei	unserer	Historie	eigentlich	zu	verstärkten	Anstrengun-
gen	führen.

(Beifall	bei	der	SPD	–	Zuruf	des	Abg.	Helmut	Wal-
ter	Rüeck	CDU)	

Es	ist	leider	bei	Ihnen	allein	schon	strittig,	dass	hier	ein	Pro-
blem	entsteht.	Das	ist	das	Problem.	Wir	kommen	heute	nicht	
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einmal	zu	einer	Therapie.	Sie	sind	ja	nicht	einmal	mit	der	Di-
agnose	einverstanden.	Darin	sehe	ich	das	Problem.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 SPD	 –	Abg.	 Fritz	
Buschle	SPD:	Jawohl!	–	Zuruf	des	Abg.	Dr.	Dietrich	

Birk	CDU)	

Von	den	1	100	Gemeinden	in	Baden-Württemberg	haben	600	
weniger	als	5	000	Einwohner.	Mehr	als	die	Hälfte	aller	Ge-
meinden	haben	also	dieses	Problem.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Wollen	Sie	die	auf-
stocken,	oder	wie?)

–	Sie	auch	nicht	mehr	in	Ihrem	Alter.	

(Heiterkeit	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Kommt	
darauf	an!	Ich	habe	vier	Kinder!)

Meine	Damen	und	Herren,	ich	möchte	zum	Schluss	kommen.	
Es	ist	schade,	dass	wir	diesen	Tagesordnungspunkt	nicht	da-
zu	genutzt	haben,	Ansätze	zu	entwickeln,	wie	wir	dieser	Ver-
änderung	entgegensehen	können.	

(Abg.	Reinhold	Pix	GRÜNE:	Das	kommt	jetzt!)

Schade.	Es	waren	Lobpreisungen	statt	Ansätze,	wie	wir	die	
Situation	verbessern	können.	Ich	kann	nur	sagen,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen	von	der	CDU	und	der	FDP/DVP:	Die-
ser	Tagesordnungspunkt	war	„pour	le	chat“.

(Beifall	bei	der	SPD)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erhält	Herr	Abg.	Dr.	Mur-
schel.

Abg. Dr. Bernd Murschel	GRÜNE:	Herr	Köberle,	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Herr	Minister	Köber-
le!	–	Zuruf	des	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU)	

Sie	haben	gesagt,	wir	würden	wieder	herummäkeln	und	hät-
ten	einen	Argumentationsnotstand.	Sie	begründen	Ihre	sehr	
positive	Darstellung	des	ländlichen	Raums	durch	Umfrageer-
gebnisse.	Von	 „Spitzenergebnissen“	haben	Sie	 gesprochen.	
Fragen	Sie	doch	einmal	die	Jugendlichen	im	ländlichen	Raum,	
ob	sie	wirklich	damit	einverstanden	sind,	dass	sie	quasi	abge-
schnitten	sind,	wenn	sie	auf	den	ÖPNV	angewiesen	sind	und	
um	19:00	Uhr	irgendwohin	in	die	Stadt	wollen.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Dann	 geht	man	
zum	Fußballtraining!)

Wie	kommt	man	denn	von	Bad	Waldsee	ab	19:00	Uhr	nach	
Stuttgart?

(Abg.	Peter	Hauk	CDU:	Mit	dem	Auto!)

–	Ja,	mit	dem	Auto.	Genau	das	ist	es.	Sie	bringen	die	jungen	
Menschen	dazu,	dass	sie	quasi	zwangsweise	ein	Auto	brau-
chen.	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Ojemine!	Herr,	
schmeiß	Hirn	vom	Himmel!)

Sie	sagen:	„Noch	nie	gab	es	einen	so	guten	ÖPNV.“	Aber	noch	
nie	mussten	so	viele	junge	Menschen	so	mobil	sein	wie	heu-

te.	Schon	allein	das	Werkrealschulkonzept,	das	Sie	dem	länd-
lichen	Raum	überstülpen,	wird	den	jungen	Menschen	mehr	
Mobilität	abverlangen.	Und	Sie	schaffen	die	Mobilität	ab.	Sie	
haben	Regionalzüge	gekappt.	Sie	haben	keinen	Super-ÖPNV,	
sondern	Sie	haben	den	ÖPNV	in	den	letzten	Jahren	einfach	
verschlechtert.	

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Lachen	bei	Abgeordneten	
der	CDU	–	Zuruf	von	der	CDU:	Was?)	

Kurz	ein	Wort	zum	Thema	Landwirtschaft	und	dazu,	was	wir	
diesbezüglich	eigentlich	wollen.	Herr	Kollege	Kluck,	von	Ih-
nen	oder	einem	anderen	Kollegen	wurde	vorhin	gefragt,	was	
wir	hinsichtlich	der	Landwirtschaft	wollen.	Nach	dem	Jahr	
2013	wird	es	richtig	interessant.	Der	Europäische	Wirtschafts-	
und	Sozialausschuss	hat	vor	wenigen	Wochen	–	Mitte	März	
–	einstimmige	Beschlüsse	gefasst.	Jetzt	können	Sie	sagen:	„Ja,	
die	tragen	wir	mit.“	Dann	sind	wir	auf	einem	guten	Weg.	Ich	
bin	aber	überzeugt	davon,	dass	Sie	in	Ihrem	alten,	rückwärts-
gewandten	Trott	bleiben	und	sagen:	Nein,	das	ist	nichts.	

Was	will	man	auf	europäischer	Ebene?	Zahlungen	aus	der	so-
genannten	 ersten	 und	 zweiten	Säule	 sollen	 zukünftig	 aus-
schließlich	 an	 erwerbstätige	Landwirte,	Landschaftspflege-
verbände	oder	Institutionen,	die	Kulturlandschaftspflege	be-
treiben,	geleistet	werden.	Das	heißt	für	Baden-Württemberg:	
nicht	mehr	30	Millionen	€	an	Südzucker	transferieren	und	dort	
den	Zuckerexport	subventionieren,	was	die	Weltmärkte	ka-
putt	macht,	sondern	das	Geld	an	die	Landwirte	geben.	Da	kön-
nen	Sie	mitmachen.	Das	ist	der	richtige	Weg.	

Die	Zahlungen	aus	der	ersten	und	zweiten	Säule	sollen	zu-
künftig	an	den	vorhandenen	und	den	geschaffenen	Arbeits-
plätzen	ausgerichtet	werden.	Das	heißt:	weg	von	der	hoch	in-
dustrialisierten	Massenproduktion	mit	viel	Technik,	aber	we-
nig	Mensch,	und	hin	zu	einer	bäuerlichen	Landwirtschaft.	Da	
können	Sie	mitmachen.	Bisher	haben	Sie	immer	das	Gegen-
teil	gemacht.	

Neue	Maßnahmen	 sollen	 sich	 am	Klimaschutz	 orientieren.	
Außer	dass	Sie	darüber	reden,	machen	Sie	nichts.	Ausgleichs-
zahlungen	für	Nutzungsbeschränkungen	aus	dem	Naturschutz	
sollen	nicht	mehr	möglich	sein.	Bisher	haben	Sie	immer	ge-
sagt:	„Die	Landwirte	machen	so	viel,	deswegen	müssen	sie	
immer	etwas	bekommen.“	

(Zuruf	des	Abg.	Gundolf	Fleischer	CDU)

Bleiben	Sie	weiterhin	bei	Ihrer	alten,	rückwärtsgewandten	Ag-
rarpolitik,	oder	öffnen	Sie	sich	einer	europäischen	Landwirt-
schaftspolitik,	die	Zukunft	hat?	Das	ist	die	Frage.	Ein	Bauer	
aus	dem	Schwarzwald	hat	es	einmal	so	formuliert:	

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Wie	hat	er	gehei-
ßen?)

„Wo	keine	Kühe	mehr	stehen,	kann	man	auch	keine	Touris-
ten	mehr	melken.“	Das	ist	ein	wunderbares	Gleichnis	für	das,	
was	der	ländliche	Raum	braucht.	Er	braucht	nämlich	die	Be-
ziehung	 zwischen	 Landwirtschaft,	 Tourismus	 und	 Natur-
schutz.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Ich	habe	einen	Esel,	
eine	Ziege	und	ein	Schaf!	Was	haben	Sie?)
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Dieses	 magische	 Dreieck	 ist	 die	 Zukunft	 des	 ländlichen	
Raums.	Wenn	Sie	in	der	Debatte	schon	so	hochtrabend	vom	
ländlichen	Raum	als	Rückgrat	des	Landes	Baden-Württem-
berg	sprechen,	dann	müssen	Sie	auch	etwas	dafür	tun.	

Ich	komme	noch	einmal	zum	Thema	Ärzte.	Sie	sagen:	„Wir	
haben	die	Zeichen	der	Zeit	erkannt.“	Andere	haben	sie	schon	
vor	fünf	Jahren	erkannt.	In	Sachsen	gibt	es	schon	lange	Maß-
nahmen,	die	dazu	dienen,	die	Versorgung	mit	Ärzten	im	länd-
lichen	Raum	zu	fördern	und	zu	unterstützen.	Das	reicht	bis	
hin	zu	der	Maßnahme,	dass	Studenten	im	Medizinbereich	ein	
Stipendium	erhalten,	wenn	sie	sich	verpflichten,	später	min-
destens	drei	Jahre	im	ländlichen	Raum	tätig	zu	sein.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Herr	Rösler	richtet	es	
ja	gerade!)

Sie	haben	immerhin	gesagt,	Sie	hätten	die	Zeichen	der	Zeit	
erkannt.	Dennoch	kommt	das	reichlich	spät.	Tun	Sie	etwas.	
Wir	sind	auf	jeden	Fall	die	Garanten	für	die	Stärkung	des	länd-
lichen	Raums.	Das	ist	uns	Grünen	ein	wichtiges	Anliegen.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	
CDU:	Um	Gottes	willen!	Herr,	 schmeiß	Hirn	vom	
Himmel!	Lasst	das	nächste	Mal	wieder	Herrn	Pix	re-
den!	Der	macht	wenigstens	ordentlichen	Wein!)

Präsident Peter Straub:	Meine	Damen	und	Herren,	es	lie-
gen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	

Die	Aktuelle	Debatte	unter	Punkt	2	der	Tagesordnung	ist	da-
mit	beendet.	

(Unruhe)	

Ich	rufe	Punkt 3	der	Tagesordnung	auf	und	bitte	Sie,	sich	zu	
beruhigen:

(Heiterkeit)

Erste Beratung des Gesetzentwurfs der Landesregierung 
– Gesetz zur Einführung eines Hinterlegungsgesetzes und 
zur Änderung landesrechtlicher Vorschriften – Drucksa-
che 14/6094

Die	Fraktionen	sind	übereingekommen,	heute	auf	eine	Aus-
sprache	zu	verzichten.	Der	Gesetzentwurf	soll	an	den	Ständi-
gen	Ausschuss	 überwiesen	werden.	 –	Dagegen	 erhebt	 sich	
kein	Widerspruch.	Dann	ist	es	so	beschlossen.	

Punkt	3	der	Tagesordnung	ist	damit	erledigt.	

Ich	rufe	Punkt 4	der	Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des In-
nenministeriums – Integration braucht Vorbilder – syste-
matische Öffnung des öffentlichen Dienstes für Migran-
tinnen und Migranten – Drucksache 14/3968

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	fünf	Minuten,	für	die	Aussprache	fünf	Minuten	je	
Fraktion,	wobei	gestaffelte	Redezeiten	gelten.	

Das	Wort	zur	Begründung	des	Antrags	erteile	ich	Frau	Abg.	
Rastätter.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Was?)

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Wir	haben	diesen	Antrag	zur	besse-
ren	Versorgung	 aller	Ämter	 und	Behörden	des	Landes	mit	
Menschen	mit	Migrationshintergrund	eingebracht,	weil	wir,	
wie	auch	Sie	wissen,	in	diesem	Bereich	einen	riesigen	Hand-
lungsbedarf	 haben.	Die	Bevölkerung	Baden-Württembergs	
weist	im	Vergleich	zu	der	anderer	Flächenländer	den	höchs-
ten	Anteil	von	Migranten	auf.	Er	beträgt	hier	im	Land	rund	
25	%.	Sie	wissen	auch,	dass	wir	bei	den	jungen	Menschen,	
bei	den	Jugendlichen	bis	18	Jahren,	sogar	einen	Migranten-
anteil	von	33	%	haben.	Das	ist	für	unser	Bundesland	als	Ein-
wanderungsland

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Das	ist	doch	positiv!)

–	genau,	Herr	Kollege	–	sehr	positiv.	Somit	haben	wir	eine	
Bereicherung	durch	Menschen	aus	vielen	Herkunftsstaaten,	
einen	Reichtum	an	Sprachen,	an	interkultureller	Kompetenz.	
Wir	haben	allerdings	das	Problem,	dass	Menschen	mit	Mig-
rationshintergrund	bei	uns	in	vielen	Bereichen	unterrepräsen-
tiert	sind.	

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

Ich	möchte	hier	an	erster	Stelle	die	Schule	nennen.	In	diesem	
Bereich	haben	wir	das	riesige	Problem,	dass	zwar,	wie	gesagt,	
33	%	der	Schülerinnen	und	Schüler	einen	Migrationshinter-
grund	haben,	aber	der	Migrantenanteil	bei	den	Lehrkräften	bei	
unter	1	%	liegt,	und	zwar	an	allen	Schularten.	Wir	Grünen	set-
zen	uns	schon	seit	langer	Zeit	dafür	ein,	die	Quote	an	Migran-
ten	in	den	Lehrerzimmern	deutlich	zu	erhöhen.	Solche	Lehr-
kräfte	sind	eine	Bereicherung	für	die	Schule,	sie	sind	Vorbil-
der	für	unsere	Schüler	und	Schülerinnen.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Sie	reden	den	Lehrer-
beruf	schlecht!)

Wir	können	auch	die	Bildungschancen	von	jungen	Menschen	
in	unserem	Land	nachhaltig	verbessern,	wenn	wir	diese	jun-
ge	Menschen	in	unser	Bundesland	bringen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Zweitens:	Das,	was	 ich	gesagt	 habe,	 betrifft	 aber	 natürlich	
auch	Bereiche	wie	z.	B.	die	Polizei,	die	Justiz,	es	betrifft	die	
Ämter	und	Behörden	in	unserem	Land.	Überall	dort	hat	das	
Land	die	Aufgabe,	die	Quote	an	Beschäftigten	mit	Migrati-
onshintergrund	deutlich	zu	erhöhen.	Wir	brauchen	hierzu	ei-
nen	ganz	besonderen	Ausbauplan.	Wir	fordern	Sie	auf,	end-
lich	die	Anträge,	die	wir	zu	diesem	Thema	eingebracht	haben,	
vor	 allem	 auch	 den	 jetzt	 vorliegenden	Antrag,	 den	 unsere	
Fraktion	gestellt	hat,	umzusetzen.	Wir	werden	ihn	nachher	zur	
Abstimmung	stellen.	Dazu	werden	wir	aber	 in	der	zweiten	
Runde	noch	sprechen.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	bei	den	Grünen)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	 erteile	 ich	Herrn	Abg.	
Pauli.	

Abg. Günther-Martin Pauli	CDU:	Sehr	geehrter	Herr	Prä-
sident,	liebe	Frau	Kollegin	Rastätter,	meine	sehr	geehrten	Da-
men	und	Herren!	Das	Thema,	das	die	Grünen-Fraktion	mit	
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dem	vorliegenden	Antrag	in	die	Debatte	bringt,	ist	sicherlich	
sehr	wichtig.	Es	muss	uns	beschäftigen,	und	wir	müssen	uns	
darauf	 konzentrieren,	 dass	 überall	 in	 unserer	Gesellschaft	
Kraftanstrengungen	unternommen	werden,	um	die	Ziele,	die	
die	Frau	Kollegin	dargestellt	hat,	zu	erreichen.	

Als	ich	allerdings	den	Antrag	der	Grünen	einschließlich	des-
sen	Begründung	gelesen	habe,	wonach	nur	mit	den	Weichen-
stellungen,	die	Sie	vorschlagen,	eine	Erhöhung	des	Migran-
tenanteils	im	öffentlichen	Dienst	gelingen	würde,	ist	mir	ein-
gefallen,	dass	wir	in	vielen	Bereichen	der	öffentlichen	Ver-
waltung	und	insbesondere	der	kommunalen	Selbstverwaltung,	
die	in	unserer	Verfassung	verankert	ist,	schon	Entsprechendes	
haben.	Man	bekommt	auch	stets	etwas	Bauchgrimmen,	wenn	
immer	von	Entbürokratisierung	geredet	wird,	aber	aus	Ihrem	
Antrag	 im	Grunde	genommen	dann	auch	herausquillt,	dass	
man	mehr	Bürokratie	vorschreiben	möchte.	Ich	glaube,	dass	
die	Verantwortlichen	vor	Ort,	insbesondere	in	unseren	kom-
munalen	Ämtern,	durchaus	die	Notwendigkeit	und	die	Wich-
tigkeit	von	interkultureller	Kompetenz	erkannt	haben.	

In	den	letzten	Tagen	habe	ich	beim	Personalamt	meines	Land-
ratsamts	noch	einmal	nachgefragt,	wie	es	dort	mit	dem	Mig-
rantenanteil	aussieht.	Wir	liegen	ganz	gut	im	Schnitt.	Wir	ha-
ben	vor	einigen	Jahren	auch	damit	begonnen	–	das	ist	das,	was	
Sie	auch	vorgeschlagen	haben:	Vorbilder	nach	außen	zu	zei-
gen	–,	dass	wir	bei	unseren	Einbürgerungsfeiern	auch	Persön-
lichkeiten	mit	Migrationshintergrund	 zur	Sprache	kommen	
lassen,	die	auch	anderen	als	Vorbilder	dienen	können.	Das	tun	
wir	auch.	Vor	zwei	 Jahren	hatten	wir	einen	Schulleiter	mit	
griechischem	Hintergrund,	im	letzten	Jahr	eine	Praktikantin	
aus	meinem	Haus,	die	brasilianischer	Herkunft	ist,	und	in	die-
sem	Jahr	wird	es	eine	Auszubildende	aus	meinem	Haus	mit	
türkischem	Hintergrund	sein.	

Wir	haben	also	diese	Vorbilder,	und	ich	glaube,	dass	man	die	
Chancen,	die	die	interkulturelle	Kompetenz	bietet,	durchaus	
im	ganzen	Land	verantwortungsbewusst	und	wachsam	auf-
greift	und	kreativ	einbaut.	Aber	bitte,	Frau	Kollegin	Rastätter,	
sehen	Sie	davon	ab,	mir	das	vorschreiben	zu	wollen	oder	Quo-
ten	einzufordern,	Rezepturen	verordnen	zu	wollen,	die	uns	
nicht	weiterbringen.	

Ich	denke,	es	ist	wichtig,	dass	wir	alle	geschlossen	sensibili-
sieren	und	für	mehr	interkulturelle	Kompetenz	werben.	Die	
Polizei	bei	uns	im	Land	hat	auch	bereits	vorbildliche	Projek-
te	eingeleitet.	Auch	in	diesem	Bereich	haben	wir	gute	Erfah-
rungen	gemacht.	

Der	Kabinettsausschuss	Integration	wird	in	wenigen	Wochen	
erste	Vorschläge	unterbreiten.	Wir	warten	das	ab.	Daher	wer-
den	wir	heute	Ihre	Begehren	ablehnen.

Danke	schön.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	 des	Abg.	Hagen	Kluck	
FDP/DVP)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erteile	ich	Herrn	Abg.	Sa-
kellariou.

Abg. Nikolaos Sakellariou	SPD:	Herr	Präsident,	meine	Da-
men	und	Herren!	Es	ist	schon	viel	Richtiges	gesagt	worden.	

Der	Antrag	ist	wichtig.	Die	Gesellschaft,	die	von	der	Zuwan-
derung	profitiert,	muss	als	Aufnahmegesellschaft	die	Weichen	
entsprechend	ausrichten.	Eine	dieser	Weichen	ist	eben	die	In-
tegration	auch	durch	Vorbilder	in	der	Gesellschaft	und	im	öf-
fentlichen	Dienst.	Darum	geht	es	schwerpunktmäßig.

Es	ist	schön,	dass	der	Antrag	der	Grünen	wieder	einmal	die	
Gelegenheit	bietet,	an	Frieder	Birzele	zu	erinnern,	der	es	in	
revolutionärer	Weise	fertiggebracht	hat,	in	Baden-Württem-
berg	durchzusetzen,	dass	Nichtdeutsche	als	Polizisten	Dienst	
tun	können.	

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Sehr	gut!	–	Abg.	Dr.	Diet-
rich	Birk	CDU:	Große	Koalition!)

–	In	der	Großen	Koalition;	sehr	richtig,	sehr	gut.	–	Es	ist	wun-
derbar,	dass	wir	heute	nach	Jahren	feststellen	können,	dass	die	
in	der	Stellungnahme	zu	dem	Antrag	genannten	137	Nicht-
deutschen	im	Polizeidienst	dazu	beigetragen	haben,	dass	sich	
die	Aufklärungsarbeit,	die	Konfliktlösungen	und	die	Zeugen-
bereitschaft	verbessert	haben.	Das	heißt,	allein	dieser	Schritt	
in	diesem	einzelnen	Bereich,	in	dem	wir	das	bislang	durchge-
setzt	haben,	führt	zu	mehr	Opferschutz.	Es	war	eine	gute,	klu-
ge	Entscheidung,	und	sie	geht	in	die	richtige	Richtung.	In	dem	
vorliegenden	Antrag	geht	es	nun	darum,	das	auf	weitere	Be-
reiche	auszuweiten.	

Herr	Pauli,	Sie	haben	gesagt	–	das	ist	löblich	–,	dass	Sie	bei	
Einbürgerungsfeiern	dafür	sorgen,	dass	die	Migranten	auch	
Vorbilder	erhalten	und	diese	zu	diesem	Anlass	auch	präsen-
tiert	bekommen.	Aber	genau	darum	geht	es	nicht.	Viel	wich-
tiger	wäre	es,	dass	die	Migranten	in	ihrem	Alltag	Menschen	
begegnen,	die	es	als	Migranten	in	Behörden,	als	Lehrer,	als	
Beschäftigte	im	Landratsamt	zu	etwas	gebracht	haben,	und	in	
dieser	Interaktion	feststellen:	Wir	sind	gleichberechtigte	Teil-
haber	in	dieser	Gesellschaft.

Wir	 beobachten	 leider	 bundesweit	 –	mir	 liegen	 jetzt	 keine	
Zahlen	für	Baden-Württemberg	vor	–,	dass	der	Anteil	von	Mi-
granten	im	öffentlichen	Dienst	zurückgeht.	Im	Jahr	2001	be-
trug	er	nach	einer	Studie	2,2	%,	und	im	Jahr	2005	waren	es	
1,7	%.	Die	Entwicklung	geht	also	in	die	falsche	Richtung.	Der	
Anteil	dort	sinkt,	während	ihr	Anteil	in	den	übrigen	Bereichen	
steigt.

(Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU:	Das	 stimmt	 so	
nicht!)

Andere	Länder	sind	da	besser	aufgestellt.	Deswegen	sind	wir	
der	Meinung,	dass	der	Antrag	der	Grünen	–	jedenfalls	in	gro-
ßen	Teilen	–	unterstützt	werden	muss.

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

Ich	bin	froh,	dass	Sie	keine	Quote	gefordert	haben.	Hätten	Sie	
in	Ihrem	Antrag	eine	Quote	gefordert,	hätten	wir	dem	nicht	
zustimmen	können.	Eine	Quote	hielte	ich	auch	für	falsch.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Wir	wollen	den	An-
teil	erhöhen!	Keine	Quote!)

Obwohl	Herr	Pauli	es	anders	dargestellt	hat,	 ist	eine	Quote	
auch	nicht	gefordert	worden.
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Die	Ziffern	1	bis	3	von	Abschnitt	II,	in	denen	u.	a.	begehrt	
wird,	Kampagnen	zu	entwickeln,	um	gerade	solche	Vorbilder,	
wie	ich	sie	eben	beschrieben	habe,	zu	implementieren	und	den	
jungen	Menschen	dadurch	Mut	zu	machen,	sich	zu	bewerben,	
anstatt	sie	zu	entmutigen,	unterstützen	wir.	Wir	halten	es	auch	
für	richtig,	solche	Vorbilder	in	Schulen	einzusetzen,	und	wir	
halten	es	für	richtig,	Kampagnen	durchzuführen.

Ziffer	4	von	Abschnitt	II	werden	wir	uns	allerdings	nicht	an-
schließen.	Darin	 fordern	 die	Grünen,	 „Interkulturalität	 als	
Qualitätskriterium“	einzusetzen	und	sie	als	eine	zusätzliche	
Einstellungsvoraussetzung	einzuführen.	Da	muss	ich	sagen,	
bei	aller	Liebe:	Diese	interkulturelle	Kompetenz	zu	erwerben	
bedeutet,	von	Geburt	an	in	einer	Familie	außerhalb	des	gast-
gebenden	Landes	groß	geworden	zu	sein.	Eine	solche	Kom-
petenz	kann	nur	jemand	erwerben,	der	selbst	in	einer	solchen	
Situation	aufgewachsen	ist.	Ich	möchte	aber	niemanden	des-
halb	benachteiligen,	weil	er	nicht	 in	dieser	Lebenssituation	
groß	geworden	ist.	Vielmehr	möchte	ich,	dass	die	interkultu-
relle	Kompetenz	kein	eigenes	Kriterium	wird,	sondern	dass	
sie	im	Rahmen	der	Gesamtbewertung	einer	Bewerbung	ein-
fließt.	Es	darf	nicht	so	sein,	dass	dies	ein	anderes	Kriterium	
quasi	„herausschießen“	kann.

Deswegen	werden	wir	den	Antrag	der	Grünen	in	den	Ziffern	1	
bis	3	von	Abschnitt	II	unterstützen,	während	wir	der	Ziffer	4	
nicht	 zustimmen	können.	 Ich	bitte	daher	um	Einzelabstim-
mung.

Danke	schön.

(Beifall	bei	der	SPD)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erhält	Herr	Abg.	Kluck.

Abg. Hagen Kluck	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	meine	Damen	
und	Herren!	Ich	teile	die	Auffassung	des	Kollegen	Sakella-	
riou	zu	Ziffer	4	von	Abschnitt	II,	dass	dieses	Begehren	unan-
gebracht	ist.	Wenn	ich	einen	Chemiker	brauche,	kann	die	in-
terkulturelle	Kompetenz	nicht	 ein	 anderes	Voraussetzungs-
merkmal	ersetzen.

Die	anderen	drei	Begehren	dieses	Beschlussteils,	denen	die	
SPD	zustimmen	will,	sind	unserer	Auffassung	nach	in	unse-
rem	Land	längst	verwirklicht.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Dann	könnt	ihr	ja	zustim-
men!)

Diese	Forderungen	sind	überflüssig.	Deswegen	werden	wir	
den	Antrag	der	Grünen	in	allen	Punkten	ablehnen.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Sehr	gut!	–	Abg.	Nor-
bert	Zeller	SPD:	Sie	stimmen	zu,	lehnen	ihn	aber	ab!	

FDP-Politik!	Prima!	–	Unruhe)

–	Warum	soll	ich	etwas	noch	einmal	postulieren,	was	bei	uns	
im	Land	schon	stattfindet?	Es	ist	doch	auch	von	Ihren	Vertre-
tern	lobend	erwähnt	worden,	dass	wir	im	Polizeibereich	be-
reits	diese	Öffnung	haben.

(Abg.	Nikolaos	Sakellariou	SPD:	Ihr	könnt	doch	zu-
stimmen!	Da	geht	es	nicht	um	die	„Steuer-CD“!)

Schauen	Sie	sich	in	der	Landesverwaltung	um,	oder	schauen	
Sie	einmal	in	die	Kommunalverwaltungen.	Wir	haben	doch	
überall	Bedienstete	mit	Migrationshintergrund.

(Abg.	Walter	Krögner	SPD:	Als	Putzfrau!)

Das	ist	bei	uns	Tatsache	und	Wirklichkeit,	und	das	ist	gut	so.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Dann	stimmt	doch	zu!)

Sie	wissen	ja:	Ziel	liberaler	Integrationspolitik	ist	es,	Zuwan-
derern	gleiche	Bildungs-	und	Berufschancen	zu	gewähren	und	
sie	möglichst	umfassend	am	gesellschaftlichen	und	wirtschaft-
lichen	Leben	zu	beteiligen.	Das	findet	in	diesem	Land	wie	in	
keinem	anderen	deutschen	Land	statt.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	der	FDP/DVP	–	Wider-
spruch	 bei	 den	Grünen	 –	Abg.	 Franz	Untersteller	
GRÜNE:	Wo	leben	Sie	eigentlich?	–	Abg.	Reinhold	
Gall	 SPD:	Bei	 der	 Polizei	 beträgt	 der	Anteil	 nur	

0,5	%!)

Deswegen	 ist	die	FDP/DVP-Fraktion	 logischerweise	dafür,	
dass	sich	mehr	qualifizierte	Migrantinnen	und	Migranten	für	
eine	Karriere	 im	öffentlichen	Dienst	entscheiden.	Aber	das	
müssen	diese	Menschen	selbst	tun.	Soll	ich	sie	etwa	mit	dem	
Lasso	einfangen?

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Tätä,	tätä,	tätä!)

Wenn	der	Anteil	also	sinkt,	dann	liegt	das	möglicherweise	da-
ran,	dass	der	öffentliche	Dienst	nicht	attraktiv	genug	ist	und	
diese	Menschen	andere	Chancen	haben.	Aber	niemand	hin-
dert	einen	doch	daran,	sich	für	eine	Karriere	im	öffentlichen	
Dienst	zu	entscheiden.

(Glocke	des	Präsidenten)

Präsident Peter Straub:	Herr	Abg.	Kluck,	gestatten	Sie	ei-
ne	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Kretschmann?

Abg. Hagen Kluck	FDP/DVP:	Aber	gern.

Abg. Winfried Kretschmann	GRÜNE:	Herr	Kollege	Kluck,	
wenn	Sie	schon	alles	machen,	was	wir	wollen,	warum	liegt	
dann	der	Anteil	von	Lehrerinnen	und	Lehrern	mit	Migrations-
hintergrund	unter	1	%?	Das	entspricht	offenkundig	nicht	dem	
Anteil,	den	diese	Menschen	an	der	Bevölkerung	 insgesamt	
haben.	Warum	beträgt	dieser	Anteil	bei	der	Polizei	weniger	
als	0,5	%?	Können	Sie	mir	das	einmal	erklären,	oder	wollen	
Sie	immer	nur	herumschwadronieren,	statt	einmal	Taten	se-
hen	zu	lassen?

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Das	ist	eine	Unter-
stellung!	Das	ist	unmöglich!)

Abg. Hagen Kluck	FDP/DVP:	Ich	will	einmal	versuchen,	ei-
ne	Antwort	zu	geben.	Dass	der	Anteil	bei	den	Lehrerinnen	und	
Lehrern	so	niedrig	ist,	könnte	vielleicht	daran	liegen,	dass	Sie	
den	Lehrerberuf	immer	so	schlechtreden,	dass	ihn	niemand	
attraktiv	finden	kann.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 FDP/DVP	 und	 der	
CDU	–	Abg.	Winfried	Kretschmann	GRÜNE:	Mein	

Gott,	ist	das	ein	Niveau!)
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Ihr	Verhältnis	zur	Polizei	ist	ja	auch	bekannt.	Sie	erwecken	
manchmal	den	Eindruck,	Polizist	sei	ein	merkwürdiger	Be-
ruf.	Ich	will	es	Ihnen	noch	einmal	ganz	klar	sagen:

(Abg.	Winfried	Kretschmann	GRÜNE:	Haben	Sie	au-
ßer	solchen	Plattitüden	nichts	zu	bieten?)

–	Sie	haben	von	„schwadronieren“	gesprochen.

(Abg.	Winfried	Kretschmann	GRÜNE:	Nicht	gleich	
beleidigt	sein!)

–	Nein,	ich	war	noch	nie	beleidigt,	Herr	Kretschmann.	Aber	
„Schwadron“	ist	ein	militärischer	Begriff,	der	nicht	einmal	auf	
unsere	Polizei	zutrifft,	weil	wir	eine	Bürgerpolizei	haben,	die	
sich	auch	für	Menschen	mit	Migrationshintergrund	geöffnet	
hat.

Es	ist	schon	gesagt	worden,	dass	wir	einen	sehr	hohen	Anteil	
von	Einwohnern	mit	Migrationshintergrund	haben.	Sie	wis-
sen,	dass	besonders	seit	dem	Eintritt	der	FDP/DVP	in	die	Lan-
desregierung	eine	ganze	Menge	unternommen	wird,	um	den	
Anteil	zu	erhöhen.	

(Zuruf	von	der	CDU:	Wie	bitte?)

Die	unterschwellige	Kritik	der	Opposition	ist	deswegen	völ-
lig	unangebracht.	

Man	 hat	 im	Land	mit	 der	 Einstellung	 von	 ausländischen	
Staatsangehörigen	in	den	Polizeivollzugsdienst	sehr	gute	Er-
fahrungen	gemacht.	Der	Innenminister	betont	immer	wieder,	
wie	wichtig	das	ist.	Auch	in	der	Stellungnahme	der	Landes-
regierung	kommt	das	klar	zum	Ausdruck.	

(Abg.	Reinhold	Gall	 SPD:	Der	Anteil	 bleibt	 unter	
0,5	%!)

Schauen	Sie	sich	doch	einmal	die	Nachwuchswerbung	der	ba-
den-württembergischen	Polizei	an.	Dabei	wird	immer	wieder	
darauf	hingewiesen,	dass	die	deutsche	Staatsbürgerschaft	nicht	
erforderlich	 ist,	 um	Polizeibeamtin	bzw.	Polizeibeamter	 zu	
werden.	Man	wirbt	also	geradezu	damit	–	so,	wie	Sie	es	for-
dern.

Sie	wissen,	dass	die	Bereitschaftspolizei	des	Landes	der	Ini-
tiative	„Vielfalt	als	Chance“	im	Rahmen	der	„Charta	der	Viel-
falt“	beigetreten	ist.	Sie	wissen,	dass	die	Polizei	in	nahezu	al-
len	Landkreisen	des	Landes	mit	Migrantenorganisationen	zu-
sammenarbeitet,	um	die	Zusammenarbeit	bei	der	Prävention	
vor	Ort	zu	verstärken.	Das	alles	sind	doch	positive	Dinge,	die	
Sie	nicht	schlechtreden	sollten.

(Abg.	Reinhold	Gall	SPD:	Die	redet	auch	niemand	
schlecht,	aber	es	sind	zu	wenige!)

–	Wir	haben	doch	nichts	dagegen,	wenn	sich	mehr	Leute	be-
werben.	 Ich	will	 Ihnen	 aber	 eines	 sagen.	Natürlich	 streben	
auch	wir	eine	Erhöhung	des	Anteils	von	Lehrkräften	mit	Mi-
grationshintergrund	an,

(Beifall	der	Abg.	Dr.	Birgit	Arnold	FDP/DVP	–	Abg.	
Nikolaos	 Sakellariou	SPD:	Gut!	 –	Abg.	Reinhold	

Gall	SPD:	Sehr	gut!)

weil	diese	Menschen	eine	wichtige	Vorbildfunktion	für	Kin-
der	und	Jugendliche	aus	Zuwandererfamilien	haben.	

Der	Kabinettsausschuss	Integration	wird	sich	damit	noch	ein-
mal	befassen	und	binnen	Jahresfrist	eine	Strategie	zum	Aus-
bau	der	interkulturellen	Öffnung	sowie	zur	Förderung	der	in-
terkulturellen	Kompetenz	der	Landesverwaltung	und	auch	zur	
Gewinnung	von	Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeitern	mit	Mig-
rationshintergrund	vorschlagen.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Mehr	als	werben	
kann	man	nicht!)

Folgendes	dürfen	Sie	aber	nicht	außer	Acht	lassen.	Sprechen	
Sie	doch	einmal	mit	den	Gewerkschaften	und	den	Beamten-
organisationen	darüber.	Es	geht	nur	mit	einer	vergleichbaren	
Qualifikation.	Es	muss	also	nach	den	Kriterien	Eignung,	Be-
fähigung	 und	 fachliche	Leistung	 ausgewählt	werden.	Das	
muss	auch	so	bleiben.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	So	ist	es!)

Wenn	sich	Migranten	verstärkt	bewerben	und	wir	ihnen	ver-
stärkt	Chancen	geben,	dann	stellen	wir	sie	ein,	wenn	sie	über	
die	entsprechende	Eignung,	Befähigung	und	fachliche	Leis-
tung	verfügen.	Dann	ist	das	Problem	doch	gelöst.	

Ermutigen	Sie	also	jeden,	sich	bei	den	Kommunen	und	beim	
Staat	zu	bewerben.	Bei	uns	rennen	Sie	damit	offene	Türen	ein.	
Der	Antrag	der	Grünen	aber	ist	überflüssig.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	 erteile	 ich	 Frau	Abg.	
Rastätter.

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Kollege	Pauli,	ich	glaube,	das	war	ein	
Missverständnis	Ihrerseits.	Wir	wollen	nicht	in	allen	Berei-
chen	des	öffentlichen	Dienstes	feste	Quoten,	was	den	Anteil	
von	Beschäftigten	mit	Migrationshintergrund	angeht,	sondern	
wir	wollen	deren	Anteil	erhöhen.	Wir	alle	sind	uns	sicher	ei-
nig,	dass	wir	diesen	Anteil	deutlich	erhöhen	müssen	und	dass	
Migranten,	die	im	öffentlichen	Dienst	beschäftigt	sind,	auch	
in	der	Gesellschaft	überzeugend	wirken	und	ein	Beispiel	auch	
für	 andere	Migranten	 dafür	 geben	können,	 dass	 in	 diesem	
Land	für	Menschen	unterschiedlicher	Herkunft	die	gleichen	
Chancen	bestehen.	

Herr	Kollege	Sakellariou,	Sie	haben	gesagt,	dass	Sie	abgese-
hen	von	Ziffer	4	dem	Beschlussteil	unseres	Antrags	zustim-
men	können.	Ich	glaube,	dass	es	sehr	wichtig	ist,	dass	wir	ei-
ne	Kampagne	starten,	um	junge	Menschen	mit	Migrations-
hintergrund	zu	motivieren.	Dabei	müssen	wir	die	bereits	vor-
handenen	Vorbilder,	also	beispielsweise	die	jungen	Menschen,	
die	eine	Ausbildung	im	öffentlichen	Dienst	gemacht	haben,	
gezielt	einsetzen.	Diese	können	an	die	Schulen	gehen	und	auf-
zeigen:	Der	öffentliche	Dienst	kann	attraktiv	für	dich	sein;	be-
wirb	dich	für	den	öffentlichen	Dienst.

Ich	glaube,	dass	es	keinen	Dissens	darüber	gibt,	dass	wir	in-
terkulturelle	Kompetenzen	in	Ausbildungsgängen	verankern	
müssen.	Diese	müssen	wir	in	der	Lehrerausbildung,	aber	auch	
in	der	Ausbildung	für	den	öffentlichen	Dienst	verpflichtend	
verankern.

Jetzt	komme	ich	zum	letzten	Punkt.	Herr	Kollege	Kluck	und	
auch	Sie,	Herr	Kollege	Sakellariou,	haben	gesagt,	dass	wir	bei	
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der	Einstellung	in	den	öffentlichen	Dienst	ausschließlich	nach	
den	Prinzipien	Eignung,	Befähigung	und	fachliche	Leistung	
urteilen	müssten	und	nicht	den	Migrationshintergrund	eines	
Bewerbers	als	Kriterium	sozusagen	bevorzugen	dürften.	

Dazu	möchte	ich	allerdings	sagen:	Diese	Möglichkeit	besteht	
im	Bereich	der	Schulen	bereits.	Wir	Grünen	haben	vor	eini-
ger	Zeit	einen	Antrag	in	den	Landtag	eingebracht,	in	dem	wir	
gefordert	haben,	es	hinsichtlich	der	Einstellung	von	Lehrkräf-
ten	zu	ermöglichen,	bei	den	Zusatzqualifikationen,	die	von	
Schulen	ausgeschrieben	werden,	einen	Migrationshintergrund	
als	Qualifikation	besonders	anzuerkennen

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU	–	Abg.	Ni-
kolaos	Sakellariou	SPD:	Genau!)

und	diese	Qualifikation	bei	den	Noten	sozusagen	vorzuzie-
hen.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Wozu?)

Allerdings	wird	nicht	der	reine	Migrationshintergrund	aner-
kannt	–	

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Aber?)

das	wäre	 zu	wenig	 –,	 sondern	 die	Zusatzqualifikation	 gilt	
dann,	wenn	z.	B.	eine	Sprachkompetenz	in	der	Muttersprache	
vorhanden	ist	bzw.	wenn	interkulturelle	Fähigkeiten	vorhan-
den	sind.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Was	verstehen	Sie	
unter	interkulturellen	Fähigkeiten?)

Wir	haben	neuerdings	gefordert,	dass	es	z.	B.	in	der	Lehrer-
ausbildung	Zertifizierungen	geben	muss,	dass	es	möglich	sein	
muss,	solche	Zusatzqualifikationen	zu	zertifizieren.

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

Es	gibt	sehr	wohl	intelligente	Lösungen	für	die	Frage,	wie	wir	
gerade	auch	dort,	wo	Migranten	in	extremer	Weise	unterre-
präsentiert	sind,	durchaus	Möglichkeiten	befördern	können	–	
kompatibel	mit	den	Bestimmungen	des	öffentlichen	Diensts	
–,	um	den	Anteil	von	Migranten	deutlich	zu	erhöhen.

Im	Schuldienst	ist	es	z.	B.	so:	Eine	Schule	kann	bei	der	Aus-
schreibung	einer	Stelle	eine	Zusatzqualifikation	mit	aufneh-
men	und	darum	bitten,	dass	sich	Personen	mit	dieser	Zusatz-
qualifikation	bewerben.	Das	kann	z.	B.	bei	der	einen	Schule,	
die	ein	besonderes	Programm	für	männliche	Jugendliche	an-
bieten	will,	die	Qualifikation	Erlebnispädagogik	sein.	Es	kann	
aber	auch	sein,	dass	die	Schule	einen	hohen	Anteil	an	Schü-
lern	mit	Migrationshintergrund	hat.	Dann	ist	es	angemessen,	
dass	diese	Schule	jemanden	sucht,	der	einen	Migrationshin-
tergrund	 hat.	 Eine	 türkischstämmige	Lehrerin	 ist	 an	 einer	
Schule,	 an	der	 40	%	der	 Jugendlichen	 türkischer	Herkunft	
sind,	ein	unvergleichbarer	Schatz	für	diese	Schule	und	für	die	
Förderung	dieser	Kinder.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Dagegen	hat	 doch	
niemand	etwas!	–	Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU:	
Bedarfsorientiert	wird	das	praktiziert!	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	verhindern	wir	doch	gar	
nicht!	Ermutigen	Sie	doch	Einzelne	dazu!	Das	ist	der	

Punkt!)

Dann	ist	es	doch	prima,	wenn	eine	solche	Zusatzqualifikati-
on	diesen	Menschen	ermöglicht,	mit	einem	um	zwei	oder	drei	
Zehnteln	schlechteren	Notendurchschnitt	bevorzugt	zu	wer-
den.	

Fazit:	Wir	sollten	alle	Möglichkeiten	nutzen.	Wir	sollten	die-
se	Möglichkeiten	auch	offensiv	nutzen.	Wir	leben	in	einer	Ein-
wanderungsgesellschaft.

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

Die	Menschen	in	unserem	Land	sind	ein	Reichtum	für	unse-
re	Gesellschaft.	Also	sollten	wir	auch	solche	Möglichkeiten,	
die	man	vielleicht	 noch	 etwas	differenzieren	 kann,	 nutzen.	
Deshalb	bitten	wir	Sie	darum,	auch	Abschnitt	II	Ziffer	4	un-
seres	Antrags	zuzustimmen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen)

Präsident Peter Straub:	Das	Wort	erhält	Herr	Innenminister	
Rech.

Innenminister Heribert Rech:	Herr	Präsident,	meine	Damen	
und	Herren	Kollegen!	Gestatten	Sie	mir,	dass	ich	einen	Stan-
dardsatz	von	mir	voranstelle.	Er	ist	ebenso	einfach	wie	plau-
sibel.	Er	lautet:	Zur	Integration	all	derer,	die	auf	Dauer	bei	uns	
bleiben	wollen	und	auf	Dauer	bei	uns	bleiben	dürfen,	gibt	es	
keine	Alternative.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	der	CDU	und	der	FDP/
DVP)

Diese	Integration	müssen	wir	schaffen.	Das	ist	eine	große	Auf-
gabe,	das	ist	eine	Daueraufgabe,	das	ist	eine	zentrale	Aufga-
be	in	einer	pluralistischen	Gesellschaft.	Aber	sie	bedarf	An-
strengungen	beider	Seiten.

Da	gibt	es	vieles,	was	wir	tun	müssen	und	tun	können.	Ein	
wichtiger	Gesichtspunkt	wird	mit	diesem	Antrag	angespro-
chen.	Das	will	ich	durchaus	anerkennen:	Integration	braucht	
Vorbilder.

(Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU:	Richtig!)

Ich	glaube,	es	gibt	kaum	etwas	Wirkungsvolleres	als	Vorbil-
der.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Ja!	–	Abg.	Nikolaos	
Sakellariou	SPD:	Für	junge	Menschen!)

–	Vor	allem	für	 junge	Menschen,	natürlich.	Angesichts	der	
Tatsache,	dass	25	%	der	Baden-Württemberger	einen	Migra-
tionshintergrund	haben,	gewinnt	dieser	Satz	umso	mehr	an	
Bedeutung.

Die	Integration	dieses	Personenkreises	bleibt	eine	zentrale	Zu-
kunftsaufgabe.	Dieser	Aufgabe	wird	sich	die	Landesregierung	
auch	weiterhin	sehr	engagiert	annehmen.	Ich	verweise	hierzu	
nur	auf	den	unter	der	Federführung	des	Kollegen	Dr.	Goll	er-
stellten	und	von	der	Landesregierung	beschlossenen	Integra-
tionsplan	aus	dem	Jahr	2008.	Darin	wurde	ganz	klar	die	inter-
kulturelle	Öffnung	der	Verwaltung	verankert.	Sie	wurde	zu	
den	wichtigsten	 integrationspolitischen	Leitlinien	 gezählt.	
Dies	ist	so.

(Abg.	Günther-Martin	Pauli	CDU:	Bundesweit	vor-
bildlich!)
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Dass	die	Gewinnung	von	Migrantinnen	und	Migranten	als	Be-
schäftigte	der	Landesverwaltung	eine	Daueraufgabe	ist,	ver-
steht	sich	von	selbst.	Dieser	Aufgabe	kommen	wir	effektiv	
und	mit	 zunehmendem	Erfolg	 nach.	Aber	 es	 ist	 ein	 langer	
Weg,	bis	wir	dort	hinkommen,	wo	wir	hinkommen	wollen.	

In	erster	Linie	will	ich	aus	meinem	Ressortbereich,	weil	es	
angesprochen	 wurde,	 die	 Einstellung	 von	 ausländischen	
Staatsangehörigen	in	den	Polizeivollzugsdienst	nennen.	Dort	
haben	wir	mit	diesem	Weg	gute	Erfahrungen	gemacht.	Ich	re-
de	nicht	von	Polizeibeamten	mit	Migrationshintergrund,	die	
die	deutsche	Staatsbürgerschaft	haben,	sondern	ich	rede	aus-
drücklich,	weil	das	ein	hochsensibler	Bereich	ist,	von	auslän-
dischen	Staatsangehörigen	im	Polizeivollzugsdienst.	Da	trägt	
die	schon	viele	Jahre	sehr	intensiv	gepflegte	Nachwuchsarbeit	
Früchte.	Sie	sieht	vor,	für	nicht	deutsche	Bewerberinnen	und	
Bewerber	bei	der	Einstellung	Ausnahmen	von	der	Vorausset-
zung	der	deutschen	Staatsangehörigkeit	zuzulassen.	Das	ist	
natürlich	 auch	 in	 verfassungsrechtlicher	 und	 überhaupt	 in	
rechtlicher	Hinsicht	ein	sensibler	Bereich.	

Konkrete	Zahlen	dazu	können	Sie	der	Stellungnahme	zu	Ih-
rem	Antrag	entnehmen.	Ein	Jahr	nach	Abfassung	der	Stellung-
nahme	will	ich	diese	Zahlen	nun	aktualisieren,	denn	die	Ent-
wicklung	ist	erfreulich.	Vor	einem	Jahr	waren	es	137	Bewer-
ber,	und	jetzt,	im	März	2010,	waren	es	insgesamt	150	Bewer-
ber	mit	 ausländischer	Staatsangehörigkeit,	 die	 in	 den	Voll-
zugsdienst	der	Polizei	eingestellt	wurden.	Die	größte	Gruppe	
unter	ihnen	stellen	mit	67	Personen	die	türkischen	Staatsan-
gehörigen	dar.	Dann	folgen	44	Personen	aus	dem	ehemaligen	
Jugoslawien.

Allerdings	will	ich	betonen,	dass	natürlich	auch	bei	Bewer-
bungen	von	Migrantinnen	und	Migranten	die	rechtlichen	Vor-
gaben	zu	beachten	 sind.	Diese	ergeben	 sich	aus	Artikel	33	
Abs.	2	des	Grundgesetzes.	Dieser	ist	Maßstab	und	muss	es	
auch	bleiben.	Danach	erfolgt	der	Zugang	zum	öffentlichen	
Dienst	nach	Eignung,	Befähigung	und	 fachlicher	Leistung.	
Vorgaben	für	eine	systematische	Erhöhung	des	Anteils	an	Be-
schäftigten	mit	Migrationshintergrund	im	öffentlichen	Dienst	
wären	 folglich	mit	den	verfassungsrechtlichen	Anforderun-
gen	und	auch	mit	dem	Allgemeinen	Gleichbehandlungsgesetz	
nicht	vereinbar.	

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	seit	der	Vorlage	der	
Stellungnahme	zu	dem	Antrag	der	Grünen	hat	die	Stabsstelle	
für	Integration	beim	Justizministerium	ihre	konzeptionellen	
Arbeiten	weiter	 vorangetrieben.	Diese	 gehen	von	dem	Be-
schluss	des	Kabinettsausschusses	Integration	vom	April	2009	
aus.	Da	wurde	ein	Konzeptentwurf	„Interkulturelle	Öffnung	
der	Landesverwaltung“	vorgelegt.	Dieser	wird	derzeit	bei	den	
im	Kabinettsausschuss	vertretenen	Ressorts	beraten	und	ab-
gestimmt.	Dort	werden	u.	a.	ganz	konkrete	Maßnahmen	ge-
nannt,	die	zur	Realisierung	der	interkulturellen	Öffnung	der	
Landesverwaltung	möglich	und	sinnvoll	wären.

Als	Beispiel	will	ich	im	Bereich	der	Personalgewinnung	eine	
Werbekampagne	 für	Schüler	 und	bei	Schülern	nennen.	Sie	
zielt	darauf	ab,	durch	den	Einsatz	von	Informationsmaterial,	
durch	Besuchsprogramme	und	Informationsveranstaltungen	
Jugendliche	mit	Migrationshintergrund	gezielt	für	den	öffent-
lichen	Dienst	zu	gewinnen.	

Migrantinnen	und	Migranten	können	für	eine	Tätigkeit	in	der	
öffentlichen	Verwaltung	auch	darauf	angewiesen	sein,	dass	

ihre	im	Ausland	erworbenen	Qualifikationen	bei	uns	anerkannt	
werden.	Dazu	hat	im	Oktober	2009	eine	öffentliche	Anhörung	
der	Landesregierung	stattgefunden.	Als	Ergebnis	dieser	An-
hörung	erarbeitet	die	Stabsstelle	für	Integration	–	ich	habe	es	
eben	erwähnt	–	gegenwärtig	ein	ganzes	Maßnahmenbündel,	
das	 auf	 eine	Vereinfachung	dieser	Anerkennungspraxis	 ab-
zielt.	Die	Stabsstelle	hat	weiter	im	November	2009	in	Zusam-
menarbeit	mit	der	Evangelischen	Akademie	Bad	Boll,	dem	
Diakonischen	Werk	Württemberg	und	dem	Bundesamt	für	Mi-
gration	und	Flüchtlinge	eine	Tagung	zum	Thema	„Interkultu-
relle	Öffnung	–	von	der	Notwendigkeit	interkultureller	Öff-
nung	in	öffentlichen	Verwaltungen	und	Wohlfahrtsverbänden“	
abgehalten.

Auch	 im	Bereich	 des	 Kultusministeriums,	 Frau	Kollegin	
Rastätter,	wird	das	Ziel,	Lehrer	mit	Migrationshintergrund	zu	
gewinnen,	 konsequent	weiterverfolgt.	 Ich	verweise	 auf	 die	
Lehramtsstudiengänge	für	die	Grund-,	Haupt-,	Werkreal-	und	
Realschulen.	Studieninhalte	zur	interkulturellen	Bildung	sind	
da	verbindlich	vorgesehen.

Meine	Damen	und	Herren,	angesichts	der	Kürze	der	Zeit,	die	
mir	zur	Verfügung	steht,	konnte	ich	nur	einige	Entwicklungen	
aufzeigen,	die	sich	seit	der	vor	einem	Jahr	abgegebenen	Stel-
lungnahme	zu	dem	Antrag	der	Grünen	vollzogen	haben.	Als	
Fazit	bleibt	aber	festzuhalten:	Die	Landesregierung	hat	sich	
die	interkulturelle	Öffnung	der	Verwaltung	nicht	nur	auf	ihre	
Fahnen	geschrieben,	sondern	sie	arbeitet	auch	kontinuierlich	
an	ihrer	Umsetzung.

Wir	sind	dabei	auf	einem	guten	Weg.	Bislang	haben	wir	gute	
Erfahrungen	gesammelt.	Ich	würde	mir	natürlich	wünschen,	
dass	wir	quantitativ	noch	schneller	vorankommen.	Aber	wir	
müssen	darauf	achten,	dass	wir	die	gesetzlichen	Vorgaben	und	
die	verfassungsmäßigen	Grenzen	einhalten.	Alles,	was	wir	tun	
können,	um	Nachwuchskräfte	mit	Migrationshintergrund	zu	
gewinnen,	tun	wir.	

Ich	denke	dabei	nur	an	die	vielen	Dutzend	Präventionspro-
gramme	der	Polizei,	an	kommunale	Kriminalprävention,	bei	
denen	viele	Jugendliche	mit	Migrationshintergrund	erstmals	
mit	der	Polizei	in	Berührung	kommen.	Dabei	lernen	die	Ju-
gendlichen	die	Polizei	von	einer	ganz	anderen	Seite	kennen	
und	öffnen	sich	so	dem	Gedanken,	später	selbst	einmal	zur	
Polizei	zu	gehen.	

Wir	tun	in	diesem	Bereich	alles,	und	wir	tun	es	erfolgreich.	
Natürlich	könnte	man	sich	immer	noch	viel	mehr	wünschen.	
Aber,	wie	gesagt:	Es	bedarf	Anstrengungen	beider	Seiten.	

Außer	Anstrengungen	gibt	es	auch	noch	etwas	anderes,	näm-
lich	Motivation.	Antrieb	und	Motivation	entspringen	in	ho-
hem	Maß	Vorbildern.	

(Zuruf	der	Abg.	Bärbl	Mielich	GRÜNE)	

Es	gibt	sie	auf	vielen	Ebenen,	z.	B.	auf	sportlichem	und	auf	
musikalischem	Gebiet.	Denken	Sie	an	die	vielen	jungen	hoch-
begabten	Musikerinnen	und	Musiker.	Gerade	bei	den	Spät-
aussiedlern	sehe	ich	sie	immer	wieder.	Bei	der	Bewältigung	
dieser	Aufgabe,	die	für	uns	eine	Daueraufgabe	ist	und	bleiben	
wird,	hilft	Motivation	sehr.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)
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Präsident Peter Straub:	Herr	Sakellariou,	bitte,	wenn	Sie	
noch	einmal	sprechen	wollen.

Abg. Nikolaos Sakellariou	SPD:	Herr	Präsident,	meine	Da-
men	und	Herren!	In	meiner	Restredezeit	habe	ich	nur	noch	
zwei	kurze	Anmerkungen.	Genau	um	das	Stichwort	Anstren-
gung	geht	es.	Der	Grund,	warum	die	Grünen	diesen	Antrag	
gestellt	haben,	war	nämlich,	dass	wir	beobachten	können	–	
das	ist	das	Drama	–,	dass	jemand	mit	Migrationshintergrund	
trotz	gleicher	Qualifikation	wie	jemand	ohne	Migrationshin-
tergrund	oft	genug	hinten	herunterfällt.	Das	zeigen	auch	die	
aktuellen	Zahlen.	

Es	 kommt	noch	 ein	 zusätzlicher	Gesichtspunkt	 hinzu:	Wir	
können	feststellen,	dass	die	Studierbereitschaft	von	Menschen	
mit	Migrationshintergrund	erheblich	höher	ist	als	die	Studier-
bereitschaft	von	Menschen	ohne	Migrationshintergrund.	Das	
heißt,	es	kommt	noch	hinzu,	dass	wir	dort	ein	zusätzliches	Po-
tenzial	haben,	das	es	auszuschöpfen	gilt.	

Frau	Rastätter,	noch	einmal	dazu,	warum	wir	Abschnitt	II	Zif-
fer	4	Ihres	Antrags	nicht	zustimmen	können.	Das	will	ich	be-
gründen.	Sie	haben	zu	Recht	gesagt:	zusätzliche	Kompeten-
zen,	interkulturelle	Fähigkeiten	berücksichtigen.	Das	ist	alles	
in	Ordnung.	Aber	in	Ihrem	Antrag	steht:	Sie	sollen	nicht	nur	
als	„zusätzliche	Kompetenz	anerkannt	werden“,	sondern	auch	
–	jetzt	kommt	die	entscheidende	Aussage	–	„anstelle	anderer	
Voraussetzungen	 treten	 können“.	Diese	Aussage	 kann	 ich	
nicht	mittragen,	weil	ich	das	Problem	sehe,	dass	wir	dadurch	
genau	dahin	kämen,	dass	jemand,	der	diese	Qualifikationen	
gar	nicht	erwerben	kann,	benachteiligt	würde.	Das	möchte	ich	
vermeiden.	

Im	Grunde	gebe	ich	Ihnen	recht:	Man	sollte	zusätzliche	Kom-
petenzen	in	das	Bewerbungsverfahren	einfließen	lassen.	Das	
unterstützen	wir.	Wir	unterstützen	es	aber	nicht,	dafür	andere	
Voraussetzungen	zu	opfern.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Ja!)

Das	ist	der	Grund,	warum	wir	Abschnitt	II	Ziffer	4	nicht	zu-
stimmen	können.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD)

Präsident Peter Straub:	Meine	Damen	und	Herren,	es	lie-
gen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	

Wir	kommen	zur	Behandlung	des	Antrags	der	Fraktion	GRÜ-
NE,	Drucksache	14/3968.	Abschnitt	I	ist	durch	den	Bericht	
der	Landesregierung	erledigt.	

Bei	Abschnitt	II	lasse	ich	zunächst	über	die	Ziffern	1	bis	3	ge-
meinsam	abstimmen.	Wer	diesen	Ziffern	zustimmt,	den	bitte	
ich	um	das	Handzeichen.	–	Danke.	Gegenstimmen?	–	Mehr-
heitlich	abgelehnt.	

Ich	lasse	jetzt	über	Abschnitt	II	Ziffer	4	abstimmen.	Wer	kann	
dieser	Ziffer	zustimmen?	–	Danke.	Gegenstimmen?	–	Eben-
falls	abgelehnt.	

Damit	ist	Abschnitt	II	des	Antrags	insgesamt	abgelehnt	und	
Punkt	4	der	Tagesordnung	erledigt.

Wir	treten	in	die	Mittagspause	ein.	Ich	unterbreche	die	Sit-
zung	bis	13:15	Uhr.	

(Unterbrechung	der	Sitzung:	12:13	Uhr)

*

(Wiederaufnahme	der	Sitzung:	13:15	Uhr)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen!	Die	unterbrochene	Sitzung	wird	fortgesetzt.	

Ich	rufe	Tagesordnungspunkt 5	auf:	

Fragestunde – Drucksache 14/6109

Ich	rufe	die	Mündliche	Anfrage	unter	Ziffer	1	auf:

M ü n d l i c h e 	 A n f r a g e 	 d e s 	 A b g . 	 C h r i s -
t o p h 	 B a y e r 	 S P D 	 – 	 H i s t o r i s c h e 	 A l t -
s t a d t 	 S t a u f e n

Bitte,	Herr	Abg.	Bayer.

Abg. Christoph Bayer	SPD:	Herr	Präsident!	 Ich	frage	die	
Landesregierung:

a)	Wie	beurteilt	die	Landesregierung	die	aktuelle	Situation,	
die	Entwicklung,	die	Verantwortlichkeiten	und	die	Gesamt-
schadenshöhe	 in	 der	 durch	Erdbohrungen	 in	Mitleiden-
schaft	gezogenen	historischen	Altstadt	von	Staufen?

b)	Ist	sie	bereit,	sich	zu	gegebener	Zeit	über	den	einmaligen	
Landeszuschuss	für	die	Erkundungsbohrung	in	Höhe	von	
1,9	Millionen	€	hinaus	an	den	durch	Gebäudeschäden	ver-
ursachten	Kosten	von	bislang	3,8	Millionen	€	zu	beteili-
gen,	um	die	Stadt	Staufen	vor	dem	finanziellen	Kollaps	zu	
bewahren?	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	dem	Staatssekretär	im	Wirtschaftsministeri-
um,	Herrn	Drautz,	das	Wort.

Staatssekretär Richard Drautz:	Herr	Präsident,	meine	Da-
men	und	Herren	Abgeordnete!	Herr	Abg.	Bayer,	 lassen	Sie	
mich	zu	Ihrer	Frage	unter	Buchstabe	a	und	dabei	zuerst	zu	der	
aktuellen	Situation	und	der	Entwicklung	Folgendes	sagen:	Die	
Erkundungsbohrung,	die	vom	Landesamt	für	Geologie,	Roh-
stoffe	und	Bergbau	fachlich	betreut	wurde,	ist	Ende	Oktober	
2009	abgeschlossen	worden	und	ist	zwischenzeitlich	vollstän-
dig	ausgewertet.

Die	Untersuchungen	haben	 gezeigt,	 dass	 die	Hebungen	 in	
Staufen	 auf	Quellvorgänge	 im	Gipskeuper	 zurückzuführen	
sind.	Die	Quellvorgänge	sind	durch	die	Erdwärmesondenboh-
rungen	im	Jahr	2007	ausgelöst	worden.	Im	November	2009	
wurden	zwei	Sanierungsmaßnahmen	gegen	die	Hebungen	des	
Untergrunds	eingeleitet.	

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

Zum	Absenken	des	Grundwasserspiegels	und	zu	der	nachträg-
lichen	Ringraumabdichtung	bei	den	Erdwärmesonden	wurde	
in	einem	technisch	sehr	anspruchsvollen	Verfahren	Spezial-
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zement	 in	 die	 perforierten	Erdwärmesondenschläuche	 ver-
presst.	

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Das	heißt	 „Bento-
nit“!)

Die	 regelmäßig	 durchgeführten	Höhenmessungen	belegen,	
dass	die	Sanierungsmaßnahmen	greifen	und	zu	einer	Verrin-
gerung	der	Hebegeschwindigkeit	geführt	haben.	Eine	Aussa-
ge	darüber,	wie	lange	der	ausgelöste	Quellprozess	noch	an-
dauert,	ist	nach	Einschätzung	der	Fachleute	nicht	möglich.	

Jetzt	gehe	ich	auf	die	Verantwortlichkeiten	ein:	Nach	dem	vor-
liegenden	Rechtsgutachten	 ist	 davon	 auszugehen,	 dass	 die	
Stadt	Staufen	als	Antragstellerin	bzw.	Grundstückseigentüme-
rin	gegenüber	den	Geschädigten	verschuldensunabhängig	haf-
tet.	Die	Stadt	strebt	an,	die	Schadensregulierung	mit	den	Ge-
schädigten	außergerichtlich	über	eine	Schlichtungsstelle	ab-
zuwickeln.	

Bislang	hat	ein	Geschädigter	beim	Landgericht	Freiburg	zu-
nächst	Klage	gegen	die	Stadt	erhoben.	Daneben	kommt	eine	
Haftung	der	am	Geothermieprojekt	beteiligten	Firmen	in	Be-
tracht.	Der	Gemeinderat	der	Stadt	Staufen	hat	am	31.	März	
2010	beschlossen,	eine	Feststellungsklage	gegen	diese	Firmen	
zu	erheben.	

Für	eine	Haftung	des	Landes	sieht	die	Landesregierung	kei-
ne	Anhaltspunkte.	Vereinzelt	wird	den	beteiligten	Landesbe-
hörden	vorgehalten,	dass	das	Vorhaben	in	Staufen	nicht	hätte	
genehmigt	werden	dürfen.	Insoweit	ist	aber	zu	berücksichti-
gen,	dass	im	Vorfeld	eine	Vielzahl	von	Erdwärmesondenboh-
rungen	in	gleich	gelagerten	geologischen	Verhältnissen	erfolg-
reich	durchgeführt	worden	sind.

Da	der	Geschädigte,	der	gegen	die	Stadt	Klage	erhoben	hat,	
seine	Klage	nun	auch	auf	das	Land	ausgeweitet	hat,	wird	das	
Landgericht	Freiburg	auch	über	die	Frage	der	Amtshaftung	zu	
entscheiden	haben.	

Der	Gemeinderat	der	Stadt	Staufen	hat	sich	am	31.	März	2010	
damit	befasst,	ob	auch	die	Stadt	Amtshaftungsansprüche	ge-
gen	das	Land	gerichtlich	geltend	macht.	Es	wurde	beschlos-
sen,	eine	Amtshaftungsklage	zum	jetzigen	Zeitpunkt	nicht	zu	
erheben.

Zur	Gesamtschadenshöhe:	Zwischenzeitlich	sind	mehr	als	250	
Gebäude	als	beschädigt	gemeldet.	Schätzungen	zufolge	be-
läuft	sich	die	Schadenssumme	auf	mindestens	40	Millionen	€.	
Weiter	gehende	Aussagen	können	erst	nach	vollständigem	Ab-
klingen	der	Hebungen	getroffen	werden.	

Ich	komme	zu	der	Frage	unter	Buchstabe	b,	der	Frage	nach	
der	Beteiligung	des	Landes	an	den	Kosten.	Die	Schadensbe-
seitigung	und	ihre	Finanzierung	obliegen	in	erster	Linie	der	
Stadt	Staufen.	Der	Ministerrat	hat	am	18.	August	2009	be-
schlossen,	dass	das	Land	zur	Unterstützung	der	Stadt	die	Ge-
samtkosten	der	Erkundungsbohrung	übernimmt.	Im	Jahr	2009	
wurden	Zuwendungen	 in	Höhe	von	 insgesamt	1,92	Millio-
nen	€	bewilligt	und	ausbezahlt.	Nach	jetzigem	Kenntnisstand	
ist	davon	auszugehen,	dass	für	die	Sanierung	des	Sondenfelds	
weitere	Kosten	in	Höhe	von	ca.	1,1	Millionen	€	anfallen.	Die-
se	Kosten	werden	entsprechend	der	Zusage	vom	August	2009	
vom	Land	getragen.	

Die	Landesregierung	ist	auch	weiterhin	bereit,	Staufen	bei	der	
Bewältigung	der	Hebungsschäden	zu	unterstützen.	Als	finan-
zielle	Hilfe	sind	hierfür	im	Staatshaushaltsplan	2010/2011	ins-
gesamt	4	Millionen	€	vorgesehen.

Meine	Damen	und	Herren,	ich	möchte	abschließend	feststel-
len:	Sollten	Sie	zu	diesem	Projekt	noch	Fragen	haben,	kön-
nen	Sie	sie	gern	zu	Protokoll	geben.	Sie	werden	dann	schrift-
lich	beantwortet.	

(Heiterkeit)

Vielen	Dank.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Moment,	Herr	Staats-
sekretär.	Es	gibt	eine	Zusatzfrage.	

Staatssekretär Richard Drautz:	 Ja.	 Die	 Fragen	werden	
schriftlich	beantwortet.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Aber	es	könnte	doch	
sein,	dass	Sie	sie	gleich	beantworten	können.

Staatssekretär Richard Drautz:	Das	könnte	sein.	Aber	mit	
dem	Thema	befassen	sich	mehrere	Ministerien.	Deshalb	wer-
den	die	Antworten	zwischen	ihnen	abgestimmt.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Ja.	Dann	kann	man	das	
machen.	Aber	ich	kann	natürlich	nicht	von	vornherein	jede	
Frage	 eines	Abgeordneten	 sofort	 abwiegeln.	 Ihre	Entschei-
dung	können	Sie	dann	nach	der	Fragestellung	treffen.	

(Zurufe	von	der	CDU)	

–	Nein,	das	geht	nicht	anders.	

Das	Wort	für	eine	Zusatzfrage	erhält	Herr	Abg.	Bayer.

Abg. Christoph Bayer	SPD:	Selbstverständlich	werde	 ich	
Sie	jetzt	nicht	in	diese	hochkomplexe	Fachwelt	hineinführen	
und	zu	einer	Antwort	nötigen,	die	Sie	definitiv	nicht	geben	
können.	Aber	Sie	können	mir	vielleicht	sagen,	ob	beabsich-
tigt	ist,	dass	sich	Ministerpräsident	Mappus	vor	Ort	ein	Bild	
macht	und,	wenn	ja,	wann.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Staatssekre-
tär.

Staatssekretär Richard Drautz:	Auch	dies	kann	ich	nicht	
beantworten,	weil	ich	nicht	für	den	Ministerpräsidenten	

(Abg.	Guido	Wolf	CDU:	Termine	machen	kann!)

sprechen	kann	und	Termine	machen	kann.	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Diese	Frage	können	Sie	
jetzt	nicht	beantworten.	

(Abg.	Gundolf	Fleischer	CDU	begibt	sich	zu	einem	
Saalmikrofon.)

Staatssekretär Richard Drautz:	Aber	Herr	Abg.	Fleischer	
möchte	etwas	sagen.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Jetzt	hat	sich	Herr	Abg.	
Fleischer	 zu	 einer	weiteren	Zusatzfrage	 gemeldet.	 –	Bitte,	
Herr	Abgeordneter.

(Vereinzelt	Heiterkeit)
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Abg. Gundolf Fleischer	CDU:	Herr	Staatssekretär,	ist	es	rich-
tig,	 dass	 in	Vertretung	des	Herrn	Ministerpräsidenten	Herr	
Staatsminister	Rau	am	19.	Mai	Staufen	besuchen	und	sich	al-
le	Probleme	vortragen	lassen	wird	und	dort	entsprechende	Er-
klärungen	abgeben	wird?

Ist	es	fernerhin	richtig,	dass,	soweit	es	der	Terminkalender	des	
Ministerpräsidenten	danach	zulässt,	sicherlich	auch	ein	Be-
such	von	ihm	in	Staufen	durchgeführt	wird?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Staatssekretär.

Staatssekretär Richard Drautz:	Ich	gehe	davon	aus.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Er	geht	davon	aus.	–	
Weitere	Zusatzfragen?	–	Keine.	Vielen	Dank,	Herr	Staatsse-
kretär.	

Ich	rufe	die	Mündliche	Anfrage	unter	Ziffer	2	auf:

M ü n d l i c h e 	 A n f r a g e 	 d e r 	 A b g . 	 H e i d e -
r o s e 	 B e r r o t h 	 F D P / D V P 	 – 	 N u t z u n g	
d e r 	 S i t z p l ä t z e 	 i n 	 ö f f e n t l i c h e n 	 T h e -
a t e r n 	 u n d 	 O p e r n

Bitte,	Frau	Abgeordnete.

Abg. Heiderose Berroth	 FDP/DVP:	Herr	Präsident,	 liebe	
Kolleginnen	und	Kollegen!	Ich	frage	die	Landesregierung:

a)	Sind	die	bisher	angebotenen	Sitzplätze	in	öffentlich	geför-
derten	baden-württembergischen	Theatern	und	Opern	aus-
reichend	und	ausgelastet,	oder	besteht	aus	Sicht	der	Lan-
desregierung	Bedarf	an	weiteren	Plätzen?

b)	Wie	 lässt	 sich	 die	Differenz	 zwischen	baukonzeptionell	
vorhandenen	Plätzen	und	dem	Publikum	angebotenen	Sitz-
plätzen	von	ca.	10	%	(vergleiche	Spielzeit	2007/2008	–	Dif-
ferenz:	31	551	angebotene	Plätze,	34	944	vorhandene	Sitz-
plätze	in	Baden-Württemberg)	erklären?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erhält	Herr	Staatssekretär	Dr.	Birk	das	Wort.

Staatssekretär Dr. Dietrich Birk:	Herr	Präsident,	meine	Da-
men	und	Herren!	Namens	der	Landesregierung	beantworte	
ich	die	Mündliche	Anfrage	von	Frau	Kollegin	Berroth	wie	
folgt:	

Die	genannte	Zahl	der	Sitzplätze	stammt	aus	der	zuletzt	ver-
öffentlichten	Theaterstatistik	des	Deutschen	Bühnenvereins	
zur	Spielzeit	2007/2008,	die	allerdings	nur	öffentliche	Thea-
terunternehmen	wie	die	Staatstheater,	die	Landesbühnen	und	
die	kommunalen	Theater	berücksichtigt.	Das	reicht	in	Baden-
Württemberg	 bei	Weitem	nicht	 aus,	 sondern	 das	Angebot	
müsste	natürlich	auch	die	Kleintheater	und	die	freien	Theater	
umfassen,	die	hier	in	der	Statistik	allerdings	nicht	berücksich-
tigt	sind.

Baukonzeptionell	vorhandene	Plätze	sind	nach	den	Erläute-
rungen	des	Bühnenvereins	diejenigen	Plätze,	die	nach	der	ur-
sprünglichen	Baukonzeption	maximal	möglich	sind.	Die	Zahl	
der	dem	Publikum	angebotenen	Plätze	liegt	häufig	wesentlich	
niedriger.	Manche	Plätze	können	aufgrund	schwieriger	oder	
schlechter	Sichtverhältnisse	nicht	verkauft	werden.	Sie	genü-

gen	den	heutigen	Zuschaueransprüchen	nicht	mehr,	insbeson-
dere	bei	älteren	Theatern.	Auch	entfallen	Plätze	bei	manchen	
Inszenierungen,	weil	Teile	des	Zuschauerraums	benötigt	wer-
den,	um	sie	anderweitig	zu	nutzen.	Beispiele	dafür	sind	etwa	
die	Vergrößerung	der	Bühne	und	die	Platzierung	von	Teilen	
des	Ensembles,	des	Chors	oder	des	Orchesters	oder	von	zu-
sätzlicher	Technik	im	Zuschauerraum.

Schließlich	wirken	sich	auch	sanierungsbedingte	Schließun-
gen	von	Spielstätten	aus.	Denken	Sie	etwa	nur	an	die	Sanie-
rung	 des	 Schlosshofs	 in	Heidelberg,	 die	 zeitweise	 einge-
schränkte	Nutzung	des	Schlosshofs	durch	die	Heidelberger	
Schlossfestspiele.	Denn	wenn	der	Raum	geschlossen	ist,	kann	
er	natürlich	auch	nicht	genutzt	werden.	

Ihre	weitere	Frage	nach	dem	landesweiten	Sitzplatzangebot	
und	der	entsprechenden	Auslastung	möchte	ich	so	beantwor-
ten:	Umfassende	statistische	Erhebungen	zur	Auslastung	der	
angebotenen	Sitzplätze	 aller	 öffentlich	geförderten	Theater	
gibt	es	nicht.	Detaillierte	Erhebungen	gibt	es	nur	für	die	The-
ater	 in	 öffentlicher	Trägerschaft.	Auslastungsgrade	werden	
hier	aber	nicht	für	einzelne	Häuser,	sondern	jeweils	nur	bezo-
gen	auf	die	einzelnen	Sparten	und	Spielstätten	ermittelt.	Eine	
Vielzahl	von	Einflussfaktoren	ist	hierbei	zu	berücksichtigen,	
etwa	die	Einwohnerzahl	pro	Einzugsgebiet,	die	Anzahl	der	
Vorstellungen,	 das	Verhältnis	 zwischen	Neuinszenierungen	
und	Wiederaufnahmen	sowie	die	Zahl	der	Abonnenten.	Dies	
macht	 die	 Interpretation	 dieser	Angaben	 außerordentlich	
schwierig.	Der	Bühnenverein	weist	deshalb	auch	ausdrück-
lich	darauf	hin,	dass	die	Darstellung	der	Auslastungszahlen	
eher	der	Beobachtung	hausinterner	Entwicklungen	dient	als	
einem	überregionalen	oder	landesweiten	Vergleich.	

Zieht	man	eine	weitere	Kennzahl	heran,	nämlich	die	Zahl	der	
Plätze	auf	1	000	Einwohner,	so	stellt	man	fest,	dass	Baden-
Württemberg	mit	13,2	Plätzen	auf	1	000	Einwohner	in	den	
Jahren	2007	und	2008	im	bundesweiten	Vergleich	unter	den	
alten	Bundesländern	ein	eher	höheres	Platzangebot	auswies.	
Das	heißt,	dass	wir	auch	im	Vergleich	zu	anderen	Flächenlän-
dern	hier	eher	vorn	liegen.	

Das	Theaterland	Baden-Württemberg	besitzt	ein	außerordent-
lich	breites	Spektrum,	das	von	der	freien	Theaterszene	bis	zu	
international	 renommierten	Staatstheatern	 reicht.	Es	 bietet	
Schauspiel,	Figuren-,	Tanz-	und	Musiktheater.	Die	dezentra-
len	Förderungen	der	Theater	in	Baden-Württemberg	sind	uns	
natürlich	auch	wichtig,	gerade	um	alle	Regionen	und	alle	Räu-
me	des	Landes,	so	gut	es	geht,	mit	entsprechenden	Theater-
angeboten	auszustatten	und	damit	auch	ein	hohes	Niveau	im	
Bereich	der	darstellenden	Kunst	aufzeigen	zu	können.

Wir	haben	ein	nach	Auffassung	der	Landesregierung	ausrei-
chendes	Platzangebot,	das	gut	nachgefragt	wird.	Es	besteht	
deshalb	 auch	 kein	 genereller	Bedarf	 an	weiteren	 Plätzen.	
Gleichwohl	besteht	das	Interesse	–	z.	B.	entlang	der	Kinder-	
und	Jugendtheatersparte,	mit	der	wir	uns	auch	noch	zu	be-
schäftigen	haben,	oder	auch	des	zeitgenössischen	Tanzes	–,	
auch	im	Rahmen	der	Kunstkonzeption	in	der	Zukunft	entspre-
chende	Angebote	zu	entwickeln.	

(Abg.	Heiderose	Berroth	FDP/DVP:	Danke!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Vielen	Dank,	Herr	
Staatssekretär.	
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Wir	kommen	jetzt	zur	Mündlichen	Anfrage	unter	Ziffer	3:

M ü n d l i c h e 	 A n f r a g e 	 d e r 	 A b g . 	 D r . 	 G i -
s e l a 	 S p l e t t 	 G R Ü N E 	 – 	 M a n n h e i m 	 a l s	
S t a n d o r t 	 d e r 	 d e u t s c h e n 	 E n t w i c k -
l u n g s z u s a m m e n a r b e i t 	 s i c h e r n

Bitte,	Frau	Abgeordnete.	

Abg. Dr. Gisela Splett GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kolle-
ginnen,	liebe	Kollegen!	Ich	frage	die	Landesregierung:	

a)	Welche	Anstrengungen	hat	die	Landesregierung	unternom-
men	bzw.	wird	sie	unternehmen,	um	Mannheim	als	Stand-
ort	der	deutschen	Entwicklungszusammenarbeit	auch	im	
Hinblick	auf	den	laufenden	Prozess	zur	Neustrukturierung	
des	sogenannten	Vorfelds	des	Bundesministeriums	für	wirt-
schaftliche	Zusammenarbeit	und	Entwicklung	(BMZ)	zu	
erhalten	bzw.	zu	stärken?

b)	In	welchem	Umfang	ist	die	Landesregierung	bereit,	sich	an	
der	notwendigen	Sanierung	des	Internationalen	Bildungs-
zentrums	(IBZ)	in	Mannheim	zu	beteiligen?	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	Herrn	Staatssekretär	Dr.	Scheffold	das	Wort.	

Staatssekretär Dr. Stefan Scheffold:	Herr	Präsident,	ich	be-
antworte	die	Anfrage	namens	der	Landesregierung	wie	folgt:	

Mannheim	ist	Sitz	der	Inwent	gGmbH,	die	vom	Bund	und	von	
den	Ländern	gemeinsam	betrieben	wird.	Sie	bietet	Weiterbil-
dungsveranstaltungen	für	Führungskräfte	aus	Entwicklungs-
ländern	an	und	ist	in	einem	Gebäude	untergebracht,	das	von	
der	LBBW	Immobilien	angemietet	worden	ist.	

In	der	Vergangenheit	haben	bereits	mehrfach	Gespräche	we-
gen	einer	Renovierung	dieses	Gebäudes	stattgefunden.	Ziel	
war	es,	dieses	Gebäude	aufzuwerten	und	zumindest	den	Stan-
dard	eines	Mittelklassehotels	zu	erreichen.	Im	Frühjahr	2009	
hatte	man	sich	schon	einmal	auf	eine	Lösung	verständigt.	Da	
waren	Renovierungskosten	in	Höhe	von	3	Millionen	€	im	Ge-
spräch,	und	man	wollte	die	Kosten	zwischen	Bund	und	Land	
aufteilen.	Danach	hat	sich	aber	herausgestellt,	dass	das	nicht	
umfangreich	genug	 sein	würde.	Die	Gesellschaft	 hat	 unter	
Verweis	auf	andere	Beispiele	einen	wesentlich	höheren	Re-
novierungsbedarf	angezeigt.

In	dieser	Situation	hat	es	im	Juli	2009	erneut	Gespräche	ge-
geben.	Damals	hat	man	sich	dann	auf	das	Ergebnis	verstän-
digt,	dass	ein	Drittel	der	Renovierungskosten	vom	Bund	zu	
übernehmen	sind	und	zwei	Drittel	vom	Land	Baden-Württem-
berg.	

In	der	Folge	hat	sich	ergeben,	dass	es	zu	Fusionsverhandlun-
gen	von	Inwent	und	weiteren	Gesellschaften,	GTZ	und	DED,	
gekommen	ist.	Vor	diesem	Hintergrund	wurde	dann	angefragt,	
ob	man	an	dieser	Absprache	weiterhin	festhalten	wolle,	der-
zufolge	erstens	Mannheim	als	Standort	erhalten	bleibt	–	auch	
nach	der	Fusion	–	und	zweitens	eine	Kostendeckelung	auf	ca.	
9	Millionen	€	 stattfinden	 soll	und	dass	wie	angedacht	 eine	
Aufteilung	der	Kosten	erfolgen	soll,	die	bei	einem	Mietzu-
schlag	zu	tragen	wären.

Daraufhin	hat	der	Bund	erklärt,	dass	zunächst	einmal	diese	
Fusionsverhandlungen	abzuwarten	seien,	dass	man	daran	zu-
nächst	noch	arbeiten	müsse,	weil	nicht	geklärt	sei,	was	nach	
diesen	Fusionsverhandlungen	die	Zielvorgabe	sein	werde.	Aus	
unserer	Sicht	muss	daher	abgewartet	werden,	wie	diese	Fusi-
onsverhandlungen	verlaufen	und	mit	welchem	Ergebnis	sie	
abgeschlossen	werden.	Danach	können	die	weiteren	Entschei-
dungen	durch	uns	getroffen	werden.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Eine	Zusatzfrage	der	
Frau	Abg.	Heberer,	bitte.

Abg. Helen Heberer	SPD:	Herr	Staatssekretär,	Fusionsver-
handlungen,	wie	sie	 im	Moment	stattfinden,	finden	auch	in	
anderen	Bundesländern	statt.	Dort	versucht	man	vonseiten	der	
jeweiligen	Landesregierung	durchaus,	 die	Standorte	 zu	 si-
chern.	Welche	Möglichkeiten	sieht	die	Landesregierung,	für	
Baden-Württemberg	den	Standort	zu	halten,	nachdem	–	ich	
ergänze	jetzt	Ihre	Ausführungen	–	in	der	Zwischenzeit	die	zu-
nächst	erweiterte	Sanierungsversion	wieder	abgespeckt	wur-
de	und	sich	die	Sache	finanziell	etwas	günstiger	darstellt?

Staatssekretär Dr. Stefan Scheffold:	Wie	gesagt,	wir	sind	
mit	dem	Bund	in	dieser	Frage	in	Gesprächen.	Der	Bund	hat	
uns	erklärt,	dass	er	zu	Mannheim	als	Standort	der	deutschen	
Entwicklungszusammenarbeit	stehe.	Das	 ist	 im	Augenblick	
unser	Kenntnisstand	und	der	Sachstand.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Eine	Zusatzfrage,	Frau	
Abg.	Dr.	Splett.

Abg. Dr. Gisela Splett	GRÜNE:	Ich	möchte	gern	wissen,	ob	
sich	das	Land	auch	im	Zuge	des	laufenden	Fusionsprozesses	
dafür	einsetzen	wird,	dass	alle	Aufgaben,	die	heute	beim	IBZ	
in	Mannheim	sind,	auch	wirklich	dort	bleiben	werden.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Herr	Staatssekre-
tär.

Staatssekretär Dr. Stefan Scheffold:	Wir	haben	durch	unse-
re	Bereitschaft,	erhebliche	Kosten	zu	übernehmen,	bereits	do-
kumentiert,	dass	wir	daran	interessiert	sind,	dass	diese	Sache	
weiterentwickelt	 und	konstruktiv	 fortgeführt	werden	kann.	
Fragen,	 die	 darüber	 hinausgehen,	müsste	 ich	 Ihnen	 dann	
schriftlich	beantworten	lassen.	Mehr	als	das,	was	ich	gesagt	
habe,	kann	ich	Ihnen	dazu	im	Augenblick	nicht	sagen.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Eine	Zusatzfrage	der	
Frau	Abg.	Heberer.

Abg. Helen Heberer	SPD:	Meine	Frage	geht	in	eine	ähnli-
che	Richtung:	Welche	Möglichkeiten	sehen	Sie,	im	laufenden	
Prozess	vonseiten	des	Landes	deutliche	Signale	für	ein	Inter-
esse	am	Erhalt	dieses	Standorts	zu	senden?	Das	wäre	ein	gro-
ßes	Anliegen.

Staatssekretär Dr. Stefan Scheffold:	Indem	wir	mit	den	be-
troffenen	Personen	vom	Bund	Gespräche	führen,	so,	wie	wir	
das	auch	schon	getan	haben.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Keine	weiteren	Zusatz-
fragen.	–	Vielen	Dank,	Herr	Staatssekretär.

Damit	ist	der	Tagesordnungspunkt	5	erledigt.
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Ich	rufe	Punkt 6	der	Tagesordnung	auf:	

a) Antrag der Fraktion der SPD und Stellungnahme des 
Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport – Bedarf 
an Erzieherinnen und Erziehern – Drucksache 14/4021 

b) Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des 
Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport – Fachkräf-
temangel in Kindertageseinrichtungen – Drucksache 
14/4530 

c) Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des 
Ministeriums für Kultus, Jugend und Sport – Aktions-
plan gegen den Fachkräftemangel in Kindertagesein-
richtungen – Drucksache 14/5534

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	zu	a	fünf	Minuten,	für	die	Begründung	zu	b	und	c	
fünf	Minuten	und	für	die	Aussprache	fünf	Minuten	je	Frakti-
on,	gestaffelt.

Für	die	SPD-Fraktion	darf	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Mentrup	das	
Wort	erteilen.

Abg. Dr. Frank Mentrup	SPD:	Herr	Präsident,	Kolleginnen	
und	Kollegen!	Zu	dem	Antrag	der	SPD-Fraktion	möchte	ich	
zunächst	einleitend	sagen,	dass	wir	seit	Jahren	großen	Her-
ausforderungen	 im	Bereich	der	 frühkindlichen	Bildung	ge-
genüberstehen	und	hier	im	Haus,	glaube	ich,	auch	unisono	der	
Meinung	sind,	dass	für	die	Erfüllung	des	Bildungsauftrags	für	
jedes	Kind,	auch	für	Kinder	unter	sechs	Jahren,	die	Verant-
wortung	beim	Land	liegt.	Das	gilt	auch	für	die	Sicherstellung	
der	Qualität,	und	zwar	unabhängig	davon,	wie	dann	die	Fi-
nanzierung	und	die	Organisation	dieser	einzelnen	Bestandtei-
le	zu	geschehen	hat.

Zwei	große	Vorhaben	werfen	im	Hinblick	auf	den	Bedarf	an	
Erzieherinnen	und	Erziehern	ihre	Schatten	voraus.	Wir	wol-
len	bis	zum	Jahr	2013	den	Ausbau	der	Kindertagesstätten	für	
die	unter	Dreijährigen	bundesweit	auf	einen	möglicherweise	
ausreichenden	Level	heben,	und	wir	wollen	mit	der	Einfüh-
rung	des	Orientierungsplans	auch	eine	Verbesserung	der	Qua-
lität	in	den	Kindertagesstätten	erreichen.	Dieses	Konzept	aber	
–	da	sind	mittlerweile	in	einem	sehr	mühsamen	Prozess	zwi-
schen	Gemeinde-	und	Städtetag	einerseits	und	der	Landesre-
gierung	bzw.	dem	Land	andererseits	erste	Schritte	unternom-
men	worden	–	macht	es	erforderlich,	dass	man	auch	die	per-
sonelle	Ausstattung	sowie	teilweise	auch	die	Qualifizierung	
der	Erzieherinnen	und	Erzieher	bzw.	der	anderen	in	den	Kin-
dertagesstätten	arbeitenden	Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeiter	
erhöht.

Vor	diesem	Hintergrund	ist	es	erklärtes	Ziel,	dass	die	Zahl	der	
qualifizierten	Erzieherinnen	und	Erzieher	und	hier	vor	allem	
die	Zahl	der	Nachwuchskräfte	gesteigert	werden.	Die	Landes-
regierung	hat	in	einer	früheren	Vorlage,	auf	die	in	der	Stel-
lungnahme	verwiesen	wird,	schon	einmal	das	Ergebnis	der	
Berechnungen	genannt;	danach	sind	bis	zum	Jahr	2013	allein	
7	300	zusätzliche	Fachkräfte	zur	Versorgung	der	unter	Drei-
jährigen	erforderlich.	Das	ist	eine	beachtliche	Zahl,	die	eigent-
lich	nur	zu	erreichen	ist	–	das	zeigt	sich	auch	in	der	Stellung-
nahme	der	Landesregierung	–,	wenn	man	mehrere	Ausbil-
dungsjahrgänge	zusammenfasst	und	diese	addiert.	Wenn	man	
das	tut,	so	mag	man	abstrakt	annähernd	auf	diese	Zahl	kom-

men.	Wenn	man	jedoch	berücksichtigt,	dass	eine	große	Zahl	
von	weiteren	Erzieherinnen	und	Erziehern	bis	zu	diesem	Zeit-
punkt	in	den	Ruhestand	gegangen	sein	werden,	und	beachtet,	
dass	wir	auch	für	die	Drei-	bis	Sechsjährigen	im	Rahmen	des	
Orientierungsplans	mit	den	dort	vorgesehenen	Ausbaustufen	
zusätzliche	Fachkräfte	brauchen,	ist	nicht	zu	erkennen,	dass	
diese	Zahl	bis	zum	Jahr	2013	überhaupt	erreicht	werden	kann.

Vor	diesem	Hintergrund	muss	die	Frage	gestellt	werden:	Be-
lässt	es	die	Landesregierung	in	Bezug	auf	die	Frage,	wie	der	
steigende	Fachkräftebedarf	gedeckt	werden	soll,	bei	Appel-
len,	oder	nimmt	die	Landesregierung	ihre	Verantwortung	als	
zuständige	Instanz	für	die	Bildungspolitik	und	damit	auch	für	
den	Bildungserfolg	 der	 unter	Sechsjährigen	bzw.	 der	 unter	
Dreijährigen	in	die	Hand	und	versucht,	hier	steuernd	und	ein	
Stück	weit	mitorganisierend	einzugreifen,	damit	dieser	Be-
darf	gedeckt	werden	kann?

Anders	als	die	Anträge	der	Grünen,	die	schon	sehr	konkrete	
Vorschläge	dazu	machen,	wie	Aktionspläne	aussehen	könn-
ten,	um	einem	solchen	Fachkräftebedarf	entsprechen	zu	kön-
nen,	beschäftigt	sich	unser	Antrag	zunächst	einmal	damit,	he-
rauszufinden,	ob	die	Landesregierung	überhaupt	in	der	Lage	
ist,	zu	ermessen,	wie	viele	Erzieherinnen	und	Erzieher	denn	
tatsächlich	herangebildet	werden,	wo	diese	herangebildet	wer-
den,	wie	die	Eignung	dieser	Fachkräfte	aussieht	und	wie	die-
se	von	den	ausbildenden	Institutionen,	den	Fachschulen	und	
Fachhochschulen,	 eingeschätzt	wird,	 und	wie	 viele	 dieser	
Schülerinnen	und	Schüler	denn	einen	Migrationshintergrund	
mitbringen.	

Die	letzte	Frage	ist	nicht	deshalb	wichtig,	um	über	Staatsan-
gehörigkeiten	oder	den	abstrakten	Migrationshintergrund	zu	
streiten,	sondern	sie	ist	wichtig,	weil	es	auch	darum	geht,	The-
men	wie	die	interkulturelle	Kompetenz	und	Mehrsprachigkeit	
zu	erfassen.	Denn	wir	alle	wissen,	dass	der	Bildungsauftrag,	
insbesondere	bei	den	unter	Sechsjährigen,	vor	allem	in	den	
Großstädten	nur	dann	sinnvoll	und	erfolgreich	erfüllt	werden	
kann,	wenn	man	auch	über	diese	interkulturelle	Kompetenz	
verfügt.	So	etwas	lässt	sich	nur	schwer	messen;	das	räume	ich	
ein.	Es	ist	aber	zumindest	doch	zu	erfragen,	ob	es	bei	den	As-
pirantinnen	und	Aspiranten	eine	Mehrsprachigkeit	gibt.	Das,	
denke	ich,	ist	ein	Umstand,	den	man	gut	erfassen	könnte.

Wichtig	ist	auch	die	Zahl	der	Praktika.	Wenn	es	keine	ausrei-
chende	Zahl	von	Praktikumsplätzen	gibt,	kann	nicht	an	ande-
rer	Stelle	verlangt	werden,	dass	sich	mehr	Menschen	für	die-
sen	Berufszweig	interessieren.

Betrachte	ich	jetzt	die	Stellungnahmen	der	Landesregierung,	
sehe	ich	deutlich,	dass	man	durchaus	bereit	ist	und	auch	in	der	
Lage	war,	die	Zahl	der	Ausbildungsplätze	und	die	Zahl	der	
Studienplätze	in	Absprache	mit	den	dafür	vorgesehenen	Fach-
schulen	und	Fachhochschulen	zu	erhöhen.	Für	alle	weiter	ge-
henden	Fragestellungen,	etwa,	ob	es	denn	möglich	ist,	diesem	
Bedarf	auch	eine	Einschätzung	der	derzeit	Studierenden	ge-
genüberzustellen,	zeigt	sich	jedoch,	dass	man	offensichtlich	
nicht	in	der	Lage	ist,	entsprechendes	Material	zur	Verfügung	
zu	stellen.

An	vier	Punkten	wird	das	besonders	deutlich.	Die	Frage	nach	
dem	Migrationshintergrund,	meine	Damen	und	Herren,	kann	
in	keiner	Weise	beantwortet	werden.	Das	 ist	 statistisch	be-
trachtet	zunächst	auch	in	Ordnung;	denn	das	ist	kein	festste-



	 6513

Landtag	von	Baden-Württemberg	–	14.	Wahlperiode	–	92.	Sitzung	–	Donnerstag,	15.	April	2010
(Dr. Frank Mentrup) 

hendes	Kriterium.	Wenn	wir	aber	sagen:	„Wir	brauchen	in	die-
sem	Bereich	interkulturelle	Kompetenz,	wir	brauchen	mög-
lichst	auch	Menschen,	die	in	ihrer	eigenen	Familie	einen	Mi-
grationshintergrund	haben,	die	sich	für	diesen	Beruf	interes-
sieren	und	dort	für	die	Kinder	und	jungen	Menschen	auch	Vor-
bilder	sind“,	dann	muss	hier	eine	Möglichkeit	gefunden	wer-
den,	in	irgendeiner	Form	der	Rückkopplung	zu	erfassen,	wie	
hoch	denn	der	Anteil	dieser	Personengruppen	an	den	mögli-
chen	zukünftigen	Erzieherinnen	und	Erziehern	ist.	Mein	Vor-
schlag	dazu	wäre,	Frau	Schick,	dass	man	hier	z.	B.	das	Merk-
mal	der	Mehrsprachigkeit	in	eine	statistische	Erfassung	auf-
nimmt.	Ich	denke,	das	könnte	zumindest	einen	Hinweis	dar-
auf	geben,	ob	eine	Steigerung	dieses	Anteils	möglich	ist	oder	
nicht.

Die	Zahl	der	Praktika	können	Sie	auch	nicht	direkt	ermessen.	
Ich	verstehe,	dass	das	in	einer	Landesstatistik	nicht	abrufbar	
ist.	Dennoch,	denke	ich,	könnte	man	hier	eine	Kooperation	
mit	den	Fachhochschulen,	mit	den	Fachschulen	und	anderen	
entsprechenden	Einrichtungen	finden,	 um	zu	 erfühlen,	wie	
viele	Plätze	es	für	Praktika	bzw.	Anerkennungspraktika	denn	
überhaupt	gibt.	 Ist	hier	vielleicht	noch	eine	Nachsteuerung	
möglich,	indem	man	mit	den	Trägern	in	Gespräche	eintritt?	
Wie	sieht	es	hier	mit	der	Versorgung	aus?	Denn	auch	die	Zahl	
der	Praktikumsplätze	wirft	ein	Licht	auf	die	personelle	Situ-
ation	in	den	Einrichtungen.	Wir	alle	wissen,	dass	in	vielen	Fäl-
len	den	sogenannten	Anerkennungspraktikantinnen	und	An-
erkennungspraktikanten	eine	große	Bedeutung	für	die	Orga-
nisation	der	Tageseinrichtung	eingeräumt	wird.	

Eine	Zahl,	die	Sie	auch	nicht	angeben	können,	bezieht	sich	
auf	die	schlichte	Frage,	wie	viele	von	denen,	die	die	entspre-
chenden	Schulen	mit	einem	Abschluss	verlassen,	überhaupt	
in	diesem	Beruf	landen.	Auch	das	halte	ich	für	sehr	wichtig.	
Auch	im	Bereich	der	Medizin	erlebe	ich,	dass	es	immer	sehr	
viele	Absolventinnen	und	Absolventen	gibt,	die	dann	nicht	in	
der	Ärzteversorgung	ankommen	und	stattdessen	alles	mögli-
che	andere	machen.	Daher	ist	eine	solche	Fragestellung	sehr	
wichtig.

Die	Anzahl	der	Schulplätze	allein	reicht	also	nicht	aus,	um	zu	
ermessen,	ob	später	die	Anforderungen	des	Arbeitsmarkts	er-
füllt	werden.	Ich	meine	aber,	auch	solche	Daten	könnten	die	
einzelnen	Fachschulen	und	Fachhochschulen	statistisch	erhe-
ben.	Die	Landesregierung	 könnte	 die	Ergebnisse	 dann	 im	
Land	bündeln	und	solche	Fragen	damit	beantworten.

Zum	Thema	Eignung	sagen	Sie	gar	nichts.	Das	ist	auch	wirk-
lich	schwer	zu	messen.	Dennoch	halte	ich	die	Frage	auch	ge-
sellschaftspolitisch	für	wichtig,	ob	die	Rückmeldungen	rich-
tig	sind,	die	wir	teilweise	vor	Ort	erhalten,	nämlich	dass	die	
Eignung	der	Interessenten	für	solche	Fachschulen	nicht	mehr	
in	der	Weise	den	qualitativen	Ansprüchen	genügt,	wie	es	noch	
vor	Jahren	oder	Jahrzehnten	der	Fall	war.	Das	ist	eine	sehr	
wichtige	Rückmeldung,	um	einschätzen	zu	können,	ob	der	
Nachwuchs	die	Qualitätsstandards	einhalten	kann,	die	wir	seit	
Jahren	kennen,	oder	ob	wir	andere	Gruppen	ansprechen	und	
besser	qualifizierten	Schulabgängerinnen	und	Schulabgängern	
dieses	Berufsbild	schmackhaft	machen	müssen.

Dazu	braucht	man	aber	all	diese	Zahlen.	Man	muss	wissen,	
ob	das	ausreichend	oder	nicht	ausreichend	ist.	Daher	bin	ich	
ein	wenig	enttäuscht.	Sie	stellen	dar,	dass	Sie	all	diese	Fragen	
noch	nicht	beantworten	können.	Ich	wünsche	mir	aber,	dass	

wir	eine	Möglichkeit	finden,	diese	Fragen	zu	beantworten,	um	
klarer	zu	erkennen,	ob	das,	was	wir	im	Bereich	der	Ausbil-
dung	tun,	am	Ende	zu	einer	Verbesserung	des	Fachkräftean-
gebots	am	Markt	führt.

Wenn	dies	nicht	der	Fall	ist,	dann	ist	es	aus	unserer	Sicht	Auf-
gabe	des	Landes,	in	diesem	Bereich	nachzusteuern,	damit	man	
nicht	in	drei	oder	vier	Jahren	sagen	muss:	Die	Ausbaustufen	
sind	zwar	statistisch	und	vielleicht	auch	von	den	Gebäuden	
her	erreicht.	Wir	haben	aber	leider	nicht	das	Personal,	um	die	
Qualität	entsprechend	umzusetzen.	

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	und	der	Abg.	Renate	Rastätter	
GRÜNE)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Fraktion	GRÜ-
NE	erteile	ich	Frau	Abg.	Lösch	das	Wort.

Abg. Brigitte Lösch	GRÜNE:	Herr	Präsident,	 liebe	Kolle-
ginnen	und	Kollegen!	Wir	haben	schon	öfter	über	die	Bedeu-
tung	der	frühkindlichen	Bildung	gesprochen	und	festgestellt,	
dass	frühkindliche	Bildung	und	eine	gute	Kindergartenquali-
tät	wichtig	für	das	Aufwachsen	der	Kinder	sind.	Frau	Kultus-
ministerin	Schick	hat	in	Interviews	betont,	dass	die	frühkind-
liche	Bildung	ein	Schwerpunkt	ihrer	Arbeit	sein	wird.	Daher	
bin	ich	sehr	gespannt	auf	ihre	Ausführungen	zu	diesem	The-
ma.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)	

Ein	pädagogisch	gutes,	kindgerechtes	und	ausreichendes	Bil-
dungs-,	Erziehungs-	und	Betreuungsangebot	kann	aber	nur	
gewährleistet	sein,	wenn	wir	über	ausreichend	qualifiziertes	
Personal	verfügen.	

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Richtig!)

Deshalb	sollten	wir	einmal	den	Blick	nach	hinten	richten.

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Nach	vorn!	
Nicht	nach	hinten!)

In	den	Neunzigerjahren	wurde	dieses	Thema	im	Zuge	der	Ein-
führung	 des	Rechtsanspruchs	 auf	 einen	Kindergartenplatz	
schon	einmal	diskutiert.	Dabei	haben	wir	gelernt,	dass	man	
rechtzeitig	für	ausreichendes	Fachpersonal	sorgen	muss.	Das	
Kinderförderungsgesetz	 schreibt	 ab	 dem	 Jahr	 2013	 einen	
Rechtsanspruch	auf	einen	Platz	ab	dem	vollendeten	ersten	Le-
bensjahr	vor.	Wenn	man	von	einer	Betreuungsquote	von	34	%	
ausgeht	–	die	Zahlen	hat	die	Landesregierung	bereits	ausge-
rechnet	–,	dann	fehlen	bis	zum	Jahr	2013	rund	7	300	Erziehe-
rinnen	und	Erzieher.	Das	ist	der	erste	Punkt.	

Der	zweite	Punkt	bezieht	sich	auf	die	Umsetzung	des	Orien-
tierungsplans,	der	in	Baden-Württemberg	flächendeckend	ein-
geführt	werden	soll.	Sie	haben	sicher	noch	die	Debatte	darü-
ber	im	Ohr,	dass	der	Orientierungsplan	unter	den	gegebenen	
Rahmenbedingungen	nicht	umgesetzt	werden	kann;	dies	hat	
auch	die	Modellphase	gezeigt.

Die	Landesregierung	hat	sich	mit	den	kommunalen	Landes-
verbänden	im	November	darauf	geeinigt,	den	Personalschlüs-
sel	bis	zum	Jahr	2012	um	0,3	Stellen	auf	1,8	Stellen	pro	Grup-
pe	anzuheben.	Dies	macht	weitere	ca.	5	000	zusätzliche	Fach-
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kräfte	erforderlich.	Damit	sind	wir	dann	schon	bei	einem	Be-
darf	von	über	12	000	zusätzlichen	Kräften.

Das	 ist	keine	Ideologie,	sondern	 ich	habe	nur	sachlich	und	
fachlich	die	Zahlen	addiert.	Dies	zeigt,	dass	wir	einen	riesi-
gen	Bedarf	an	zusätzlichen	pädagogischen	Fachkräften	im	Be-
reich	Frühpädagogik	haben.

Kollege	Mentrup	hat	es	gerade	ausgeführt:	Vielleicht	wäre	es	
ein	ganz	guter	Vorschlag,	der	Familienforschungsstelle	den	
Auftrag	zu	geben,	einmal	nachzurechnen	und	zu	eruieren,	wie	
viel	zusätzliches	Personal	im	Bereich	der	Kindertagespflege	
–	Erzieherinnen,	Frühpädagogen	–	notwendig	ist,	wie	sich	die	
Betreuungsquote	bis	zum	Jahr	2013	erhöht	und	wie	die	demo-
grafische	Entwicklung	bei	der	Altersgruppe	der	Kinder	ist,	da-
mit	wir	hier	nicht	im	Nebel	stochern,	sondern	konkrete	Zah-
len	haben.	Ich	glaube,	die	Familienforschungsstelle	wäre	die	
richtige	Adresse,	um	solche	Daten	zu	erheben.

Was	heißt	das	jetzt?	Das	heißt	zum	einen,	dass	man	mehr	jun-
ge	Menschen	für	den	Beruf	begeistern	muss,	und	zum	ande-
ren,	dass	der	Beruf	auch	die	notwendige	gesellschaftliche	An-
erkennung	braucht.	Sie	wissen,	dass	der	Konkurrenzkampf	
um	junge	Menschen	im	Bereich	der	Ausbildung	grundsätzlich	
schon	begonnen	hat.	Da	 tun	 sich	die	Sozialberufe	ohnehin	
schwer.	Dann	gibt	es	noch	den	Wettbewerb	um	junge	Men-
schen	innerhalb	der	Sozialberufe,	also	zwischen	Pflege,	Al-
tenbetreuung	und	Kinderbetreuung.	Deshalb	halten	wir	es	für	
notwendig,	 eine	 Imagekampagne,	 eine	Werbekampagne	 zu	
starten,	um	für	diesen	Beruf	zu	werben.

Jetzt	gibt	es	auf	der	Homepage	des	Kultusministeriums	–	die	
habe	ich	mir	gestern	angeschaut	–	ein	kleines	Video,	ein	Film-
chen.	Das	ist	zwar	nett,	aber	das	verstehe	ich	nicht	als	Image-
kampagne.	Unter	einer	Werbekampagne	stelle	ich	mir	auch	
mehr	vor	als	die	Broschüre,	die	derzeit	verteilt	wird.

(Abg.	Albrecht	Fischer	CDU:	Noch	teurer?)

–	Bitte?

(Abg.	Albrecht	Fischer	CDU:	Sollen	wir	es	noch	teu-
rer	machen?)

Wenn	man	auch	mehr	Männer	für	den	Beruf	begeistern	will	–

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU)

leider	sind	nur	2	%	des	pädagogischen	Fachpersonals	Män-
ner	–,	dann	muss	man	die	Leute	anders	ansprechen	und	muss	
eine	effektivere	Imagekampagne	machen	als	das,	was	derzeit	
von	der	Landesregierung	im	Angebot	ist.	Vielleicht	gibt	es	da-
zu	aber	demnächst	neue	Vorschläge.

Was	schlagen	Sie	jetzt	vor?	Die	Qualitätsoffensive	Bildung	
der	Landesregierung	hat	für	die	Gewinnung	zusätzlicher	Fach-
kräfte	sechs	zusätzliche	Klassen	in	der	Erzieherausbildung	ge-
schaffen.	Das	sind	ca.	120	neu	geschaffene	Ausbildungsplät-
ze.	Liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	das	ist	bei	einem	Fehl-
bedarf	von	knapp	10	000	Fachkräften	–	das	merken	Sie	doch	
selbst	–	nicht	ausreichend.	Mehr	Klassen	sind	angekündigt	
worden.	 In	 der	 Stellungnahme	 zum	Antrag	 Drucksache	
14/4530	ist	dies	alles	ein	bisschen	diffus	ausgeführt.	Es	gibt	
keine	Angaben	darüber,	wie	viele	Klassen	es	werden	sollen	
und	wo	diese	dann	entstehen	sollen.

Der	zweite	Bereich,	in	den	die	Landesregierung	dankenswer-
terweise	eingestiegen	ist,	Kollege	Hoffmann,	sind	die	600	neu	
geschaffenen	Studienplätze.	Jetzt	wird	sich	zeigen	müssen,	ob	
diese	Absolventinnen	und	Absolventen	überhaupt	in	diesem	
Bereich	arbeiten.	Im	Sommer	2010	kommen	die	ersten	Ab-
solventen	auf	den	Arbeitsmarkt.	Es	ist	jedoch	fraglich,	ob	die-
se	 im	Bereich	 der	Kindertagesbetreuung	 arbeiten	werden,	
wenn	sie	nicht	die	entsprechenden	Stellen	und	vor	allem	nicht	
die	entsprechende	Bezahlung	bekommen.

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Genau!	–	Abg.	Marianne	
Wonnay	SPD:	Die	Bezahlung	ist	der	wichtige	Punkt!)

Im	Augenblick	haben	wir	einen	Anteil	von	3	%	akademisch	
ausgebildeter	Fachkräfte	im	Bereich	von	Kindertagesstätten.	
Sie	gehen	davon	aus,	mittelfristig	eine	Quote	von	10	%	zu	er-
reichen.	Dabei	ist	mir	wichtig,	dass	die	zusätzlichen	Studien-
plätze	nicht	nur	an	den	Pädagogischen	Hochschulen	einge-
richtet	werden,	sondern	auch	an	den	Hochschulen	für	Sozial-
pädagogik	sowie	an	den	Standorten	der	Dualen	Hochschule.	
Daher	kann	ich	mich	mit	der	Antwort	der	Landesregierung	
nicht	zufriedengeben,	in	der	angekündigt	wird,	die	zusätzli-
chen	Studiengänge	weiterhin	primär	an	den	Pädagogischen	
Hochschulen	einzurichten.

Uns	ist	es	wichtig,	aufzuzeigen,	dass	die	Elementarpädago-
gik,	 die	 Frühpädagogik	 eine	 eigenständige	 pädagogische	
Fachrichtung	ist,	dass	es	hier	nicht	um	eine	Verschulung	der	
Ausbildung	geht	und	dass	die	Kindertageseinrichtung	keine	
Vorschule	ist,	sondern	auch	sozialpädagogische	Elemente	ent-
hält.	Daher	wäre	es,	glaube	ich,	richtig	und	wichtig,	zusätzli-
che	Studienplätze	nicht	nur	an	den	Pädagogischen	Hochschu-
len,	sondern	auch	an	anderen	Hochschulen	einzurichten.

Wir	müssen	uns	mit	dem	Thema	des	zusätzlichen	Fachkräfte-
bedarfs	sehr	schnell	beschäftigen,	weil	schon	jetzt	einige	Städ-
te	–	Stuttgart	sucht	über	100	Erzieherinnen,	aber	auch	in	Her-
renberg	besteht	großer	Bedarf,	wie	jetzt	in	der	Presse	zu	lesen	
war	–	Schwierigkeiten	haben,	ihre	frei	werdenden	Stellen	zu	
besetzen.	Die	bisherigen	Bemühungen	der	Landesregierung	
lassen	mich	da	nicht	unbedingt	hoffen	und	lassen	nicht	auf	ein	
sehr	konsequentes	Handeln	schließen.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Ulrich	Noll	FDP/DVP)	

Die	Fachschulen	wurden	um	eine	Fachschule	im	öffentlichen	
Bereich	und	eine	Fachschule	im	privaten	Bereich	erweitert.	
Die	Schülerzahlen	sind	um	ca.	200	gestiegen.	Das	reicht	aber	
nicht	aus.

Sie	haben	in	der	Stellungnahme	zu	dem	Antrag	darauf	hinge-
wiesen,	wie	Sie	Bewerberinnen	und	Bewerber	 akquirieren,	
und	haben	dabei	viele	Einzelmaßnahmen	aufgezählt:	Aktions-
programm	Chancengleichheit,	BOGYs,	 einen	Fachtag	 der	
Landesstiftung	zum	Thema	„Kinder	brauchen	männliche	Be-
zugspersonen!“.	Wie	gesagt,	auf	der	Homepage	ist	ein	kleiner	
Film.	Aber	ich	glaube	nicht,	dass	das	eine	Gesamtstrategie	ist.	
Wir	brauchen	jedoch	eine	Gesamtstrategie,	die	den	Ausbau	
der	Kapazitäten	an	den	Fachschulen,	die	Akquise	und	das	We-
cken	der	Begeisterung	junger	Menschen	für	den	Beruf	des	Er-
ziehers	sowie	die	Verbesserung	der	Rahmenbedingungen	um-
fasst.	Das	muss	mehr	beinhalten	als	diese	kleinen	Einzelschrit-
te	und	Einzelteile.
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Jetzt	habe	 ich,	glaube	 ich,	die	gesamte	Redezeit	 für	unsere	
Fraktion	leider	schon	

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Verbraten!)

verbraucht.	Ich	wollte	eigentlich	noch	unsere	Bausteine	für	
den	Aktionsplan	konkreter	vorstellen,	weil	darin	u.	a.	auch	der	
Bereich	Neugründung	 von	 Fachschulen	 enthalten	 ist.	 Ich	
weiß,	dass	es	Anfragen	von	Trägern	gibt,	die	gern	eine	Fach-
schule	gründen	möchten	und	die	auch	das	Ministerium	ange-
schrieben	haben,	aber	leider	noch	keine	Antwort	bekommen	
haben.	Dabei	wäre	es	wichtig,	auch	in	diesem	Bereich	Neu-
gründungen	von	Fachschulen	zu	erleichtern,	was	auch	die	Be-
freiung	von	der	Wartefrist	zur	Folge	haben	könnte.	Das	Zwei-
te	wäre,	 im	Bereich	 von	Wiedereinstiegsprogrammen	und	
Qualifizierung	von	arbeitslosen	Erzieherinnen	und	Erziehern	
gemeinsame	Projekte	zu	starten,	um	auch	die	aus	der	Arbeits-
welt	ausgestiegenen	Erzieherinnen	und	Erzieher	wieder	für	
eine	Anstellung	zu	gewinnen.

Mein	Vorschlag	ist	deshalb,	den	Beschlussteil	unseres	Antrags	
zum	Aktionsplan	für	Erzieherinnen	und	Erzieher	an	den	zu-
ständigen	Ausschuss	zu	überweisen,	um	diese	offenen	Punk-
te	dort	noch	einmal	detaillierter	diskutieren	zu	können.

Danke	schön.

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	Grünen	und	der	SPD	
sowie	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)

War	das	jetzt	die	gesamte	Redezeit?

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Das	war	die	gesamte	
Redezeit,	Frau	Kollegin.	Es	wird	immer	die	gesamte	Zeit	an-
gezeigt,	und	jeder	Abgeordnete	kann	für	sich	selbst	entschei-
den,	wie	er	die	Aufsplitterung	in	der	ersten	und	zweiten	Run-
de	machen	will.	Sie	haben	leider	das	gesamte	Feld	abgeräumt.

(Heiterkeit)

Abg. Brigitte Lösch	GRÜNE:	Ich	glaube,	ich	habe	schon	ein-
mal	gehört,	dass	das	so	ist.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Es	ist	so.	Wir	können	
im	Präsidium	noch	einmal	darüber	reden,	dass	wir	vor	jeder	
Debatte	noch	einmal	die	Spielregeln	erklären.	Aber	dann	ver-
längern	sich	die	Landtagssitzungen	dramatisch.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Schaffen	wir	doch	
diesen	Moderator!	Für	B	6	würde	ich	das	machen!)

Für	die	CDU-Fraktion	hat	jetzt	Herr	Abg.	Hoffmann	das	Wort.

Abg. Andreas Hoffmann	CDU:	Herr	Präsident,	liebe	Kolle-
ginnen	und	Kollegen!	Der	Antrag	der	SPD-Fraktion	ist	vom	
Februar	2009	und	damit	über	ein	Jahr	alt.	Wir	haben	leider	
wieder	einmal	einen	Ladenhüter	auf	der	Tagesordnung.	

Aber,	lieber	Herr	Mentrup,	Sie	haben	mir	bei	einigen	Punk-
ten	sehr	aus	dem	Herzen	gesprochen.	Ich	bin	wirklich	froh	da-
rüber,	dass	wir	uns	bei	diesem	Thema	zumindest	inhaltlich,	
was	die	Zielrichtung	betrifft,	glaube	 ich,	 fraktionsübergrei-
fend	nicht	allzu	sehr	unterscheiden.	Es	geht	am	Ende	um	die	
Frage:	Was	wird	daraus	gemacht?	Wird	so	umgesetzt,	wie	Sie	
es	sich	vorstellen,	wie	wir	es	uns	vorstellen?	Gibt	es	da	Dif-

ferenzen?	Ich	glaube,	bezüglich	des	Inhaltlichen	haben	wir	
gar	keine	großen	Unterschiede.	

Was	 ist	 heute	 der	 Sachstand?	Liebe	Frau	Kollegin	Lösch,	
nachdem	Sie	keine	Zeit	mehr	hatten,	auf	Ihren	Aktionsplan	
einzugehen,	will	ich	einige	Teile	aus	Ihrem	Aktionsplan	auf-
greifen,	allerdings	wahrscheinlich	nicht	in	dem	von	Ihnen	ge-
wünschten	Sinn.

(Vereinzelt	Heiterkeit	 –	Zuruf	 der	Abg.	Friedlinde	
Gurr-Hirsch	CDU)	

Die	Grünen	treffen	in	ihrem	Antrag	zum	einen	die	Aussage:	
Es	gibt	unklare	Berufsaussichten	für	die	Absolventen	der	neu-
en	Studiengänge.	Das	halte	ich	für	interessant.	Gleichzeit	for-
dern	sie	einen	Ausbau	dieser	Studiengänge.	 Ich	finde,	man	
muss	schon	sehr	grün	sein,	

(Vereinzelt	Heiterkeit)

um	diesen	Gedankensprung	nachvollziehen	zu	können,	weil	
dies	natürlich	ein	Widerspruch	in	sich	ist.	

Frau	Lösch,	Sie	haben	es	angesprochen,	Sie	haben	mich	auch	
namentlich	angesprochen:	Die	Initiative	aus	dem	Jahr	2007	
hat	dafür	gesorgt,	dass	wir	inzwischen	nicht	mehr	600,	son-
dern	700	Studienplätze	haben.	Das	sind	natürlich	auch	Aus-
bildungsplätze	 in	 diesem	Bereich,	 die	 zusätzlich	 zur	Fach-
schulausbildung	dazugekommen	sind.	Sie	stellen	sicherlich	
zu	Recht	die	Frage:	Werden	diese	Ausbildungsplätze	genutzt?	
Kommen	sie	da	an,	wo	sie	ankommen	sollen?	Ich	bin	schon	
einmal	froh,	dass	die	jungen	Leute	dort	studieren	und	dass	die-
ses	Berufsfeld	nun	endlich	Einzug	in	die	Hochschulen	gehal-
ten	hat.	

Ich	finde	es	schwierig,	dass	Sie	in	Ihrem	Aktionsplan	Maß-
nahmen	fordern,	die	in	weiten	Teilen	bereits	umgesetzt	wor-
den	sind.	Ich	finde	es	dann	schwierig,	wenn	man	überlegt,	ob	
man	mit	mehr	Geld	mehr	Ausbildungsqualifikationen	 und	
mehr	Interesse	bei	möglichen	Auszubildenden	bewirken	kann.	
Es	ist	nicht	die	Frage,	ob	man	den	Fachschulen	mehr	Geld	
zahlt	oder	ob	man	die	Ausbildungsplätze	finanziell	–	ich	kom-
me	noch	zum	Thema	Imagekampagne	–	fördert.	Das	ist	gar	
nicht	unser	Problem	beim	Thema	Ausbildungsplätze.	

Vielmehr	haben	wir	–	Sie	haben	es	in	Teilen	schon	fast	rich-
tig	dargestellt	–	eine	Konkurrenz:	Wenn	heute	eine	Fachschu-
le	für	Erzieherinnen,	eine	Fachhochschule	oder	eine	Pädago-
gische	Hochschule	um	diesen	Personenkreis	werben,	stehen	
sie	bereits	heute	im	Wettbewerb	um	junge	Leute.	Darin	ist	das	
größte	Problem	zu	sehen.	Wenn	sich	heute	jemand	in	einer	
Fachschule	bewirbt,	um	die	normale	Erzieherinnenausbildung	
zu	machen,	hat	er	oft	auch	schon	für	ganz	viele	andere	Beru-
fe	eine	erfolglose	Bewerbung	geschrieben.	Am	Ende	macht	
man	halt	eine	Ausbildung	als	Erzieherin,	weil	man	keinen	an-
deren	Ausbildungsplatz	gefunden	hat.	Dies	ist	sicher	keine	Si-
tuation,	die	wir	gern	haben	wollen	und	brauchen.	

Die	Grünen	fordern	in	ihrem	Antrag,	für	die	900	arbeitslosen	
Erzieherinnen	Qualifizierungsmaßnahmen	für	den	Wiederein-
stieg	in	den	Beruf	durchzuführen.	Dies	ist	ein	Instrument,	das	
man	bei	einem	Überangebot	am	Arbeitsmarkt	einsetzt.	Das	
haben	wir	aber	nicht.	Wir	haben	ein	Unterangebot	am	Arbeits-
markt.	Das	ist	schlicht	ein	falscher	Ansatz.	
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Es	wird	noch	besser:	In	den	Anträgen	wird	nach	der	Zahl	der	
Bewerber	gefragt.	Wir	hatten	im	Januar	2009	landesweit	1	747	
Bewerber,	im	Juni	des	gleichen	Jahres	waren	es	noch	1	329.	
Gleichzeitig	ist	die	Zahl	der	offenen	Stellen	von	292	auf	425	
gestiegen.	Dies	zeigt,	dass	Spiel	im	Markt	ist	und	dass	wir	im	
Moment	–	bis	auf	wenige	Ausnahmen	–	noch	keine	Mangel-
versorgung	haben.	

Die	Mangelversorgung	oder	die	jetzige	Situation,	die	Sie	für	
einige	Städte	beschrieben	haben,	hat	natürlich	damit	zu	tun,	
dass	der	Ausbau	der	U-3-Betreuung	bis	zum	Jahr	2013	nicht	
in	Schritten	erfolgt,	sondern	dass	in	den	Kommunen	schnel-
ler	 ein	 größerer	Bedarf	 entstanden	 ist	 und	 die	U-3-Plätze	
schlicht	und	ergreifend	früher	eingerichtet	worden	sind.	Es	ist	
recht	so,	wenn	die	Mütter	und	die	Familien	Bedarf	an	Betreu-
ung	haben.	Dann	ist	es	eben	nicht	über	die	Politik	steuerbar,	
sondern	es	steuert	sich	über	die	Nachfrage.	Aber	der	Arbeits-
markt	wird	nie	sekundengenau	auf	eine	entsprechende	Situa-
tion	reagieren.	Die	Ausbildung	der	Erzieherinnen	dauert	mit	
allem,	was	dazugehört,	vier	Jahre.	Das	Studium	dauert	auch	
acht	bis	neun	Semester.	Ich	möchte	das	gar	nicht	kritisieren.	
Aber	die	Politik	kann	nicht	auf	jede	Veränderung	am	Arbeits-
markt	sofort	eine	fertige	Konzeption	mit	Bewerbern,	die	so-
fort	zur	Verfügung	stehen,	haben.	

Wichtig	ist	–	Sie	haben	es	angesprochen	–	eine	Imagekampa-
gne	für	die	Kinderbetreuung.	Wir	sind	jetzt	zusammen	neun	
Jahre	im	Landtag	und	haben	die	gleiche	Thematik	schon	ein-
mal	bei	der	Pflege	diskutiert:	Macht	es	Sinn,	eine	Imagekam-
pagne	für	einen	Beruf	zu	fahren?	

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Nein!)

Ja,	es	macht	Sinn,	wenn	man	sie	machen	kann,	wenn	es	für	
den	betreffenden	Beruf	von	der	Situation	her	im	Moment	ei-
nen	Bedarf	 gibt.	Aber	 auch	 eine	 Imagekampagne	verblasst	
nach	einigen	Jahren.	Das	haben	wir	bei	der	Imagekampagne	
für	die	Pflege	gesehen.	Davon	ist	heute	nicht	mehr	viel	übrig.	

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Gar	nichts!)

Eine	Imagekampagne	für	die	Kinderbetreuung	würde	wahr-
scheinlich	relativ	kurz	greifen,	weil	wir	die	Bewerber	nicht	
im	richtigen	Moment	erwischen	und	weil	wir	mit	der	Image-
kampagne	nichts	zur	aktuellen	Situation	beitragen.

Ich	will	noch	einmal	auf	die	Studienplätze	für	den	Erzieher-
beruf	eingehen.	Wenn	wir	Attraktivität	schaffen	wollen,	müs-
sen	wir	uns	mit	folgenden	Fragen	auseinandersetzen:	Hat	denn	
jemand,	 der	 einen	Realschulabschluss	 hat,	 im	Beruf	 eine	
Chance?	Warum	sollte	er	diesen	Erzieherberuf	erlernen?	Kann	
er	anschließend	weitermachen?	Kann	er	ein	Studium	drauf-
setzen?	Hat	diese	Person,	wenn	sie	nicht	bis	zum	Lebensen-
de	Erzieher	bleiben	will,	die	Möglichkeit,	sich	entsprechend	
weiterzuqualifizieren?	

Seit	 2007	 ist	 dies	 bei	 den	 angesprochenen	Studienplätzen	
möglich.	Aber	an	einigen	Hochschulen	–	nicht	an	allen	–	gibt	
es	Punkte,	die	außerordentlich	kritikwürdig	sind	und	die	ich	
heute	noch	einmal	ansprechen	will.	Ich	freue	mich	ausdrück-
lich,	dass	wir	inzwischen	700	Studienplätze	haben.	Aber	nicht	
alles	funktioniert	optimal.	

Erstens:	Jeder	Studiengang	hat	einen	anderen	Namen.	Es	gibt	
praktisch	keine	Studiengänge,	die	gleich	heißen.	Das	macht	

es	für	die	Bewerber	landesweit	ziemlich	schwierig,	weil	die	
Inhalte	oft	identisch	sind,	aber	die	Namen	der	Studiengänge	
voneinander	abweichen.	

Wir	haben	dann	gesagt	–	das	war	eine	Forderung	von	uns	al-
len	–,	dass	die	Hochschulen	auch	Studiengänge	für	Querein-
steiger,	für	Berufstätige,	die	kein	Abitur	haben,	anbieten	sol-
len.	Das	gibt	es	jetzt	an	allen	diesen	Hochschulen.	Wenn	man	
kein	Abitur	hat,	kann	man	eine	Aufnahmeprüfung	machen.	
Aber	ich	rate	Ihnen,	einmal	auf	die	Homepages	dieser	Hoch-
schulen	zu	gehen.	Sie	müssen	im	Internet	schon	sehr	sachkun-
dig	sein,	um	die	Seiten	zu	finden,	auf	denen	die	Hinweise	und	
Kriterien	der	Aufnahmeprüfungen	für	Nichtabiturienten	ste-
hen,	weil	man	diese	an	manchen	Hochschulen	gar	nicht	ha-
ben	will.	Das	muss	man	auch	deutlich	sagen.	

Zudem	fehlen	weitläufig	berufsbegleitende	Studiengänge	zur	
Weiterqualifizierung.	Wir	sehen	diesen	Bedarf	auch	bei	den	
Erzieherinnen	bisheriger	Prägung.	Da	fehlt	es	einfach	an	der	
Möglichkeit	 berufsbegleitender	Studiengänge.	Aber	 es	war	
die	Bedingung	für	die	Einrichtung	bestimmter	Studiengänge,	
dass	sie	berufsbegleitend	erfolgen.	

(Dem	Redner	wird	das	Ende	seiner	Redezeit	ange-
zeigt.)

–	Ich	sehe	den	Hinweis	auf	die	Redezeit.	–	Ich	will	noch	ein-
mal	sagen:	Ich	glaube,	dass	wir	Instrumente	gewählt	haben,	
dass	das	Kultusministerium	seine	Möglichkeiten	ausgenutzt	
hat,	um	dazu	beizutragen,	die	entsprechenden	Ausbildungs-
angebote	zu	schaffen.	

Liebe	Frau	Lösch,	das	Kultusministerium	hat	u.	a.	bereits	im	
letzten	Sommer	die	Fachschulen,	die	zusätzliche	Studiengän-
ge	oder	neue	Ausbildungsgänge	in	diesem	Bereich	anbieten,	
von	der	dreijährigen	Wartefrist	befreit.	Ich	nehme	an,	das	ist	
Ihnen	entgangen.

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Nein!)

Es	kann	Ihnen	nur	um	ganz	neue	Schulen	gehen,	Schulen,	die	
bisher	noch	nicht	ausgebildet	haben.	Da,	muss	ich	sagen,	bin	
ich	skeptisch,	ob	wir	dem	Beruf	einen	Gefallen	tun,	wenn	wir	
sozusagen	über	Nacht	Studiengänge	an	Fachschulen,	an	Schu-
len,	die	sich	vorher	nicht	in	irgendeiner	anderen	Form	der	be-
ruflichen	Begleitung	bewährt	haben,	anbieten.

Wir	wollen	bei	diesem	Beruf	Qualität.	Aber	wir	brauchen	auch	
Quantität.	Nur:	Wer	die	Qualität	hintanstellt	und	jetzt	vorran-
gig	auf	Quantität	abzielt	–	das	war	schon	der	Fehler	bei	der	
U-3-Umsetzung	–,	tut	unseren	Kindern	keinen	Gefallen,	weil	
uns	die	Frage	nach	der	Qualität	über	viele	Jahre	nachgehen	
wird,	während	uns	die	Quantität	einholen	wird.	

Ich	bitte	herzlich	darum:	Lassen	Sie	uns	darüber	sehr	seriös	
weiterdiskutieren.	 Ich	glaube,	die	Landesregierung	hat	sich	
keinerlei	Fehler	vorzuwerfen.	Die	richtigen	Schritte	sind	er-
kannt	worden.	In	zwei	oder	drei	Jahren	werden	wir	wissen,	
wie	der	Bedarf	tatsächlich	aussieht.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	CDU	–	Glocke	des	Prä-
sidenten)
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Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Herr	Abg.	Hoffmann,	
gestatten	Sie	eine	Zwischenfrage	–	das	ist	jetzt	eine	Schluss-
frage	–	der	Frau	Abg.	Lösch?

Abg. Andreas Hoffmann	CDU:	Aber	gern,	von	Frau	Lösch	
immer.

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Bitte,	Frau	Abg.	Lösch.

Abg. Brigitte Lösch	GRÜNE:	Lieber	Kollege	Hoffmann,	ich	
habe	die	Frage,	ob	die	Imagekampagne	der	Landesregierung	
für	die	Pflegeberufe	Ihrer	Meinung	nach	nicht	zielführend	war	
und	wir	daher	auf	eine	solche	Imagekampagne	im	Bereich	der	
Kinderbetreuung	verzichten	sollten.

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	So	hat	er	es	gesagt!)

Ich	möchte	gleich	eine	zweite	Frage	anschließen.	Sie	haben	
kritisiert,	dass	die	Forderung	der	Grünen	nach	Qualifizierung	
für	die	arbeitslos	gemeldeten	Erzieherinnen	und	Erzieher	Ih-
rer	Meinung	nach	auch	nicht	zielführend	wäre.	Ich	würde	Sie	
darum	bitten,	sich	mit	der	Agentur	für	Arbeit	in	Verbindung	
zu	setzen.	Von	der	Agentur	wird	kritisiert,	dass	es	leider	zu	
wenig	zertifizierte	Schulen	gibt,	

(Abg.	Dieter	Hillebrand	CDU:	Frage!	–	Abg.	Alb-
recht	Fischer	CDU:	Die	Redezeit	ist	erschöpft!)

an	denen	es	überhaupt	möglich	ist,	arbeitslose	Erzieherinnen	
und	Erzieher	weiterzuqualifizieren	und	weiterzubilden,	damit	
sie	wieder	in	den	Kindergartenalltag	einsteigen	können.	Des-
wegen	die	Frage:	Glauben	Sie,	dass	diese	arbeitslosen	Erzie-
herinnen	und	Erzieher	für	immer	für	den	Arbeitsmarkt	verlo-
ren	sein	sollten?

Abg. Andreas Hoffmann	CDU:	Liebe	Frau	Kollegin	Lösch,	
wenn	 900	Erzieherinnen	 im	Land	 arbeitslos	 sind	 und	Sie	
gleichzeitig	kritisieren,	dass	wir	eine	Unterbesetzung	in	be-
stimmten	Bereichen	haben,	dann	stimmt	etwas	am	Arbeits-
markt	nicht.	Dann	stimmen	Angebot	und	Nachfrage	nicht.	

(Abg.	Friedlinde	Gurr-Hirsch	CDU:	Das	ist	eine	tol-
le	Qualität!)

Sie	wissen	wie	 ich,	dass	eine	Erzieherin,	die	sich	heute	ar-
beitslos	meldet,	weil	sie	z.	B.	nach	einem	Jahr	Kindererzie-
hung	nicht	wieder	in	den	Beruf	einsteigt	und	auch	kein	Eltern-
geld	mehr	bezieht,	in	der	Statistik	des	Arbeitsamts	landet,	ob	
sie	vermittlungsfähig	 ist	oder	nicht.	 Ich	will	gar	nicht	 aus-
schließen,	dass	es	wie	 in	der	Pflege	auch	 in	der	Erziehung	
Kräfte	gibt,	die	mit	einer	Weiterqualifizierung	mehr	erreichen	
und	wieder	in	den	Beruf	einsteigen	könnten.	Aber	sollten	wir	
uns	nicht	zuerst	die	Gründe	anschauen,	warum	diese	900	Frau-
en	arbeitslos	sind?	Sie	fordern	ein	Programm,	ohne	die	Grün-
de	zu	kennen,	warum	diese	Damen	und	wenigen	Herren	ar-
beitslos	sind.	

Zu	Ihrer	ersten	Frage,	der	Frage	nach	der	Imagekampagne.	
Ich	habe	das	vorhin,	glaube	ich,	klar	dargestellt.	Wir	hatten	in	
der	Pflege	eine	Eintagsfliege.	Wir	hatten	eine	große	Image-
kampagne	 gefahren,	 hatten	 dann	 ein	 oder	 zwei	 Jahre	 lang	
mehr	Bewerber	 und	hatten	 anschließend	wieder	 genau	die	
gleiche	Zahl.

(Abg.	Katrin	Altpeter	SPD:	Noch	schlimmer!)

Das	heißt,	ich	würde	dafür	plädieren,	dass	wir,	weil	uns	allen	
dieser	Beruf	wichtig	ist,	nicht	wieder	gemeinsam	eine	Ein-
tagsfliege	starten,	

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Kontinuierlich!)

sondern	uns	etwas	Gescheites	einfallen	lassen.	Ich	habe	eini-
ge	Punkte	angesprochen,	wie	wir	den	Beruf	attraktiver	ma-
chen	können.

Danke.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	Abg.	Beate	Fauser	FDP/
DVP	–	Zuruf	von	der	CDU:	Guter	Mann!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	FDP/DVP-Frak-
tion	darf	ich	Frau	Abg.	Dr.	Arnold	das	Wort	erteilen.

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Sehr	verehrter	Herr	Prä-
sident,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	verehrten	
Damen	und	Herren!	In	dieser	Legislaturperiode	ist	im	Bereich	
der	frühkindlichen	Bildung	in	Baden-Württemberg	viel	pas-
siert.	Ich	möchte	erinnern	an	den	Ausbau	der	Betreuungsein-
richtungen	für	Kinder	unter	drei	Jahren,	an	die	Einführung	des	
Orientierungsplans	für	den	Kindergarten,	an	die	neue	Einschu-
lungsuntersuchung,	die	sich	besonders	die	FDP/DVP	auf	ih-
re	Fahnen	schreibt,	und	an	die	Fördermaßnahmen	im	Kinder-
garten,	die	sich	daran	anschließen	sollen,	damit	möglichst	vie-
le	Kinder	bei	der	Einschulung	auch	schulreif	sind.

Jeder	Euro,	den	wir	hier	investieren,	meine	Damen	und	Her-
ren,	bringt	reiche	Rendite.	Denn	jeder	Euro,	den	wir	im	früh-
kindlichen	Bereich	 investieren,	 erspart	 uns	 spätere	Kosten,	
z.	B.	Kosten	für	berufsvorbereitende	Maßnahmen	oder	für	auf-
wendige	soziale	oder	arbeitsmarktpolitische	Integrationsmaß-
nahmen.	

Aber	in	diesem	Punkt	sind	wir	uns	alle,	denke	ich,	einig:	Wenn	
wir	unsere	Ziele	beim	Ausbau	der	frühkindlichen	Bildung	und	
Betreuung	wirklich	erreichen	wollen,	ist	noch	einiges	zu	tun.	
Ministerpräsident	Mappus	hat	es	neulich	auf	die	prägnante	
Formel	gebracht	–	ich	darf	zitieren	–:	„Da	müssen	wir	noch	
einen	Zahn	zulegen.“	In	der	Tat.

Wir	brauchen	zum	einen	mehr	Personal	für	unsere	Kinderta-
geseinrichtungen.	Darauf	zielen	Ihre	Anträge	ab.	Ich	will	die	
Zahlen	nicht	noch	einmal	wiederholen.	Aber	ich	möchte	schon	
noch	ein	wenig	ausführen,	dass	die	Landesregierung	mittler-
weile	vielfältige	Maßnahmen	unternimmt,	um	dieses	Ziel	zu	
erreichen.

Zum	einen	erhöht	sie	die	Ausbildungskapazität	für	die	Erzie-
herinnenausbildung.	So	werden	für	die	nächsten	drei	Ausbil-
dungsjahrgänge	an	allen	Standorten	zusätzliche	Klassen	ein-
gerichtet.

In	der	Öffentlichkeit	und	an	den	Schulen	wird	mittlerweile	ge-
zielt	 für	den	Beruf	der	Erzieher	geworben.	Ferner	stehen	–	
auch	das	wurde	schon	thematisiert;	ich	freue	mich	sehr,	dass	
sich	die	Zahl	noch	weiter	erhöht	hat	–	mittlerweile,	wie	Herr	
Hoffmann	gesagt	hat,	700	Studienplätze	für	die	akademische	
Ausbildung	im	frühkindlichen	Bereich	zur	Verfügung.

Aber	 die	Frage,	 die	Sie,	Herr	Mentrup,	 beantwortet	 haben	
wollten,	kann	die	Landesregierung	jetzt	gar	nicht	beantwor-
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ten,	weil	wir	im	Grunde	erst	im	Herbst	2010,	wenn	die	Aus-
bildung	zu	Ende	ist,	sehen	werden,	wohin	sich	diese	jungen	
Akademiker	wirklich	bewegen	werden.	

(Abg.	Dr.	Frank	Mentrup	SPD:	Diese	Frage	habe	ich	
dieses	Mal	gar	nicht	gestellt!)

Es	klang	auch	schon	an:	Wir	brauchen	auch	mehr	Personal	für	
die	Umsetzung	des	Orientierungsplans.	Auch	hier	hat	die	Lan-
desregierung	im	Einvernehmen	mit	den	kommunalen	Landes-
verbänden	in	einem	ersten	Schritt	die	Weichen	richtig	gestellt.	
Die	Zahlen	hierzu	wurden	schon	genannt.	Wir	werden	in	Zu-
kunft	1,8	Betreuungspersonen	pro	Gruppe	in	unseren	Kinder-
tageseinrichtungen	haben.	Was	uns	das	 kostet,	wurde	 auch	
schon	erwähnt:	Es	sind	200	Millionen	€.	Das	 ist	auch	kein	
Pappenstiel.	Davon	übernimmt	das	Land	zwei	Drittel.

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	130	Millionen	€,	den	
Rest	zahlen	die	Kommunen!)

Aber	ich	denke,	wir	müssen,	wenn	wir	in	hoffentlich	abseh-
barer	Zeit	wieder	die	entsprechenden	Ressourcen	haben,	die-
sen	Schritt	weitergehen.	

(Beifall	der	Abg.	Hagen	Kluck	und	Dietmar	Bach-
mann	FDP/DVP)

Ich	möchte	Ihr	Augenmerk	–	Herr	Hoffmann,	ich	bin	Ihnen	
sehr	dankbar,	dass	Sie	dazu	die	zwei	Stichworte	Qualität	und	
Quantität	genannt	haben;	ich	sehe	das	genauso	wie	Sie	–	nicht	
nur	auf	die	Quantität	der	Ausbildungsplätze	richten,	sondern	
vor	allem	auch	auf	die	Qualität,	und	zwar	auch	auf	die	Qua-
lität	der	Erzieherinnenausbildung	für	die	Betreuung	von	Kin-
dern	unter	drei	Jahren.

Es	ist	richtig	und	wichtig,	dass	das	Land	zur	Fortbildung	der	
Erzieher	weiter	jährlich	10	Millionen	€	aufbringen	will.	Es	ist	
auch	richtig	und	wichtig,	dass	die	Ausbildung	der	Erzieherin-
nen	mit	Blick	 auf	 die	 Implementierung	des	Orientierungs-
plans,	aber,	wie	gesagt,	auch	gerade	mit	Blick	auf	die	Betreu-
ung	der	unter	Dreijährigen	überarbeitet	wird.	Wir	haben	hier	
in	der	Tat	noch	dringenden	Handlungsbedarf.	Denn	um	die	
Qualität	der	Erzieherinnenausbildung	zu	erhöhen,	müssen	sich	
auch	die	 jüngsten	Forschungsergebnisse	 in	diesem	Bereich	
niederschlagen.	Ich	darf	auf	einige	wenige	Forschungsergeb-
nisse	hinweisen.

Meine	Damen	und	Herren,	wir	wissen	heute:	Frühkindliches	
Lernen	findet	dann	statt,	wenn	die	Aktivität	vom	Kind	aus-
geht,	wenn	 es	 selbst	 erkunden	 darf,	 selbst	 begreifen	 darf,	
selbst	erfahren	darf,	und	das	mit	möglichst	vielen	Sinnen	und	
in	emotionaler	Sicherheit.	Diese	emotionale	Sicherheit	ist	um-
so	bedeutender,	je	jünger	das	Kind	ist.	Sie	ist	Voraussetzung	
dafür,	dass	sich	ein	Kind	überhaupt	aktiv	mit	seiner	Umwelt	
auseinandersetzen	kann.	Sie	ist	Voraussetzung	für	jedes	früh-
kindliche	Lernen.	Kinder	lernen	in	und	durch	die	Beziehung	
zu	ihren	primären	Bezugspersonen,	und	dazu	gehören	im	früh-
kindlichen	Bereich	auch	die	Erzieherinnen	und	Erzieher.	

Deshalb	 ist	 die	Erzieherausbildung	 so	wichtig.	 Sie	 ist	 der	
Dreh-	und	Angelpunkt	einer	gelingenden	frühkindlichen	Bil-
dung,	und	sie	muss	auf	den	neuesten	Stand	der	Wissenschaft	
gebracht	werden.	Auch	hier	müssen	wir	noch	einen	Zahn	zu-
legen.	

Falls	tatsächlich	das	Damoklesschwert	auf	uns	herniederfällt,	
dass	wir	auch	im	Bildungsbereich	werden	sparen	müssen	–	
diese	Gefahr	ist	nicht	ganz	auszuschließen	–,	dann	appelliere	
ich	dringend	an	Sie,	meine	Damen	und	Herren	hier	im	Land-
tag:	Bitte	nicht	an	der	falschen	Stelle	sparen,	nicht	im	früh-
kindlichen	Bereich.	Lassen	Sie	uns	das	Personal	weiter	aus-
bauen,	und	lassen	Sie	uns	dafür	sorgen,	dass	unsere	Erziehe-
rinnen	und	Erzieher	eine	gute,	qualitativ	hochwertige	Ausbil-
dung	bekommen,	gerade	auch	diejenigen,	die	später	für	die	
unter	Dreijährigen	zuständig	sind.

Vielen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	Frau	Kultusministerin	Professorin	Dr.	Schick	
das	Wort.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Herr	Präsident,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Her-
ren!	Ich	freue	mich	über	den	Imagegewinn	der	Imagekampa-
gnen.	Wir	haben	einen	großen	Glauben	daran,	und	zwar	zu	
Recht.	Ich	freue	mich	natürlich	noch	viel	mehr	darüber,	dass	
wir	zu	diesem	Thema	sehr	einig	sind	und	uns	heute	vor	allem	
eines	eint	–	das	ist	für	mich	auch	aus	den	Anträgen	deutlich	
geworden	–,	nämlich	die	Sorge,	in	diesem	Bereich	die	richti-
ge	Versorgung	und	das	richtige	Angebot	bieten	zu	können.	

Ich	will	hoffen,	dass	ich	Ihnen	ein	bisschen	die	Sorge	nehmen	
kann,	dass	wir	da	im	Moment	nicht	richtig	unterwegs	wären.	
Lassen	Sie	mich	versuchen,	einfach	noch	einmal	die	Quellen	
deutlich	zu	machen	–	wenn	ich	das	so	sagen	darf	–:	Woher	be-
ziehen	wir	den	Nachwuchs	im	Erzieher-	und	Erzieherinnen-
bereich?	Da	ist	natürlich	zum	einen	die	originäre	Ausbildung	
der	Erzieher	und	Erzieherinnen.	Mit	dieser	Zahl	allein	hätten	
wir	 schon	ganz	 gute	Hoffnung,	 das	Ausbauziel	 des	 Jahres	
2013,	die	vorher	genannten	7	300	Plätze,	zu	erreichen.	

Wenn	ich	mir	das	aber	einmal	als	Tortendiagramm	vorstelle,	
kommen	noch	andere	Kuchenstücke	hinzu,	aus	denen	wir	in	
der	Rekrutierung	des	Nachwuchses	schöpfen.	Das	sind	–	das	
wurde	vorher	auch	angedeutet	–	die	Absolventen	und	Absol-
ventinnen	der	Hochschulstudiengänge.	Darauf	kommen	wir	
sicher	gleich	noch.	

Ferner	haben	wir	die	Absolventen	der	sogenannten	schulfrem-
den	Ausbildungsgänge,	die	sich	über	eine	Prüfung	einbringen,	
die	vorher	nicht	in	diesem	Fachgebiet	tätig	waren,	und	wir	ha-
ben	das	Potenzial	der	Wiedereinsteiger	und	Wiedereinsteige-
rinnen.	

Ich	will	noch	eine	fünfte	Quelle	deutlich	machen.	Bei	den	heu-
te	Beschäftigten	im	Erziehungsbereich	haben	wir	eine	extrem	
hohe	Teilzeitquote.	51	%	dieser	Beschäftigten	arbeiten	in	Teil-
zeit.	Wenn	es	gelingen	könnte,	die	Zahl	der	Stunden,	die	die-
se	Damen	und	Herren	arbeiten,	zu	erhöhen,	wäre	ein	weiteres	
Reservoir	gegeben.	

Wenn	wir	uns	diese	einzelnen	Quellen	anschauen,	können	wir	
heute	hier	tatsächlich	beruhigend	sagen	–	wir	wollen	uns	aber	
trotzdem	überhaupt	nicht	zurücklehnen	–,	dass	wir	die	Ver-
sorgung	sicherstellen	können.	Gleichwohl	diskutieren	wir	hier	
über	 ein	Thema,	 das	 in	 den	 nächsten	 Jahren	 sicher	 immer	
wichtiger	werden	wird.	Die	angesprochene	Imagekampagne	
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ist	sicherlich	nötig.	Wir	betreiben	sie	auch.	Wir	tun	aber	viel	
mehr,	als	nur	eine	Imagekampagne	in	diesem	Bereich	durch-
zuführen.	

Sie	haben	die	Sorge	geäußert:	Gibt	es,	wenn	heute	jemand	Er-
zieher	oder	Erzieherin	werden	will,	irgendwelche	limitieren-
den	Faktoren,	die	ihn	oder	sie	davon	abhalten	könnten,	die-
sen	Weg	zu	beschreiten?	Ich	freue	mich,	sagen	zu	können:	
Solche	limitierenden	Faktoren	gibt	es	im	Moment	nicht.	Wir	
haben	gesagt:	Jede	Schule,	die	neue	Klassen	einrichten	will,	
kann	dies	tun,	wenn	denn	der	Bedarf	vorhanden	ist,	das	heißt,	
wenn	die	Nachfrage	vorhanden	ist.	Wir	haben	vielmehr	die	
Situation,	dass	wir	im	Moment	nicht	genug	Nachfrage	haben.	
Ein	limitierender	Faktor	liegt	hier	in	der	Nachfrage	und	nicht	
in	der	Bereitstellung	des	Ausbildungsangebots.	

Ähnliches	gilt	bei	der	Gründung	von	Schulen:	Auch	hier	sind	
wir	bis	ans	Maximum	offen	dafür,	wenn	aufgrund	der	Nach-
frage	etwas	getan	werden	könnte,	dies	zu	tun.	Der	limitieren-
de	Faktor	liegt	hier	nicht	auf	der	Finanzierungs-	oder	Regu-
lierungsseite.	Er	liegt	tatsächlich	bei	den	Bewerberinnen	und	
Bewerbern,	die	heute	–	ich	will	es	noch	einmal	deutlich	sa-
gen	 –	 ausreichen,	 die	 aber	 nicht	mehr	 ausreichen	werden,	
wenn	wir	das	umsetzen,	was	wir	alle	gemeinsam	auch	wol-
len,	nämlich	die	Verbesserung	der	Qualität	in	diesem	Bereich,	
sodass	wir	auch	zusätzlichen	Bedarf	generieren.	

Ich	will	dies	ansprechen.	Es	gelingt	uns,	den	Personalschlüs-
sel	in	den	nächsten	Jahren	zu	verbessern;	das	haben	wir	schon	
vereinbart,	und	auch	die	Finanzierung	haben	wir	in	Zusam-
menarbeit	mit	den	Kommunen	gesichert.	Daraus	wird	zusätz-
licher	Bedarf	entstehen,	den	wir	dann	natürlich	auch	abfedern	
müssen.	

Wir	haben	also	eine	Situation,	die	uns	heute	überhaupt	nicht	
in	Panik	verfallen	lassen	muss,	die	uns	aber	gleichzeitig	auf-
fordert,	gemeinschaftlich	–	ich	glaube,	die	große	Einigkeit,	
die	wir	hier	haben,	kann	uns	dazu	bringen,	auch	draußen	ge-
meinschaftlich	zu	agieren	–	Werbung	für	diesen	Beruf	zu	be-
treiben,	und	zwar	nachhaltige	Werbung	in	dem	Sinn,	dass	es	
uns	gelingt,	junge	Menschen	auf	den	Weg	zu	führen.	

Herr	Abg.	Mentrup,	Sie	haben	die	Frage	aufgeworfen,	ob	sich	
die	jungen	Menschen,	die	den	Beruf	ergreifen,	vielleicht	selbst	
gar	nicht	so	sicher	sind,	ob	sie	richtig	geeignet	sind.	Dies	be-
trifft	das	Thema	Eignungsprüfungen.	Ich	halte	es	für	schwie-
rig,	eine	Eignungsprüfung	für	junge	Menschen	im	Alter	von	
16	Jahren	vorzusehen.	In	diesem	Alter	haben	die	jungen	Men-
schen,	die	sich	hier	auf	den	Weg	machen,	ihre	Persönlichkeits-
entwicklung	mit	 Sicherheit	 noch	nicht	 abgeschlossen,	 und	
deshalb	sollten	wir	das	erste	Jahr,	das	sie	absolvieren,	auch	
als	ein	Jahr	nutzen,	in	dem	sie	selbst	erkennen	–	unter	Förde-
rung	und	Führung	ihrer	pädagogischen	Bezugspersonen	–,	ob	
sie	dafür	geeignet	sind.	Aber	feststellen	zu	wollen,	ob	jemand	
im	Alter	von	16	Jahren	in	diesem	Beruf	dauerhaft	erfolgreich	
sein	kann,	das	wird	nicht	gehen.	Das	wird	sich	sicherlich	erst	
in	dem	einen	Jahr	herausstellen.	Aber	hier	müssen	wir	auch	
lange	mit	dabeibleiben.	

Ich	denke,	das	gilt	für	die	Thematik	insgesamt.	Die	einfachen,	
plakativen	Lösungen	sind	hier	nicht	zu	finden.	Deswegen	wür-
de	ich	an	dieser	Stelle	gern	der	Aussage	widersprechen,	es	ge-
be	keine	Gesamtstrategie.	Selbstverständlich	gibt	es	eine	Ge-
samtstrategie.	Ich	habe	versucht,	Ihnen	das	am	Bild	der	Tor-

te	deutlich	zu	machen.	Die	Gesamtstrategie	besteht	daraus,	je-
de	nur	erkennbare	und	erdenkliche	Möglichkeit	zu	nutzen,	den	
Bedarf	zu	decken,	und	keinerlei	limitierende	Faktoren	zu	ha-
ben.	

Das	haben	wir	schon	umgesetzt.	Wir	haben	auch	die	Kapazi-
täten	ausgeweitet.	Das	wissen	Sie;	das	haben	wir	auch	in	der	
schriftlichen	Stellungnahme	ausgeführt.	

Für	den	Bereich	der	Studiengänge	ist	vorhin	in	der	Diskussi-
on	angemahnt	worden,	hier	unter	Umständen	noch	mehr	in	
Richtung	Berufsbegleitung	zu	tun.	Herr	Abg.	Hoffmann,	Sie	
haben	es	angesprochen.	Ich	will	sogar	noch	einen	Schritt	wei-
ter	gehen:	Es	gibt	bundesweit	im	Bereich	der	sozialen	Arbeit	
und	der	sozialen	Berufe	Onlinestudiengänge.	Das	ist	nicht	et-
was,	was	man	neu	erfinden	müsste.	Damit	will	ich	andeuten:	
Wenn	es	irgendwo	noch	Gelegenheiten	gibt,	um	den	Kuchen	
hinsichtlich	der	Mehrschichtigkeit	und	der	Vielfalt	zu	vergrö-
ßern,	dann	werden	wir	dies	gern	tun.	Ich	glaube,	da	haben	wir	
auch	keinen	Dissens.	Es	geht	nur	darum,	diese	Möglichkeiten	
letztendlich	zu	entdecken	und	zu	entwickeln.	

Meine	Damen	und	Herren,	 ich	will	ein	Thema	ansprechen,	
das	mir	Sorge	macht	und	das	mit	Sicherheit	dazu	beitragen	
wird,	die	Attraktivität	in	diesem	Berufsbereich	entweder	zu	
erhöhen	oder	zu	schmälern.	Wir	alle	sind	uns	einig,	dass	der	
frühkindliche	Bereich	heute	vielleicht	sogar	der	entscheiden-
de	ist.	Wir	laufen	durch	die	Lande	und	sagen	dies.	Warum?	
Weil	wir	davon	aus	tiefstem	Herzen	überzeugt	sind	und	weil	
wir	wissen,	dass	„Früh	investieren	statt	spät	reparieren“	die	
einzig	entscheidende	Losung	ist,	weil	alle	wissen,	dass	es	spä-
ter	ganz,	ganz	schwierig	ist,	nachzuholen.	

Wir	sind	uns	an	diesem	Punkt	einig,	und	deswegen	setzen	wir	
in	der	Regierung	und	in	der	Politik	insgesamt	auch	einen	kla-
ren	Schwerpunkt	in	diesem	Bereich.	

Was	mir	Sorge	macht,	 ist	 nicht	 unsere	Einigkeit	 –	 darüber	
freue	ich	mich	–,	sondern	die	Tatsache,	dass	wir	im	Erzieher-
bereich	nicht	das	erleben	dürfen,	was	wir	in	anderen	pädago-
gischen	Bereichen	erleben,	nämlich	dass	durch	die	Bedeutung	
dieses	Bereichs	der	Druck	auf	die	dort	Tätigen	gleichermaßen	
steigt.	Heute	lastet	oft	ein	Druck	auf	der	Lehrerschaft,	weil	
die	Eltern	–	nicht	ganz	zu	Unrecht	–	vermuten,	dass	diese	Per-
sonen	wesentlich	am	Bildungserfolg	beteiligt	sind.	Über	die-
sen	Druck	muss	man	reden.	Er	ist	auch	nicht	immer	leicht	aus-
zuhalten.	

Vor	diesem	Hintergrund	darf	es	uns	nicht	passieren,	dass	durch	
die	Bedeutungserhöhung	im	Bereich	der	frühkindlichen	Bil-
dung	künftige	Erzieherinnen	und	Erzieher	schon	vorweg	den	
Druck	verspüren,	dass	man	von	ihnen	etwas	erwartet,	was	man	
eigentlich	erst	später	von	Grundschullehrerinnen	und	Grund-
schullehrern	erwartet,	nämlich	dass	sie	für	den	späteren	Bil-
dungserfolg	 sozusagen	 eine	Garantenstellung	übernehmen.	
Hierfür	möchte	ich	uns	alle	sensibilisieren	und	uns	darauf	auf-
merksam	machen.	

Wenn	die	Entwicklung	in	die	Richtung	geht,	dass	dann	ein	
Druck	auf	dem	frühkindlichen	Bereich	lastet	und	wir	die	Er-
wartungshaltung	vorziehen,	die	heute	in	der	Grundschule	vor-
handen	ist,	dann	werden	wir	Interessentinnen	und	Interessen-
ten	für	diesen	Bereich	eher	abschrecken	denn	gewinnen.	Wir	
gehen	hier	also	durchaus	eine	Gratwanderung.	Je	mehr	wir	
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von	der	großen	Bedeutung	sprechen,	desto	mehr	erzeugen	wir	
auch	eine	Erwartungshaltung.	Dem	muss	ein	junger	Mensch	
mit	16	Jahren,	der	sich	für	den	Beruf	entscheiden	soll,	auch	
erst	einmal	gewachsen	sein.	

Deshalb	bitte	ich	Sie	hier	um	eine	gemeinschaftliche,	sehr	sen-
sible	Herangehensweise.	Ich	freue	mich	auch,	dass	wir	in	die-
ser	Besprechung	spüren	können,	dass	auch	nachdenkliche	Tö-
ne	hier	einen	Platz	haben	dürfen.	Das	Thema	eignet	sich	nicht	
für	plakative	Auseinandersetzungen.

Ich	will	ein	bisschen	Sorge	wegnehmen	hinsichtlich	der	–	Herr	
Abg.	Hoffmann,	Sie	haben	es	angesprochen	–	blühenden	Viel-
falt	der	Namen	der	Studiengänge.	Hier	ist	auf	der	Ebene	der	
Kultusministerkonferenz	 und	 der	 Jugendministerkonferenz	
bereits	 eine	 Initiative	 unterwegs,	 die	 genau	dies	 einfangen	
will,	sodass	wir	also	–	wenn	ich	ein	Resümee	ziehen	darf,	mei-
ne	Damen	und	Herren	–	in	allen	Bereichen	die	richtigen	Maß-
nahmen	ergriffen	haben,	dass	wir	aber	eine	gemeinschaftliche	
Verantwortung	haben.

Letztlich:	Herr	Abg.	Mentrup,	wenn	es	uns	möglich	ist,	über	
gewisse	Statistiken,	die	wir	erweitern,	hier	einen	Beitrag	zu	
leisten,	will	ich	das	gern	zusagen.	

Ich	will	aber	mit	einem	letzten	Wort	noch	deutlich	etwas	zum	
Stichwort	Migranten	sagen	–	Sie	haben	es	angesprochen	–:	
Natürlich	ist	es	wichtig,	Erzieher	und	Erzieherinnen	mit	Mi-
grationshintergrund	als	handelnde	Akteure	zu	haben.	Aber	ich	
will	die	Erzieher	und	Erzieherinnen	ohne	Migrationshinter-
grund	nicht	aus	der	Verantwortung	entlassen,	

(Beifall	der	Abg.	Heiderose	Berroth	FDP/DVP)

für	 die	Migrantenkinder	 spezielle	Förderung	 zu	 betreiben.	
Auch	das	ist	eine	Aufgabe	im	Bildungswesen,	die	alle	schul-
tern	müssen.	

(Beifall	 der	Abg.	 Heiderose	 Berroth	 und	 Hagen	
Kluck	FDP/DVP)

Deswegen	werde	ich	den	Erfolg	in	diesem	Bereich	nicht	da-
ran	messen,	ob	wir	die	Quote	der	Erzieherinnen	und	Erzieher	
mit	diesem	Hintergrund	gesteigert	haben,	

(Zuruf	von	der	CDU:	Sehr	gut!)

sondern	daran,	ob	es	uns	gelungen	ist,	noch	mehr	zu	veran-
kern,	dass	heute	die	Förderung	von	Migrantenkindern	eine	
originäre	Bildungsaufgabe	 ist	–	nicht	 für	eine	Randgruppe,	
sondern	eine	originäre	Bildungsaufgabe.

Ganz	herzlichen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	Herrn	Abg.	Dr.	Mentrup	das	Wort.

Abg. Dr. Frank Mentrup	SPD:	Herr	Präsident,	Frau	Minis-
terin,	Kolleginnen	und	Kollegen!	Sie	haben,	denke	ich,	in	sehr	
überzeugender	Weise	 ein	Kuchendiagramm	dargestellt,	 an	
dem	deutlich	wird,	dass	rein	statistisch	die	Zahl	der	Ausbil-
dungsgänge	und	Studiengänge	möglicherweise	 den	Bedarf	
deckt	und	dass	es	aus	Ihrer	Sicht	keine	limitierenden	Fakto-

ren	mehr	gibt,	um	den	Zugang	für	alle	Interessierten	zu	er-
möglichen.	Gleichzeitig	stellen	wir	fest,	dass	es	nicht	ausrei-
chend	Interessierte	gibt.	Das	ist	doch	ein	limitierender	Faktor,	
mit	dem	wir	uns	einmal	beschäftigen	müssen.

Dann	nehme	ich	noch	Folgendes	auf:	Herr	Hoffmann,	Sie	ha-
ben	sehr	deutlich	gesagt,	es	gehe	bei	der	Ausbildung	nicht	nur	
um	Quantität,	sondern	auch	um	Qualität.	Vielleicht	geht	es	
aber	auch	bei	dem	anschließenden	Arbeitsfeld	nicht	nur	um	
Quantität,	sondern	auch	um	Qualität.	 Ich	kann	eine	Image-
kampagne	nicht	auf	etwas	aufsetzen,	wenn	anschließend	das	
Angebot	dessen	nicht	stimmt,	worauf	ich	die	Imagekampag-
ne	aufsetze.	

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	SPD	–	Abg.	Gunter	
Kaufmann	SPD:	Genau!)

Daher,	Frau	Ministerin,	müssen	wir	uns	noch	einmal	mit	dem	
einen	oder	anderen	Ihrer	Vorschläge	beschäftigen.	Sie	sagen,	
die	Versorgung	mit	Erzieherinnen	und	Erziehern	würde	mög-
licherweise	ausreichen,	wenn	man	bei	dem	stark	ausgepräg-
ten	Teilzeitbereich	ansetzt.	Wenn	Sie	einmal	in	die	Tiefe	ge-
hen	und	sich	vor	Ort	vor	allem	beim	Projekt	„Bildungshaus“	
genau	die	Anforderungen	anschauen,	die	heute	an	dieses	ganz-
heitliche,	individuelle,	ganztägige	Konzept	gerichtet	werden,	
dann	stellen	Sie	zweierlei	fest.	Der	erste	Punkt:	Ein	Großteil	
der	Erzieherinnen,	die	in	Teilzeitarbeit	sind,	haben	in	ihrem	
Lebensentwurf	nicht	vorgesehen,	diese	Arbeit	zu	ihrer	Voll-
zeittätigkeit	zu	machen.	Der	zweite	Punkt:	Die	Besoldung	der	
Erzieherinnen	und	Erzieher	und	die	Möglichkeit,	damit	eine	
Familie	zu	ernähren,	sind	so	gering,	dass	es	für	die	meisten	
auch	gar	nicht	attraktiv	wäre,	dies	aus	diesen	Gründen	heraus	
zu	tun.	

Daher	kann	ich	Ihnen	an	dieser	Stelle	zwar	statistisch	recht	
geben;	in	der	Logik,	in	der	Konsequenz	vor	Ort	bringt	uns	die-
ser	Ansatz	aber	gar	nicht	weiter.	Solange	man	die	Erzieherin-
nen	–	nicht	nur	vom	Gerede,	sondern	auch	vom	Status	und	
von	der	Bezahlung	her	–	nicht	familienfähig	macht,	braucht	
man	über	eine	höhere	Vollzeitquote	in	diesem	Bereich	über-
haupt	nicht	zu	diskutieren.

(Beifall	bei	der	SPD)

Ein	zweiter	Punkt	–	hier	möchte	ich	ausdrücklich	auf	Frau	Ar-
nold	eingehen	–:	Sie	haben	uns	die	Forschung	zur	frühkind-
lichen	Erziehung	ein	Stückchen	nähergebracht	und	die	Bedeu-
tung	von	Bindung	und	Beziehung	für	den	gesamten	Bildungs-	
und	Entwicklungserfolg	der	unter	Sechsjährigen,	vor	allem	
aber	der	unter	Dreijährigen	deutlich	gemacht.	Wie	soll	dann	
aber	einer	Erzieherin	vermittelt	werden,	dass	sie	den	Orien-
tierungsplan	in	all	seinen	Qualitäten	umsetzen	soll	–	mit	dem	
Bildungs-,	Bindungs-	und	Beziehungsanteil	–,	wenn	sie	dies	
für	25	Kinder	mit	nicht	mehr	als	1,8	Personalstellen	abbilden	
soll?	Das	funktioniert	nicht.	

Auch	da	ist	also	der	limitierende	Faktor	nicht	der,	dass	die	Er-
zieherinnen	und	Erzieher	hierzu	nicht	bereit	wären,	und	der	
limitierende	Faktor	ist	auch	nicht,	dass	diesen	das	nicht	bei-
gebracht	würde	–	es	wird	ihnen	beigebracht	–,	sondern	die	Ar-
beitsbedingungen	lassen	es	noch	immer	nicht	zu,	und	der	Aus-
bau	der	Qualität	im	Rahmen	der	Einigung	mit	den	kommuna-
len	Trägern	ist	eine	Schnecke	verglichen	mit	dem,	was	wir	
gleichzeitig	an	Forderungen	an	diesen	Bereich	richten.
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Ein	dritter	Punkt	–	dies	nenne	ich	nur	als	ein	kleineres	Bei-
spiel	 –:	Solange	wir	uns	 so	niederschmetternde	öffentliche	
Diskussionen	liefern	müssen	wie	z.	B.	in	Bezug	auf	die	Ein-
führung	der	Einschulungsuntersuchung,	die	Organisation	der	
Sprachförderung,	aber	auch	–	um	Frau	Lösch	hier	ein	Stück	
weit	zu	vertreten	–	z.	B.	über	die	Berufsbezeichnung	der	Ab-
solventen	 der	Studiengänge	–	Sie	 haben	hier	 nämlich	 ver-
schwiegen,	dass	die	Jugend-	und	Familienministerkonferenz	
erst	im	Jahr	2011	überhaupt	eine	einheitliche	Berufsbezeich-
nung	für	die	Absolventen	dieser	neuen	Studiengänge	herbei-
führen	wird,	die	 ersten	Absolventen	aber	bereits	 in	diesem	
Jahr	auf	den	Arbeitsmarkt	kommen	und	uns	diese	Menschen	
zurückmelden:	„Wir	wissen	nicht,	wo	wir	einsteigen	können;	
wir	wissen	nicht,	mit	welcher	Besoldung	wir	einsteigen	kön-
nen,	und	wir	wissen	auch	nicht,	unter	welcher	Bezeichnung	
wir	einsteigen	können“	–,	so	lange	haben	wir	auch	hier	limi-
tierende	Faktoren,	an	denen	deutlich	wird,	warum	die	Zahl	
der	Studienplätze	zwar	ausreichen	mag,	jedoch	nicht	die	Zahl	
der	Interessentinnen	und	Interessenten,	die	wir	uns	vorstellen,	
erreicht	wird.

Frau	Ministerin,	ich	denke,	was	die	Frage	der	Statistiken	an-
geht,	werden	wir	uns	einig.	Aber	bei	der	Betrachtung	der	li-
mitierenden	Faktoren	müssen	wir	noch	ein	paar	Niveaustufen	
tiefer,	nämlich	in	die	Praxis,	einsteigen,	um	erkennen	zu	kön-
nen,	wo	die	Notwendigkeiten	sind,	denen	sich	die	Landesre-
gierung	stellen	muss.	Insofern	haben	wir,	bei	aller	Harmonie	
und	bei	allem	pastoralen	Ton,

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Das	war	ein	herzerfri-
schender	Ton!)

noch	einiges	an	politischen	Auseinandersetzungen	zu	bestrei-
ten,	damit	dies	am	Ende	zu	einer	Qualitätssteigerung	führt.	
Eine	Imagekampagne	reicht	dazu	nicht	aus.	Wir	sind	uns	si-
cher	einig:	Mit	einer	Imagekampagne	allein	bekommen	wir	
diese	Kuh	nicht	vom	Eis.

Danke.

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Mir	liegen	keine	wei-
teren	Wortmeldungen	vor.

Wir	kommen	nun	zur	Behandlung	der	Anträge.	Die	Anträge	
Drucksachen	14/4021	und	14/4530	sind	reine	Berichtsanträ-
ge,	die	mit	der	heutigen	Aussprache	erledigt	sind.	

Der	Antrag	Drucksache	14/5534	ist	ein	Beschlussantrag.	Es	
wurde	beantragt,	ihn	an	den	Sozialausschuss	zu	überweisen.

(Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	An	den	zuständigen	
Bildungsausschuss!)

–	An	den	zuständigen	Bildungsausschuss.	–	Sie	stimmen	der	
Überweisung	zu.	Damit	ist	der	Antrag	an	den	Ausschuss	für	
Schule,	Jugend	und	Sport	überwiesen.

Punkt	6	der	Tagesordnung	ist	damit	erledigt.

Ich	rufe	Punkt 7	der	Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Kultus, Jugend und Sport – Ganztagsschu-
len in Baden-Württemberg – vom Schulversuch zur Re-
gelschule – Drucksache 14/4027

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	des	Antrags	fünf	Minuten	und	für	die	Aussprache	
fünf	Minuten	je	Fraktion,	wobei	gestaffelte	Redezeiten	gel-
ten.

Für	die	Fraktion	GRÜNE	darf	 ich	Frau	Abg.	Rastätter	das	
Wort	erteilen.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Ist	die	Fraktion	so	
klein?	–	Gegenruf	der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE)

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Ich	glaube,	wir	sind	uns	hier	alle	ei-
nig,	dass	Ganztagsschulen	aus	Gründen	der	Vereinbarkeit	von	
Beruf	und	Familie	notwendig	sind.	Der	Bedarf	wird	in	den	
nächsten	Jahren	noch	steigen,	weil	wir	aufgrund	des	sich	ab-
zeichnenden	Fachkräftemangels	insbesondere	auch	auf	qua-
lifizierte	Frauen	im	Erwerbsleben	nicht	verzichten	können.

Wenn	wir	aber	von	den	Kindern	aus	denken,	stellt	sich	die	
Frage	anders.	Die	Frage	lautet	dann:	Was	brauchen	Kinder,	
und	wie	muss	die	Ganztagsschule	ausgestaltet	werden,	um	den	
Entwicklungs-	und	Lernbedürfnissen	sowie	den	Bedürfnissen	
nach	sozialen	Kontakten	von	Kindern	entsprechen	zu	können?

Ganztagsschulen	können	bessere	Bildungsleistungen	gewähr-
leisten,	 indem	 sie	mehr	Förderangebote	 integrieren	–	 z.	B.	
Hausaufgabenbetreuung	–,	sodass	Kinder,	wenn	sie	die	Ganz-
tagsschule	verlassen,	Zeit	mit	ihren	Familien	verbringen	kön-
nen.	Ganztagsschulen	können	und	müssen	vor	allem	auch	er-
weiterte	Bildungsangebote	–	z.	B.	im	Bereich	des	Sports	und	
im	Bereich	der	kulturellen	Bildung	–	zur	Verfügung	stellen.	
Dies	bezieht	sich	beispielsweise	auf	Theater	und	das	Erlernen	
eines	Musikinstruments,	aber	auch	auf	andere	erweiterte	Bil-
dungsangebote	wie	etwa	Enrichment-Angebote	für	hochbe-
gabte	Kinder,

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Was	für	ein	Ding?)

die	auch	in	einer	Ganztagsschule	besser	gefördert	und	gefor-
dert	werden	können.	

Für	uns	Grüne	ist	allerdings	auch	wichtig,	dass	Schulsozial-
arbeit	integraler	Bestandteil	der	Ganztagsschule	wird.	Daher	
beklagen	wir	noch	immer	die	mangelnde	Bereitschaft	des	Lan-
des,	sich	an	der	Schulsozialarbeit	zu	beteiligen.	Wir	brauchen	
die	Beteiligung	des	Landes	–	hierbei	handelt	es	sich	um	eine	
Drittelfinanzierung	–,	damit	die	Kommunen	schneller	Schul-
sozialarbeit	in	der	Fläche	einrichten	können.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Scheffold	rückt	das	
Geld	nicht	raus!	–	Zuruf	von	der	CDU:	Immer	Geld	

ausgeben	wollen!)

Ganztagsschulen,	die	ein	gutes	Konzept	haben,	sind	keine	Vor-
mittagsangebote	mit	einem	additiven	Betreuungsangebot,	son-
dern	haben	ein	rhythmisiertes	Angebot,	das	Freizeitangebote,	
Pausen	und	Rückzugsmöglichkeiten,	aber	auch	Phasen	hoher	
Konzentration	und	Anspannung	beinhaltet.	Sie	müssen	die-
sem	Rhythmus	von	Kindern	über	den	Tag	hinweg	gerecht	wer-
den.	Nur	dann	sind	sie	Lern-	und	Lebensräume	für	Kinder.	
Ganztagsschulen	sind	nur	als	echte	Lern-	und	Lebensräume	
für	Kinder	vorstellbar.	

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/
DVP:	Die	armen	Kinder!	–	Gegenruf	des	Abg.	Al	fred	

Winkler	SPD:	Landeskinder!)
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Was	die	Landesregierung	hierbei	macht,	ist	ihrer	Stellungnah-
me	zu	unserem	Antrag	 zu	 entnehmen.	Dazu	haben	wir	die	
Zahlen	von	2007	–	neuere	Zahlen	waren	noch	nicht	verfüg-
bar	–	hochgerechnet.	Danach	sieht	die	Situation	folgenderma-
ßen	aus:	Zugesagt	wurde	ein	Ausbau	der	Ganztagsschulen	um	
40	%	bis	zum	Jahr	2015.	Wo	stehen	wir	heute?	Rund	12	%	
der	Grundschulen	sind	Ganztagsschulen.	Plätze	sind	aber	nur	
für	6,8	%	der	Kinder	vorhanden.	

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Wollen	Sie	Grund-
schüler	den	ganzen	Tag	in	die	Schule	schicken?)

Von	den	Hauptschulen	sind	tatsächlich	schon	33	%	Ganztags-
schulen.	Plätze	sind	für	33	%	der	Schüler	vorhanden.	Von	den	
Realschulen	sind	nur	20	%	Ganztagsschulen,	aber	nur	7,3	%	
der	Realschüler	in	Baden-Württemberg	haben	de	facto	einen	
Ganztagsplatz.	

Etwa	32	%	der	Gymnasien	sind	Ganztagsschulen,	aber	nur	
12	%	der	Schüler	an	Gymnasien	haben	einen	Ganztagsplatz.	
Das	ist	besonders	bedauerlich,	weil	das	Gymnasium	durch	die	
Einführung	des	G	8	faktisch	durch	die	Hintertür	heimlich	zur	
Ganztagsschule	geworden	ist,	ohne	dass	die	entsprechenden	
Voraussetzungen	erfüllt	gewesen	sind;	denn	die	meisten	Ganz-
tagsschulen	 im	gymnasialen	Bereich,	Herr	Kollege	Röhm,	
sind	nach	den	Bestimmungen	der	Kultusministerkonferenz	
genehmigt	worden.	Danach	 sind	 nur	 an	 drei	Tagen	 sieben	
Stunden	vorgesehen.	Diese	Vorgabe	liegt	natürlich	unterhalb	
der	 im	Ganztagskonzept	des	Landes	beschriebenen	offenen	
Ganztagsschule,	wonach	mindestens	an	vier	Tagen	in	der	Wo-
che	jeweils	sieben	Stunden	vorgesehen	sind.	Deshalb	erhal-
ten	diese	Gymnasien	in	Ganztagsform	die	geringste	Lehrer-
stundenzuweisung.	Insgesamt	besteht	sowohl	quantitativ	als	
auch	qualitativ	ein	hoher	Bedarf	beim	Ausbau	der	Ganztags-
schulen.

Eingangs	habe	ich	geschildert,	wie	die	Ganztagsschule	nach	
unseren	Vorstellungen	auszugestalten	ist,	damit	die	Kinder	da-
von	profitieren.	Diese	Qualität	ist	aber	noch	nicht	erreicht.	Das	
kann	 ich	 an	 zwei	 Punkten	 festmachen.	Zum	 einen	 ist	 die	
Lehrerstundenzuweisung	tatsächlich	zu	gering.	Die	Gymna-
sien	bekommen	eine	zusätzliche	Stunde,	die	Realschulen	zwei	
und	die	Hauptschulen	ebenfalls	zwei	zusätzliche	Stunden.	

Die	Grundschulen	erhalten	vier	zusätzliche	Stunden.	Bei	der	
Grundschule	sind	aber	allein	vier	Stunden	notwendig,	um	in	
der	ersten	Klasse	überhaupt	den	Vormittag	stundenmäßig	ab-
zudecken.	Deshalb	ist	klar,	dass	der	gesamte	Nachmittagsbe-
reich	überhaupt	keine	Lehrerstunden	beinhaltet.	

Anders	sieht	es	bei	den	sogenannten	Brennpunktschulen	aus.	
Diese	sind	etwas	besser	ausgestattet.	Derzeit	werden	aber	bei	
den	Brennpunktschulen,	den	Alterlassschulen,	die	Stunden-
zuweisungen	gekürzt.	Wir	haben	das	kritisiert.	Wir	haben	da-
zu	einen	Antrag	in	den	Landtag	eingebracht,	der	im	Schulaus-
schuss	behandelt	wird.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Mit	Deckungsvorschlag?)

Jetzt,	da	wir	schon	erreicht	haben,	dass	die	Brennpunkthaupt-
schulen	 und	 -grundschulen	mit	 sieben	 bzw.	 zehn	Stunden	
mehr	ausgestattet	sind,	kann	es	nicht	sein,	dass	wir	das	Ni-
veau	herunternivellieren.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Ohne	Deckungsvor-
schlag	ist	das	unseriös!)

Wir	brauchen	gerade	für	diese	Schulen,	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Wann	gehen	die	Kin-
der	zum	CVJM?	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Kein	
Deckungsvorschlag!	Wie	immer!	Nur	mehr	fordern!	
–	Gegenruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Ja!)

die	insbesondere	Kinder	mit	Migrationshintergrund	und	Kin-
der	mit	großen	Förderbedürfnissen	haben,	und	für	diese	Kin-
der	weiterhin	diese	gute	und	solide	Stundenausstattung.	Das	
können	Sie	sich	von	jedem	Schulleiter	einer	dieser	Schulen	
sagen	lassen.	Wir	fordern,	dass	diese	Stunden	auch	tatsäch-
lich	gewährleistet	werden.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Ohne	zu	sagen,	wo	das	
Geld	herkommt!	Wie	immer!)

Ansonsten	ist	die	Ganztagsschule	mit	ehrenamtlichen	Jugend-
begleitern	ausgestattet.	Wir	Grünen	stellen	fest,	dass	das	rei-
ne	Ehrenamt	nicht	die	tragende	Säule	einer	Ganztagsschule	
sein	kann.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Oh!)

Deshalb	muss	im	Bereich	der	Qualität	von	Ganztagsschulen	
in	den	nächsten	Jahren	nachgebessert	werden.

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU	–	Abg.	Ha-
gen	Kluck	FDP/DVP:	Alle	verbeamten!	–	Gegenruf	
der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE	–	Unruhe	–	Glocke	

des	Präsidenten)

Bei	uns	besteht	die	Tendenz,	dass	insbesondere	bei	den	Real-
schulen	und	den	Gymnasien	die	Eltern	auf	teure,	sehr	gute	pri-
vate	Ganztagsschulen	ausweichen.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Ist	das	schlimm?	–	
Gegenruf	der	Abg.	Brigitte	Lösch	GRÜNE:	Ja!	Das	
hängt	vom	Geldbeutel	der	Eltern	ab!	–	Abg.	Dr.	Klaus	
Schüle	CDU:	Da	gehen	noch	mehr	hin,	wenn	wir	die	

Einheitsschule	haben!)

Dazu	stelle	ich	fest,	dass	es	nicht	sein	kann,	dass	der	Zugang	
zu	einer	guten	Ganztagsschule	vom	Geldbeutel	der	Eltern	ab-
hängt.

(Beifall	bei	den	Grünen	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/
DVP:	Tut	 er	 nicht!	 –	Gegenruf	 der	Abg.	Brigitte	
Lösch	GRÜNE:	Doch,	tut	er!	–	Gegenruf	des	Abg.	
Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Es	gibt	das	Sonderungsver-
bot!	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Da	gehen	die	al-
le	hin,	wenn	wir	die	Einheitsschule	haben!	–	Weite-
re	Zurufe,	u.	a.	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU	–	

Unruhe	–	Glocke	des	Präsidenten)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	das	Wort	hat	Frau	Kollegin	Rastätter.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Aber	die	Argumente	
müssen	besser	werden!)

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Schließlich	ist	eine	zentra-
le	Forderung	von	uns	–	–

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Wie	in	einer	Ganz-
tagsschule!	Den	ganzen	Tag	Frau	Rastätter!	–	Heiter-
keit	–	Beifall	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU)
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–	Ich	weiß,	Herr	Kollege	Zimmermann,	dass	Sie	die	Ganz-
tagsschule	grundsätzlich	ablehnen.	Also	ist	natürlich	alles,	was	
man	zu	diesem	Thema	sagt,	für	Sie	sowieso	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Jetzt	lassen	wir	die	
Vereine	zu	Wort	kommen,	Frau	Rastätter!	Zur	Ab-

wechslung!)

schon	fast	eine	Beleidigung.	Sie	werden	nicht	umhinkommen,	
sich	dieser	Herausforderung	zu	stellen.	

Für	uns	ist	aber	eines	ganz	zentral:	Die	kommunalen	Landes-
verbände	fordern	bereits	seit	zehn	Jahren,	die	Ganztagsschu-
le	endlich	als	Regelangebot	im	Schulgesetz	zu	verankern.

(Zuruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)

Was	Sie	auf	diese	Forderung	antworten,	ist	mehr	als	dürftig.	
Sie	sagen:	„Die	Ganztagsschule	ist	ein	freiwilliges	Angebot.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Ist	es	auch!	Nach	
wie	 vor!	Bleibt	 es	 auch!	 –	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	

CDU:	Bleibt	es	auch!)

Deshalb	erübrigt	es	sich,	die	Ganztagsschule	im	Schulgesetz	
zu	verankern.“	Aber	die	Kommunen	haben	Ihnen	deutlich	ge-
nug	gesagt,	dass	sie	als	Schulträger	für	ihre	Planungssicher-
heit,	 für	 die	Rechtssicherheit	 auch	gegenüber	 den	Schulen	
selbst	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Wir	machen	Politik	für	
die	Eltern	und	die	Kinder,	nicht	für	die	Kommunen!	
–	Gegenruf	des	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Ge-

nau!)

die	Verankerung	der	Ganztagsschule	im	Schulgesetz	brauchen.	
Nachdem	es	schon	seit	über	30	Jahren	Ganztagsschulen	gibt	
und	im	Land	bereits	1	048	staatliche	Schulen	Ganztagsschu-
len	sind,	kann	man	doch	nicht	mehr	von	einem	Schulversuch	
sprechen.	Ganztagsschulen	sind	nach	§	22	des	Schulgesetzes	
noch	immer	als	Schulversuch	genehmigt.	Deshalb	ist	es	not-
wendig,	endlich	einmal	Nägel	mit	Köpfen	zu	machen.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Ist	doch	egal,	wie	das	
heißt!	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Für	uns	stehen	
die	Kinder	 im	Mittelpunkt!	 –	Gegenruf	 des	Abg.	

Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Genau!)

Frau	Kultusministerin	Schick,	 dies	wäre	 insbesondere	 eine	
dankbare	Aufgabe	für	Sie,	die	Sie	neu	angehen	könnten.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Keine	 Ideologie!	 –	
Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Keine	Experimente	
wie	in	Bremen!	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Wir	
sind	für	die	Kinder!	–	Gegenruf	des	Abg.	Karl-Wil-

helm	Röhm	CDU:	Ja!)

Geben	Sie	den	kommunalen	Schulträgern	endlich	Rechtssi-
cherheit,	indem	Sie	die	Ganztagsschulen	als	Regelangebot	im	
Schulgesetz	verankern.	Das	wäre	eine	Aufforderung,	eine	Bit-
te	an	Sie	als	neue	Kultusministerin.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	 Jetzt	 lässt	 Frau	
Rastätter	ihren	ganzen	Charme	spielen!)

Ich	bedanke	mich	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	CDU-Fraktion	
erteile	ich	Frau	Abg.	Kurtz	das	Wort.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Jetzt	wird	wieder	zur	
Sache	gesprochen!)

Abg. Sabine Kurtz	CDU:	Herr	Präsident,	meine	sehr	geehr-
ten	Damen	und	Herren,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen!	Die	
Kultusministerin	hat	den	Übergang	von	der	Halbtagsschule	
zur	Ganztagsschule	in	einem	Interview	mit	den	„Stuttgarter	
Nachrichten“	 kürzlich	 als	 Jahrhundertaufgabe	 bezeichnet.	
Frau	Rastätter,	das	müssen	wir	einfach	anerkennen:	Es	ist	ei-
ne	Jahrhundertaufgabe;	so	etwas	bewältigt	man	nicht	von	heu-
te	auf	morgen.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Seit	90	Jahren!)

Das	kann	man	nicht	übers	Knie	brechen.	Ich	gehe	davon	aus,	
dass	sie	dieses	Jahrhundert	ab	den	Sechzigerjahren	des	letz-
ten	Jahrhunderts	angesetzt	hat.	Wir	fangen	wirklich	nicht	bei	
null	an.

In	unserer	Kindheit	stand	die	Ganztagsschule	schon	einmal	
auf	der	Tagesordnung.	Seither	hat	sich	wirklich	ganz	viel	ge-
tan.	Die	Gesellschaft	 hat	 sich	 verändert,	 und	 darauf	muss	
Schule	natürlich	reagieren.	Wir	haben	es	mit	einer	Vielfalt	von	
Lebensentwürfen,	mit	einer	Vielfalt	von	Familienkonzepten	
und	mit	einer	Vielfalt	von	Anforderungen	der	Gesellschaft	an	
den	Staat	zu	tun.	Es	ist	unbestritten	–	ich	glaube,	da	sind	wir	
uns	hier	alle	einig	–:	Wir	brauchen	mehr	Betreuung	von	Kin-
dern	außerhalb	der	Familie	in	den	Kindergärten	und	den	Schu-
len.	Da	sind	wir	auch	schon	einen	ganz	großen	Schritt	voran-
gekommen.

Über	1	000	Ganztagsschulen	gibt	es	heute	in	Baden-Württem-
berg.	Ich	glaube	nicht,	Frau	Rastätter,	dass	die	Familien	auf	
Privatschulen	ausweichen	müssen.	Das	wäre	auch	nicht	in	un-
serem	Sinn.	Ich	denke,	man	sollte	auch	nicht	immer	so	tun,	
als	 ob	 die	 Privatschulen	 besser	wären	 als	 die	 öffentlichen	
Schulen;	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Na,	na,	na!	–	Abg.	
Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Sind	sie	auch	nicht!	Sie	

sind	notwendig,	aber	nicht	besser!)

ganz	im	Gegenteil.	Ich	kenne	da	allerbeste	Beispiele	von	öf-
fentlichen	allgemeinbildenden	Schulen.	 Ich	stehe	dazu.	Sie	
drohen	uns	immer	mit	Privatschulen.	Ich	glaube,	das	ist	nicht	
der	richtige	Ansatz.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Völlig	richtig!)

Eines	ist	aber	auch	wichtig	anzuerkennen:	Der	Wunsch	nach	
einer	Ganztagsschulbetreuung	ist	nicht	überall	gleich	groß	und	
nicht	 im	ganzen	Land	gleichermaßen	vorhanden.	Ich	selbst	
habe	große	Veranstaltungen	erlebt,	in	denen	sich	Eltern	über	
einen	Gemeinderatsbeschluss	in	ihrer	Stadt	überaus	verärgert	
und	erbost	gezeigt	haben,	weil	sie	einfach	die	Ganztagsschu-
le,	den	Umbau	ihrer	eigenen	Grundschule	zur	Ganztagsschu-
le	nicht	haben	wollten.	Da	hat	sich	nämlich	gezeigt:	Durch	die	
Rhythmisierung	 des	Unterrichts	 hat	 es	 an	 einem	 zweiten	
Nachmittag	verpflichtend	für	alle	Kinder	Unterricht	gegeben.	
Das	haben	diese	Familien	als	Angriff	auf	ihre	Selbstbestim-
mung	betrachtet,

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Kann	man	verste-
hen!)
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als	Gefahr	für	den	Sportverein	und	die	Jugendmusikschule.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Karl-
Wilhelm	Röhm	CDU:	Jawohl,	so	ist	es,	Frau	Kolle-

gin	Kurtz!)

Wir	haben	es	also	wirklich	mit	sehr	unterschiedlichen	Wün-
schen	und	Anforderungen	zu	tun.	Diesen	müssen	wir	allen	ge-
recht	werden.	Das	ist	unsere	Aufgabe.	Deswegen	bin	ich	da-
von	überzeugt:	Wir	können	die	Ganztagsschule	nicht	per	Ge-
setz,	nicht	flächendeckend,	nicht	verbindlich	und	schon	gar	
nicht	schnell	einführen.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Sehr	gut!)

Das	würden	weder	die	Eltern	noch	die	Schülerinnen	und	Schü-
ler,	noch	die	Lehrerinnen	und	Lehrer,	noch	die	Schulleitun-
gen	begrüßen.	Insofern	halte	ich	das	Landeskonzept,	wie	wir	
es	vor	vier	Jahren	auf	den	Weg	gebracht	haben,	für	genau	rich-
tig.	Die	Ganztagsschule	soll	bedarfsorientiert	ausgebaut	wer-
den.	Für	jedes	Kind	soll	für	seine	Schulart	in	erreichbarer	Nä-
he	ein	Ganztagsangebot	bestehen.	Ich	glaube,	das	ist	ein	gu-
tes,	innovatives	Konzept,	und	auf	diesem	Weg	sollten	wir	wei-
tergehen.

Wir	haben	das	Konzept	mittlerweile	schon	mehrfach	verän-
dert	und	modifiziert	und	den	sich	verändernden	Herausforde-
rungen	angepasst.	Ursprünglich	hieß	es	einmal,	40	%	aller	
Schulen	sollten	zu	Ganztagsschulen	werden.	Das	Ganze	war	
auf	einen	Zeitraum	bis	2015	angelegt.	Ursprünglich	waren	die	
Schulen	mit	besonderer	pädagogischer	und	sozialer	Aufga-
benstellung	im	Blick.	Das	hat	sich	mittlerweile	geändert.	Nach	
der	Qualitätsoffensive	im	Jahr	2008	können	auch	alle	Gym-
nasien	auf	Antrag	Ganztagsschule	werden,	und	jetzt	können	
das	auch	alle	Werkrealschulen.

Mit	dem	Umbau	zur	Werkrealschule	sind	die	Dinge	jetzt	ge-
rade	wirklich	im	Fluss.	Wir	müssen	jetzt	erst	einmal	abwar-
ten,	wie	viele	Anträge	dort	gestellt	werden	und	wie	es	weiter-
geht.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Richtig!	Besser	geht	
es	gar	nicht!)

Ich	halte	es	für	richtig,	dass	wir	von	Landesseite	aus	diese	An-
gebote	machen,	die	Chancen	eröffnen,	aber	eben	keine	Ver-
pflichtungen	aussprechen.	Ich	glaube,	die	Schulträger	vor	Ort	
wissen	einfach	am	besten,	wie	der	Bedarf	ist.

Es	ist	uns	dabei	wichtig	–	das	will	ich	auch	betonen	–,	dass	
wir	die	Ganztagsschule	dazu	nutzen,	um	Schule	und	Gesell-
schaft	zu	vernetzen.	Deswegen	halte	ich	das	Ehrenamt	für	au-
ßerordentlich	wichtig,	Frau	Rastätter.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Ja,	das	ist	keine	Fra-
ge!)

Das	Jugendbegleiterprogramm	spielt	da	eine	ganz	große	Rol-
le.	Auch	das	hat	sich	als	Erfolgsmodell	erwiesen.

Ich	glaube,	man	muss	der	Ehrlichkeit	halber	sagen:	Wenn	Sie	
hier	die	Lehrerwochenstunden	aufrechnen,	dann	müssen	wir	
auch	das	Ehrenamt,	 das	 da	mit	 im	Spiel	 ist,	 einberechnen,	
wenn	wir	uns	hier	immer	die	Zahlen	um	die	Ohren	schlagen	
wollen.

Wir	haben	eine	stetige	Steigerung	der	Zahl	der	Jugendbeglei-
ter	zu	verzeichnen.	Wir	haben	mittlerweile	15	000,	die	an	die-
sen	über	1	000	Schulen	mit	im	Spiel	sind.	Bei	diesen	Schulen	
handelt	es	sich	zu	53	%	schon	um	Ganztagsschulen,	und	fast	
30	%	machen	sich	auf	den	Weg	dahin.

Ich	sehe	in	dem	Jugendbegleiterprogramm	auch	eine	ganz	gro-
ße	Chance	für	unsere	Vereine.	Denn	von	Spezialisten	ist	uns	
immer	wieder	bescheinigt	worden:	Wir	haben	in	Baden-Würt-
temberg	eine	ganz	hervorragende	Vereinslandschaft.	Es	kann	
doch	nicht	 in	unserem	Sinn	sein,	wenn	wir	 jetzt	durch	den	
Ausbau	der	Ganztagsschulen	den	Vereinen	das	Wasser	abgra-
ben.	Unser	Ziel	muss	es	sein,	Schulen	und	Vereine	miteinan-
der	zu	vernetzen,	sodass	sie	nicht	in	Konkurrenz	zueinander	
treten,	sondern	kooperieren.

Da	muss	man	ehrlich	 sagen:	Das	 ist	noch	nicht	 fertig.	Wir	
müssen	hier	weitere	Erfahrungen	sammeln.	Wir	müssen	uns	
einfach	die	Zeit	nehmen.	Zeit	ist	nicht	immer	gleich	Geld.	Ich	
glaube	wirklich,	dass	wir	hier	noch	Zeit	brauchen.	Insofern	
muss	man	doch	ehrlich	sagen:	Eine	Verankerung	der	Ganz-
tagsschule	im	Schulgesetz	würde	nicht	mit	einem	Schlag	al-
le	Probleme	lösen.	Es	ist	nicht	damit	getan,	ein	Gesetz	zu	ma-
chen	und	zu	meinen,	dann	sei	alles	in	Butter.	

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Gesetzes-
gläubigkeit	ist	das!)

Ich	glaube,	gerade	Neuerungen	im	Schulbereich	müssen	sehr	
sensibel	angegangen	werden.	Wir	müssen	allen,	die	damit	zu	
tun	haben,	die	Zeit	geben,	damit	das	Ganze	auch	wirklich	fun-
diert	akzeptiert	und	verankert	werden	kann.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)	

Den	Kindern,	den	Eltern	und	allen	anderen	Beteiligten	ist	es	
völlig	egal,	unter	welchem	Etikett	oder	unter	welcher	Über-
schrift	–	ob	unter	dem	Etikett	Schulversuch	oder	unter	der	
Überschrift	Schulgesetz	–	die	Ganztagsschule	läuft.	Hauptsa-
che	 ist	doch,	dass	sie	funktioniert.	Hauptsache	 ist,	dass	die	
Kinder	pädagogisch	sinnvoll	und	gut	betreut	werden.	Darauf	
kommt	es	letzten	Endes	an.	

An	dieser	Stelle	möchte	ich	allen	Dank	sagen,	die	sich	hier	
einbringen,	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Jawohl!)

die	sich	zugunsten	unserer	Schülerinnen	und	Schüler	ehren-
amtlich	einbringen	und	die	daran	mitwirken,	dass	wir	diese	
Jahrhundertaufgabe	seriös	bewältigen.

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!	–	Abg.	Karl-Wilhelm	

Röhm	CDU:	Ja!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	SPD-Fraktion	
erteile	ich	Herrn	Abg.	Zeller	das	Wort.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Muss	das	sein?)

Abg. Norbert Zeller	SPD:	Herr	Präsident,	meine	sehr	ver-
ehrten	Damen	und	Herren!	In	einem	Interview	mit	der	„Stutt-
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garter	Zeitung“,	das	am	10.	April	2010	erschienen	ist,	sagten	
Sie,	Frau	Schick,	

(Abg.	 Dr.	 Klaus	 Schüle	 CDU:	 Frau	 Ministerin	
Schick!)

auf	die	Frage	nach	den	Ganztagsschulen	–	ich	zitiere	–:

Ich bin für mehr Ganztagsbetreuung, nicht mehr Ganz-
tagsunterricht. 

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Sehr	gut!	–	Gegenruf	
des	Abg.	Walter	Heiler	SPD:	Hagen,	hast	du	das	über-

haupt	verstanden?)

Frau	Schick,	mit	dieser	Formulierung	bekennen	Sie	sich	da-
zu,	dass	Sie	eben	nicht	für	echte	Ganztagsschulen	sind.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Diese	alte	Kamelle!	–	
Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Das	sind	sieben	Stun-
den!	Als	Gewerkschafter	 fordern	Sie	 sechseinhalb	

Stunden!)

Sie	wollen	weiterhin	eine	Halbtagsschule	plus	Mittagessen	
plus	Nachmittagsbetreuung.	Dies	ist	eben	keine	echte	Ganz-
tagsschule.	Die	Nachmittagsbetreuung	wird	nämlich	durch	die	
Eltern	und	die	Kommunen	finanziert.	Das	ist	der	wahre	Grund	
dafür,	weshalb	Sie	sich	für	diese	Regelung	aussprechen.	

(Abg.	Walter	Heiler	SPD:	Genau!)

Lange	Zeit	hatten	Sie	von	der	CDU	sich	gegen	die	Ganztags-
schule	gewandt.	Ich	kann	mich	noch	an	Debatten	in	diesem	
Haus	 erinnern,	 bei	 denen	Sie	 sich	 lediglich	 auf	die	Brenn-
punktschulen	konzentriert	haben.	

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Nach	vorn	
schauen,	nicht	nach	hinten!	–	Zuruf	des	Abg.	Hagen	

Kluck	FDP/DVP)	

Das	IZBB,	das	Investitionsprogramm	„Zukunft	Bildung	und	
Betreuung“	der	rot-grünen	Bundesregierung,	hat	Ihnen	sozu-
sagen	die	Augen	dafür	geöffnet,	

(Lachen	bei	Abgeordneten	der	CDU)

dass	tatsächliche	Ganztagsschulen	für	die	Kommunen	wich-
tig	sind.

Von	Ihnen	gab	es	Sprüche	wie	den	–	ich	nenne	einmal	einen	
–:	„Ihr	wollt	mit	den	Ganztagsschulen	den	Familien	die	Kin-
der	wegnehmen.“

(Abg.	Beate	Fauser	FDP/DVP:	Genau!)

Das	muss	man	einmal	in	Erinnerung	rufen.	

(Zuruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP	–	Abg.	Wal-
ter	Heiler	SPD:	Das	ist	noch	gar	nicht	lange	her!)

–	Das	ist	in	der	Tat	noch	nicht	lange	her.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)	

Heute	brüsten	Sie	sich	damit,	wie	viele	Ganztagsschulen	es	
in	Baden-Württemberg	gibt.	Nach	Ihrer	Lesart	ist	aber	eine	

Ganztagsschule	schon	dann	eine	Ganztagsschule,	wenn	eine	
Klasse	Nachmittagsbetreuung	hat.	

(Abg.	Beate	Fauser	FDP/DVP:	Genau!)

Deswegen	muss	man	genau	hinschauen,	was	man	unter	Ganz-
tagsschule	versteht.	Ein	oder	zwei	zusätzliche	Stunden	ma-
chen	noch	 lange	keine	Ganztagsschule	aus,	sondern	das	 ist	
praktisch	eine	Nachmittagsbetreuung.	

Echte	Ganztagsschulen	sind	gebundene	Ganztagsschulen.	Sie	
haben	einen	rhythmisierten	Unterricht.	Sie	sind	eben	nicht,	
Frau	Schick,	zweimal	Halbtagsschulen	und	bieten	damit	nur	
Unterricht	an.	Vielmehr	wechseln	sich	Lernen,	Üben,	Bewe-
gung,	Spiel,	Sport,	Mittagessen	und	Arbeitsgemeinschaften	
sinnvoll	ab.	

Ich	kann	all	denen,	die	glauben,	sie	müssten	sich	für	die	Ganz-
tagsschule	nach	Lesart	Baden-Württembergs	aussprechen,	nur	
einmal	empfehlen,	echte	Ganztagsschulen	zu	besuchen.	Ich	
kann	Ihnen	beispielsweise	eine	hervorragende	Ganztagsschu-
le	in	Friedrichshafen,	die	Bodenseeschule,	zum	Besuch	emp-
fehlen,	

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP	–	
Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Sehr	gut!	Pri-

ma!)

eine	Privatschule.	Ich	frage	mich:	Warum	müssen	es	immer	
nur	Privatschulen	sein?	Warum	können	wir	so	etwas	nicht	den	
staatlichen	Schulen	zugestehen?	

(Beifall	bei	Abgeordneten	der	SPD	–	Abg.	Dr.	Hans-
Peter	Wetzel	 FDP/DVP:	Was	 ist	 an	Privatschulen	
falsch?	–	Gegenruf	 des	Abg.	Nikolaos	Sakellariou	

SPD)

Frau	Kurtz,	im	Übrigen	darf	ich	Sie	in	einem	Punkt	auch	kor-
rigieren:	Der	Landessportverband	hat	eindeutig	erklärt,	dass	
er	in	der	Ganztagsschule	gerade	auch	für	den	Sportbereich	ei-
ne	Chance	sieht.	

(Abg.	Sabine	Kurtz	CDU:	Ich	auch!)

Ganztagsschule	 heißt	 nicht,	 dass	man	 sozusagen	 für	Sport	
oder	für	Musik	und	dergleichen	keine	Zeit	mehr	hätte,	son-
dern	ist	im	Gegenteil	sogar	ein	Gewinn	für	alle.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Das	müssen	Sie	Frau	
Rastätter	sagen!	Wir	haben	es	nicht	bestritten,	Herr	
Zeller!	–	Abg.	Sabine	Kurtz	CDU:	Da	sind	wir	uns	

einig,	Herr	Zeller!)

–	Gut,	wenn	wir	uns	einig	sind,	freue	ich	mich.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Ein	bisschen	Bewe-
gung	schadet	auch	der	SPD	nicht!)	

Allerdings,	Herr	Kluck:	Ganztagsschulen	sind	nicht	zum	Null-
tarif	zu	machen.	Das	ist	klar.

Wir	haben	zum	Thema	Ganztagsschulen	schon	mehrfach	Ge-
setzentwürfe	eingebracht	und	sind	uns	mit	dem	Städtetag	und	
dem	Gemeindetag	in	dem	Anliegen	auch	einig.	Ich	will	ein-
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fach	einmal	aus	der	Drucksache	14/346	zitieren.	Auf	den	Sei-
ten	3	und	4	steht:

Städte- und Gemeindetag richteten den herzlichen Appell 
an die Landespolitik, die gesetzliche Verankerung von 
Ganztagsschulen einzuleiten. Diese Forderung sei in zehn 
von zwölf Flächenbundesländern bereits vollzogen und 
stelle gewiss kein ungehöriges Verlangen dar. 

Meine	Damen	und	Herren,	so	ist	es.	Warum	wollen	Sie	keine	
gesetzliche	Regelung?	Sie	haben	Angst	davor,	dass	daraus	ein	
Rechtsanspruch	abgeleitet	werden	könnte.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Man	muss	es	bezah-
len	können!)

Genau	darum	geht	es.	Wir	als	SPD-Fraktion	wollen	die	ge-
setzliche	Verankerung	von	Ganztagsschulen	im	Schulgesetz,	
so,	wie	sie	in	den	meisten	Bundesländern	bereits	besteht,	da-
mit	Planungssicherheit	für	die	Kommunen	und	auch	Planungs-
sicherheit	 hinsichtlich	 des	Personals	 gegeben	 ist	 und	nicht	
ständig	damit	gerechnet	werden	muss,	dass	je	nach	Gusto	ei-
ne	Kürzung	bei	den	Personalkosten	erfolgt.	Das	haben	Sie	in	
der	letzten	Zeit	immer	wieder	gemacht.

Deswegen	ist	es	richtig,	wenn	wir	sagen:	Wir	brauchen	echte	
Ganztagsschulen	in	unserem	Land.	Wir	brauchen	die	gesetz-
liche	Verankerung	dieser	Schulen.

In	der	Stellungnahme	zu	dem	vorliegenden	Antrag	der	Frak-
tion	GRÜNE	heißt	es	auf	Seite	7:	

Zusätzliche Lehrerwochenstunden für eine erhöhte Zu-
weisung an Ganztagsschulen sind nicht in den Bedarfs-
berechnungen des Kultusministeriums berücksichtigt und 
stehen nach derzeitiger Beschlusslage nicht zur Verfü-
gung.

Genau	das	ist	das	Problem.	Sie	sind	nicht	bereit,	die	nötigen	
Ressourcen	für	echte	Ganztagsschulen	zur	Verfügung	zu	stel-
len.	

(Abg.	Beate	Fauser	FDP/DVP:	Wir	haben	keine!)

Deswegen	eiern	Sie	so	herum.	

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	sowie	der	Abg.	Renate	Rastät-
ter	und	Franz	Untersteller	GRÜNE)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	FDP/DVP-Frak-
tion	erteile	ich	Frau	Abg.	Dr.	Arnold	das	Wort.

Abg. Dr. Birgit Arnold	FDP/DVP:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Her-
ren!	Herr	Zeller,	eigentlich	wollte	ich	mir	den	Hinweis	ver-
kneifen,	aber	jetzt	haben	Sie	wieder	etwas	Schärfe	in	die	gan-
ze	Debatte	gebracht:	Ich	möchte	nur	noch	einmal	daran	erin-
nern,	dass	Sie	hier	in	Baden-Württemberg	von	1992	bis	1996	
in	der	Regierungsverantwortung	waren.	Als	Sie	angefangen	
haben,	zu	regieren,	gab	es	in	diesem	Land	79	Ganztagsschu-
len.	Als	Sie	aufgehört	haben,	waren	es	noch	immer	79.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP	zur	SPD:	Hört,	hört!	
Euer	Versagen!)

Wir	haben	in	den	letzten	Jahren	einiges	auf	den	Weg	gebracht.	

(Zuruf:	Er	hat	nur	gesagt,	was	wahr	 ist!	Er	hat	die	
Wahrheit	ausgesprochen!	Sie	tut	euch	weh!)

Frau	Kurtz	hat	es	eben	schon	gesagt:	Mittlerweile	gibt	es	in	
diesem	Land	über	1	000	Ganztagsschulen.	Wir	haben	unsere	
Hausaufgaben	wirklich	erfüllt,	

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP	–	
Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Das	sind	doch	keine	ech-
ten	Ganztagsschulen!	Das	sind	Halbtagsschulen	mit	

Mittagessen	und	Betreuung!)	

im	Gegensatz	zu	Ihnen	damals.	An	dieser	Stelle	möchte	ich	
auch	unserem	ehemaligen	Ministerpräsidenten	Oettinger	herz-
lich	danken,

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 FDP/DVP	 und	 der	
CDU	–	Zuruf:	Herr	Oettinger	ist	doch	gar	nicht	da!)

denn	er	hat	hier	wirklich	die	Tür	ein	Stück	weit	aufgemacht,	
sodass	wir	in	diesen	verstärkten	Ganztagsausbau	gehen	konn-
ten.	Das	ist	wirklich	einer	der	großen	Verdienste,	die	wir	ihm	
zuschreiben	und	die	wir	ihm	auch	gern	zuschreiben.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 FDP/DVP	 und	 der	
CDU	–	Abg.	Sabine	Kurtz	CDU:	So	ist	es!)

Wir	vonseiten	der	FDP/DVP-Fraktion	haben	schon	intensiv	
mit	dem	Gedanken	gespielt,	die	Ganztagsbetreuung	tatsäch-
lich	ins	Schulgesetz	aufzunehmen.	Aber	Sie	haben	die	ande-
ren	Bundesländer	 erwähnt,	 in	 denen	 das	 schon	 erfolgt	 ist.	
Wenn	Sie	 sich	deren	Schulgesetze	 etwas	näher	 anschauen,	
stellen	Sie	fest,	dass	das	Ganze	in	vielen	Bundesländern	un-
ter	den	Haushaltsvorbehalt	gestellt	ist.	Der	Anspruch	ist	zwar	
da;	er	kann	theoretisch	auch	eingelöst	werden,	doch	nur	un-
ter	dem	Haushaltsvorbehalt.	Aber	das	ist	doch	der	Dreh-	und	
Angelpunkt.	

(Zuruf	des	Abg.	Norbert	Zeller	SPD)	

Es	geht	um	die	Ressourcen.	Ob	ich	die	Ganztagsbetreuung	im	
Schulgesetz	stehen	habe	oder	nicht	–	es	geht	letztendlich	um	
die	Ressourcen.	Wir	haben	es	vorhin	schon	gehört,	und	an	die-
ser	Stelle	möchte	ich	es	noch	einmal	betonen:	Falls	wir	uns	in	
der	Frage	der	Ressourcen	entscheiden	müssen,	dann	sage	ich:	
Lieber	investieren	wir	zunächst	in	den	frühkindlichen	Bereich;	
denn	da	macht	es	wirklich	massiv	Sinn.	Mit	dem,	was	wir	
dann	noch	an	Ressourcen	übrig	haben,	wollen	wir	die	Ganz-
tagsbetreuung	Stück	für	Stück	weiter	ausbauen.	Das	sehen	wir	
auch	als	sinnvoll	an.	Diesen	Weg	wollen	wir	auch	gern	mit	
Ihnen	gemeinsam	weitergehen.	

Noch	ein	Wort	zum	Thema	Jugendbegleiter:	Auch	aus	unse-
rer	Sicht	sind	die	Jugendbegleiter	ein	sehr	erfolgreicher	Be-
standteil	der	Ganztagsbetreuung.	Ich	sage	hier	bewusst	„Be-
treuung“.	Denn	Jugendbegleiter	ersetzen	kein	Lehrpersonal,	
sondern	sie	sind	ergänzendes	Personal.	Sie	tragen	einen	gro-
ßen	Teil	dazu	bei,	dass	Ganztagsschulen	auch	zu	einem	Le-
bensraum	werden,

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Jawohl!)

dass	Gruppierungen	aus	der	Gesellschaft	in	den	Lebensraum	
Schule	mit	hineingenommen	werden	können.	Gerade	auch	mit	
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Blick	auf	Berufsorientierung	ist	die	Hineinnahme	von	Jugend-
begleitern	ein	sinnvoller	Vorgang,	den	wir	nach	wie	vor	mit	
Nachdruck	unterstützen.	Auch	diesen	Weg	wollen	wir	gern	
mit	Ihnen	gemeinsam	weitergehen.

So	viel	von	unserer	Seite.	Ich	fasse	mich	dieses	Mal	etwas	
kürzer,	denn	es	ist	ja	schon	viel	Richtiges	gesagt	worden.

Vielen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Für	die	Landesregie-
rung	erteile	ich	Frau	Kultusministerin	Professorin	Dr.	Schick	
das	Wort.

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Herr	Präsident,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Her-
ren!	Es	ist	wahrlich	schon	viel	zu	diesem	Thema	gesprochen	
worden.	Jetzt	sage	ich	nicht:	„nur	noch	nicht	von	jedem“.	Aber	
ich	glaube,	es	ist	schon	sehr	wichtig,	hier	auch	aus	Sicht	der	
Landesregierung	noch	einmal	sehr	deutlich	zu	diesem	Thema	
Stellung	zu	nehmen	und	–	gestatten	Sie	mir	dies	–	das	Thema	
vom	Kopf	auf	die	Füße	zu	stellen.	

Wir	starten	hier	doch	eigentlich	aus	der	gemeinschaftlichen	
Beobachtung	heraus	–	das	war	der	Beginn	der	Diskussion	über	
mehr	 Ganztagsschulen,	 über	 mehr	 Ganztagsbetreuung	 in	
Deutschland	insgesamt,	nicht	nur	in	Baden-Württemberg	–,	
dass	ein	starres	Konzept	einer	zeitlich	sehr	eingeschränkten	
Beschäftigung	mit	den	jugendlichen	Menschen	in	den	Schu-
len	nicht	mehr	zielführend	ist.	Das	ist	die	gemeinschaftliche	
Beobachtung,	die	wir	alle	über	Parteigrenzen	hinweg	gemacht	
haben.	

Jetzt	kommt	die	Stelle,	an	der	ich	sagen	möchte:	Bitte	vom	
Kopf	auf	die	Füße	stellen.	Wir	ziehen	natürlich	unterschied-
liche	Schlüsse	daraus.	Aus	der	Beobachtung,	dass	sich	die	Si-
tuation	geändert	 hat	 und	dies	 in	manchen	Fällen	 zu	neuen	
Konzepten	führen	muss,	leiten	Sie	die	Forderung	ab,	die	ge-
samte	Menschheit	müsse	jetzt	flächendeckend	in	einem	Zug	
mit	Ganztagsschulen	beglückt	werden.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Wer	hat	das	gesagt?	
–	Zuruf	der	Abg.	Theresia	Bauer	GRÜNE)

Das	 ist	nicht	unsere	Haltung;	denn	es	entspricht	nicht	dem	
Wunsch	der	Bevölkerung.

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Die	Zwangsbeglückung	steht	nicht	auf	unserer	Agenda.	Ich	
darf	hier	ganz	deutlich	sagen:	Eine	Schule,	die	heute	in	Ba-
den-Württemberg	zur	Ganztagsschule	werden	möchte,	kann	
dies	tun.	Unser	Kontingent	wurde	durch	die	eingegangenen	
Anträge	nicht	ausgeschöpft.	

(Beifall	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP	–	
Zuruf	des	Abg.	Norbert	Zeller	SPD)

Meine	Damen	und	Herren,	wer	will,	der	stelle	bitte	den	An-
trag.	

Wir	haben	klar	und	deutlich	gesagt:	Die	40	%	sind	nicht	ein	
politisches	Ziel,	das	es	zu	erreichen	gilt.	Vielmehr	ist	dies	ei-
ne	Wegmarke,	für	die	wir	die	Ressourcen	zur	Verfügung	stel-
len.	Wir	haben	gesagt:	Jedes	Gymnasium,	das	dies	will,	jede	
zweizügige	Werkrealschule,	die	dies	will,	kann	Ganztagsschu-
le	werden.	Aber,	meine	Damen	und	Herren,	 der	Bedarf	 ist	
nicht	vorhanden.	

(Zuruf	der	Abg.	Theresia	Bauer	GRÜNE)	

Das	beantragte	Volumen	schöpft	die	vorhandenen	Ressourcen	
nicht	aus.

Geben	Sie	doch	bitte	irgendwann	einmal	den	Irrglauben	auf,	
dass,	nur	weil	Sie	der	Ansicht	sind,	Ganztagsschulen	müssten	
zu	100	%	eingeführt	sein,	auch	die	Eltern	dieser	Ansicht	sein	
müssten.	Sie	sind	es	nicht	in	der	Fläche	im	Land.	Wir	treten	
hier	nicht	an,	die	Eltern	vom	Gegenteil	zu	überzeugen.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ha-
gen	Kluck	FDP/DVP:	So	ist	es!	–	Abg.	Renate	Rastät-
ter	GRÜNE	meldet	sich.	–	Glocke	des	Präsidenten)	

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Kultusministerin,	
gestatten	Sie	eine	Zwischenfrage	der	Frau	–	–	

Ministerin für Kultus, Jugend und Sport Dr. Marion 
Schick:	Nein,	im	Moment	nicht,	Herr	Präsident.	Vielen	Dank.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Kurzintervention!)

Meine	Damen	und	Herren,	Schule	hat	manchmal	mit	Besser-
wisserei	zu	tun.	Aber	in	diesem	Fall	sollte	sie	nichts	damit	zu	
tun	haben.	Wir	sollten	nicht	besser	wissen	wollen	als	die	El-
tern	selbst,	wo	die	Kinder	wie	beschult	und	betreut	werden.	

Selbstverständlich	geht	es	in	diesem	Zusammenhang	auch	um	
Betreuung.	Selbstverständlich	setzen	wir	auf	die	bewährte	Ar-
beitsteilung	zwischen	den	Kommunen	und	dem	Land.	Das	
Land	ist	für	den	Erziehungs-	und	Unterrichtsauftrag	zustän-
dig.	Den	erfüllen	wir	auch.	Hier	liegt	das	Angebot	auf	dem	
Tisch.	Wer	will,	möge	es	nutzen.	Die	Kommunen	sind	für	die	
Betreuungsangebote	zuständig.	Sie	werden	dem	in	herausra-
gender	Weise	nach	ihren	Möglichkeiten	gerecht.

(Abg.	Helen	Heberer	SPD:	So	soll	es	auch	bleiben!)

Mit	all	den	Programmen,	die	wir	hier	auf	den	Weg	gebracht	
haben,	 bieten	wir	 einen	breiten	Kranz	 zusätzlicher	Betreu-
ungsmöglichkeiten	–	so,	wie	es	von	den	Menschen	gewünscht	
ist,	und	bitte	nicht	anders.	

Die	Landesregierung	ist	ein	verlässlicher	Partner	beim	Aus-
bau	der	Ganztagsschulen,	aber	sie	 ist	kein	Diktator	bei	der	
Einführung	von	Ganztagsschulen,	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	So	ist	es!)

und	das	wird	sie	auch	nicht	werden.	Deswegen	gibt	es	kein	
Defizit	beim	Ausbau	der	Ganztagsbetreuung.	Auch	gibt	es	ei-
nes	nicht	–	das	werden	Sie	mit	uns	nicht	erleben	–:	eine	Rück-
nahme,	eine	Infragestellung	des	Primats	des	Erziehungsauf-
trags	der	Eltern	und	der	Familie.	Dort	muss	den	geänderten	
Rahmenbedingungen,	der	gesellschaftlichen	Situation	Rech-
nung	getragen	werden,	und	bitte	nicht	durch	eine	nicht	zu	er-
füllende	Anspruchshaltung	gegenüber	der	Schule	und	gegen-
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über	 kommunalen	Betreuungseinrichtungen.	Meine	Damen	
und	Herren,	das	kann	nicht	funktionieren.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Jawohl!)

Ich	darf	deshalb	in	aller	Kürze	sagen:	Es	ist	hier	nichts	Neu-
es	zu	tun.	Wenn	Sie	denn	den	Beweis	antreten	möchten,	dass	
wir	zu	wenig	täten,	dann	gehen	Sie	ins	Land	hinaus	und	mo-
tivieren	die	Schulen,	mehr	Anträge	zu	stellen.	Die	haben	Sie	
bisher	mit	Ihrer	Rhetorik	nicht	überzeugen	können.	

(Heiterkeit	 des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	 FDP/
DVP)

Wir	haben	das	Angebot	auf	den	Tisch	gelegt,	und	diejenigen,	
die	es	brauchen,	nutzen	es	auch	und	finden	in	uns	den	verläss-
lichen	Partner.	

Herzlichen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.	

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dr.	
Klaus	Schüle	CDU:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Kollege	Zeller,	19	Se-
kunden.

(Heiterkeit	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	
Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Die	Ganztagsschule	in	19	

Sekunden!	Da	bin	ich	gespannt!)

Abg. Norbert Zeller	SPD:	Frau	Ministerin,	ich	will	ganz	kurz	
auf	Ihren	Vorhalt	eingehen.	Sie	sagen,	man	solle	Schulen	mo-
tivieren,	Anträge	zu	stellen.	Ist	Ihnen	klar,	weshalb	keine	An-
träge	kommen?	Weil	die	Schulen	aufgrund	dessen,	dass	–	so,	
wie	Sie	es	auch	beschrieben	haben	–	ein	Teil	der	Kosten	bei	
den	Kommunen	und	bei	den	Eltern	abgeladen	wird,	eben	nicht	
dazu	motiviert	werden,	Ganztagsschulen	einzurichten.

(Zuruf	der	Ministerin	Dr.	Marion	Schick)	

Außerdem	können	Sie	mit	zwei	zusätzlichen	Stunden	z.	B.	in	
einer	Realschule	keine	wirkliche	Ganztagsschule	machen.	

(Abg.	Sabine	Kurtz	CDU:	Das	sind	tolle	Beispiele!)

Das	sind	die	Gründe,	weshalb	es	tatsächlich	keine	echten,	ge-
bundenen	Ganztagsschulen,	sondern	lediglich	eine	Halbtags-
schule	mit	Betreuung	gibt.

(Beifall	bei	der	SPD	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	
Das	reicht	doch	auch!	Fragen	Sie	einmal	die	Leute	
auf	der	Zuhörertribüne,	ob	sie	eine	Ganztagsschule	

haben	wollen!)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Frau	Rastätter,	in	ähn-
licher	Form	wie	Herr	Zeller.	

Abg. Renate Rastätter	 GRÜNE:	 Frau	 Kultusministerin	
Schick,	Sie	haben	eine	erstaunliche	Begabung,	Forderungen	
zu	behaupten,	die	von	niemandem	vorgebracht	wurden.	

(Beifall	bei	den	Grünen)

Mir	ist	nicht	bekannt,	dass	auch	nur	ein	einziger	Redner	in	der	
heutigen	 Plenarsitzung	 von	 einer	 Zwangsbeglückung	 zu	
100	%	gesprochen	hätte.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Doch,	natürlich!)

Sie	sollten	einfach	die	alten	Plenarprotokolle	nachlesen,	um	
festzustellen,	dass	es	uns	um	ein	Wahlangebot	geht	und	dass	
wir	 sicher	 sind,	 dass	 bei	 einer	 besseren	Ausstattung	dieses	
Wahlangebot	im	öffentlichen	Raum	von	mehr	Eltern	wahrge-
nommen	würde.	Aber	von	100	%	hat	hier	nie	ein	Mensch	ge-
sprochen.	Vielleicht	 haben	Sie	 dieses	Vorurteil	 aus	Bayern	
mitgebracht.	Dann	sollten	Sie	das	schleunigst	überwinden.	

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD)

Stellv. Präsident Wolfgang Drexler:	Liebe	Kolleginnen	und	
Kollegen,	es	liegen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	

Wir	kommen	jetzt	zur	Behandlung	des	Antrags	Drucksache	
14/4027.	Abschnitt	I	ist	ein	Berichtsteil,	den	man	für	erledigt	
erklären	kann.	

Abschnitt	II	ist	ein	Beschlussteil	mit	Handlungsersuchen.	Wer	
diesem	Abschnitt	zustimmt,	der	möge	bitte	die	Hand	heben.	
–	Wer	ist	dagegen?	–	Wer	enthält	sich	der	Stimme?	–	Damit	
hat	die	Mehrheit	diese	Handlungsersuchen	abgelehnt.	

Tagesordnungspunkt	7	ist	erledigt.	

Ich	rufe	Punkt 8	der	Tagesordnung	auf:	

Antrag der Fraktion GRÜNE und Stellungnahme des Mi-
nisteriums für Kultus, Jugend und Sport – „Der Raum ist 
der dritte Pädagoge“; Schulbauförderrichtlinien für eine 
neue Lernkultur und Ganztagsschulen – Drucksache 
14/4066

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
gründung	des	Antrags	fünf	Minuten,	für	die	Aussprache	fünf	
Minuten	je	Fraktion.	

Wem	darf	ich	das	Wort	erteilen?	–	Für	die	Fraktion	GRÜNE	
Frau	Kollegin	Rastätter,	bitte.

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Herr	Präsident,	liebe	Kol-
leginnen	und	Kollegen!	Erst	in	den	letzten	Jahren	sind	wir	uns	
dessen	bewusst	geworden,	wie	wichtig	eine	anregende	Lern-
umgebung	auch	für	Schüler	und	Schülerinnen	 ist	–	 für	das	
Lernen,	aber	auch	für	die	soziale	Entwicklung.

Ich	bin	in	den	letzten	zwei,	drei	Jahren	von	mehreren	Schul-
trägern	angesprochen	worden,	die	Anträge	auf	Förderung	nach	
den	Schulbauförderrichtlinien	gestellt	haben.	Sie	wollten	ih-
re	Schulen	so	ausrichten,	dass	sie	den	neuen	Vorstellungen	
von	innovativen	Lernkonzepten	von	Ganztagsschulen	entspre-
chen.	Sie	bekommen	jedoch	dann	bei	Schulgebäuden,	die	die-
se	Ansprüche	erfüllen,	nur	eine	Landesförderung	von	ca.	10	
bis	20	%,	obwohl	die	Förderung	nach	den	Schulbauförder-
richtlinien	des	Landes	eigentlich	auf	33	%	angelegt	ist.	Das	
liegt	daran,	dass	diese	Schulen	ihre	Gesamtflächen	vergrößert	
haben,	weil	 natürlich	mit	moderner	Grundschulpädagogik	
z.	B.	auch	bewegungsorientiertes	Unterrichten	stattfindet,	weil	
auch	mit	Lerninseln	 gearbeitet	wird,	weil	 es	 differenzierte	
Lerngruppen	gibt,	weil	es	an	der	Schule	Experimentieren	und	
Selbstlernphasen	gibt,	Rückzugsräume	benötigt	werden,	gro-
ße	und	kleine	Klassenräume	oder	auch	Bibliotheken	benötigt	
werden.	
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Das	heißt,	wenn	Kommunen	die	Schule	für	die	Kinder	 tat-
sächlich	so	ausgestalten,	dass	diese	sich	dort	wohlfühlen,	dann	
werden	sie	bestraft,	indem	sie	nur	eine	sehr	geringe	Landes-
förderung	bekommen.	Ein	deutliches	Beispiel	hierfür	ist	die	
Adolf-Kußmaul-Grundschule	 in	Graben-Neudorf:	 ein	wun-
derschönes	Ganztagsschulgebäude,	das	von	der	Gemeinde	er-
stellt	wurde,	ein	wirkliches	Vorzeigeprojekt,	ein	wirklich	tol-
les	Schulgebäude,	 in	 dem	 sich	 die	Kinder	 außerordentlich	
wohlfühlen.	Diese	Grundschule	hat	zudem	ein	Musikprofil,	
was	ebenfalls	eine	wunderbare	Sache	ist.	

Auch	diese	Gemeinde	hat	über	die	Schulbauförderrichtlinien	
nur	eine	Förderung	von	10	%	bekommen,	und	das	hat	mich	
dazu	motiviert,	mir	die	Schulbauförderrichtlinien	einmal	im	
Detail	 anzuschauen.	Dabei	 habe	 ich	 festgestellt,	 dass	 die	
Schulbauförderrichtlinien	noch	immer	am	klassischen	Halb-
tagsmodell	der	Schule	mit	Frontalunterricht	im	45-Minuten-
Takt	ausgerichtet	sind.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Das	ist	wie	hier!)

Es	wird	 sogar	noch	vorgegeben:	Das	Klassenzimmer	muss	
rechteckig	sein,	das	Mobiliar	muss	mit	Blick	auf	die	Tafel	aus-
gerichtet	sein,	und	die	Tür	muss	hinter	dem	Rücken	der	Schü-
ler	sein.	

(Heiterkeit	der	Abg.	Theresia	Bauer	GRÜNE	–	Abg.	
Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Sie	sind	wieder	einmal	nicht	

auf	dem	neuesten	Stand!)

Solche	Details	stecken	in	den	Schulbauförderrichtlinien.	Das	
heißt,	sie	werden	dem	heutigen	modernen	Lernen,	wie	wir	es	
an	den	Schulen	schon	vielfach	haben,	nicht	mehr	gerecht.	

(Beifall	bei	den	Grünen)

Deshalb	haben	wir	hier	den	Antrag	eingebracht,	die	Schul-
bauförderrichtlinien	zu	überarbeiten	und	zeitgemäß	auszuge-
stalten.	Im	Beschlussteil	dieses	Antrags	sind	zwei,	drei	Punk-
te	enthalten,	auf	die	ich	noch	kurz	eingehen	will.	

Zum	einen	denke	ich,	dass	wir,	damit	Kinder	nicht	sozusagen	
wie	in	Legebatterien	gehalten	werden	–	in	kleinen	Klassen-
räumen	mit	54	m2	in	der	Grundschule	–,	tatsächlich	größere	
Klassenräume	brauchen,	dass	also	die	Gesamtfläche	erhöht	
werden	muss.	

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Das	ist	doch	einfach	
Blödsinn,	was	Sie	da	erzählen!	So	etwas	Oberfläch-
liches!	–	Zuruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)	

–	Doch,	das	ist	richtig.	Ich	habe	das	genau	untersucht.	In	der	
Stellungnahme	steht:	Die	können	unterschiedlich	bauen,	aber	
sie	müssen	es	mit	dem	Gesamtbedarf	verrechnen.	Das	heißt:	
Mir	geht	es	darum,	dass	die	Gesamtfläche	auch	förderungs-
würdig	erweitert	werden	kann.	

Zum	Zweiten	ist	es	ganz	wichtig,	in	den	Schulbauförderricht-
linien	endlich	Lehrerarbeitsräume	zu	berücksichtigen.	In	der	
Stellungnahme	hat	der	frühere	Kultusminister	Rau	zugesagt,	
dass	das	in	Planung	sei.	Deshalb	würde	mich	heute	interessie-
ren,	ob	es	schon	Pläne	gibt,	ob	es	schon	Vorhaben	gibt,	ob	
schon	Schritte	unternommen	worden	sind,	um	die	Lehrerar-
beitsplätze	in	den	Schulbauförderrichtlinien	zu	verankern.	

Die	dritte	Forderung,	die	ich	ansprechen	möchte,	ist	die,	in	
den	Schulbauförderrichtlinien	auch	zu	verankern,	dass	barri-
erefrei	gebaut	werden	muss.	Das	ist	zwar	in	der	Landesbau-
ordnung	enthalten,	aber	ich	glaube,	das	wäre	ein	ganz	wich-
tiges	Signal,	gerade	auch	mit	Blick	darauf,	dass	wir	 jetzt	–	
auch	bedingt	durch	die	UN-Konvention	für	die	Rechte	von	
Menschen	mit	Behinderungen	–	in	Richtung	Inklusion	gehen	
müssen.	Auch	das	muss	in	die	Schulbauförderrichtlinien	auf-
genommen	werden,	damit	es	das	Signal	gibt,	dass	Schulen	
künftig	barrierefrei	ausgestaltet	werden	müssen.	

Wir	haben	noch	weitere	Forderungen.	Ich	will	angesichts	der	
Zeit	nicht	im	Detail	darauf	eingehen.	Sie	haben	sich	diese	For-
derungen	angeschaut.	Auch	angesichts	der	Tatsache,	dass	die-
se	Schulbauförderrichtlinien	nur	 im	Bereich	der	Ganztags-
schule	mit	eingeflossen	sind	–	aber	es	steht	übrigens	drin,	Frau	
Kollegin	Brunnemer,	 dass	 auch	 bei	 der	Ausgestaltung	 der	
Ganztagsschule	von	den	bisherigen	Modellraumprogrammen	
ausgegangen	werden	muss;	auch	da	sind	also	keine	erweiter-
ten	Flächen	vorgesehen	–,	plädiere	ich	dafür,	dass	auf	der	Ba-
sis	der	bestehenden	Schulbauförderrichtlinien	eine	Überarbei-
tung	erfolgt.	

Deshalb	 bitte	 ich	Sie,	 dafür	 zu	 sorgen,	 dass	 auch	von	den	
Richtlinien	her	der	Tatsache	Rechnung	getragen	wird,	dass	
Schule	heute	nicht	mehr	mit	der	Schule	zu	vergleichen	ist,	die	
einen	verdichteten	Vormittagsunterricht	beinhaltet	hat,	wäh-
rend	alles,	was	an	erweiterten	Bildungsangeboten	stattfand,	
außerhalb	der	Schule	wahrgenommen	werden	musste.

Ich	bedanke	mich	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	Abg.	Katrin	Altpeter	
SPD)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Traub	für	die	Fraktion	der	CDU.

(Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Jetzt	wird	wieder	zur	
Sache	gesprochen!	–	Gegenruf	der	Abg.	Elke	Brun-

nemer	CDU:	Und	vor	allem	richtig!)

Abg. Karl Traub	CDU:	Sehr	geehrte	Frau	Präsidentin,	liebe	
Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	Damen	und	Herren!	Das	
Interessanteste	und	Zutreffendste	am	Antrag	der	Grünen	ist	
der	Titel	„Der	Raum	ist	der	dritte	Pädagoge“.	Die	Stellung-
nahme	zum	Berichtsteil	ist	interessant	und	lesenswert.	Darin	
steckt	auch	viel	Wahrheit.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Ich	habe	eine	Fra-
ge:	Wer	ist	der	erste	und	wer	ist	der	zweite	Pädago-

ge?	Wissen	Sie	das,	Herr	Kollege	Traub?)

–	Ich	komme	noch	dazu.

Für	 die	 Stellungnahme	 zum	Berichtsteil	 bedankt	 sich	 die	
CDU-Fraktion	recht	herzlich.	

Frau	Kollegin	Rastätter,	 Sie	 und	 Ihre	Fraktion	wollen	 die	
Schulbauförderrichtlinien	unverzüglich	auf	den	Prüfstand	stel-
len.	Sie	haben	es	gerade	noch	einmal	deutlich	gemacht.	Un-
sere	Fraktion	hält	das	für	nicht	notwendig,	und	wir	werden	
deshalb	dem	Beschlussteil	Ihres	Antrags	nicht	zustimmen.	Sie	
wissen,	liebe	Frau	Rastätter	–	wir	arbeiten	schon	sehr	lange	
im	gleichen	Bereich	der	Schule	–,	dass	ich	Ihre	Argumente	
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immer	ernsthaft	verfolge.	Allerdings	habe	ich	heute	erhebli-
che	Zweifel,	dass	Sie	oder	der	bzw.	die,	von	dem	oder	der	der	
Antrag	 geschrieben	 wurde,	 die	 Schulbauförderrichtlinien	
überhaupt	gelesen	haben	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Ich	habe	sie	gele-
sen!)

geschweige	denn	kennen.	Sie	sind	auf	dem	Stand	von	vorges-
tern,	und	ich	muss	Ihnen	heute	in	dieser	Richtung	schon	et-
was	wehtun.	Vielleicht	hat	es	auch	der	heutige	Tag	in	sich.	
Heute	früh	ging	es	um	die	Werkrealschule,	an	der	herumge-
mäkelt	wurde,	eben	gerade	ging	es	dann	um	die	Ganztags-
schule	und	darum,	was	da	angeblich	alles	nicht	funktioniert,	
und	jetzt	geht	es	weiter	mit	den	Schulbauförderrichtlinien,	die	
Sie	ändern	wollen.	Ich	rate	Ihnen	ganz	einfach,	wenigstens	
bei	diesem	letzten	Tagesordnungspunkt	zum	Thema	Schule	
einmal	positiv	zu	denken.

(Abg.	Elke	Brunnemer	CDU:	Die	Einsicht	fehlt!)

Denn	es	ist	lästig,	wenn	alles	schlechtgeredet	wird.	Das	ist	ja	
in	der	letzten	Zeit	in	der	Schulpolitik	schon	oft	geschehen.	

Ich	möchte	nun	zur	Sache	kommen	und	gern	ein	paar	Dinge	
anmerken.	Aber	 verstehen	Sie	 zuvor	 bitte,	 dass	 künftig	 im	
Schulbau	nicht	noch	mehr	Geld	zur	Verfügung	steht.	Sie	ha-
ben	es	vorhin	wieder	eindringlich	gefordert.	Nach	dem	Schul-
gesetz	haben	die	Schulträger	die	Pflichtaufgabe,	die	Schulräu-
me	zur	Verfügung	zu	stellen.	Das	Land	fördert	bauliche	In-
vestitionen	mit	gezielten	Zuschüssen,	damit	die	Schulträger	
diese	Aufgabe	wahrnehmen.	In	den	vergangenen	Jahren	sind	
dafür	vom	Bund	und	vom	Land	sehr	viele	Mittel	ausgegeben	
worden.

Die	Bezuschussung	erfolgt	im	Rahmen	eines	pauschalierten	
Fördersystems.	Basis	dafür	sind	nicht	die	tatsächlich	entste-
henden	Baukosten	 im	Einzelfall,	 sondern	Basis	 ist	 der	 zu-
schussfähige	Bauaufwand	–	so	wird	das	berechnet	–,	und	die-
ser	wird	in	der	Regel	aufgrund	der	erforderlichen	Programm-
fläche	und	der	für	das	Land	geltenden	Kostenrichtwerte	er-
mittelt.	Diese	Richtwerte	gehen	von	mittleren	Baupreisen	für	
konventionelle	Bauweisen	von	mittlerer	Güte	aus.	Der	Regel-
zuschuss	beträgt	33	%	des	festgestellten	zuschussfähigen	Auf-
wands,	und	wenn	der	Anteil	der	Schülerinnen	und	Schüler	an	
der	Schule,	die	auswärts	wohnen,	mehr	als	10	%	beträgt,	gibt	
es	einen	Auswärtigenzuschlag.

Ich	will	es	bei	dieser	Nachhilfe	belassen	und	aufgrund	mei-
ner	langjährigen	Erfahrung	betonen,	dass	natürlich	jeder	Bür-
germeister	oder	jeder	Vertreter	des	Schulträgers	möglichst	viel	
an	Zuschüssen	aus	den	Verhandlungen	mit	nach	Hause	neh-
men	will.

Die	bisher	förderfähigen	Räume	und	Flächen	entsprechen	den	
aktuellen	Anforderungen,	die	sich	durch	die	Lehrpläne	und	
die	Vorgaben	zur	Klassenbildung	ergeben.	Für	Ganztagsan-
gebote	werden	zusätzliche	Räume	und	Flächen	bei	der	Bezu-
schussung	anerkannt.

Das	System	als	solches	ist	darüber	hinaus	flexibel	handhab-
bar,	weil	bei	der	Aufstellung	des	Raumprogramms	regelmä-
ßig	ein	Flächenaustausch	innerhalb	der	Räume	zugelassen,	al-
so	anerkannt	wird.	Das	schließt	auch	die	Größe	der	Klassen-
zimmer	und	Fachräume	mit	ein.

Sie	wollen	auch	den	Raumbedarf	für	Lehrerarbeitsplätze	und	
Lehrerteamräume	aufgenommen	wissen.	Flächen	für	Lehrer-
bereiche,	Lehrerzimmer,	Garderoben,	 sind	 längst	 in	 diesen	
Richtlinien	enthalten.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Aber	keine	Arbeits-
plätze!)

Sie	wissen	zudem,	dass	die	Barrierefreiheit	in	die	Landesbau-
ordnung	aufgenommen	worden	ist	und	entsprechende	Maß-
nahmen	bezuschusst	werden.	Auch	hier	ist	also	kein	Hand-
lungsbedarf	vorhanden.	

Wenn	vom	Schulträger	ökologische	Standards	gewünscht	wer-
den	und	diese	einen	höheren	Aufwand	verursachen,	wird	dies	
über	die	Baukosten	berücksichtigt.	Zudem	fließt	dies	auch	in	
die	Fortschreibung	der	Kostenrichtwerte	ein.	Das	wird	ja	lau-
fend	und	immer	wieder	gemacht.

Da	der	Schulbau	Aufgabe	der	Schulträger	ist	und	die	Entschei-
dungen	über	Schulbaumaßnahmen	im	Sinne	der	Selbstverwal-
tung	 in	 der	Zuständigkeit	 der	Kommunen	 liegen,	 ist	 eine	
Sammlung	von	besten	Beispielen	überflüssig.	Die	Kommu-
nen	haben	meist	Architekten	an	der	Hand	und	verfügen	über	
ausgearbeitete	Pläne.	Wir	möchten	hier	keine	weitere	Büro-
kratie,	 keine	Aufblähung	und	keine	 unnötige	Reglementie-
rung.

Es	wurde	auch	gefragt,	wie	die	Situation	bei	den	Ganztags-
schulen	aussieht.	Wir	haben	vorhin	viel	über	diese	Schulform	
diskutiert.	Im	Landeskonzept	steht	bezüglich	der	Genehmi-
gungen,	dass	für	Lehrerwochenstunden,	außerschulische	Part-
ner	im	Sinne	des	pädagogischen	Konzepts	und	Lehrbeauftrag-
te	 ebenfalls	Zuschüsse	 gegeben	werden.	Gefördert	werden	
auch	Arbeitsgemeinschaften.	Schulleiter	sowie	Lehrerinnen	
und	Lehrer	kennen	alle	diese	Möglichkeiten.

Ich	habe	Ihnen	jetzt	im	Telegrammstil	einen	unvollständigen	
Strauß	von	Maßnahmen	vorgestellt	und	dargelegt,	was	alles	
bereits	in	den	Richtlinien	aufgenommen	ist	und	wie	damit	„der	
Raum	als	dritter	Pädagoge“	–	hier	komme	ich	auf	die	Über-
schrift	Ihres	Antrags	zurück	–	für	eine	Weiterentwicklung	der	
neuen	Lernkultur,	besonders	in	den	Ganztagsschulen,	im	Sin-
ne	der	Kinder	und	Jugendlichen	gefördert	wird.	Wir	tun	schon	
bislang	weit	mehr,	als	in	den	Richtlinien	steht.	Flexibilität	und	
praxisgerechte	Handhabung	sind	viel	wichtiger	als	eine	auf-
geblähte	Bürokratie.

Nehmen	Sie	bitte	Abschied	vom	Gedanken	einer	Änderung	
der	Richtlinien	und	auch	Abschied	von	der	Vorstellung	eines	
Füllhorns	im	Schulhausbau.

(Glocke	der	Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Herr	Abg.	Traub,	
kommen	Sie	bitte	zum	Ende.

Abg. Karl Traub	CDU:	Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU	–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	
Sehr	gut!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Dr.	Mentrup	für	die	Fraktion	der	SPD.
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Abg. Dr. Frank Mentrup	SPD:	Frau	Präsidentin,	Kollegin-
nen	und	Kollegen!	Herr	Traub,	wenn	Sie	anerkennen,	dass	der	
Schulraum	der	dritte	Pädagoge	ist,	bedeutet	das,	dass	auch	der	
Schulraum	eine	Voraussetzung	dafür	ist,	dass	die	Bildungs-
ziele	erreicht	werden,	die	wir	in	der	Schule	erreichen	wollen.	
Diese	Bildungsziele	erreichen	wir	wiederum	durch	pädagogi-
sche	Konzepte.	Insofern	lässt	sich	Schulraum	nicht	völlig	von	
pädagogischen	Konzepten	abkoppeln.	Wenn	das	Land	für	die	
Investitionen	in	den	Schulraum	Geld	ausgeben	möchte,	dann	
muss	dies	auch	etwas	mit	den	pädagogischen	Konzepten	zu	
tun	haben,	die	dann	zu	dem	Ergebnis	der	Erfüllung	des	Bil-
dungsauftrags	führen.

Angesichts	dessen	ist	es	jedoch,	lieber	Herr	Traub,	entlarvend,	
wenn	in	der	Stellungnahme	zum	vorliegenden	Antrag	steht,	
die	Schulbauförderrichtlinien	seien	„nicht	geeignet,	metho-
disch-didaktische	Prinzipien	der	Unterrichtsgestaltung	vorzu-
geben“.	 Im	weiteren	Verlauf	 der	Argumentation	wird	dann	
ausgeführt,	dass	die	Träger	und	die	Schulen	bauen	könnten,	
was	sie	wollten,	dass	sie	auf	der	Grundlage	der	alten	Schul-
bauförderrichtlinien	jedoch	nur	einen	bestimmten	Zuschuss	
erhielten.	Gleichzeitig	wird	so	getan,	als	hätte	die	entsprechen-
de	Zuschussgestaltung	nichts	mit	dem	Bildungserfolg	zu	tun	
und	würde	auch	zu	gleichen	Voraussetzungen	führen.

Insofern	möchte	ich	jetzt	noch	einmal	eine	Ebene	höher	ge-
hen	und	fragen:	Wozu	brauchen	wir	überhaupt	Schulbauför-
derrichtlinien	bzw.	Schulbaumittel	vom	Land,	wenn	das	am	
Ende	mit	der	Methodik	nichts	zu	tun	hat?	Ich	kann	Ihnen	sa-
gen,	warum:	Wir	sind	uns	einig,	dass	das	ein	Teil	der	Umset-
zung	des	Bildungsauftrags	ist,	und	wir	wollen	überall	im	Land	
gleiche	Bedingungen	erreichen.	Wenn	wir	aber	überall	glei-
che	Chancen	und	gleiche	Bedingungen	erreichen	wollen,	müs-
sen	wir	über	die	Schulbauförderrichtlinien	die	Schulträger	be-
fähigen	–	nicht	über	eine	100-prozentige	Finanzierung,	wohl	
aber	 über	 eine	 entsprechende	 anteilige	Finanzierung	–,	 die	
Schulgebäude	hinzustellen,	die	man	zur	Umsetzung	der	mo-
dernen	Konzepte	braucht.

Was	Frau	Rastätter	dargestellt	hat,	kann	ich	voll	unterstrei-
chen:	Wenn	der	Umbau	einer	Schule	zu	einer	Ganztagsschu-
le	mit	Anbauten	dazu	führt,	dass	nur	noch	10	bis	20	%	der	
Kosten	überhaupt	vom	Land	bezuschusst	werden,	dann	kön-
nen	sich	viele	Gemeinden	solche	Umbauten	gar	nicht	mehr	
leisten.	Andere	wiederum	können	sie	sich	leisten.	Damit	aber	
ist	die	Erfüllung	der	Zielsetzung	solcher	Schulbauförderricht-
linien	an	dieser	Stelle	nicht	mehr	gewährleistet.	Das	müssen	
Sie	einfach	zur	Kenntnis	nehmen.

(Beifall	bei	der	SPD)

Das	Ganze	 spitzt	 sich	 dann	 zu,	 wenn	 eine	Kommune	 so	
schlecht	dasteht,	dass	ihr	die	Haushaltsführung	durch	das	Re-
gierungspräsidium	droht.	Ich	kann	Ihnen	das	an	einem	Bei-
spiel	aus	Mannheim	deutlich	machen.	

Dort	war	das	einmal	so:	Es	gab	neun	völlig	marode	Schulge-
bäude,	die	zum	Teil	neu	gebaut	werden	mussten.	Das	wurde	
über	ein	ÖPP-Modell	abgewickelt,	also	über	eine	Art	PPP-Mo-
dell,	aber	mit	einem	Träger,	der	zu	100	%	eine	eigene	Toch-
ter	war.	Dadurch	war	man	in	der	Lage,	neun	Neubauten	auf	
einen	Schlag	zu	realisieren,	die	man	sonst	über	einen	Zeit-
raum	von	20	bis	30	Jahren	verteilt	hätte	bauen	müssen.	Das	
ging	 logischerweise	 über	 einen	Schattenhaushalt,	 nämlich	
über	diese	100-prozentige	Tochter	der	Wohnungsbaugesell-

schaft	der	Stadt,	die	wiederum	eine	100-prozentige	Tochter	
der	Stadt	ist	–	nur,	damit	Sie	das	verstehen.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Genau!	–	Abg.	Dr.	
Klaus	Schüle	CDU:	Hauptsache,	Sie	verstehen	das	
selbst!	–	Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

Dann	hat	das	Regierungspräsidium	gesagt:	„Das	ist	in	Ord-
nung,	weil	ihr	nachweisen	könnt,	dass	ihr	diese	Schulgebäu-
de	unbedingt	braucht.	Ihr	dürft	das	aber	nur	in	der	Ausstat-
tung	machen,	die	in	den	Schulbauförderrichtlinien	als	Mini-
malausstattung	angegeben	wird.“

Dann	ist	Folgendes	passiert:	Unsere	Bauten	aus	den	Siebzi-
gerjahren,	durch	die	das	Wasser	in	Strömen	rieselt	und	ange-
sichts	derer	die	Eltern	seit	zehn	Jahren	auf	der	Straße	stehen	
und	für	einen	Neubau	kämpfen,	sind	von	denselben	Eltern	ver-
teidigt	worden,	weil	die	Kommune	den	Eltern	sagen	musste:	
„Wir	können	zwar	jetzt	endlich	neu	bauen,	aber	die	Klassen-
räume	werden	20	m²	kleiner,	weil	wir	uns	an	den	Schulbauför-
derrichtlinien	orientieren	müssen	–	obwohl	wir	in	dieser	Schu-
le	demnächst	eine	Ganztagsschule	einrichten,	für	die	uns	das	
Land	größere	Klassenzimmer	zugesteht.	Maßgeblich	sind	die	
derzeit	für	die	Schule	geltenden	Schulbauförderrichtlinien.“

Herr	Traub,	an	dieser	Stelle	werden	zwei	Dinge	deutlich.	Fal-
sche	Schulbauförderrichtlinien	 führen	 zu	Restriktionen	der	
Freiheit	der	öffentlichen	Hand.	Zwar	sollte	das	Angebot	nicht	
überdimensioniert	sein,	aber	es	sollte	zumindest	den	moder-
nen	 pädagogischen	Konzepten	 angeglichen	werden.	Auch	
wenn	man	nicht	unter	speziellem	Vollzug	steht,	führt	das	da-
zu,	dass	sich	arme	Gemeinden	schwerer	angemessenen	Schul-
raum	leisten	können	als	reiche	Gemeinden.	

Liebe	Kolleginnen	 und	Kollegen,	 es	 sprechen	 aus	 unserer	
Sicht	genügend	Gründe	dafür,	die	Schulbauförderrichtlinien	
nicht	abgekoppelt	von	den	modernen	pädagogischen	Konzep-
ten	zu	gestalten,	sondern	einen	inneren	Zusammenhang	her-
zustellen.	Die	Rückmeldung,	dass	insbesondere	im	Ganztags-
schulbereich	die	Realzuschüsse	nur	noch	zwischen	10	%	und	
20	%	der	 realen	Baukosten	betragen,	während	gleichzeitig	
aber	100	%	des	Ausbaus	genehmigt	worden	sind,	muss	uns	
darin	bestärken,	dass	wir	an	dieser	Stelle	etwas	tun	müssen	
und	uns	nicht	auf	die	abstrakte	Ebene	begeben	dürfen	mit	dem	
Hinweis,	alle	formalen	und	verwaltungsjuristischen	Grundla-
gen	seien	eingehalten	worden.	

Insofern	schließen	wir	uns	dem	Antrag	der	Grünen	vollum-
fänglich	an.	Wir	sehen	aber	auch	die	grundsätzliche	Notwen-
digkeit,	über	andere	Formen	der	Schulbauförderung	zu	disku-
tieren,	und	zwar	unter	dem	Blickwinkel	der	Ziele,	die	ich	vor-
hin	herauszuarbeiten	versucht	habe.	Die	Überarbeitung	der	
bestehenden	Richtlinien	ist	jedoch	in	einem	ersten	Schritt	ei-
ne	gute	Sache	und	würde	viele	Schulträger	in	die	Lage	ver-
setzen,	endlich	die	Schulbauvorhaben	umzusetzen,	die	zur	Er-
füllung	des	Bildungsauftrags	notwendig	sind,

(Glocke	der	Präsidentin)	

und	zwar	unabhängig	von	ihrer	aktuellen	Finanzlage	und	ih-
rer	allgemeinen	Finanzausstattung.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	der	SPD	und	der	Abg.	Renate	Rastätter	
GRÜNE)
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Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Frau	Abg.	Berroth	für	die	Fraktion	der	FDP/DVP.

Abg. Heiderose Berroth	FDP/DVP:	Frau	Präsidentin,	mei-
ne	Damen	und	Herren!	Der	Raum	als	„dritter	Pädagoge“	ist	
durchaus	eine	nette	Bezeichnung.	Ich	meine	aber,	dass	Herr	
Malaguzzi	vergessen	hat,	noch	einen	weiteren	Pädagogen	zu	
nennen.	Es	sind	mit	Sicherheit	nicht	nur	die	anderen	Kinder	
und	die	Lehrer,	die	für	die	Pädagogik	an	der	Schule	verant-
wortlich	sind	und	daran	mitwirken,	sondern	auch	die	Eltern.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	So	ist	es!)

Das	haben	wir	in	diesem	Saal	schon	öfter	konstatiert.	Deshalb	
müssen	wir	das	hinzufügen.	Der	Raum	als	„dritter	Pädagoge“	
mag	vielleicht	für	die	ästhetische	Bildung	gelten.	Das	ist	ein	
wichtiger	Punkt,	weil	das	eigene	ästhetische	Empfinden	von	
der	Umgebung	geprägt	wird,	vor	allem	natürlich	von	einer	
Umgebung,	in	der	man	sich	besonders	häufig	befindet.	Dies	
ist	für	Kinder	und	Jugendliche	die	Schule.	

Ich	bin	aber	außerordentlich	dankbar,	dass	sich	hier	einiges	
bewegt:	Ich	stelle	bei	allen	Neubauten,	die	ich	in	meiner	Zeit	
als	Landtagsabgeordnete	–	das	sind	immerhin	schon	fast	14	
Jahre	–	erlebt	habe,	fest,	dass	die	Kommunen	weit	mehr	als	
früher	wieder	auf	Form,	auf	gute	Architektur,	achten,	die	auch	
nicht	teurer	ist	als	etwas	anderes,	bei	der	aber	die	Erreichung	
des	Ziels	der	ästhetischen	Bildung	wirklich	gewährleistet	ist.	
Ich	stelle	aber	auch	fest,	dass	dieses	ästhetische	Thema	über-
haupt	nicht	mit	den	von	Ihnen	angeführten	Quadratmeterzah-
len	zusammenhängt.

Was	die	Quadratmeterzahl	betrifft,	hat	Kollege	Traub	eindeu-
tig	das	vorgetragen,	was	auch	das	Ministerium	in	der	Stellung-
nahme	zu	Ihrem	Antrag	geschrieben	hat.	Das	ist	nämlich	das	
Gegenteil	von	dem,	was	Sie	hier	formulieren.	Das,	was	Sie	
hier	formulieren,	ist	das,	was	ich	hier	schon	vor	zehn,	zwölf	
Jahren	auch	immer	gehört	habe	und	bei	dem	ich	damals	ge-
sagt	habe:	Jawohl,	daran	muss	sich	etwas	ändern.	Es	hat	sich	
aber	inzwischen	etwas	geändert.	Es	gibt	mehr	Flexibilität,	es	
ist	Spielraum	vorhanden.	Die	Kommunen,	die	darauf	achten,	
nutzen	dies	auch	aus.

Es	ist	auch	erklärt	worden,	dass	das	Thema	Lehrerarbeitsplät-
ze,	das	in	der	Tat	noch	auf	der	To-do-Liste	steht,	in	Arbeit	ist	
und	diesbezüglich	etwas	kommen	wird.	Auch	dabei	haben	im	
Übrigen	etliche	Kommunen	schon	sehr	kreative	Lösungen	ge-
funden.	In	meinem	Wahlkreis	gibt	es	eine	Schule,	in	der	die	
Klassenlehrer	in	ihrer	Klasse	einen	sehr	komfortabel	ausge-
statteten	Container	als	Schreibtisch	haben,	in	dem	sie	alles	ha-
ben,	was	sie	brauchen.	Wenn	die	Schüler	weg	sind,	können	
sie	 dort	 arbeiten	 und	 haben	 einen	 richtig	 schönen,	 großen	
Raum	für	sich.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Toll!)

Das	ist	etwas,	was	in	der	freien	Wirtschaft	heutzutage	auch	
üblich	ist,	nämlich	dass	man	einen	persönlichen	Container	hat,	
damit	dorthin	geht,	wo	Platz	ist,	und	dann	dort	arbeitet.	Ich	
glaube,	wir	müssen	damit	schon	kreativ	umgehen.

(Abg.	Alfred	Winkler	 SPD:	 Ist	 das	 ästhetisch	 an-
spruchsvoll?)

Denn	für	jeden	Lehrer	an	der	Schule	einen	eigenen	Schreib-
tisch	in	einem	extra	Lehrerzimmer	zur	Verfügung	zu	stellen,	
das	werden	wir	nicht	hinbekommen.

(Abg.	Alfred	Winkler	SPD:	Ein	ästhetisch	anspruchs-
voller	Container!	 –	Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Wir	
machen	den	Landtag	 im	Container!	 –	Abg.	Alfred	
Winkler	SPD:	Landtag	im	Container!	–	Gegenruf	des	

Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)

–	Moment!	 Jetzt	habe	 ich	mich	vielleicht	etwas	undeutlich	
ausgedrückt.

(Abg.	Norbert	Zeller	SPD:	Nein,	das	war	schon	deut-
lich!)

–	Nein.	–	Der	Container	ist	ein	wunderschöner	Schreibtisch,	
der	wie	ein	Tisch	im	Klassenzimmer	steht	und	im	Unterricht	
als	Lehrertisch	benutzt	wird.	Anschließend	können	Sie	den	
unteren	Bereich	aufschließen	–	deshalb	der	Begriff	Container	
–	und	haben	dort	alles,	was	Sie	brauchen.

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Herzlichen	Glück-
wunsch!	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Großraum-

büro!	–	Abg.	Alfred	Winkler	SPD:	Container!)

Das	ist	sehr	ansehnlich	und	wird	von	den	Lehrkräften	auch	
geschätzt,	um	das	deutlich	zu	sagen.

Herr	Kollege	Dr.	Mentrup,	das	Problem,	das	Sie	geschildert	
haben,	scheint	mir	nun	nicht	ein	Problem	der	Schulbauförde-
rung	zu	sein.	Das	Problem	ist	eher,	dass	eine	Stadt	mit	der	In-
standhaltung	der	Schulgebäude	sehr,	sehr	lange	gewartet	hat	
und	dann	auf	einen	Schlag	viele	Schulen	hatte,	in	denen	es	
durch	die	Decke	regnete.

(Abg.	Werner	Raab	CDU:	Genau!	So	ist	es!)

Das	kann	nicht	 eine	Frage	des	Landtags	 sein,	 sondern	das	
muss	die	Kommune	richten.	Sie	muss	ihre	Gebäude	regelmä-
ßig	und	ordnungsgemäß	 instand	halten.	Dies	nur	als	Stich-
wort:	Schulbau	ist	eine	Aufgabe	der	Kommunen.	

Deswegen	ist	für	mich	als	finanzpolitische	Sprecherin	meiner	
Fraktion	eigentlich	die	Frage	wichtig:	Wie	hätten	es	die	Grü-
nen	gern?	Was	wollen	Sie	denn?

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Geld!)

Es	gibt	verschiedene	Möglichkeiten.	Sie	könnten	 entweder	
mehr	Geld	für	die	Schulbauförderung	zulasten	anderer	KIF-
Bestandteile	wollen.	Denn	der	Schulbau	wird	aus	KIF-Mit-
teln	finanziert.

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Ich	weiß!)

Dann	sollten	uns	die	Grünen	aber	bitte	sagen,	bei	welchen	an-
deren	KIF-Bestandteilen	gekürzt	werden	soll.

Sie	könnten	zweitens	mehr	Geld	für	die	Schulbauförderung	
zulasten	der	Finanzausgleichsmasse	A	wollen.	Das	sind	dann	
die	Schlüsselzuweisungen.	Auch	da	müssten	Sie	mir	sagen,	
wo	Sie	kürzen	wollen.	Ich	glaube	kaum,	dass	es	eine	Kom-
mune	gibt,	die	dies	bei	der	derzeitigen	Finanzlage	akzeptie-
ren	würde.
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Sie	könnten	drittens	sagen:	Wir	geben	für	das	einzelne	Pro-
jekt	mehr	Geld.	Das	hätte	dann	aber	zur	Konsequenz,	dass	ins-
gesamt	weniger	Projekte	gefördert	werden	können.	Auch	das	
ist	nicht	unbedingt	im	Sinne	derer,	die	eine	Notwendigkeit	se-
hen,	zu	bauen.	

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Das	wird	
wahrscheinlich	wieder	aus	Mitteln	 für	Stuttgart	21	
bezahlt!	–	Gegenruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	

Tätä,	tätä,	tätä!)

Dann	gibt	es	noch	die	Förderung,	die	Sie	wahrscheinlich	mei-
nen,	nämlich	mehr	Geld	zur	Schulbauförderung	zulasten	des	
Landeshaushalts.	Das	finanzieren	Sie	 locker	gegen	aus	den	
Mitteln	für	Stuttgart	21,	mit	denen	Sie	all	Ihre	anderen	Wün-
sche	auch	finanzieren	wollen.

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Früher	wollten	sie	
alles	mit	dem	Verkauf	von	Rothaus	finanzieren!)

Dieses	Geld	haben	Sie	schon	hundertmal	ausgegeben.	Das	ak-
zeptiere	ich	hierfür	nicht	mehr.

(Beifall	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP	–	Abg.	Ha-
gen	Kluck	FDP/DVP:	Jawohl!	–	Zuruf	des	Abg.	Jür-

gen	Walter	GRÜNE)	

Deshalb	glaube	ich,	dass	die	letzte	Version	die	richtige	Ant-
wort	auf	die	Frage	ist,	was	die	Grünen	wirklich	wollen.	Sie	
haben	einen	netten	Antrag	der	Opposition	eingebracht	–	oh-
ne	Rücksicht	auf	die	finanziellen	Möglichkeiten,	ohne	Rück-
sicht	auf	die	Realität.	Frau	Kollegin	Rastätter,	Weihnachten	
ist	schon	eine	Weile	vorbei.

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Jawohl!	Das	
war	die	Wahrheit!	–	Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	
Rauschender	 Beifall!	 –	Abg.	 Karl	 Zimmermann	
CDU:	Nicht	 einmal	 die	 Presse	 da	 oben	 hält	 eine	

Ganztagsschule	für	notwendig!	Keiner	da!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Staatssekretär	Wacker	für	die	Landesregierung.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Jetzt,	Herr	Staatsse-
kretär!	Machen	Sie	fix!	Beenden	Sie	die	Debatte	zü-

gig!)

Staatssekretär Georg Wacker:	Sehr	geehrte	Frau	Präsiden-
tin,	meine	Damen	und	Herren!	Unser	Haus	hat	 in	der	Stel-
lungnahme	zu	dem	Antrag	sehr	umfassend	beschrieben,	nach	
welchen	Kriterien	 die	Schulbauförderung	 erfolgt.	Deshalb	
verzichte	ich	darauf,	noch	einmal	eingehende	Erläuterungen	
vorzunehmen.

Ich	möchte	aber	einige	wenige	politische	Erklärungen	hinzu-
fügen.	

Zunächst	einmal	ist	völlig	unstrittig,	dass	zu	einem	guten	Un-
terricht	auch	gute	Räumlichkeiten	gehören.	Ich	gehe	sogar	so	
weit,	dass	ich	sage:	Ein	gutes	Lernklima	in	guten,	modernen	
Unterrichtsräumen	wirkt	auch	motivierend	sowohl	auf	Schü-
lerinnen	und	Schüler	als	auch	auf	Lehrkräfte.	Ich	gehe	noch	
einen	Schritt	weiter	und	sage,	dass	es	Erkenntnisse	aus	dem	
Bereich	des	Gesundheits-	und	Arbeitsschutzes	gibt,	die	bele-

gen,	dass	sich	moderne	Räumlichkeiten	für	Schüler	und	für	
Lehrkräfte	auch	gesundheitsfördernd	auswirken.	Darüber	sind	
wir	uns	völlig	einig.

Ich	füge	aber	auch	hinzu,	dass	wir	Schulbauförderrichtlinien	
haben,	die	regelmäßig	weiterentwickelt	werden	und	die	ge-
nau	den	Bedarf,	den	ich	eben	beschrieben	habe,	berücksich-
tigen.	Erst	im	Jahr	2006	haben	wir	gemeinsam	mit	den	kom-
munalen	Landesverbänden	die	Schulbauförderrichtlinien	wei-
terentwickelt.	Dabei	wurden	auch	zeitgemäße,	moderne	As-
pekte	 mit	 aufgenommen,	 beispielsweise	 die	 zusätzlichen	
Räumlichkeiten	im	Rahmen	einer	Ganztagsschulentwicklung,	
wobei	es	im	Grunde	auch	zusätzliche	pädagogische	Bedarfe	
gibt.

Jetzt	füge	ich	noch	eine	weitere	Bemerkung	hinzu:	Wir	dis-
kutieren	hier	über	viele	Themen,	bei	denen	wir	uns	auf	einem	
Feld	der	Diskussion	mit	den	kommunalen	Landesverbänden	
bewegen,	über	Themen,	zu	denen	die	Kommunen	auch	ande-
re	Positionen	vertreten	als	das	Land	Baden-Württemberg.	Wir	
streiten	über	diese	Themen	und	kommen	am	Ende	zu	einem	
Konsens.	Aber	die	Frage	der	Schulbauförderung	ist	traditio-
nell	nie	ein	Streitpunkt	gewesen.	Das	heißt,	dass	wir	gemein-
sam	großen	Wert	darauf	legen,	dass	wir	ein	flexibles	Instru-
ment	haben,	das	anpassungsfähig	 ist,	das	den	Bedürfnissen	
vor	Ort	entspricht	und	das	eine	angemessene	Bezuschussung	
seitens	des	Landes	beinhaltet.	

Gleichzeitig	betonen	wir	auch,	dass	die	Schaffung	des	erfor-
derlichen	Schulraums	eine	Kernaufgabe,	eine	Pflichtaufgabe	
der	Kommunen	 ist	und	dass	das	Land	Baden-Württemberg	
diesen	Prozess	auch	mit	den	entsprechenden	Zuschüssen	un-
terstützt.	Man	darf	also	nicht	so	tun,	als	ob	wir	hier	über	eine	
Landesaufgabe	sprächen.	Vielmehr	ist	diese	Aufgabe	in	ers-
ter	Linie	von	den	Kommunen	wahrzunehmen.

Jetzt	sage	ich	Ihnen,	Frau	Kollegin	Rastätter	und	Herr	Kolle-
ge	Mentrup,	auch	noch	eines:	Die	meisten	Antragsteller,	die	
Landesmittel	nach	den	Schulbauförderrichtlinien	beantragen,	
investieren	in	der	Regel	immer	mehr,	als	sie	tatsächlich	not-
wendigerweise	tun	müssten.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Ja,	eben!)

Das	ist	ein	Beleg	dafür,	dass	es	den	Kommunen	offensicht-
lich	sehr	wichtig	ist,	in	die	Verbesserung	der	Schulraumsitu-
ation	vor	Ort	zu	investieren.	

(Abg.	Renate	Rastätter	GRÜNE:	Ja,	genau!	Aber	das	
sind	die,	die	sich	bei	mir	beklagen!)

Deswegen	erlaube	ich	mir,	die	Frage	zu	stellen,	weshalb	hin-
sichtlich	der	Förderung	plötzlich	ein	Landesanteil	von	bei-
spielweise	10	%	im	Raum	steht.

(Glocke	der	Präsidentin)	

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Herr	Staatssekre-
tär,	gestatten	Sie	eine	Zwischenfrage	des	Herrn	Abg.	Wink-
ler?

Staatssekretär Georg Wacker:	Nein.	Lieber	Herr	Kollege	
Winkler,	ich	schätze	Ihre	Zwischenfragen	sehr,	wie	Sie	wis-
sen.	

(Heiterkeit	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	
Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Das	war	gelogen!)
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Aber	mir	ist	wichtig,	Ihnen	jetzt	einfach	einmal	eine	Rech-
nung	aufzumachen.	Im	Anschluss	können	Sie	vielleicht	noch	
Ihre	Zwischenfrage	stellen.

(Abg.	Peter	Hofelich	SPD:	Erst	die	Rechnung,	dann	
die	Frage!	 –	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Wir	

schätzen	ihn,	aber	nicht	seine	Fragen!)

Ich	mache	einfach	einmal	folgende	Rechnung	auf:	Die	Schul-
bauförderrichtlinien	entlang	der	vorgeschriebenen	Programm-
fläche	und	nach	dem	Modellraumprogramm	des	Landes	be-
inhalten	 eine	Kernförderung	des	Landes	 von	33	%.	Hinzu	
kommt	der	entsprechende	Zuschuss	des	Landes	gemäß	dem	
Anteil	der	sogenannten	auswärtigen	Schüler.	Schulstandorte,	
die	Schülerinnen	und	Schüler	anderer	Kommunen	aufnehmen,	
haben	 einen	 zusätzlichen	Anspruch	 auf	Landesförderung.	
Dementsprechend	kann	sich	der	Zuschuss	seitens	des	Landes	
beispielsweise	auf	40,	50	oder	gar	60	%	belaufen.	

(Abg.	Elke	Brunnemer	CDU:	Oder	80	%!)

Hinzu	können	noch	weitere	Zuschüsse	 seitens	 des	Landes	
kommen,	wenn	der	Schulträger	im	Bereich	der	Ganztagsschu-
le	eine	Weiterentwicklung	vornehmen	will.	Dafür	gibt	es	seit	
einigen	Jahren	ein	zusätzliches	Programm	des	Landes	–	ana-
log	 der	 Förderung	 nach	 den	Schulbauförderrichtlinien	 des	
Landes.	Dieses	Programm	ist	im	Wachsen	begriffen	und	noch	
nicht	finanziell	ausgereizt,	sodass	die	Kommunen	auch	in	Zu-
kunft	in	starkem	Maß	die	Möglichkeit	haben,	an	diesem	Pro-
gramm	zu	partizipieren.

Jetzt	vervollständige	ich	die	Rechnung,	Herr	Kollege	Wink-
ler,	gerade	im	Hinblick	auf	den	ländlichen	Raum.	Viele	Kom-
munen	aus	dem	ländlichen	Raum	haben	die	Möglichkeit,	ge-
rade	für	dieselbe	Baumaßnahme	auch	noch	den	sogenannten	
Ausgleichstopf	 anzuzapfen.	Es	gibt	nicht	wenige	Beispiele	
dafür	–	deswegen,	Frau	Kollegin	Rastätter,	ist	ein	großer	Un-
terschied	zu	den	von	Ihnen	genannten	10	%	zu	sehen	–,	dass	
ein	Schulträger	letztlich	sogar	einen	Landeszuschuss	von	über	
70	%	oder	gar	80	%	verbuchen	kann.

Meine	Damen	und	Herren,	auch	das	gehört	zur	Wahrheit.	Das	
heißt,	wir	 haben	 ein	bedarfsgerechtes	Finanzierungssystem	
seitens	des	Landes,

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Jawohl!)

durch	das	wir	die	Kommunen	vor	Ort	unterstützen.	

Wir	stehen	auch	dazu,	dass	die	Architektur	für	die	Gestaltung	
der	Räumlichkeiten	und	damit	die	Frage,	ob	ein	Raum	vier-
eckig	oder	sechseckig	sein	soll,	eine	Sache	des	Schulträgers	
ist.	Das	Programm	geht	entsprechend	den	pädagogischen	Not-
wendigkeiten	davon	aus,	dass	die	Kommunen	im	Rahmen	ih-
res	Entscheidungs-	 und	Ermessensspielraums	 letztendlich	
durchaus	in	der	Lage	sind,	dieses	Instrument	flexibel	in	sinn-
voller	Weise	so	zu	nutzen,	und	sieht	vor,	dass	das	Land	die-
sen	Prozess	bedarfsgerecht	unterstützt.	

Deswegen	geben	wir	eine	ganz	klare	Antwort	auf	die	Frage:	
Haben	wir	ein	Fördersystem,	das	den	Bedürfnissen	der	Schü-
lerinnen	und	Schüler	auch	unter	dem	Aspekt	des	Gesundheits-	
und	Arbeitsschutzes	und	dem	Aspekt	der	pädagogischen	Not-
wendigkeiten	entspricht?	Dazu	sage	ich	eindeutig	Ja.	Wir	sind	

in	dieser	Hinsicht	sehr	modern	aufgestellt.	Hierin	sind	wir	uns	
mit	den	Kommunen	voll	und	ganz	einig.	

Vielen	Dank.	

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP	–	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Sehr	gut!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Frau	Abg.	Rastätter.

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Halt!	Da	war	noch	
eine	 Frage!	 –	Abg.	 Peter	Hofelich	 SPD:	 Erst	 die	

Rechnung,	dann	die	Frage!)

	–	Entschuldigung.	Herr	Staatssekretär,	sind	Sie	bereit,	noch	
die	Frage	des	Herrn	Kollegen	Winkler	zuzulassen?

Staatssekretär Georg Wacker:	Ja,	wenn	er	sie	trotzdem	noch	
stellen	möchte.

Abg. Renate Rastätter	GRÜNE:	Liebe	Kolleginnen	und	Kol-
legen!

(Zurufe,	u.	a.	Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Sie	
sind	ein	Opfer	der	winklerschen	Aktivität!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	 Frau	 Kollegin	
Rastätter,	wenn	Sie	bitte	noch	einen	Moment	Geduld	haben.	

Abg. Alfred Winkler	SPD:	Herr	Staatssekretär,	Sie	haben	ge-
sagt,	dass	die	Schulbauförderrichtlinien	genau	diesem	Bedarf	
der	Gemeinden	entsprechen.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Welchem?)

Wie	erklären	Sie	den	folgenden	Widerspruch?:	Die	Leiterin	
des	Hauptamts	der	Gemeinde,	in	der	ich	wohne	–	die	Gemein-
de	hat	30	000	Einwohner	–,	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Stadt!)

hat	sich	in	einem	Gespräch	mit	mir	darüber	beklagt,	dass	die	
Förderrichtlinien	eine	bestimmte	Quadratmeterfläche	für	Leh-
rerzimmer	 vorsehen,	 aber	 gegenüber	 dem,	was	 in	 diesen	
Richtlinien	berücksichtigt	wurde,	heute	die	doppelte	Anzahl	
von	Lehrern	Praxis	ist.	

(Abg.	 Hagen	 Kluck	 FDP/DVP:	 Das	 bringt	 mehr	
menschliche	Nähe!	–	Heiterkeit	bei	Abgeordneten	der	
CDU	und	der	FDP/DVP	–	Abg.	Ursula	Haußmann	
SPD:	Ja,	wenn	man	mit	solch	dummen	Sprüchen	re-

agiert!)

Staatssekretär Georg Wacker:	Herr	Kollege	Winkler,	wenn	
bei	Fragen	konkrete	Fallbeispiele	angesprochen	werden,	nei-
ge	ich	immer	dazu,	die	Frage	erst	dann	zu	beantworten,	wenn	
ich	das	konkrete	Fallbeispiel	kenne,	weil	ich	der	Auffassung	
bin,	dass	ich	diese	offenen	Fragen	im	direkten	Gespräch	am	
besten	klären	kann.	

Allgemein	ist	meine	Position	dazu,	dass	natürlich	auch	Leh-
rerarbeitsplätze	 in	der	Programmfläche	berücksichtigt	 sind.	
Jetzt	räume	ich	ein,	dass	wir	im	Zuge	der	Ganztagsschulent-
wicklung	auch	höhere	Präsenzzeiten	der	Lehrkräfte	an	unse-
ren	Schulen	haben.	Das	wollen	wir	auch.	Hier	ist	eine	Anpas-
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sung	geschehen.	Aber	jede	Lehrkraft	–	das	gehört	auch	zur	
Wahrheit	–	hat	natürlich	ein	Interesse	daran,	die	notwendige	
Präsenzzeit	und	damit	auch	Vor-	und	Nachbereitungszeiten	
nicht	nur	an	den	Arbeitsort	Schule	zu	verlegen,	sondern	einen	
Teil	dieser	Aufgaben	auch	zu	Hause	zu	erledigen.	

(Zuruf	des	Abg.	Karl	Zimmermann	CDU)	

Das	heißt,	dass	sich	dieser	Mehraufwand	einer	Lehrkraft	nicht	
nur	in	der	Schule	vollzieht.	Wenn	es	diesbezüglich	konkrete	
Missverständnisse	gibt,	muss	man	diese	im	direkten	Gespräch	
zwischen	dem	Antragsteller	und	dem	jeweils	zuständigen	Amt	
behandeln.	Im	Zweifel	haben	wir	noch	immer	das	bewährte	
System	der	gemeinsamen	Schulbaukommission	vor	Ort,	durch	
die	wir	 letztlich	zu	einer	gemeinsamen	Bewertung	des	An-
tragsverfahrens	kommen	werden.	

(Beifall	 bei	 der	CDU	und	Abgeordneten	der	FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Frau	Abg.	Rastät-
ter,	bitte	schön,	Sie	erhalten	das	Wort.

Abg. Renate Rastätter	 GRÜNE:	 Frau	 Präsidentin!	Herr	
Staatssekretär	Wacker,	 Sie	 haben	 bezweifelt,	 dass	 bei	 der	
Schulbauförderung	der	Landesanteil	10	%	bis	20	%	betragen	
kann,	wenn	man	sich	an	die	Schulbauförderrichtlinien	hält.	
Ich	habe	das	Beispiel	Graben-Neudorf	genannt.	In	Graben-
Neudorf	sollte	aus	der	Adolf-Kußmaul-Schule	–	das	ist	eine	
dreizügige	Grundschule	–	eine	Ganztagsschule	entstehen.	Der	
Schulleiter,	aber	auch	der	CDU-Bürgermeister	des	Ortes	ha-
ben	sich	Schulgebäude	angeschaut	und	festgestellt:	Wenn	wir	
nach	dem	Modellraumprogramm	der	Schulbauförderrichtli-
nie	bauen,	dann	wird	ein	Raumbedarf	zwischen	54	und	66	m2	
für	ein	Klassenzimmer	zugrunde	gelegt.	

Eine	Kommission	des	Ortes	ist	schließlich	nach	Mannheim	
gefahren	und	hat	sich	eine	Grundschule	angeschaut,	die	nach	
diesem	Modellraumprogramm	gebaut	hat.	Die	Kommission	
hat	festgestellt:	Für	den	Bedarf,	der	sich	aufgrund	moderner	
Grundschulpädagogik	ergibt	–	 insbesondere	unter	dem	Ge-
sichtspunkt	der	Ganztagsschule	–,	ist	diese	Fläche	zu	klein	an-
gelegt,	wenn	wir	Klassen	mit	25	bis	28	Schülern	haben.

Dann	hat	man	Schulen	 in	 der	Schweiz	 angeschaut.	 In	 der	
Schweiz	ist	der	Klassenraum	im	Durchschnitt	80	m2	groß,	und	
dies	bei	einer	Klassenstärke	von	25	Schülerinnen	und	Schü-
lern	oder	auch	weniger.	Das	gilt	auch	für	den	Kanton	Freiburg	
in	der	Schweiz,	wo	bei	17	Schülern	eine	Fläche	von	81	m2	ge-
fördert	wurde.	

Die	Gemeinde	hat	sich	letztlich	entschieden,	zum	Wohl	ihrer	
Kinder,	auch	was	die	moderne	Grundschulpädagogik	anbe-
langt,	nach	diesen	neuen	Standards	zu	bauen	und	hat	nicht	das	
Modellraumprogramm	des	Landes	zugrunde	gelegt.	Deshalb	
ist	die	Gemeinde	bei	der	Förderung	nicht	auf	einen	Landes-
anteil	von	33	%	gekommen,	sondern	konnte,	weil	sie	auch	
noch	 im	Aufenthaltsbereich	 das	Bewegungsbedürfnis	 von	
Grundschulkindern	 berücksichtigt	 hat	 und	 ein	 modernes	
Schulgebäude	 gebaut	 hat	 –	wie	Sie	wissen,	 ist	 das	Bewe-
gungsbedürfnis	von	Kindern	immens	–,	nur	auf	einen	Anteil	
von	10	%	kommen.	

Das	war	übrigens	der	Grund,	warum	ich	mich	überhaupt	in-
tensiver	mit	diesen	Förderrichtlinien	befasst	 habe.	Deshalb	

halte	ich	es	nach	wie	vor	für	erforderlich,	dass	diese	Schul-
bauförderrichtlinien	auf	den	Prüfstand	gestellt	werden.	Wir	
wollen,	dass	Kinder	ihr	Bewegungsbedürfnis	ausleben	kön-
nen	und	dass	moderne	Unterrichtskonzepte	realisiert	werden	
können.	Deshalb	sollte	man	die	Schulbauförderrichtlinien	zu-
mindest	noch	einmal	auf	den	Prüfstand	stellen.	

Ich	bedanke	mich	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	Abgeordneten	der	SPD	
–	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU:	Wie	immer	ohne	Fi-

nanzierungsvorschlag	und	damit	unseriös!)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Meine	Damen	und	
Herren,	es	liegen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	

Wir	müssen	nun	über	den	Antrag	Drucksache	14/4066	befin-
den.	Abschnitt	 I	 ist	ein	Berichtsteil	und	als	solcher	mit	der	
Aussprache	erledigt.	

Über	Abschnitt	II	dieses	Antrags	haben	wir	abzustimmen.	Wer	
diesem	Abschnitt	 zustimmt,	den	bitte	 ich	um	das	Handzei-
chen.	–	Gegenprobe!	–	Enthaltungen?	–	Das	Zweite	war	die	
Mehrheit.	Der	Antrag	ist	abgelehnt.	

Punkt	8	der	Tagesordnung	ist	erledigt.	

Ich	rufe	Punkt 9	der	Tagesordnung	auf:	

Große Anfrage der Fraktion der FDP/DVP und Antwort 
der Landesregierung – Staatlich geförderte Theater und 
Opern in Baden-Württemberg – Drucksache 14/3706

Das	Präsidium	hat	folgende	Redezeiten	festgelegt:	für	die	Be-
sprechung	fünf	Minuten	je	Fraktion	und	für	das	Schlusswort	
fünf	Minuten.	

Das	Wort	erteile	ich	Frau	Abg.	Berroth	für	die	Fraktion	der	
FDP/DVP.	

Abg. Heiderose Berroth	FDP/DVP:	Frau	Präsidentin,	mei-
ne	Damen	und	Herren!	Vor	knapp	zwei	Jahren	haben	wir	in	
der	FDP/DVP-Fraktion	uns	zusammen	mit	Kulturschaffenden	
und	Kulturinteressierten	im	Rahmen	eines	„Foyer	Liberal“	die	
Frage	gestellt:	Wozu	das	Theater?	Es	war	ein	sehr	interessan-
ter	Abend	mit	guten	Ergebnissen.	Man	kann	das	Ganze	auch	
so	zusammenfassen,	wie	es	der	Deutsche	Bühnenverein	ge-
tan	hat,	der	kurz	und	knapp	sagt:	„Theater	muss	sein.“	

Theater,	Oper,	Ballett	erbringen	in	der	Tat	einen	ganz	wichti-
gen	Beitrag	zum	kulturellen	Reichtum	in	unserem	Land.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 und	Abgeordneten	 der	
CDU	–	Zuruf	des	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP)	

Theater	bearbeiten	die	Probleme	der	Zeit,	bieten	aber	gleich-
zeitig	Lebensfreude,	Lust	am	Leben.	Ich	möchte	kurz	einen	
schwäbischen	Klassiker	zitieren,	nämlich	unseren	bekannten	
Dichter	und	Vorgänger	als	Parlamentarier	–	er	war	nämlich	
Abgeordneter	in	der	Paulskirche	–	Ludwig	Uhland.	Er	dich-
tete:

Singe, wem Gesang gegeben,  
in dem deutschen Dichterwald!  
Das ist Freude, das ist Leben,  
wenn’s von allen Zweigen schallt. 
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Er	fügte	an,	dass	es	nicht	nur	auf	die	großen	Namen	ankom-
me.	So	 ist	 es	 auch	bei	 unseren	Theatern.	Nein,	 es	 gibt	 die	
Leuchttürme,	und	genauso	brauchen	wir	das	Lichtermeer.	In	
Baden-Württemberg	haben	wir	beides.

Unsere	Fraktion	hat	diese	Anfrage	ein	wenig	als	Vorarbeit	zur	
Novellierung	der	Kunstkonzeption	 eingebracht.	Wir	 hatten	
diese	seit	Langem	angemahnt.	Einige	Zeit	gab	es	 in	dieser	
Hinsicht	keine	Bewegung.	Dann	haben	wir	uns	gedacht:	Jetzt	
sammeln	wir	einmal	die	Daten.	Was	jetzt	schon	zusammen-
getragen	ist,	war	auch	durchaus	hilfreich.	

Was	wäre	denn,	wenn	es	kein	Theater	gäbe?	Nimmt	man	als	
Beispiel	Stuttgart	–	da	braucht	man	nur	vor	die	Tür	des	Land-
tags	zu	gehen	–,	dann	wäre	Stuttgart	zwar	weiterhin	bekannt	
durch	Bosch,	Mercedes	und	Porsche,	aber	nicht	mehr	durch	
sein	hervorragendes	Ballett	oder	als	Impulsgeber	für	das	zeit-
genössische	Theater	–	von	den	anderen	Theatern	im	ganzen	
Land,	der	weithin	bekannten	freien	Szene	und	den	Festivals	
ganz	zu	schweigen.	

Manchmal	wird	die	Frage	gestellt,	ob	Theater	das	Geld	wert	
ist,	das	hineininvestiert	wird.	Wir	Liberalen	setzen	uns	für	ei-
nen	durchdachten	und	wirtschaftlichen	Umgang	mit	Steuer-
geldern	ein.	Aber	gerade	deswegen	ist	der	wirtschaftliche	Be-
griff	der	Investition	im	Bereich	Theater	durchaus	richtig.	Das	
darf	man	da	nicht	nur	als	reine	Ertragsrechnung	im	ökonomi-
schen	Sinn	sehen.

Vor	einiger	Zeit	stand	in	der	„Süddeutschen	Zeitung“	ein	Be-
richt	über	die	österreichischen	Bundestheater,	die	eine	Berech-
nung	ihrer	gesamtökonomischen	Wirkung	erstellt	haben.	In	
diesem	Artikel	 ist	 dargestellt,	 dass	 die	 Investitionen	 in	 die	
Theater	mit	einer	60-prozentigen	Wertsteigerung	in	Form	von	
Konsumausgaben,	Steuern	und	Sozialabgaben	an	den	Staat	
zurückfließen.

In	der	Antwort	der	Landesregierung,	für	die	wir	uns	ganz	herz-
lich	bedanken	–	das	ist	eine	sehr	ausführliche	Bestandsauf-
nahme,	die	man	sicherlich	für	viele	weitere	Vorhaben	auch	
gut	gebrauchen	kann	–,	wird	dargelegt,	dass	nach	einer	Stu-
die	in	Hamburg	jeder	in	die	Kultur	investierte	Euro	etwa	das	
Vierfache	wieder	erwirtschaftet,	und	zwar	in	Form	von	Über-
nachtungen,	Restaurantbesuchen	 oder	 –	 um	beim	Beispiel	
Stuttgart	zu	bleiben	–	eines	Einkaufsbummels	durch	die	Kö-
nigstraße	oder	eines	Besuchs	in	der	Wilhelma.

Theater	ist	eine	Investition	–	eine	Investition	in	die	Jugend,	in	
die	Bildung,	in	die	ästhetische	Erziehung,	in	den	gesellschaft-
lichen	Diskurs	und	in	das	Ungewisse.	Gerade	das	ist	auch	das	
Wichtige	beim	Theater,	nämlich	dass	es	ab	und	zu	durchaus	
dazu	anregt,	selbst	weiterzudenken	und	die	grauen	Zellen	wie-
der	einmal	in	eine	andere	Richtung	zu	bewegen.	

(Abg.	Ursula	Haußmann	SPD:	Wem’s	hilft!)

Die	Kultur-	 und	Kreativwirtschaft	 gewinnt	 als	 dynamische	
und	wachsende	Branche	an	Bedeutung.	Immerhin	14	von	143	
öffentlichen	Theaterunternehmen	liegen	in	Baden-Württem-
berg.	 31	500	der	knapp	300	000	Sitzplätze,	 die	 es	 in	ganz	
Deutschland	 in	 diesem	Bereich	 gibt,	 bieten	 hier	 im	Land	
Raum	für	Zuschauer,	und	über	4	000	Menschen	finden	Arbeit	
in	den	baden-württembergischen	Theatern.	

Das	sind	nur	die	Zahlen	für	diese	14	öffentlich	geförderten	
Häuser.	Wir	hatten	es	heute	Mittag	in	der	Fragestunde	schon	
gehört:	Es	 gibt	 ein	 ganz,	 ganz	 reiches	Feld	 an	 freien	 und	
Kleintheatern	bis	hin	zu	den	Laientheatern,	die	 inzwischen	
auch	eine	gewaltige	Steigerung	an	Qualität	erlebt	haben;	das	
muss	man	auch	einmal	deutlich	sehen.	Das	ist	beileibe	nicht	
mehr	nur	die	Mundartbühne,	sondern	da	gibt	es,	gerade	auch	
auf	dem	Land,	qualitativ	hochwertige	Angebote,	bei	denen	
sehr	viel	ehrenamtliche	Arbeit	geleistet	wird.	

An	dieser	Stelle	möchte	ich	einmal	allen	herzlich	Danke	sa-
gen,	die	sich,	egal,	ob	angestellt	oder	ehrenamtlich,	in	diesem	
Bereich	engagieren	und	in	der	Regel	weit	mehr	Zeit	hierfür	
aufbringen,	als	dies	durch	das	Gehalt	entgolten	wird.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Dieter	Kleinmann	
FDP/DVP:	Sehr	richtig!)

Unsere	Theater	gehören	zur	Daseinsvorsorge.	Deswegen	ist	
es	richtig,	wenn	das	Land	Baden-Württemberg	„Haupt	Sache	
Kunst“	weiterhin	als	Überschrift	hat	und	wenn	wir	Liberali-
tät,	 Pluralität,	 Subsidiarität	 und	Dezentralität	 in	 der	Kultur	
weiterhin	pflegen.	

Ich	schließe	mit	Uhland:

Würdig ehren wir die Meister, aber frei ist uns die Kunst! 

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	–	Abg.	Hagen	Kluck	FDP/
DVP:	Sehr	richtig!	Kunst	muss	frei	sein!	–	Zuruf	des	

Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU)	

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	 erhält	
Herr	Abg.	Palm	für	die	Fraktion	der	CDU.

Abg. Christoph Palm	CDU:	Vielen	Dank.	 –	Sehr	geehrte	
Frau	Präsidentin,	verehrte	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	
sehr	geehrten	Damen	und	Herren!	Die	FDP/DVP	macht	The-
ater,	liebe	Frau	Berroth,	

(Heiterkeit)

und	Oper	zum	Gegenstand	einer	Großen	Anfrage	und	gibt	die-
sen	wichtigen	kulturellen	Einrichtungen	damit	den	Stellen-
wert,	den	sie	verdienen.	Vielen	Dank	dafür.

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP)	

Dank	auch	der	Landesregierung	für	die	umfangreiche	Beant-
wortung.	Die	Drucksache	14/3706	ist	geradezu	ein	Nachschla-
gewerk	für	Kulturpolitiker	geworden.	

(Beifall	des	Abg.	Dieter	Kleinmann	FDP/DVP)

Ich	habe	mir	erlaubt,	dieser	Tage	auch	noch	einmal	Kontakt	
zu	einigen	Theatermachern,	zu	einigen	Intendanten	aus	dem	
Land	aufzunehmen,	um	die	Aktualität	und	die	Zufriedenheit	
mit	der	doch	vor	etwas	längerer	Zeit	ergangenen	Vorlage	zu	
überprüfen.	Die	Reaktionen	sind	nach	wie	vor	durchweg	po-
sitiv.	Natürlich	wird	von	unterschiedlichen	Seiten	Planungs-
sicherheit	angemahnt.

Aber,	liebe	Kolleginnen	und	Kollegen,	so	gern	wir	das	ma-
chen	würden:	Wir	können	Planungssicherheit	nur	weiterge-
ben,	wenn	wir	selbst	welche	haben.	Ich	möchte	aber	ausdrück-
lich	darauf	hinweisen,	dass	wir	mit	dem	gerade	verabschiede-
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ten	Doppelhaushalt	und	auch	mit	dem	Haushalt	für	das	Jahr	
2009	bewiesen	haben,	dass	das	Land	ein	verlässlicher	Partner	
der	Kultur	insgesamt	ist	und	dass,	liebe	Frau	Kollegin	Ber-
roth,	im	Haushalt	2009	im	Speziellen	auch	für	die	darstellen-
de	Kunst	einiges	mehr	getan	wurde.	

Wir	sollten	weiterhin	den	Dialog	mit	den	Kunst-	und	Kultur-
schaffenden	pflegen,	so,	wie	Sie	es	mit	Ihrem	Symposium	ge-
tan	haben,	so,	wie	es	andere	Fraktionen	auch	in	Kürze	tun	und	
immer	wieder	tun	werden.	Auch	wir	von	der	CDU-Fraktion	
haben	im	vergangenen	Monat	ein	Symposium	mit	weit	über	
100	Teilnehmern	zur	anstehenden	Fortschreibung	der	Landes-
kunstkonzeption	gemacht.	

Die	darstellende	Kunst,	meine	Damen	und	Herren,	 ist	eine	
ganz	wichtige	Säule	des	kulturellen	Lebens	in	unserem	Land.	
Wir	setzen	speziell	bei	den	vom	Staatssekretär	formulierten	
neuen	zusätzlichen	Schwerpunkten	„Kulturelle	Bildung“	und	
auch	„Integration	durch	Kultur“	auf	die	darstellende	Kunst.	

Ich	gehe	davon	aus,	dass	wir	uns	noch	vor	der	Sommerpause	
intensiv	mit	der	Fortschreibung	der	Landeskunstkonzeption	
auch	hier	im	Haus	befassen	werden.	Ich	will	deshalb	heute	an	
diesem	Punkt	nicht	mein	gesamtes	Pulver	verschießen,	

(Abg.	 Jürgen	Walter	GRÜNE:	Du	hast	doch	genü-
gend	zum	nachladen!)

sondern	nur	nochmals	herzlich	danken.	

Ich	möchte	aber	auch	bei	allen	Vorteilen,	die	Theater	und	an-
dere	Kunstbetriebe	in	der	Umwegrentabilität	für	unsere	Ge-
samtwirtschaft	haben,	darauf	hinweisen:	Die	Kunst	und	die	
Kultur	haben	einen	Wert	an	und	für	sich.	Das	muss	am	Ende	
eines	solchen	kurzen	Statements	zu	einer	langen	Großen	An-
frage	stehen.	

Herzlichen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	 erhält	
Frau	Abg.	Heberer	für	die	Fraktion	der	SPD.	

Abg. Helen Heberer	SPD:	Frau	Präsidentin,	liebe	Kollegin-
nen	und	Kollegen,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren!	
Die	Antwort	auf	die	Große	Anfrage	der	FDP/DVP-Fraktion	
klärt	viele	Sachverhalte,	verweist	auf	eine	stolze	und	kreati-
ve	Theaterlandschaft	in	unserem	Land	und	zeigt	doch	auch	
Schieflagen	auf,	die	wir	im	Auge	behalten	und	auf	Dauer	be-
seitigen	müssen.	

Untersucht	 wurden	 die	 staatlich	 geförderten	Theater	 und	
Opern	in	Baden-Württemberg,	aber	nicht	die	freie	Theater-
szene	und	die	sonstige	Kunstszene.	

(Abg.	Heiderose	Berroth	FDP/DVP:	Das	haben	wir	
vor	einigen	Jahren	schon	gemacht!)

–	Ich	weiß	es.	Deshalb	gehe	ich	jetzt	nur	auf	die	Kunstberei-
che,	die	Gegenstand	dieser	Anfrage	sind,	und	nicht	auf	die	an-
deren	Kunstbereiche	ein.	Das	wollte	ich	damit	erklären.	

Im	Vergleich	mit	anderen	Ländern	belegen	wir	bei	der	Anzahl	
der	Veranstaltungen	und	bei	der	Besucherauslastung	die	obe-
ren	 Plätze.	 14	Bühnen	 in	Baden-Württemberg	 bieten	mit	

knapp	gleich	vielen	Veranstaltungen	für	nahezu	ebenso	viele	
Besucher	gutes	Theater,	wie	es	z.	B.	in	Bayern	20	Bühnen	ver-
mögen.	Das	heißt,	es	ist	insgesamt	effizient,	bei	hohem	künst-
lerischem	Anspruch.	

Dabei	profitieren	die	großen	Mehrspartenhäuser	auch	durch	
das	Zusammenwirken	der	eigenen	Sparten.	Es	sei	mir	die	Be-
merkung	erlaubt,	dass	von	den	sieben	erwähnten	Dreisparten-
häusern	 in	Baden-Württemberg	 eines	 in	Wirklichkeit	 vier	
Sparten	betreibt,	nämlich	das	 in	Mannheim	als	bundesweit	
größtes	Vierspartenhaus	in	kommunaler	Trägerschaft.

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Das	war	nicht	anders	
zu	erwarten!	–	Gegenruf	der	Abg.	Ursula	Haußmann	

SPD)

–	Das	muss	ich	als	Mannheimerin	hier	einmal	sagen.	

Die	Schieflage	zeigt	sich	jedoch	in	einem	Bereich,	der	die	Zu-
kunft	unserer	Theater	auch	wesentlich	bestimmen	wird,	näm-
lich	in	der	Partizipation	und	der	Gewinnung	des	Nachwuch-
ses.	So	erfahren	wir,	welches	kulturpolitisch	wichtige	Ziel	die	
Landesregierung	damit	verfolgt,	dass	–	wohlgemerkt:	offen-
bar	nur	durch	die	Unterstützung	der	Regierungsfraktionen	–	
für	die	Jahre	2007	und	2008	zusätzliche	Mittel	in	Höhe	von	
80	000	€	für	die	kulturelle	Bildung	von	Jugendlichen	im	The-
aterbereich	zur	Verfügung	gestellt	werden.	80	000	€	für	19	
Bühnen!	Es	sei	die	Frage	erlaubt,	wie	die	Mittel	verteilt	wer-
den,	um	überhaupt	einen	sichtbaren	Nutzen	damit	zu	erzielen.	
Mit	Verlaub:	Das,	was	da	geschieht,	ist	zu	wenig.	Es	ist	ein	
Nasenwasser,	bei	dem	einem	allenfalls	die	Tränen	kommen.	

Jedoch	 soll	 künftig	die	Zusammenarbeit	 zwischen	Schulen	
und	professionellen	Theatern	verstärkt	gefördert	werden.	

(Zuruf	des	Abg.	Dr.	Klaus	Schüle	CDU)	

–	Das	 kommt	noch.	 –	Hierfür	 sind	 zusätzliche	Mittel	 von	
100	000	€	aus	dem	Sonderprogramm	„Stärkung	der	Kunst	in	
der	Fläche“	für	ganz	Baden-Württemberg	vorgesehen.	Noch	
so	ein	Tropfen	auf	den	heißen	Stein.	Sind	das	möglicherwei-
se	sogar	die	Mittel,	die	aus	dem	Topf	für	die	freie	und	Laien-
szene	genommen	werden?	Das	ist	mir	noch	nicht	ganz	klar.	
Welche	Programme	sind	 für	die	Städte	vorgesehen	–	diese	
Frage	stellt	sich	–,	und	welche	Strukturen	sind	für	diese	Ein-
zel-	und	Modellprojekte	überhaupt	vorgesehen?	

Gleichzeitig	entnehmen	wir	der	Antwort	der	Landesregierung,	
dass	es	regelmäßig	zusätzliche	finanzielle	–	ich	möchte	es	so	
nennen	–	Sahnehäubchen	für	ohnehin	schon	gut	subventio-
nierte	Häuser	gibt,	und	zwar	durch	die	Landesstiftung.	Ich	be-
tone:	Das	 sei	wirklich	 allen	von	Herzen	gegönnt,	 aber	 das	
zeigt	natürlich	auch	eine	Schwerpunktsetzung	der	Landesre-
gierung	auf.	

Es	werden	künstlerische	Projekte	mit	einer	zusätzlichen	Son-
derförderung	von	7,9	Millionen	€	durch	die	Landesstiftung	
unterstützt,	und	damit	setzt	man	Schwerpunkte	–	aber	einsei-
tige.	Sie	behaupten	aber,	dass	Sie	Schwerpunkte	im	Kinder-	
und	Jugendbereich	setzen.	Das	können	Sie	doch	nicht	ernst	
meinen.	Bei	 dem	wichtigen	kulturpolitischen	Ziel,	 das	 die	
Landesregierung	auf	dem	Feld	der	kulturellen	Bildung	ver-
folgt,	kann	man	Ihnen	gar	nicht	glauben,	dass	Sie	mit	diesen	
Beträgen	Schwerpunkte	setzen,	vor	allem	nicht,	wenn	man	
sich	folgende	Zahlen	ansieht.
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Machen	wir	ein	Rechenbeispiel:	Nach	Angaben	des	Statisti-
schen	Landesamts	werden	für	Kultur	in	Baden-Württemberg	
insgesamt	350	Millionen	€	ausgegeben,	1	%	der	Gesamtaus-
gaben	des	Landes	überhaupt.	Das	entspricht	33	€	pro	Jahr	und	
Einwohner.	Die	in	den	Kulturausgaben	enthaltenen	117	Mil-
lionen	€,	die	für	die	Theater	ausgewiesen	sind,	entsprechen	
11	€	pro	Einwohner.	Stelle	ich	dem	die	180	000	€	für	die	Kin-
der-	und	Jugendarbeit	im	Theaterbereich	gegenüber,	über	die	
ich	eben	gesprochen	habe,	dann	komme	ich	auf	1,6	Cent	pro	
Einwohner,	also	0,016	€.	

Rechnen	wir	jetzt	einmal	andersherum:	Angenommen,	wir	gä-
ben	10	Cent	pro	Einwohner	für	diese	wichtige	Aufgabe	aus.	
Dann	wären	das	1	125	000	€	für	die	Kinder-	und	Jugendar-
beit.	Würden	wir	1	€	pro	Einwohner	ausgeben,	kämen	wir	auf	
eine	Summe	von	11	250	000	€.	Das	sind	die	Beträge,	die	ei-
ne	Schwerpunktsetzung	erahnen	ließen.	Ich	möchte	an	Sie	ap-
pellieren,	sich	an	dieser	Größenordnung	zu	orientieren.	

Das	Problem	 ist	 aber:	Diese	Haltung	wird	 sich	vermutlich	
dann	rächen,	wenn	den	Häusern	künftig	die	Besucher	weg-
bleiben.	Das	könnte	schon	 in	zehn	oder	15	Jahren	der	Fall	
sein,	nämlich	dann,	wenn	die	nicht	mehr	kommen,	die	heute	
auch	nicht	eingebunden	sind.	

Für	uns	stellt	sich	ganz	einfach	die	Frage,	mit	welchen	Mit-
teln	und	welchen	Angeboten	die	Theater	ihre	eigene	Zukunft	
sichern	können.	Dies	gelänge	durch	das	Erschließen	neuer	Be-
suchergruppen,	z.	B.	mit	Angeboten	der	aktiven	Mitgestaltung	
für	Kinder	und	Jugendliche,	mit	speziellen	Vorstellungsfor-
men	für	sie,	aber	auch	durch	Angebote	für	und	mit	Migran-
ten.	Im	Übrigen	gilt	es	unter	dem	Vorzeichen	des	demografi-
schen	Wandels,	auch	das	Stammpublikum	zu	halten.	Senio-
ren	sind	nicht	mehr	so	gern	sehr	spät	am	Abend	unterwegs.	
Auch	da	muss	man	sich	etwas	Neues	einfallen	lassen.	

Bei	diesen	Aufgaben	muss	das	Land	die	Bühnen	unterstützen;	
denn	es	hat	dabei	eine	wichtige	Gestaltungsaufgabe.	Nehmen	
Sie	das	jetzt	entschlossen	in	die	Hand,	bevor	es	zu	spät	ist,	
und	verbessern	Sie	die	Rahmenbedingungen	für	die	theater-
pädagogische	Arbeit	an	den	Bühnen	nachhaltig!	Wir	fordern	
das	schon	lange.	

Ich	bedanke	mich	für	Ihre	Aufmerksamkeit.	

(Beifall	bei	der	SPD	und	Abgeordneten	der	Grünen)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Walter	für	die	Fraktion	GRÜNE.	

Abg. Jürgen Walter	GRÜNE:	Frau	Präsidentin,	meine	Da-
men	und	Herren!	Die	Antwort	 der	Landesregierung	macht	
deutlich,	dass	wir	in	Baden-Württemberg	in	der	Tat	eine	sehr	
vielfältige	und	 lebendige	Theaterlandschaft	mit	 sehr	vielen	
engagierten	Kulturschaffenden	vor	Ort	haben.	Wir	können	uns	
in	dieser	Frage	sicherlich	mit	vielen	oder	sogar	allen	Bundes-
ländern	messen.	

Von	der	Kollegin	Heberer	wurde	aber	zu	Recht	der	Bereich	
der	kulturellen	Bildung	angesprochen.	Es	gibt	zwar	viele	Ein-
zelprojekte,	und	in	vielen	Theatern	wird	etwas	gemacht.	Alle	
haben	ein	Bewusstsein	dafür.	Aber	der	Bereich	der	kulturel-
len	Bildung	muss	–	–	Ein	Thema	dieser	Anfrage	war	ja:	Wie	
geht	es	mit	der	Kunstkonzeption	II	weiter?	Herr	Staatssekre-
tär,	wir	waren	uns	fraktionsübergreifend	und	auch	mit	Ihrem	

Haus	einig:	Der	Bereich	der	kulturellen	Bildung	muss	 ein,	
wenn	nicht	sogar	der	Schwerpunkt	bei	der	Fortschreibung	der	
Kunstkonzeption	werden.	Deswegen	kann	ich	mich	den	Wor-
ten	meiner	Vorrednerin	anschließen.	Wir	müssen	da	ein	kla-
res	Konzept,	eine	klare	Vorgabe	des	Landes	haben.

Die	Theater	sind	da	auch	schon	in	der	Warteschleife.	Sie	war-
ten.	Sie	brauchen	natürlich	auch	eine	gewisse	finanzielle	Un-
terstützung.	Wir	alle	wissen,	wie	schwierig	das	derzeit	ist.	Wir	
müssen	 in	den	nächsten	 Jahren	wahrscheinlich	eher	darum	
kämpfen,	dass	wir	die	Summen,	die	jetzt	im	Kulturbereich	ste-
cken,	beibehalten	können.	Das	müssen	wir	auch	fraktionsüber-
greifend	tun,	wenn	wir	daran	denken,	welch	wichtigen	Bei-
trag	die	Kultur	zu	unserem	Gemeinwohl,	für	unsere	Gesell-
schaft	leistet.	

Aber	gleichzeitig	müssen	wir	versuchen,	innerhalb	des	finan-
ziellen	Rahmens,	der	uns	zur	Verfügung	steht,	die	kulturelle	
Bildung	zu	einem	ganz	wichtigen	Schwerpunkt	zu	machen.	
Da	reichen	einzelne	Maßnahmen	an	den	Schulen	oder	an	den	
einzelnen	Theatern	nicht	mehr	aus.

Lassen	Sie	mich	in	diesem	Zusammenhang	auch	noch	darauf	
hinweisen,	dass	die	Kulturausgaben	pro	Kopf	seit	1990,	sprich	
seit	 Inkrafttreten	 der	 jetzt	 geltenden	Kunstkonzeption,	 im	
Grunde	gleich	geblieben	sind.	Wir	haben	zwar	aufgrund	des-
sen,	dass	die	Bevölkerungszahl	bei	uns	weiter	zugenommen	
hat,	mehr	Geld	ausgegeben,	aber	pro	Kopf	gerechnet	sind	wir	
auf	demselben	Stand.	Da	gilt	es	natürlich	zu	überlegen,	wie	
es	weitergeht.

Herr	Staatssekretär,	lassen	Sie	mich	noch	einige	Ausführun-
gen	zur	Kunstkonzeption	machen,	weil	sie	ein	Teil	dieser	An-
frage	ist.	Neben	der	kulturellen	Bildung	ist	es	meiner	Ansicht	
nach	sehr	wichtig,	darüber	zu	reden,	wie	man	auch	der	Zer-
splitterung	der	Zuständigkeiten	auf	die	Ministerien	ein	Ende	
bereitet.	Der	Kunstbeirat	hat	in	seinen	Empfehlungen	eben-
falls	darüber	gesprochen.	Es	sind	viel	zu	viele	Ministerien	mit	
diesem	Thema	beschäftigt.	Die	Kulturschaffenden	müssen	
sich,	eine	einzige	Institution	muss	sich	teilweise	an	zwei,	drei	
Ministerien	wenden.	Diesem	Zustand	müssen	wir,	Herr	Staats-
sekretär,	alle	gemeinsam	ein	Ende	bereiten.	Ich	glaube,	Sie	
können	sich	darauf	verlassen,	dass	Sie	hierbei	die	Unterstüt-
zung	aller	Fraktionen	dieses	Hauses	haben	werden.

(Abg.	Christoph	Palm	CDU:	Das	möchte	ich	schon	
selbst	sagen!)

Ganz	wichtig	ist	mir	noch	Folgendes	–	wir	haben	heute	in	die-
sem	Haus	schon	über	das	Thema	Migration	gesprochen	–:	Wie	
bekommen	wir	mehr	Menschen	mit	Migrationshintergrund	in	
unsere	Kultureinrichtungen?	Bisher	beschränkt	sich	das	kul-
turelle	Engagement	teilweise	auf	–	so	sage	ich	einmal	–	Fol-
kloreveranstaltungen,	bei	denen	die	Folklore	der	Länder,	aus	
denen	die	Migranten	 stammen,	 gepflegt	wird.	Das	 ist	 sehr	
sinnvoll,	das	ist	wichtig,	aber	es	muss	mehr	werden.	Wir	müs-
sen	die	Migranten	auch	in	unsere	Kultureinrichtungen	brin-
gen.	Deswegen	sollte	auch	das	ein	Schwerpunkt	unserer	zu-
künftigen	Kunstkonzeption	sein.

Wie	Sie	wissen,	sind	wir	von	der	Fraktion	GRÜNE	sehr	dar-
an	interessiert,	dass	es	einen	akademischen	Unter-	oder	Über-
bau	–	je	nachdem,	wie	man	es	nennen	möchte	–	gibt.	In	dem	
Gespräch,	Herr	Staatssekretär,	zu	dem	Sie	freundlicherweise	
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eingeladen	hatten,	waren	wir	uns	einig,	dass	es	dafür	Ansatz-
punkte	 in	Ludwigsburg	gibt,	 die	wir	 ausbauen	müssen.	Es	
muss	nicht	in	Ludwigsburg	sein,	es	kann	auch	an	einer	Uni-
versität	des	Landes	sein.	Aber	in	Ludwigsburg	haben	wir	jetzt	
damit	angefangen.	Für	uns	ist	es	auch	ein	ganz	wichtiger	An-
satz	 und	 eine	 ganz	 wichtige	Veränderung	 gegenüber	 der	
Kunstkonzeption	 I,	 dass	wir	 diesen	Unter-	 oder	Überbau	
schaffen,	wo	immer	er	sich	dann	auch	befinden	soll.

Ein	letzter	Punkt,	den	ich	noch	erwähnen	möchte	und	der	auch	
aus	der	Antwort	auf	die	Große	Anfrage	hervorgeht,	ist:	Es	wird	
immer	nur	über	Zuschüsse	geredet.	Da	bin	 ich	Ihnen,	Herr	
Staatssekretär,	sehr	dankbar,	dass	Sie	in	der	Antwort	noch	ein-
mal	auf	diese	wissenschaftliche	Studie	hinweisen,	wonach	je-
der	Euro,	der	hier	von	der	öffentlichen	Hand	–	in	diesem	Fall	
vom	Land	–	in	die	Hand	genommen	wird,	dazu	führt,	dass	vier	
weitere	Euro	 in	der	 jeweiligen	Kommune	ausgegeben	wer-
den.	Das	heißt,	Kultur	 ist	ein	wichtiger	Standortfaktor,	den	
man	nicht	unterschätzen	darf.	Schon	deswegen	ist	es	sinnvoll,	
die	Kultur	weiterhin	in	diesem	Stil,	zumindest	im	selben	Um-
fang	wie	bisher,	zu	fördern.

Danke.

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	Abg.	Helen	Heberer	
SPD)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Staatssekretär	Dr.	Birk.

Staatssekretär Dr. Dietrich Birk:	Frau	Präsidentin,	meine	
sehr	geehrten	Damen	und	Herren!	Theater	tut	in	der	Regel	gut	
–	nicht	immer,	aber	meistens.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Jawohl!	–	Abg.	And-
reas	Hoffmann	CDU:	Außer	im	Landtag!	–	Zuruf	der	

Abg.	Heiderose	Berroth	FDP/DVP)

Eine	Gesellschaft	ohne	Kunst	und	Kultur	wäre	–	das	wissen	
wir	–	nicht	überlebensfähig.	Insofern	freut	es	mich	auch,	dass	
hier	übereinstimmend	festgestellt	wurde,	dass	unsere	Thea-
terlandschaft	in	Baden-Württemberg	sehr	lebendig,	vielfältig	
und	dezentral	ist

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Trotz	des	Rechnungs-
hofs!)

und	dass	sie	vor	allem	auch	mit	vielen	interessanten	Projek-
ten	ein	breites	Publikum	erreicht.

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	Kein	Wunder,	bei	ei-
nem	solchen	Staatssekretär!)

Ich	bin	der	FDP/DVP	für	die	Große	Anfrage	dankbar,	weil	
durch	die	Antwort	deutlich	wird,	wie	sich	unsere	Theaterland-
schaft	in	den	letzten	Jahren	entwickelt	hat.	Zwar	datiert	diese	
Anfrage	bereits	aus	dem	Jahr	2008,	aber	man	kann	natürlich	
auch	im	Jahr	2010	noch	wunderbar	über	das	Theater	debattie-
ren.	Das	können	wir	heute	tun.

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Das	können	wir	auch	
noch	in	zehn	Jahren!)

Wir	stellen	 fest,	meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren	–	
auch	Sie	von	der	Opposition	müssen	das	akzeptieren	–,	dass	

die	Haushaltsjahre	2008,	2009	und	auch	2010	für	das	Theater	
in	Baden-Württemberg	gute	Jahre	waren	bzw.	sind.

(Abg.	Helen	Heberer	SPD:	Mit	den	genannten	Ein-
schränkungen!)

Ich	möchte	daran	erinnern,	dass	wir	die	Etats	nicht	nur	gehal-
ten,	sondern	auch	ausgebaut	haben.	Denken	wir	nur	an	den	
Anteil	des	Landes	bei	den	tarifbedingten	Personalmehrkos-
ten,	die	im	Bereich	der	kommunalen	Theater	mit	2	Millionen	€	
zusätzlich	zu	Buche	schlagen;	denken	wir	an	die	Projekt-	und	
Konzeptionsförderung	für	die	Kleintheaterlandschaft	mit	zu-
sätzlich	immerhin	700	000	€,	und	denken	wir	vor	allem	auch	
an	die	deutliche	Erhöhung	der	Haushaltsmittel	für	die	freien	
Theater.	In	Baden-Württemberg	stehen	jetzt	1,5	Millionen	€	
für	die	freien	Theater	zur	Verfügung.

Lassen	Sie	mich	in	diesem	Zusammenhang	auf	die	Ausfüh-
rungen	von	Ihnen,	 liebe	Frau	Heberer,	kommen.	Sie	haben	
auch	auf	die	Bedeutung	der	kulturellen	Bildung	hingewiesen.	
Dabei	sind	Sie	aus	meiner	Sicht	jedoch	etwas	zu	kurz	gesprun-
gen.	 Ich	 gebe	 Ihnen	 recht:	 180	 000	 €	 –	 es	 sind	 immerhin	
180	000	€,	die	wir	als	Projektmittel	für	die	kulturelle	Bildung	
zur	Verfügung	haben	–	würden	nicht	ausreichen.	Wenn	man	
jetzt	aber	einmal	die	gesamten	Etats	unserer	Staatstheater,	un-
serer	Landesbühnen,	 unserer	 kommunalen	Theater,	 unserer	
Klein-	und	Figurentheater	und	auch	der	freien	Theater	im	Hin-
blick	auf	die	Fragestellung	der	kulturellen	Bildung	und	ins-
besondere	des	Kinder-	und	Jugendtheaters	mit	berücksichtigt,	
dann	kommt	man	auf	einen	weitaus	höheren	Betrag.	Ich	sage	
das	nicht,	um	mich	dadurch	zu	entlasten,	sondern	einfach,	um	
aufzuzeigen,	dass	auf	diesem	Gebiet	schon	sehr	viel	läuft	und	
dass	wir	dies	in	den	nächsten	Jahren	noch	deutlich	ausbauen	
müssen.

Das	Land	hat	das	Theater	und	die	Schulen	vor	allem	dadurch	
vorangebracht,	dass	wir	zunächst	überhaupt	einmal	eine	In-
formationsplattform	eingerichtet	haben.	Es	gibt	nun	die	Inter-
netplattform	„Theater	und	Schule“.	Damit	ist	es	für	jedes	The-
ater,	aber	auch	für	jede	Schule	in	Baden-Württemberg	mög-
lich,	 in	der	Projektarbeit	zusammenzukommen;	es	 ist	mög-
lich,	das	Theater	an	die	Schulen	zu	bringen	und	die	Schüle-
rinnen	und	Schüler	ins	Theater	hineinzubringen.

Das	Theater	ist	gerade	bei	Kindern	und	Jugendlichen	für	die	
Förderung	von	Kreativität,	 für	 die	Förderung	von	 sozialer	
Kompetenz	durch	alle	Schularten	hindurch	sehr	gut	geeignet.	
Insofern	stellen	wir	auch	fest,	dass	das	Interesse	unserer	The-
ater	an	dieser	Aufgabe,	an	dieser	Arbeit	sehr	groß	ist.

Meine	sehr	geehrten	Damen	und	Herren,	lassen	Sie	mich	noch	
einen	weiteren	Bereich	aufgreifen,	der	ebenfalls	angesprochen	
worden	 ist.	 Ich	glaube,	Theater,	Kultur	 insgesamt	–	das	 ist	
beim	Kollegen	Palm	bereits	angeklungen	–	ist	wirklich	eine	
Aufgabe	der	öffentlichen	Daseinsvorsorge.	Wir	müssen	auf-
passen,	dass	wir	nicht	in	eine	Diskussion	abgleiten,	die	sich	
um	die	Frage	dreht:	„Wie	viel	Theater	können	wir	uns	in	der	
heutigen	Zeit	 leisten?“	oder	um	die	Frage:	„Wie	weit	kann	
man	die	Eintrittspreise	noch	erhöhen,	damit	sich	die	öffentli-
che	Hand	aus	dieser	Finanzierung	herausnehmen	kann?“	

Ich	denke,	wir	–	Land	und	Kommunen	–	sind	gut	beraten,	ein	
Bekenntnis	dahin	gehend	abzulegen,	dass	unsere	Kulturland-
schaft	in	Baden-Württemberg	weiterhin	die	Säule	der	öffent-
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lichen	Finanzierung	benötigt.	Das	heißt,	dass	wir	uns	aus	die-
ser	Säule	nicht	zurückziehen	dürfen,	sondern	alles	dafür	tun	
müssen,	um	im	Rahmen	der	Möglichkeiten	weiterhin	für	Sta-
bilität	zu	sorgen.	Das	heißt	nicht,	dass	wir	Planungssicherheit	
über	Jahre	hinweg	garantieren	können.	Aber	wir	sind	uns	in	
diesem	Hohen	Haus	bewusst,	dass	die	Kultur	einen	eigenen,	
einen	hohen	Stellenwert	in	Baden-Württemberg	hat.	Das	wird	
man	mit	 der	Fortschreibung	der	Kunstkonzeption	 abbilden	
können.	Das	muss	sich	aber	auch	im	Rahmen	der	Haushalts-
entwicklung	widerspiegeln.	

Darüber	hinaus	müssen	wir	aufpassen,	dass	wir	nicht	so	man-
cher	Untersuchung	folgen,	wie	beispielsweise	der	letzten	Un-
tersuchung	der	Zeppelin	Universität	in	Friedrichshafen,	wo-
nach	das	Publikum	zunehmend	veralte	und	die	Jungen	nicht	
mehr	 die	Kultureinrichtungen	besuchten,	weshalb	 sich	 die	
Frage	stelle,	ob	sich	die	öffentliche	Hand	aus	der	Kulturfinan-
zierung	zurückziehen	solle.

Nein,	meine	Damen	und	Herren,	das	Gegenteil	muss	der	Fall	
sein.	Wir	möchten	natürlich,	dass	eine	Generation,	die	immer	
mobiler	und	immer	aktiver	bis	ins	hohe	Alter	hinein	ist,	an	
diesen	Angeboten	teilnehmen	kann,	dass	wir	auch	die	aktiven	
Senioren	dafür	gewinnen.	Gleichzeitig	dürfen	wir	nicht	in	un-
serem	Bemühen	nachlassen,	die	mittlere	und	die	jüngere	Ge-
neration,	insbesondere	Kinder	und	Jugendliche,	an	die	Kultur-
einrichtungen	heranzuführen.	

Insofern	ist	durch	manche	Studie	eine	Schieflage	entstanden,	
der	wir	klar	entgegentreten	müssen.	Ich	denke,	dass	wir	das	
in	der	Vergangenheit	fraktionsübergreifend	getan	haben	und	
auch	weiterhin	tun	werden.	

Hüten	wir	uns	davor,	für	jede	Einrichtung	die	Umwegrenta-
bilität	zu	berechnen.	Die	Umwegrentabilität	ist	bei	den	gro-
ßen	Einrichtungen	sicherlich	relevant.	Denken	wir	beispiels-
weise	an	das	Festspielhaus	in	Baden-Baden	oder	an	die	Staats-
theater.	Sie	kann	aber	nicht	im	ländlichen	Raum	funktionie-
ren,	wo	Kultureinrichtungen	mit	ihren	Kulturangeboten	einen	
viel	kleineren	Kreis	von	Menschen	erreichen.	Das	sage	ich	
insbesondere	im	Hinblick	auf	die	Förderung	der	freien	Thea-
ter	und	der	Kleintheater,	die	gerade	im	ländlichen	Raum	eine	
sehr	große	Rolle	spielen	und	dort	auch	in	Zukunft	gut	ange-
siedelt	sind.	

Abschließend	möchte	ich	Ihnen	nochmals	zurufen:	Auch	im	
Hinblick	 auf	 die	 Fortschreibung	 unserer	Kunstkonzeption	
wird	die	Theaterlandschaft	 in	Baden-Württemberg,	werden	
alle	Sparten	in	Baden-Württemberg	–	sei	es	das	Schauspiel,	
sei	es	die	Oper,	sei	es	das	Ballett,	sei	es	das	Kinder-	und	Ju-
gendtheater	–	einen	wichtigen	Impuls	und	Beitrag	leisten	und	
entsprechend	Berücksichtigung	finden.	 Insofern	 freue	 ich	
mich	auf	die	weitere	Diskussion,	die	wir	im	Laufe	dieses	Jah-
res	führen	können.

Ich	bedanke	mich	nochmals	bei	der	FDP/DVP	für	die	Große	
Anfrage	und	hoffe,	dass	die	Theaterlandschaft	in	Baden-Würt-
temberg	auch	in	diesem	Hohen	Haus	weiterhin	große	Akzep-
tanz	und	Unterstützung	finden	wird.	

Vielen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP	sowie	des	
Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	 erhält	
Frau	Abg.	Berroth	für	die	Fraktion	der	FDP/DVP.

Abg. Heiderose Berroth	FDP/DVP:	Vielen	Dank	an	die	Kol-
leginnen	und	Kollegen	für	eine	runde	Debatte,	die	deutlich	
zeigt,	dass	das	eines	der	Themen	ist,	bei	denen	wir	sehr	nah	
beieinander	sind.	

Frau	Kollegin	Heberer,	 Sie	 haben	 es	 selbst	mitbekommen:	
Dieses	Mal	ging	es	nur	um	die	staatlichen	Theater,	

(Abg.	Helen	Heberer	SPD:	Das	weiß	ich,	aber	Sie	ha-
ben	über	etwas	anderes	gesprochen!)

weil	wir	das	Feld	der	kleinen	und	der	freien	Theater	vor	zwei	
Jahren	schon	genauso	ausführlich	beackert	haben.	Das	hat	im	
Übrigen	dazu	geführt,	dass	diesen	Theatern	inzwischen	eine	
bessere	Förderung	gewährt	wird.	

(Abg.	Hagen	Kluck	FDP/DVP:	So	ist	es!)

Das	war	die	effizienteste	Große	Anfrage,	die	ich	je	gestellt	ha-
be.	Sie	hat	gute	Folgen	gehabt.

Sie	 beklagen	 weiterhin,	 die	 Landesstiftung	 setze	 falsche	
Schwerpunkte.	 In	der	Antwort	auf	unsere	Initiative	können	
Sie	nachlesen,	 dass	 die	Landesstiftung	die	 kleinen	und	die	
freien	Theater	in	gleichem	Maße	unterstützt.	

(Abg.	Peter	Hofelich	SPD:	Na,	na,	na!)

In	dieser	Großen	Anfrage	wird	aber	nur	über	die	staatlichen	
Theater	berichtet.	

Meines	Erachtens	ist	es	wichtig,	dass	man	Schwerpunkte	setzt,	
wie	dies	beispielsweise	bei	der	Renovierung	der	Württember-
gischen	Staatstheater	der	Fall	ist;	denn	diese	ist	dringend	not-
wendig.	

Herr	Dr.	Birk,	ich	stimme	Ihnen	voll	und	ganz	zu,	wenn	Sie	
sagen,	dass	der	Kulturbereich	der	Unterstützung	durch	den	
Staat	bedarf.	Wir	führen	quasi	fort,	was	früher	Könige	und	
Kaiser	gemacht	haben.

(Abg.	Helmut	Walter	Rüeck	CDU:	Und	Herzöge!)

Das	kann	kein	Einzelner	schultern.	Deshalb	müssen	wir	das	
mit	dem	Geld	tun,	das	wir	von	allen	Steuerzahlern	einsam-
meln,	damit	diese	Infrastruktur	zur	Verfügung	steht.	

Ich	habe	die	Umwegrentabilität	nur	deshalb	erwähnt,	damit	
nicht	der	Eindruck	entsteht,	dass	sämtliche	Mittel,	die	in	die-
sen	Bereich	hineinfließen,	einfach	ausgegeben	seien.	Nein,	es	
kommt	sehr	viel	zurück.	

Man	muss	Kultur	auch	als	Standortfaktor	sehen;	Kollege	Wal-
ter	hat	das	völlig	zu	Recht	gesagt.	Ich	erlebe	sehr	oft,	wenn	
ich	mich	z.	B.	mit	Verantwortlichen	in	unseren	Betrieben	un-
terhalte,	dass	diese	sagen:	Wenn	ich	qualifizierte	Fachkräfte,	
Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeiter	 auf	Leitungsebene	 suche,	
dann	ist	es	ein	Pfund,	dass	wir	hier	wirklich	etwas	zu	bieten	
haben	–	Oper	des	Jahres,	Schauspiel	des	Jahres	und,	und,	und	
–	und	dass	wir	das	Angebot	im	ganzen	Land	haben	und	nicht	
nur	in	der	Zentralstadt,	wie	das	bei	anderen	Ländern	der	Fall	
ist.
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Herr	Palm,	Sie	haben	völlig	zu	Recht	die	Planungssicherheit	
angesprochen.	Ich	habe	es	bereits	während	der	Haushaltsbe-
ratungen	gesagt:	Wir	brauchen	für	bestimmte	Einrichtungen	
in	diesem	Bereich	Verpflichtungsermächtigungen;	denn	wenn	
man	z.	B.	besonders	wichtige	Schauspieler	oder	Dirigenten	
verpflichten	will,	dann	kann	man	dies	nicht	ein	halbes	Jahr	im	
Voraus	tun,	sondern	dies	muss	auf	Jahre	hinaus	geplant	wer-
den.	Das	kann	ein	Haus	aber	nur	dann,	wenn	es	weiß,	dass	
ihm	ein	bestimmtes	Budget	zur	Verfügung	steht.	Nur	für	die-
se	speziellen	Fälle,	sehr	gut	begründet,	meine	ich,	sollten	wir	
Verpflichtungsermächtigungen	in	den	Haushalten	ausbringen	
und	uns	damit	ein	kleines	bisschen	die	Haushaltshoheit	für	die	
nächsten	Jahre	beschneiden.	Das	hat	aber	einen	Sinn.	Das	ist	
in	puncto	Rentabilität	sogar	wichtig,	weil	man	dann	in	der	Re-
gel	noch	vernünftigere	Preise	zahlt,	als	wenn	man	kurzfristi-
ge	Verpflichtungen	eingeht.

Herr	Kollege	Palm,	ich	möchte	Ihnen	auch	noch	in	einem	wei-
teren	Punkt	zustimmen:	Kunst	ist	ein	Wert	an	sich,	selbstver-
ständlich.	Der	Begriff	„L’art	pour	l’art“,	Kunst	um	der	Kunst	
willen,	ist	in	diesem	Fall	völlig	richtig	am	Platz.	Gerade	bei	
Theater,	Oper	und	Ballett	sind	wir	froh,	dass	wir	sie	haben.	
Genießen	wir	sie	weiter.	Lassen	wir	sie	auch	wider	den	Sta-
chel	löcken,	denn	das	brauchen	wir	ab	und	zu.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	 der	 FDP/DVP	 und	 der	
CDU)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Meine	Damen	und	
Herren,	es	liegen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.	Die	Gro-
ße	Anfrage	ist	mit	der	Aussprache	erledigt.	

Damit	ist	Punkt	9	der	Tagesordnung	erledigt.

Ich	rufe	Punkt 10	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Ständigen Aus-
schusses zu der Mitteilung des Landesbeauftragten für den 
Datenschutz vom 1. Dezember 2009 – 29. Tätigkeitsbericht 
des Landesbeauftragten für den Datenschutz in Baden-
Württemberg 2008/2009 – Drucksachen 14/5500, 14/6131

Berichterstatter: Abg. Thomas Bopp 

Für	die	Aussprache	hat	das	Präsidium	eine	Redezeit	von	zehn	
Minuten	je	Fraktion	festgelegt,	wobei	gestaffelte	Redezeiten	
gelten.

Das	Wort	darf	ich	Herrn	Abg.	Bopp	für	die	Fraktion	der	CDU	
erteilen.

(Abg.	Dr.	Klaus	 Schüle	 CDU:	 Jetzt	 sind	wir	 ge-
spannt!)

Abg. Thomas Bopp	CDU:	Sehr	geehrte	Frau	Präsidentin,	lie-
be	Kolleginnen	und	Kollegen,	meine	sehr	geehrten	Damen	
und	Herren!	Der	29.	Tätigkeitsbericht	des	Landesbeauftrag-
ten	für	den	Datenschutz	ist	sehr	umfassend	und	gibt	einen	sehr	
guten	Überblick	über	den	Datenschutz	 im	öffentlichen	Be-
reich	in	unserem	Land.	Er	zeigt,	wo	es	Beanstandungen	ge-
geben	hat,	wie	diese	bewertet	werden	und	welche	Schlussfol-
gerungen	für	die	künftige	Verwaltungspraxis	daraus	zu	ziehen	
sind.

Ich	bedanke	mich	für	die	CDU-Fraktion	deshalb	ganz	herz-
lich	bei	Herrn	Klingbeil	und	seinen	Mitarbeiterinnen	und	Mit-

arbeitern	für	diesen	sehr	ausführlichen	Bericht.	Er	bietet	eine	
sehr	gute	Grundlage	für	die	weitere	Arbeit	im	Datenschutz.

Die	rasante	technische	Entwicklung	im	EDV-Bereich	führt	zu	
immer	neuen	und	schnelleren	Möglichkeiten,	Daten	zu	spei-
chern	und	zu	übertragen.	Dies	ist	zunächst	einmal	ein	Fort-
schritt,	den	wir	alle	uns	 sehr	gern	zunutze	machen	wollen.	
Aber	diese	Veränderungen	können	auch	eine	Bedrohung	für	
das	Recht	 auf	 informelle	Selbstbestimmung	des	Einzelnen	
sein.	Jeder	Einzelne	kann	immer	schwerer	erkennen,	welche	
Informationen	über	ihn	gesammelt	werden,	wohin	diese	In-
formationen	wandern,	wie	sie	weitergegeben	werden	und	wo-
für	sie	letztlich	genutzt	werden.	Deshalb	ist	ein	wirksamer	Da-
tenschutz	unverzichtbar.	Wir	werden	den	Datenschutz	immer	
wieder	aufs	Neue,	wenn	sich	die	technischen	Möglichkeiten	
verändern,	anpassen	müssen.

Den	öffentlichen	Verwaltungen	hier	 in	Baden-Württemberg	
und	in	ganz	Deutschland	hat	der	Datenschutzbeauftragte	in	
seinem	Bericht	ein	gutes	Zeugnis	ausgestellt.	Wir	sind	ver-
gleichsweise	 gut	 aufgestellt.	Der	Datenschutz	 in	 unserem	
Land	hat	 ein	 hohes	Niveau.	Dies	 heißt	 aber	 nicht,	 dass	 es	
nichts	zu	verbessern	gäbe.	Im	Bericht	ist	vieles	angesprochen,	
und	es	werden	auch	Verbesserungsvorschläge	gemacht,	die	
das	 Innenministerium	 in	 seiner	Stellungnahme	größtenteils	
aufgegriffen	hat.

Im	Ständigen	Ausschuss	wurden	 die	Bereiche	Polizei	 und	
Schule	im	Besonderen	thematisiert.	Beides	sind	sehr	sensib-
le	Bereiche,	die	ein	hohes	Maß	an	Bewusstsein	für	den	per-
sönlichen	Datenschutz	erfordern.	Die	Bürger	erwarten	vom	
Staat	zu	Recht	ein	hohes	Maß	an	Sicherheit.	Dies	ist	nur	zu	
gewährleisten,	wenn	Polizei	 und	Ermittlungsbehörden	Er-
kenntnisse	und	Informationen	sammeln	dürfen	und	unterein-
ander	auch	kommunizieren	dürfen.	Aber	dies	muss	selbstver-
ständlich	unter	strikter	Einhaltung	datenschutzrechtlicher	Be-
stimmungen	geschehen.

Das	ist	sicher	nicht	immer	einfach.	Deshalb	finde	ich	es	sehr	
gut,	dass	ein	Mitarbeiter	der	Polizei,	der	die	Polizeiarbeit	aus	
eigener	Anschauung	sehr	genau	kennt,	nun	dem	Datenschutz-
beauftragten	bei	seiner	Arbeit	zur	Seite	gestellt	worden	 ist.	
Ein	ähnliches	Modell	könnte	 ich	mir	auch	 für	den	Bereich	
Schule	vorstellen,	denn	im	Schulbereich	hat	der	Bericht	teil-
weise	noch	ein	mangelndes	Problembewusstsein	für	den	Da-
tenschutz	festgestellt.	Insbesondere	im	Schulbereich,	bei	dem	
es	um	junge	Menschen	geht,	die	teilweise	sehr	sorglos	mit	ih-
ren	persönlichen	Daten	umgehen	und	diese	auf	allen	mögli-
chen	Plattformen	ins	Netz	stellen,	ist	eine	Aufklärungsarbeit	
dringend	nötig.	Denn	viele	wissen	nicht,	was	mit	diesen	Da-
ten	dann	letztlich	geschieht	und	dass	sie	noch	nach	Jahren	ein-
holen	kann,	was	sie	da	alles	ins	Netz	stellen.	

Es	wird	eine	Daueraufgabe	sein,	den	Datenschutz	jeweils	an	
neueste	 technische	Entwicklungen	 anzupassen.	Die	CDU-
Fraktion	wird	mit	Entschlossenheit,	aber	auch	mit	Augenmaß	
für	eine	sichere	und	datenschutzgerechte	Kommunikation	ein-
treten.

Meine	Damen	und	Herren,	heute	geht	es	um	den	Bericht	zum	
Datenschutz	im	öffentlichen	Bereich.	An	dieser	Stelle	könn-
te	ich	jetzt	mit	meiner	Rede	schließen,	wenn	ich	nicht	schon	
geahnt	hätte,	dass	andere	Redner	heute	die	Gelegenheit	nut-
zen	werden,	das	Thema	„Zusammenlegung	der	Datenschutz-
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aufsicht	für	den	öffentlichen	und	den	nicht	öffentlichen	Be-
reich“	wieder	anzusprechen.	So	ist	es	ja	auch	prompt	gekom-
men.	

(Abg.	 Jürgen	Walter	GRÜNE:	 Sie	müssten	Lotto	
spielen!)

Es	liegt	ein	Entschließungsantrag	der	Fraktion	GRÜNE	vor,	
der	nun,	wie	ich	finde,	zur	Unzeit	gekommen	ist,	zu	einem	
völlig	unsinnigen	Zeitpunkt.

(Zuruf	des	Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE)	

Denn	wir,	die	Regierungsfraktionen,	haben	im	Herbst	letzten	
Jahres	erklärt,	dass	wir	die	Datenschutzaufsicht	für	den	öf-
fentlichen	und	den	nicht	öffentlichen	Bereich	zusammenle-
gen	wollen.	Daran	hat	sich	auch	nichts	geändert.	

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Wir	wollten	Sie	nur	
ein	bisschen	bei	der	Ausgestaltung	unterstützen!)

Wir	haben	aber	auch	gesagt,	dass	wir	das	Urteil	des	Europäi-
schen	Gerichtshofs	abwarten	wollen,	um	eine	Konstruktion	
für	den	Datenschutz	in	unserem	Land	zu	wählen,	die	diesem	
Urteil	auch	gerecht	wird.	Es	hat	sich	gezeigt,	dass	das	sehr	
klug	war.	Denn	seit	dem	9.	März	2010	liegt	das	Urteil	vor,	und	
siehe	da:	Der	Europäische	Gerichtshof	sieht	bei	allen	16	für	
den	nicht	öffentlichen	Bereich	zuständigen	Datenschutzauf-
sichtsbehörden	 der	Länder	 die	 völlige	Unabhängigkeit	 als	
nicht	gewährleistet	an.	

Ausgerechnet	jetzt	kommt	ein	Antrag	der	Grünen,	der	sich	auf	
Schleswig-Holstein	bezieht,	das	aber	diese	Bedingungen	auch	
nicht	erfüllt.	

(Zuruf	des	Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE)

–	 Ich	 habe	 den	 Text	 des	 Landesdatenschutzgesetzes	 von	
Schleswig-Holstein	hier.	Darin	steht	fast	wörtlich	das,	was	Sie	
hier	vorschlagen.	Aber	auch	Schleswig-Holstein	wird,	wie	al-
le	 anderen	Länder,	 diesem	Urteil	 nicht	 gerecht.	Der	Text	
stammt	aus	dem	Jahr	2000	und	kann	einem	Urteil,	das	jetzt	
ergangen	ist,	auch	gar	nicht	gerecht	werden.

Deshalb	werden	wir	den	Antrag	jetzt	ablehnen,	weil	er	nicht	
zielführend	ist,	auch	wenn	die	eine	oder	andere	Passage	mög-
licherweise	sinnvoll	erscheint.

Wir	werden	jetzt	das	Urteil	interpretieren	und	genau	prüfen,	
denn	in	dem	Urteil	steht	wörtlich:	

Die Datenschutzbehörde muss völlig unabhängig und völ-
lig frei von Weisungen und Druck handeln können. 

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Sehr	richtig!)

Der	Gerichtshof	differenziert	da	nicht	zwischen	Fach-,	Rechts-	
und	Dienstaufsicht.	Jetzt	muss	juristisch	geprüft	werden,	was	
dies	heißt.	Das	erfordert	eine	enge	Abstimmung	mit	den	an-
deren	Ländern	und	mit	dem	Bund,	die	im	Übrigen	schon	ges-
tern	begonnen	hat.	Bereits	gestern	hat	ein	Bund-Länder-Ab-
stimmungsgespräch	auf	Fachebene	stattgefunden.	Ich	kenne	
das	Ergebnis	noch	nicht.	Ich	weiß	nur,	dass	sich	auch	die	In-
nenministerkonferenz	Ende	Mai	mit	 dem	Thema	befassen	
wird.

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Der	Herr	Minister	wird	
uns	informieren!)

Sie	sehen	also,	die	Regierung	ist	dran.	Wir	werden	das	The-
ma	sehr	rasch	angehen.	Aber	bei	dem	wichtigen	und	sensib-
len	Thema	Datenschutz	geht	die	Gründlichkeit	vor	Schnellig-
keit.

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Das	ist	immer	gut!)

Zurück	zum	heutigen	Tagesordnungspunkt.	Noch	einmal	mei-
nen	Dank	sowohl	an	den	Datenschutzbeauftragten	für	seinen	
Bericht	als	auch	an	das	Innenministerium	für	seine	Stellung-
nahme.	Die	CDU-Fraktion	folgt	der	Beschlussempfehlung	des	
Ständigen	Ausschusses	und	nimmt	von	beidem	zustimmend	
Kenntnis.	

Vielen	Dank.

(Beifall	 bei	Abgeordneten	der	CDU	und	der	FDP/
DVP)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	 erhält	
Herr	Abg.	Stoch	für	Fraktion	der	SPD.

Abg. Andreas Stoch	SPD:	Frau	Präsidentin,	liebe	Kollegin-
nen,	liebe	Kollegen,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Her-
ren!	Was	wir	jetzt	vor	uns	haben,	liest	sich	auf	der	Tagesord-
nung	relativ	unspektakulär:	Beschlussempfehlung	und	Bericht	
des	Ständigen	Ausschusses	zu	der	Mitteilung	des	Landesbe-
auftragten	 für	 den	Datenschutz	 vom	1.	Dezember	 2009	 –	
29.	Tätigkeitsbericht	des	Landesbeauftragten	für	den	Daten-
schutz	in	Baden-Württemberg	2008/2009.	Der	sieht	dann	in	
der	Summe	so	aus.	

(Der	Redner	hält	den	Bericht	des	Landesbeauftrag-
ten	für	den	Datenschutz	hoch.)

Er	ist	durchaus	voluminös.	Wenn	Herr	Bopp	den	Datenschutz-
beauftragten	und	sein	Team	bereits	dafür	gelobt	hat,	dass	die	
Thematik	Datenschutz	im	Land	Baden-Württemberg,	was	die	
Behörden	angeht,	sehr	fundiert	und	auch	sehr	detailliert	auf-
gearbeitet	wurde,	so	kann	man	sich	dem	nur	anschließen.	Des-
wegen	möchte	ich	dem	Datenschutzbeauftragten	auch	im	Na-
men	der	SPD-Fraktion	ganz	herzlich	für	die	Arbeit	danken,	
die	sehr	aufschlussreich	ist	und	die	uns	auch	sehr	deutlich	er-
kennen	lässt,	wo	es	beim	Datenschutz	im	öffentlichen	Bereich	
noch	erhebliche	Probleme	gibt.

(Beifall	bei	der	SPD	sowie	der	Abg.	Jürgen	Walter	
und	Franz	Untersteller	GRÜNE	und	Dr.	Hans-Peter	

Wetzel	FDP/DVP)

Ich	darf	ebenfalls	darauf	verweisen,	dass	der	Bericht	wie	auch	
die	Stellungnahme	des	 Innenministeriums	 dazu	 bereits	 im	
Ständigen	Ausschuss	beraten	wurden.	Auch	dabei	ist	deutlich	
geworden,	dass	aus	Sicht	des	Datenschutzbeauftragen	insbe-
sondere	zwei	Themen	–	ich	möchte	anschließend	noch	zwei,	
drei	zusätzlich	erwähnen	–	einer	stärkeren	Beachtung	bedür-
fen.	

Das	war	zum	einen	das	Thema	Polizei.	Ich	gebe	Ihnen	recht,	
Herr	Kollege	Bopp,	wenn	Sie	sagen,	dass	in	der	Polizeiarbeit	
auch	ständig	in	Grundrechte	eingegriffen	wird	und	natürlich	
auch	die	Notwendigkeit	besteht,	sich	mit	Daten	von	Beschul-
digten	oder	von	Opfern	zu	beschäftigen.	Das	Problem,	das	der	
Datenschutzbeauftragte	in	diesem	Zusammenhang	sehr	deut-
lich	 angesprochen	hat,	war	 jedoch	weniger	 das	Thema	der	
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Strafverfolgung	oder	der	Verfolgung	von	Taten,	sondern	es	
war	eher	die	Frage:	Wie	gehe	ich	mit	den	Daten	über	einge-
leitete	Ermittlungsverfahren	um?	In	dieser	Hinsicht	war	eine	
Ungleichbehandlung	 festgestellt	worden,	 die	 so	 eigentlich	
nicht	akzeptabel	ist.	

Ich	freue	mich	daher,	dass	auch	das	Innenministerium	das	er-
kannt	hat	und	es	abstellen	möchte.	Die	Problematik	war	näm-
lich,	wie	man	festgestellt	hat,	dass	bei	Ermittlungsverfahren,	
die	gegen	Polizeibeamte	eingeleitet	wurden,	was	die	Einspei-
sung	in	die	Datensysteme	angeht,	anders	agiert	wurde	als	bei	
den	Ermittlungsverfahren	gegen	„normale	Bürger“.	Das	geht	
natürlich	 nicht.	Wenn	 bei	 Polizeibeamten	 eine	 besondere	
Schutzbedürftigkeit	angenommen	wird,	dann	muss	man	die-
se	auch	jedem	Bürger	zukommen	lassen.	Bisher	gab	es	eine	
Unterscheidung,	 und	der	Landesdatenschutzbeauftragte	 hat	
sie	angeprangert.	

Der	weitere	Bereich	–	da	wird	es	noch	sehr	viel	drastischer	–,	
der	vom	Landesdatenschutzbeauftragten	als	sehr	kritisch	be-
wertet	wurde,	sind	die	Schulen.	Der	Landesdatenschutzbeauf-
tragte,	der	in	seinen	Urteilen	sehr	abwägend	und	auch	sehr	be-
dacht	ist,	bezeichnete	die	Schulen	in	Sachen	Datenschutz	als	
„Notstandsgebiet“.	Allein	diese	Formulierung	muss	uns	auf-
horchen	lassen.	

Bei	der	Beratung	 im	Ständigen	Ausschuss	–	Kollege	Bopp	
nahm	Bezug	darauf	–	waren	auch	Vertreter	verschiedener	Mi-
nisterien	anwesend,	u.	a.	auch	aus	dem	Kultusministerium.	Es	
war	 schon	bezeichnend,	dass	 auf	die	Anregung	des	Daten-
schutzbeauftragten	hin,	enger	zusammenzuarbeiten,	was	auch	
dieses	Thema	angeht,	um	das	Bewusstsein	in	der	Kultusver-
waltung,	in	der	Schulverwaltung	zu	stärken,	als	Reaktion	ein	
Vertreter	des	Kultusministeriums	mit	der	Aussage	zu	hören	
war,	man	habe	erst	kürzlich	eine	neue	Verwaltungsvorschrift	
erlassen.	Daraufhin	war	dann	der	Landesdatenschutzbeauf-
tragte	durchaus	–	man	hat	es	an	seinem	Gesichtsausdruck	ge-
sehen	–	nicht	guter	Stimmung;	ich	sage	dies	einmal	ganz	vor-
sichtig.	Denn	er	teilte	dann	mit,	dass	ihm	Betroffene	sagten,	
dass	sie	damit	überhaupt	nichts	anfangen	könnten.	Sprich	das,	
was	da	in	Form	einer	Verwaltungsvorschrift	an	die	Schulen	
geliefert	wird,	ist	in	der	Praxis	offensichtlich	nicht	umsetzbar.	

Deswegen	kann	ich	mich	dem	Appell	des	Landesdatenschutz-
beauftragten	nur	anschließen,	durch	eine	sehr	viel	engere	Zu-
sammenarbeit	 zwischen	 dem	Kultusministerium	und	 dem	
Landesdatenschutzbeauftragten	–	möglicherweise	nach	dem	
Beispiel	der	Polizei	durch	die	Abordnung	von	Personal	zum	
Landesdatenschutzbeauftragten	–	auf	die	erforderliche	Sensi-
bilität	hinzuarbeiten	und	den	Schulen	auch	die	richtigen	Hilfs-
mittel	an	die	Hand	zu	geben,	um	mit	sensiblen	Daten	sehr	viel	
sorgfältiger	umzugehen.	

Meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	Kollege	Bopp	hat	
in	weiser	Voraussicht	 auch	 schon	das	eigentlich	drängende	
Thema	angesprochen:	Der	Landesdatenschutzbeauftragte	hat	
in	seinen	Äußerungen	ausgeführt,	dass	in	Ländern,	bei	denen	
die	Datenschutzaufsicht	für	den	öffentlichen	und	den	nicht	öf-
fentlichen	Bereich	bereits	zusammengelegt	sind,	inzwischen	
bereits	ungefähr	80	%	der	Eingaben	eher	den	Datenschutz	im	
nicht	öffentlichen	Bereich	als	den	im	öffentlichen	Bereich	be-
treffen.	

Das	lässt	uns	natürlich	auch	eine	Entwicklung	erkennen,	die	
für	uns	jetzt,	in	den	nächsten	Wochen	und	Monaten,	von	zen-

traler	Bedeutung	sein	muss.	Denn	die	CDU	–	Sie	haben	das	
zu	Recht	gesagt	–	hat	sich	zu	meiner	Freude	im	vergangenen	
Herbst	endlich	dazu	entschlossen,	sich	dem	Antrag	auf	Zu-
sammenlegung	des	Datenschutzes	 für	den	öffentlichen	und	
den	nicht	öffentlichen	Bereich,	den	wir	seit	knapp	15	Jahren	
immer	wieder	in	diesem	Landtag	stellen,	anzuschließen.	Ich	
bitte	Sie,	das	als	Chance	zu	nutzen,	dem	Datenschutz	die	Be-
deutung	zukommen	zu	lassen,	die	er	heute	tatsächlich	hat.	

Hier	auf	den	Zuschauerrängen	sind	viele	Menschen,	die	tag-
täglich	mit	dem	Thema	Datenschutz	konfrontiert	werden.	Sie	
sagten	zu	Recht,	dass	wir	heute	in	einer	Informationsgesell-
schaft	leben,	die	einen	derart	schnellen	Austausch	von	Infor-
mationen	erlaubt,	dass	es	dem	Einzelnen	kaum	noch	möglich	
ist,	zu	verfolgen,	wo	Daten	über	ihn	überhaupt	verfügbar	sind.	

Aus	 diesem	Grund	 dürfen	wir	 den	Datenschutz	 nicht	 als	
Hemmschuh	begreifen	–	häufig	wird	der	Datenschutz	ja	als	
notwendiges	Übel	oder	als	Hemmschuh	betrachtet	–,	sondern	
wir	müssen	es	schaffen,	dass	der	Datenschutz	auch	 im	Be-
wusstsein	der	Bevölkerung	viel	stärker	verankert	wird.	

Denn	die	Nachteile,	die	durch	einen	fahrlässigen	Umgang	mit	
den	eigenen	Daten	entstehen,	sehen	wir	doch	schon	heute	ganz	
offen.	50	%	der	Personalbeauftragten	in	Unternehmen	sagen	
bereits	heute,	sie	schauten	ins	Internet,	bevor	sie	jemanden,	
beispielsweise	einen	Auszubildenden,	einstellten.	Im	Internet	
schauen	sie	in	den	sozialen	Netzwerken	nach,	was	über	die	
einzelnen	Bewerber	veröffentlicht	ist.	Diesen	ist	das	zum	Zeit-
punkt	der	Veröffentlichung	nicht	bewusst,	aber	wenn	sie	sehr	
sorglos	–	wie	Sie	es	zu	Recht	sagen	–	mit	ihren	Daten	umge-
hen,	haben	sie	später	die	Nachteile	zu	tragen.

Lassen	Sie	uns	daher	diese	Zusammenlegung,	die	sicherlich	
einer	genauen	Vorarbeit	bedarf,	als	Chance	begreifen,	diesem	
Thema	auch	im	Bewusstsein	der	Bevölkerung	ein	viel	stärke-
res	Gewicht	zukommen	zu	lassen.	

Im	Zusammenhang	mit	dem	Datenschutz	wurde	auch	das	The-
ma	„Soziale	Netzwerke“	angesprochen.	Daneben	gibt	es	zahl-
reiche	andere	datenschutzrelevante	Themen.	Es	gibt	Google	
Street	View,	wofür	ein	Fahrzeug	durch	Städte	fährt	und	aus	
einer	Höhe	von	3	m	in	jeden	Vorgarten	„hineinleuchtet“.	Ich	
meine,	wir	haben	bis	heute	keine	angemessene	Antwort	dar-
auf,	wie	wir	mit	dieser	Datensammelwut	umgehen.

Es	gibt	ein	weiteres	Thema,	das	in	den	letzten	Monaten	sehr	
viel	Aufsehen	erregt	hat,	nämlich	das	Thema	Arbeitnehmer-
datenschutz.	Wenn	wir	uns	daran	erinnern,	was	für	Skandale	
es	in	den	letzten	Monaten	gab,	bei	denen	Arbeitnehmerinnen	
und	Arbeitnehmer	Daten	 teilweise	unter	Druck	preisgaben,	
weil	sie	Angst	hatten,	eine	Stelle	sonst	nicht	zu	bekommen,	
müssen	wir	klar	erkennen,	dass	dies	heute	einer	Regelung	be-
darf.	Deswegen	ist	das	Thema	Datenschutz	auch	insoweit	für	
jeden	und	jede	von	zentraler	Bedeutung.

Das	sind	nur	wenige	Punkte,	die	auch	den	Datenschutz	 im	
nicht	öffentlichen	Bereich	betreffen.	

Im	Tätigkeitsbericht	des	Datenschutzbeauftragten	werden	na-
türlich	noch	viele	weitere	angesprochen.	Im	Bereich	der	öf-
fentlichen	Hand	haben	wir	die	Videoüberwachung.	Wir	haben	
im	Bereich	der	öffentlichen	Hand	auch	das	Thema	–	der	Jus-
tizminister	ist	gerade	nicht	da	–	Fußfessel.	Auch	hier	wird	sehr	
weit	in	den	Bereich	der	persönlichen	Integrität	eingegriffen.	
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Wir	müssen	uns	immer	in	einer	klaren	Abwägung	überlegen,	
ob	dieser	Eingriff	in	die	Grundrechte,	in	das	Grundrecht	auf	
informationelle	Selbstbestimmung	gerechtfertigt	ist	und	von	
dem	Zweck	getragen	ist,	den	es	verfolgt.	

Meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	diese	Zusammen-
legung	in	einer	gemeinsamen	Institution	–	ich	sage	bewusst	
nicht	„Behörde“	–	bedarf	einer	sehr	genauen	Vorarbeit.	Das	
Urteil	des	Europäischen	Gerichtshofs	vom	20.	März	dieses	
Jahres,	von	dem	auch	Herr	Kollege	Bopp	sprach,	lässt	im	Be-
reich	der	Aufsicht	einige	Fragen	offen.	Dieses	Problem	resul-
tiert	daraus,	dass	beim	Europäischen	Gerichtshof	nicht	nur	die	
deutsche	Rechtstradition	aufgenommen	wird,	 sondern	auch	
andere	Rechtstraditionen	eine	Rolle	spielen.	

Wir	müssen	uns	sehr	genau	anschauen,	welches	Modell	wir	
heute	auswählen,	damit	diese	Institution	allen	Anforderungen	
des	europäischen	Rechts	gerecht	wird.	Es	bringt	doch	uns	al-
len	nichts,	wenn	wir	heute	eine	Behörde	kreieren,	die	dann	in	
kürzester	Zeit	durch	ein	Urteil	des	Bundesverfassungsgerichts	
wieder	als	nicht	zulässig,	nicht	legal	oder	wie	auch	immer	er-
achtet	wird.	

Wir	müssen	also	schauen,	dass	wir	gemeinsam	–	ich	biete	Ih-
nen	dabei	die	Zusammenarbeit	an	–	diese	Unabhängigkeit,	die	
vom	Europäischen	Gerichtshof	postuliert	wird	–	auch	im	Hin-
blick	auf	aufsichtsrechtliche	Fragen	–,	sicherstellen.	Es	geht	
hier	um	Fachaufsicht,	Rechtsaufsicht	und	Dienstaufsicht.	Das	
alles	muss	nach	Ansicht	des	Europäischen	Gerichtshofs	sehr	
stark	von	Unabhängigkeit	geprägt	sein.	Das	heißt,	auch	das	
Modell	Schleswig-Holsteins,	das	schon	ein	hohes	Maß	an	Un-
abhängigkeit	 in	sich	birgt,	genügt	den	Anforderungen	eben	
nicht.	

(Zuruf	des	Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE)

Daher	müssen	wir	überlegen,	wie	wir	möglicherweise	auf	Ba-
sis	dieses	Modells	eine	Weiterentwicklung	schaffen.	Deswe-
gen	würde	ich	anregen,	den	Antrag	der	Grünen,	Drucksache	
14/6182,	an	den	Ständigen	Ausschuss	und	die	anderen	zustän-
digen	Fachausschüsse	zu	überweisen	und	zum	Anlass	zu	neh-
men,	an	dieser	Stelle	weiterzudiskutieren.	Denn	das	darin	ent-
haltene	Wort	„umgehend“	ist	für	mich	von	zentraler	Bedeu-
tung.	Bisher	haben	wir	auf	das	Urteil	des	EuGH	gewartet.	Jetzt	
liegt	es	vor.	Nun	dürfen	wir	nicht	anfangen,	dieses	Urteil,	wie	
Kollege	Bopp	sagte,	zu	interpretieren.	Denn	Interpretieren	hat	
immer	auch	etwas	mit	Hineindichten	zu	tun.	Vielmehr	müs-
sen	wir	dieses	Urteil	klar	analysieren.	Wir	müssen	dazu	auch	
die	europäische	Rechtsvergleichung	heranziehen.	

Wenn	wir	das	gemacht	haben,	sollte	es	uns	noch	in	diesem	
Jahr	gelingen,	eine	schlagkräftige	Behörde,	eine	schlagkräf-
tige	Institution	zu	schaffen,	in	der	der	Datenschutz	für	den	öf-
fentlichen,	aber	auch	für	den	nicht	öffentlichen	Bereich	sein	
Recht	und	seine	Geltung	findet.	

Dann,	hoffe	ich,	können	wir	es	schaffen,	auch	den	Menschen	
in	diesem	Land,	vor	allem	auch	den	jungen	Menschen,	das	
Gewicht	und	die	Bedeutung	des	Datenschutzes	zu	vermitteln.	
Denn	jeder	Einzelne	sollte	sehr	achtsam	mit	seinen	persönli-
chen	Daten	umgehen.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	 bei	 der	SPD	und	des	Abg.	Dr.	Hans-Peter	
Wetzel	FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Walter	für	die	Fraktion	GRÜNE.

Abg. Jürgen Walter	GRÜNE:	Frau	Präsidentin,	meine	Da-
men	und	Herren!	Lieber	Kollege	Bopp,	ich	gehöre	dem	Land-
tag	schon	einige	Jahre	an.	Auf	einen	Tag	habe	ich	bisher	ver-
geblich	gewartet.	Egal,	wie	richtig	und	wichtig	ein	Antrag	von	
uns	war:	Ich	habe	noch	nie	vonseiten	der	Regierung	oder	der	
Regierungsfraktionen	gehört,	dass	er	zum	richtigen	Zeitpunkt	
eingebracht	worden	wäre.	Ich	glaube,	das	wird	auch	weiter-
hin	so	sein,	egal,	welchen	Antrag	wir	stellen	werden.	

(Abg.	 Hagen	 Kluck	 FDP/DVP:	Woran	 liegt	 das	
wohl?	–	Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Ein-
mal	überlegen,	woran	das	liegt!	–	Vereinzelt	Heiter-

keit)

–	Herr	Kollege,	Ihnen	ist	es	viele	Jahre	auch	so	gegangen.	Es	
kann	Ihnen	bald	wieder	so	gehen.	

(Abg.	Dr.	Hans-Peter	Wetzel	FDP/DVP:	Mag	sein!)

Sie	sollten	also	nicht	so	übermütig	sein.

Den	Vorschlag	des	Kollegen	von	der	SPD	greife	ich	gern	auf.	
Ich	habe	auch	von	Kollegen	der	CDU	und	der	FDP/DVP	Zu-
stimmung	 signalisiert	 bekommen,	 unseren	Antrag	 an	 den	
Ständigen	Ausschuss	zu	überweisen.	So	können	wir	es	gern	
machen.	Dann	können	wir	auf	der	Grundlage	dieses	Antrags	
im	Ständigen	Ausschuss	über	die	Gesamtthematik	diskutie-
ren.

Worüber	wir	uns	einig	sind,	Kollege	Bopp,	ist:	Wir	brauchen	
eine	ganz	anders	geartete	Behörde.	Wir	dürfen	nicht	nur	zu-
sammenlegen.	Vielmehr	muss	die	Unabhängigkeit	dieser	Be-
hörde,	wie	wir	–	zumindest	drei	Fraktionen	dieses	Hauses	–	
sie	schon	seit	vielen	Jahren	immer	gefordert	haben,	nun	end-
lich	gewährleistet	sein.	Das	seinerzeit	zu	erwartende	Urteil	
des	EuGH	hat	die	CDU	in	ihrem	Umdenkprozess	maßgeblich	
unterstützt.	Wir	sind	froh,	dass	wir	da	jetzt	alle	gemeinsam	
diesen	Weg	beschreiten	werden.	

Ich	gebe	der	CDU-Fraktion	auch	dahin	gehend	recht,	dass	es	
sinnvoll	ist,	bundesweit	eine	einheitliche	Lösung	zu	finden,	
damit	es	nicht	weiterhin	eine	Zersplitterung	gibt,	wie	wir	sie	
in	der	Vergangenheit	hatten.	Man	sieht,	wie	angreifbar	das	ist.

(Beifall	des	Abg.	Franz	Untersteller	GRÜNE)

Von	meinem	Vorredner	wurde	darauf	hingewiesen,	dass	ei-
nerseits	 viele	Menschen	 in	 unserer	Gesellschaft	 darauf	 be-
dacht	sind,	dass	ihre	Daten	geschützt	sind	und	eine	informa-
tionelle	Selbstbestimmung	stattfindet,	dass	aber	andererseits	
im	Alltag	oft	sehr	leichtfertig,	ohne	darüber	nachzudenken,	
mit	diesen	Daten	umgegangen	wird.	

Einer	der	Mitbegründer	von	Facebook,	Herr	Zuckerberg,	hat	
verkündet,	Datenschutz	sei	ein	Relikt	aus	dem	vergangenen	
Jahrhundert.	Wir	sollten	uns	einig	sein,	dass	dem	nicht	so	ist,	
sondern	dass	der	Datenschutz	vor	dem	Hintergrund,	dass	im-
mer	mehr	Daten	zur	Verfügung	stehen,	dass	das	Netz	bekannt-
lich	nichts	vergisst,	dass	alles,	was	da	einmal	drin	ist,	kaum	
mehr	herauszubekommen	sein	wird,	weiterhin	einen	sehr	gro-
ßen	Stellenwert	in	unserer	Gesellschaft	hat.	

In	einem	Bericht	der	Stiftung	Warentest	war	zu	lesen,	wie	we-
nig	gerade	in	sozialen	Netzwerken	–	das	war	der	Tatbestand	
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der	Untersuchung	–	auf	Datenschutz	Wert	gelegt	wird.	Zwar	
heißen	sie	„Soziale	Netzwerke“,	aber	im	Grunde	genommen	
geht	 es	 dabei	 um	 sehr	 profitable	Unternehmen.	Damit	 soll	
Geld	verdient	werden.	Das	Geld	wird	verdient,	indem	eben	
mit	Daten	 von	Leuten	 gehandelt	wird,	 die	 ihre	Daten	 oft	
leichtfertig	eingeben.	

(Beifall	der	Abg.	Beate	Fauser	FDP/DVP)

Es	gibt	noch	andere	Beispiele.	Ich	habe	es	hier	an	dieser	Stel-
le	schon	mehrfach	erwähnt.	Um	ein	paar	Punkte	bei	Karstadt	
oder	irgendwo	anders	zu	bekommen,	lässt	man	sich	eine	Pay-
back-Karte	geben.	Es	gibt	zwar	Untersuchungen,	dass	dadurch	
überhaupt	nichts	billiger	wird,	aber	man	ermöglicht	dadurch,	
leicht	nachzuvollziehen,	wann	und	wo	etwas	eingekauft	wird	
und	was	eingekauft	wird.	Diese	Daten	sind	wieder	sehr	inte-
ressant	für	diejenigen,	die	gezielt	Werbung	an	bestimmte	Ad-
ressaten	schicken	wollen.	Auch	damit	muss	man	einfach	bes-
ser	umgehen.	

Wir	haben	gehört,	dass	Google	jetzt	unsere	IP-Adressen	an-
derthalb	Jahre	lang	speichern	will.	Da	geht	es	natürlich	auch	
darum,	die	Daten	zu	verkaufen.	Ich	kann	allen	nur	empfeh-
len,	nicht	mehr	zu	googeln.	Es	gibt	jetzt	eine	gute	Alternati-
ve.	Sie	nennt	sich	„ixquick.de“	–	daran	ist	der	Chaos	Compu-
ter	Club	beteiligt	–,	„die	datenschutzfreundlichste	Suchma-
schine	der	Welt“.	Die	kann	ich	Ihnen	nur	empfehlen.	Dort	wird	
keine	IP-Adresse	gespeichert.	Das	heißt,	wir	alle	können	täg-
lich	im	Umgang	mit	unseren	Rechnern	dafür	sorgen,	dass	mit	
unseren	Daten	besser	umgegangen	wird.

Lassen	Sie	mich	 jetzt	 noch	 zwei	Punkte	 ansprechen.	Herr	
Klingbeil	hat	–	dafür	bin	ich	ihm	sehr	dankbar;	heute	ist	Herr	
Diekmann	von	der	Behörde	da	–	im	Ständigen	Ausschuss	sehr	
deutlich	gemacht,	dass	es	noch	erhebliche	Defizite	gibt.	Dar-
auf	wurde	bereits	hingewiesen.	Der	Schulbereich	wurde	–	das	
kann	man	nicht	oft	genug	wiederholen	–	als	Notstandsgebiet	
bezeichnet.	Das	heißt,	dort	gibt	es	erheblichen	Nachholbedarf	
in	Sachen	Datenschutz,	und	wir	alle	sind	aufgefordert,	zusam-
men	mit	dem	Innenministerium	und	mit	der	Kultusbehörde	
möglichst	schnell	Abhilfe	zu	schaffen.	

Das	Gleiche	gilt	auch	für	den	Hinweis	der	Behörde	–	auch	da-
für	sind	wir	dankbar	–,	was	die	Videoüberwachung	im	nicht	
polizeilichen	Bereich	–	Schulen,	Freibäder	usw.	–	anbelangt.	
Auch	hierfür	gibt	es	keine	gesetzliche	Grundlage.	Herr	Mi-
nister,	Sie	haben	angekündigt,	dass	bis	Mitte	des	Jahres	eine	
gesetzliche	Grundlage	geschaffen	wird.	Ich	wäre	Ihnen	sehr	
dankbar,	wenn	Sie	uns	heute	erklären	würden,	wie	weit	Sie	
mit	den	Vorbereitungen	sind,	ob	dieser	Zeitplan	eingehalten	
wird	und	vor	allem	welche	Änderungen	Sie	in	dieses	novel-
lierte	Landesdatenschutzgesetz	hineinschreiben	wollen.	

Ganz	wichtig	ist	uns	–	ich	muss	noch	einmal	darauf	eingehen	
–	die	Zusammenlegung.	Wir	haben	darüber	diskutiert,	und	wir	
haben	Vorgaben	von	der	europäischen	Ebene.	Es	geht	natür-
lich	darum,	dass	hier	nicht	nur	eine	Zusammenlegung	mit	der	
personellen	Ausstattung	stattfindet,	die	wir	bisher	in	Baden-
Württemberg	hatten.	

Wir	alle	wissen	–	ich	habe	es	beim	Tagesordnungspunkt	zum	
Thema	Theater	schon	erwähnt	–,	wie	schlecht	es	um	unsere	
Finanzen	im	Landeshaushalt	bestellt	ist.	Für	die	Zusammen-
legung	gab	es	im	Grunde	genommen	jährlich	einen	Antrag,	
den	wir	immer	gemeinsam	gestellt	haben;	manchmal	haben	

wir	abwechselnd	einen	solchen	Antrag	gestellt.	Nach	vielen	
Jahren	kommt	diese	Zusammenlegung,	aber	sie	hat	nur	dann	
ihren	Sinn	und	wird	nur	dann	eine	wirklich	gute	und	schlag-
kräftige	Behörde	ergeben,	wenn	wir	die	neue	Behörde	perso-
nell	 entsprechend	 ausstatten.	Eine	Zusammenlegung	 allein	
reicht	nicht.	Das	ist	der	erste	Schritt.	

Eine	reine	Zusammenlegung	reicht	aber	auch	deshalb	nicht	–	
das	ist	ein	ganz	wichtiger	Schritt	–,	weil	wir	die	Unabhängig-
keit	dieser	Behörde	sichern	müssen.	Wenn	es	auf	ein	Modell	
hinausläuft,	das	über	das	Modell	Schleswig-Holsteins	hinaus-
geht,	das	bisher	in	Deutschland	das	beste	und	fortschrittlichs-
te	war,	Herr	Kollege	Bopp,	dann	sind	wir	die	Letzten,	die	sich	
dem	verwehren	werden.

Aber	wir	brauchen	ebenfalls	–	das	halte	ich	für	unbedingt	not-
wendig	–	die	richtige	personelle	Ausstattung.	Im	Ständigen	
Ausschuss	hat	es	keine	einzige	Fraktion	gegeben,	die	nicht	
die	Notwendigkeit	und	Wichtigkeit	des	Datenschutzes	betont	
hat.	Deswegen	möchte	ich	an	alle	appellieren,	dass,	wenn	wir	
den	nächsten	Haushalt	aufstellen	und	es	zur	Zusammenlegung	
und	damit	zur	Schaffung	dieser	neuen	Behörde	kommt,	dann	
auch	die	entsprechende	personelle	Ausstattung	erfolgt.	Sicher-
lich	können	wir	nicht	alle	Wünsche	erfüllen,	die	sich	aus	den	
Aufgabenbereichen	ergeben,	aber	es	muss	eben	die	notwen-
dige	Grundlage	geschaffen	werden.	

Ich	möchte	in	diesem	Zusammenhang	noch	einmal	darauf	hin-
weisen	–	ich	habe	das	schon	im	Ausschuss	getan	–:	Wir	ha-
ben	–	das	haben	die	Fälle	Lidl,	Daimler	und	was	es	in	den	letz-
ten	Monaten	und	Jahren	in	Baden-Württemberg	sonst	noch	
gab	–	sehr	viele	große	Unternehmen,	die	in	Baden-Württem-
berg	ihren	Hauptsitz	haben.	Wenn	dann	in	diesen	Betrieben	
irgendetwas	passiert,	sind	wir	als	Land	Baden-Württemberg	
automatisch	dafür	zuständig,	so	wie	beispielsweise	für	Goog-
le	Street	View	die	Hamburger	Datenschutzbehörde	zuständig	
ist,	weil	Google	Germany	 in	Hamburg	residiert.	Das	heißt,	
wir	haben	hier	eine	ganz	besondere	Verantwortung.	

Die	von	mir	genannten	Beispiele	zeigen	auch:	Die	schlechte	
personelle	Ausstattung,	die	wir	bisher	im	Innenministerium	
haben,	 ermöglicht	 nur,	 zu	 reagieren.	Es	 kann	nicht	 einmal	
Stichproben	geben.	Doch	das	muss	 sich	 ändern,	 damit	wir	
künftig	einen	effektiven	Datenschutz	–	auch	Arbeitnehmerda-
tenschutz	–	bekommen.	

Deswegen	nochmals	mein	Appell:	Seien	Sie	alle	dabei,	wenn	
es	darum	geht,	diese	Behörde	schlagkräftig	zu	machen.	

(Beifall	bei	den	Grünen	und	der	SPD)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	erteile	ich	
Herrn	Abg.	Dr.	Wetzel	für	die	Fraktion	der	FDP/DVP.

Abg. Dr. Hans-Peter Wetzel	FDP/DVP:	Sehr	geehrte	Frau	
Präsidentin,	sehr	geehrte	Damen	und	Herren,	meine	sehr	ver-
ehrten	Damen	und	Herren	Kollegen!	An	erster	Stelle	möchte	
ich	persönlich	und	auch	im	Namen	der	Fraktion	der	FDP/DVP	
nochmals	dem	Landesbeauftragten	für	den	Datenschutz	herz-
lich	danken.	Als	Vertreter	ist	Herr	Diekmann	anwesend.	Herz-
lichen	Dank	für	den	guten,	wertvollen	und	ausführlichen	Be-
richt.	Der	liest	sich	insbesondere	schön	und	leicht.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	und	des	Abg.	Jürgen	Wal-
ter	GRÜNE)
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Ihre	Behörde	 leistet	 einen	 sehr	wertvollen	Beitrag	 zur	Ge-
währleistung	 des	Datenschutzes	 im	 öffentlichen	 Bereich.	
Nicht	nur	bei	der	Lektüre	des	Berichts	fällt	auf:	Das	Thema	
Datenschutz,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Herren,	hat	
zurzeit	eine	erfreuliche	Aufmerksamkeit	und	große	Aktuali-
tät,	auch	im	öffentlichen	Bereich.	Das	Bundesverfassungsge-
richt	–	daran	darf	ich	an	dieser	Stelle	noch	einmal	erinnern	–	
hat	kürzlich	in	seinem	Urteil	über	das	Vorratsdatenspeiche-
rungsgesetz	dem	Datenschutz	den	Rücken	gestärkt,	die	jetzi-
gen	Regelungen	aus	dem	Vorratsdatenspeicherungsgesetz	für	
nichtig	erklärt	und	hohe	Anforderungen	an	eine	zukünftige	
Speicherung	und	Nutzung	gestellt.	Das	war,	wie	ich	finde,	ein	
großer	Sieg	der	Grundrechte	und	des	Rechtsstaats.	Herzlichen	
Dank	an	das	Bundesverfassungsgericht.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Das	Bundesverfassungsgericht	hat	damit	alle	Politiker	daran	
erinnert,	dass	Datenschutz	ein	Grundrecht	ist	und	dementspre-
chend	behandelt	werden	muss.	Dieses	Grundrecht	dürfen	wir	
auch	nicht	nach	Kassenlage	behandeln.	

Der	Europäische	Gerichtshof	hat	im	letzten	Monat	die	Bun-
desrepublik	Deutschland	verurteilt,	weil	die	Aufsicht	über	die	
Datenschutzstellen	der	Länder	die	Unabhängigkeit	des	Daten-
schutzes	infrage	gestellt	hat.	Datenschutz	ist	damit,	meine	sehr	
verehrten	Damen	und	Herren,	nicht	nur	irgendein	Annex,	son-
dern	ein	Grundrecht,	das	zu	beachten	ist.	Er	kann	also	auch	
nicht	einfach	über	Bord	geworfen	werden.	

Aktuell	wird	ein	Klageverfahren	vor	dem	Bundesverfassungs-
gericht	angestrengt,	und	zwar	von	offenbar	schon	über	22	000	
Klägern.	Es	geht	um	eine	Klage	gegen	das	Verfahren	über	den	
elektronischen	Entgeltnachweis	ELENA.	Die	Aufmerksam-
keit,	die	der	Datenschutz	derzeit	genießt,	ist	besonders	erfreu-
lich,	denn	Datenschutz	ist	–	ich	habe	es	schon	gesagt	–	ein	
Grundrecht.	

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

In	den	letzten	elf	Jahren	schienen	datenschutzrechtliche	Fra-
gestellungen	allerdings	kein	großes	Problembewusstsein	mehr	
in	der	Bevölkerung	ausgelöst	zu	haben.	Dies	hat	mich	als	Li-
beralen	in	den	letzten	Jahren	schon	sehr	verwundert.	Schließ-
lich,	zur	Erinnerung,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	Her-
ren:	Blenden	Sie	zurück	zum	Jahr	1983.	Damals	gab	es	das	
Bundesverfassungsgerichtsurteil	über	die	geplante	Volkszäh-
lung.	Hunderte	von	Bürgerinitiativen	wurden	gebildet,	es	wur-
de	zum	Boykott	aufgerufen,	allen	voran	–	das	muss	man	na-
türlich	sagen	–	die	Grünen.	Aber	um	die	Grünen	ist	es	beim	
Datenschutz	in	den	letzten	Jahren	ruhig	geworden.	

(Beifall	der	Abg.	Beate	Fauser	FDP/DVP	–	Abg.	Ha-
gen	Kluck	FDP/DVP:	Ja,	 ja!	–	Abg.	Jürgen	Walter	

GRÜNE:	Was	soll	denn	jetzt	dieser	Quatsch?)

Umso	wichtiger	ist,	dass	der	Datenschutz	in	einen	guten	Fo-
kus	gerückt	worden	ist.	

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Können	Sie	das	auch	
einmal	belegen?)

–	Das	kann	man	belegen,	ja.	Ich	habe	nichts	von	Ihnen	gehört.	
Vielleicht	war	ich	taub.	

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Das	glaube	ich	auch!)

Aber	ich	habe	von	Ihnen	nichts	mehr	gehört.	Um	Sie	war	es	
einfach	leise	geworden.

(Zuruf	des	Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE)	

Um	Sie	ist	es	leise	geworden,	insbesondere	in	der	Zeit,	als	Sie	
in	Regierungsverantwortung	in	Berlin	waren.	

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Oh!	–	Abg.	Heiderose	
Berroth	FDP/DVP:	So	ist	es!	–	Abg.	Brigitte	Lösch	

GRÜNE:	Mottenkiste!)

Umso	erfreulicher	 ist	 es,	meine	sehr	verehrten	Damen	und	
Herren,	dass	diese	Forderungen	nach	dem	Datenschutz	heute	
wieder	gutes	Gehör	finden.	

Schwerpunktmäßig	 kann	man	 zu	 den	Erfolgen	 sagen:	Zu-
nächst	ist	es	wichtig,	dass	der	Datenschutz	für	den	öffentli-
chen	und	der	Datenschutz	für	den	nicht	öffentlichen	Bereich	
in	Baden-Württemberg	zusammengelegt	werden.	Gerade	vor	
dem	Hintergrund	der	zahlreichen	Datenschutzskandale	im	pri-
vaten	Bereich	–	Sie	haben	das	vorhin	schon	erwähnt	–	wird	
klar:	Wir	brauchen	dringend	eine	unabhängige,	schlagkräfti-
ge	und	personell	angemessen	ausgestattete	Datenschutzauf-
sicht	als	Kontroll-	und	Aufsichtsbehörde	für	die	Wahrung	der	
Bürgerrechte.

Ich	darf	auch	hier	noch	einmal	kurz	daran	erinnern	–	Google,	
Google	Street	View	und	Google	Earth	etc.	erinnern	alle	dar-
an	–:	Wir	müssen	uns	sicherlich	überlegen,	ob	es	so	bleiben	
sollte,	 dass	 beispielsweise	Google	Earth	mein	Grundstück	
oder	 das	Grundstück	von	 anderen	Menschen	grundsätzlich	
aufnehmen	darf	und	der	Betroffene,	wenn	er	dies	nicht	will,	
reagieren	muss,	oder	ob	wir	wollen,	dass	Google	zunächst	fra-
gen	muss,	um	die	Einwilligung	des	Betroffenen	bitten	muss.	

(Abg.	Karl-Wilhelm	Röhm	CDU:	Das	 ist	der	Nor-
malfall,	ja!)

Ich	denke,	das	wird	sicherlich	eine	wichtige	Angelegenheit	
sein.	

(Beifall	 bei	 der	 FDP/DVP	 –	Abg.	 Jürgen	Walter	
GRÜNE:	Ist	Ihnen	bekannt,	dass	die	Landesregierung	

das	nicht	will?)

Insbesondere	sollten	wir	 im	Datenschutz	Folgendes	regeln:	
Wenn	jemand	von	mir	Daten	sammelt,	muss	er	mir	meines	Er-
achtens	auf	eine	Frage	von	mir	immer	sagen	können,	woher	
er	die	Daten	hat,	und	die	Daten	auf	mein	Geheiß	hin	wieder	
löschen.	Wenn	er	das	nicht	tut,	dann	muss	es	auch	Sanktions-
möglichkeiten	geben.	

Außerdem	–	ich	habe	es	schon	gesagt	–	freut	es	mich	persön-
lich,	dass	das	Vorratsdatenspeicherungsgesetz	vom	Bundes-
verfassungsgericht	gekippt	worden	ist.	

Zu	den	Impulsen,	die	man	aus	dem	Datenschutzbericht	her-
auslesen	kann,	gehören	meines	Erachtens	folgende:	Die	span-
nende	Information	ist	–	das	ist	ebenfalls	gut	so	–,	dass	nach	
einer	Allensbach-Umfrage	eine	Mehrheit	von	82	%	der	Be-
fragten	Unternehmen	grundsätzlich	misstraut,	wie	die	mit	ge-
speicherten	Daten	umgehen,	und	dass	dem	Staat	 immerhin	
stolze	72	%	der	Befragten	in	dieser	Hinsicht	misstrauen.	Das	
heißt,	die	Bürger	sind	sich	des	Risikos	bewusst,	das	sich	aus	
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den	großen	Datensammlungen	sowohl	bei	Unternehmen	als	
auch	beim	Staat	ergibt.	

Zum	Schulbereich	wurde	vom	Datenschutzbeauftragten	 zu	
Recht	gerügt,	dass	teilweise	von	Gymnasien	Prüfungspläne	
mit	Namen	und	Prüfungsdaten	der	Schüler	ins	Netz	gestellt	
wurden.	Dies	hat	erfreulicherweise	einen	Hinweis	des	Minis-
teriums	an	die	Schulen	bewirkt,	dies	in	Zukunft	zu	unterlas-
sen.	Es	 ist	gut,	dass	der	Datenschutzbeauftragte	auf	diesen	
Missstand	hingewiesen	hat.

Im	Verkehrsbereich	macht	der	Datenschutzbericht	z.	B.	auf	
die	Problematik	aufmerksam,	dass	bei	Videoüberwachungen	
über	das	Verkehrsgeschehen	zum	Zweck	von	Staumeldungen	
die	personenbezogenen	Daten	nicht	verarbeitet	werden	dür-
fen,	die	Kennzeichen	also	ausgeblendet	werden	müssen.

Meine	Damen	und	Herren,	mit	seinem	Urteil	zur	automati-
sierten	Kennzeichenerfassung	hat	das	Bundesverfassungsge-
richt	zu	einem	besseren	Datenschutz	beigetragen	und	festge-
stellt,	dass	das	Gesetz	aus	Hessen	verfassungswidrig	ist.	Auch	
hier	war	ein	Verstoß	gegen	Datenschutzvorschriften	feststell-
bar.	Bei	der	Speicherung	der	Daten	müssen	die	entsprechen-
den	datenschutzrechtlichen	Vorschriften	beachtet	werden.	Ich	
darf	daran	erinnern:	Dies	gilt	auch	für	die	heimliche	Online-
durchsuchung,	die	teilweise	geplant	war.

Sehr	positiv	fällt	mir	im	Bericht	auf,	dass	zum	Bereich	Justiz	
lediglich	auf	sechs	Seiten	–	von	insgesamt	145	Seiten	–	be-
richtet	wird.	Ich	finde,	das	ist	ein	großer	Erfolg	unseres	Jus-
tizministeriums.	Hervorragend.	

Es	wird	lediglich	gesagt,	bei	der	Nutzung	elektronischer	Fuß-
fesseln	könnten	sich	ganz	erhebliche	Eingriffe	ergeben.	Aber	
ich	denke	–	auch	das	hat	der	Datenschutzbeauftragte	gesehen	
–,	dass	die	Alternative	zu	den	elektronischen	Fußfesseln,	näm-
lich	die	Verbüßung	der	Strafe	in	der	JVA,	in	der	Abwägung	
mit	datenschutzrechtlichen	Eingriffen	einen	größeren,	einen	
stärkeren	Eingriff	darstellt.	Darin	wird	mir	sicherlich	auch	der	
Kollege	Zimmermann	zustimmen.	

(Abg.	Karl	Zimmermann	CDU:	Nein,	der	soll	ruhig	
absitzen!	–	Heiterkeit)

Positiv,	meine	Damen	und	Herren,	ist	mir	auch	aufgefallen,	
dass	der	Datenschutzbeauftragte	die	Durchführung	einer	For-
derungsbeitreibung	durch	 ein	 privates	 Inkassounternehmen	
nicht	beanstandet	hat,	was	hier	teilweise	von	der	Opposition	
gesagt	worden	ist.	

Ebenfalls	positiv	aufgefallen	ist,	dass	die	teilprivatisierte	JVA	
nicht	als	Verstoß	gegen	Datenschutzbestimmungen	gesehen	
wird.

Zum	Punkt	„Gestaltung	des	IT-Staatsvertrags“	haben	wir	die	
Anregung	des	Datenschutzbeauftragten	ebenfalls	gleich	mit	
aufgenommen	und	im	Plenum	den	Antrag	gestellt,	dafür	zu	
sorgen,	dass	bei	der	Einrichtung	des	IT-Planungsrats	daten-
schutzrechtliche	Elemente	Berücksichtigung	finden.	

Der	Bericht	ist	also	nicht	nur	eine	bloße	Auflistung,	die	man	
zur	Kenntnis	 nimmt	und	dann	weglegt,	 sondern	 er	 enthält	
sinnvolle	und	insbesondere	auch	wichtige	Anregungen,	um	zu	
handeln.	Das	nehmen	wir	entsprechend	wahr.

Man	kann	also	festhalten,	dass	in	Baden-Württemberg	beim	
Datenschutz	im	nicht	öffentlichen	Bereich	weiterhin	Problem-
bewusstsein	gegeben	sein	muss	und	dass	wir	die	Anregungen	
und	die	Feststellungen	des	Datenschutzbeauftragten	berück-
sichtigen	und	umsetzen	müssen.

Wir	sind	auch	insofern	auf	dem	richtigen	Weg,	als	ungerecht-
fertigte	Eingriffe	vonseiten	des	Staates	in	Daten	der	Bürger	
auch	weiterhin	im	Zaum	gehalten	werden.	Wir	sind	dem	Da-
tenschutzbeauftragten	 sehr	 dankbar,	 dass	 er	 dies	 in	 dieser	
Klarheit	so	festgestellt	hat.

Herzlichen	Dank	für	Ihre	Aufmerksamkeit.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP	sowie	Abgeordneten	der	
CDU,	der	SPD	und	der	Grünen)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Das	Wort	für	die	
Landesregierung	erteile	ich	Herrn	Minister	Rech.

Innenminister Heribert Rech:	Frau	Präsidentin,	meine	Da-
men	und	Herren,	Kolleginnen	und	Kollegen!	Kollege	Dr.	Wet-
zel	hat	eben	zu	Recht	festgestellt:	Wir	sind	auf	einem	guten	
Weg.	Das	sehe	ich	auch	so,	was	die	Stärkung	des	Datenschut-
zes	in	unserem	Land	anbelangt.	Aber	auf	diesem	Weg	müssen	
wir	natürlich	vor	allem	unsere	Bürgerinnen	und	Bürger	mit-
nehmen.	Andernfalls	würden	jegliche	personelle	Verstärkung	
und	alle	Maßnahmen,	über	die	wir	sonst	noch	reden,	wenig	
helfen	und	wenig	nützen.

Das	gilt	übrigens	in	vielen	Bereichen.	Wenn	sich	unsere	mit-
telständischen	Betriebe	nicht	selbst	schützen	–	ich	denke	hier	
im	polizeilichen	Bereich	an	die	Industriespionage	–,	weil	sie	
nicht	erkannt	haben,	welche	Gefahren	da	lauern	und	dass	es	
durchaus	sein	kann,	dass	Vermögenswerte	erst	nach	Jahren	
verlustig	gehen,	dann	nützt	alles,	was	die	Polizei	zum	Schutz	
dieser	Betriebe	 tut,	 herzlich	wenig.	Das	Bewusstsein,	 sich	
selbst	zu	schützen	und	Daten	nicht	preiszugeben,	muss	in	der	
Bevölkerung	nach	wie	vor	noch	wachsen.

Ich	gebe	Ihnen	recht,	Herr	Kollege	Dr.	Wetzel:	Da	hat	sich	in	
den	letzten	Jahren	viel	getan.	Aber	vieles	andere	bleibt	noch	
immer	zu	tun.

Bevor	 ich	 jedoch	 auf	 den	Bericht	 eingehe,	möchte	 ich	 zu-
nächst	einmal	im	Namen	der	Landesregierung	dem	Landes-
beauftragten	für	den	Datenschutz,	Herrn	Klingbeil,	und	sei-
nen	Mitarbeiterinnen	und	Mitarbeitern	für	ihre	wirklich	enga-
gierte	und	kompetente	Arbeit	danken.	Diese	Arbeit	spiegelt	
sich	im	29.	Tätigkeitsbericht	wider.

Dieser	Tätigkeitsbericht	ist	übrigens	der	erste	seiner	Art;	er	ist	
zudem	der	erste,	der	einen	zweijährigen	Berichtszeitraum	er-
fasst.	Das	erklärt	auch	den	im	Vergleich	zu	früheren	Berich-
ten	deutlich	größeren	Umfang.

Auch	wenn	im	Bericht	zahlreiche	Angelegenheiten	angespro-
chen	 sind,	 bei	 denen	 der	Landesbeauftragte	 –	 vielfach	 zu	
Recht	 –	 datenschutzrechtlichen	 Verbesserungsbedarf	 be-
schreibt,	sollten	wir	bitte	nicht	aus	dem	Blick	verlieren,	dass	
sich	der	Landesbeauftragte	zugleich	auch	sehr	positiv	über	
das	bislang	Erreichte	geäußert	hat.	Herr	Kollege	Dr.	Wetzel	–	
ich	sage	das	jetzt	ein	bisschen	spaßhaft,	weil	Sie	den	Bereich	
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Justiz	gelobt	und	es	als	Erfolg	bezeichnet	haben,	dass	sich	nur	
sechs	 Seiten	 diesem	Bereich	widmen;	 es	 ist	 klar:	 auf	 gut	
Schwäbisch	heißt	es:	„Nicht	geschimpft	ist	genug	gelobt“	–,	
der	Datenschutzbeauftragte	geht	sogar	noch	weiter,	wenn	er	
der	Landesregierung	ausdrücklich	Anerkennung	beispielswei-
se	für	ihre	Gesetzentwürfe	zollt,	die	–	ich	darf	zitieren	–	zu-
meist	 „sorgfältig	 geprüft“	 seien	 und	 bei	 denen	meist	 kein	
„Haar	in	der	Suppe“	zu	finden	sei.

(Beifall	bei	der	FDP/DVP)

Darüber	habe	ich	mich	sehr	gefreut.	Der	Landesbeauftragte	
bestätigt	die	Regierung	damit	in	ihrer	Haltung	und	ermutigt	
sie,	Belangen	des	Datenschutzes	gerade	am	Ursprung,	näm-
lich	bei	der	Erarbeitung	von	Gesetzentwürfen,	großes	Gewicht	
beizumessen.

Wie	schon	seine	Vorgänger	äußert	sich	der	Landesbeauftrag-
te	in	seinem	Bericht	zu	verschiedenen	Gesetzgebungsvorha-
ben.	Dafür	bin	ich	dankbar.	Es	gibt	Gesetzgebungsvorhaben,	
bei	denen	die	Landesregierung	die	Einschätzung	des	Landes-
beauftragten	für	den	Datenschutz	nicht	teilt;	auch	dies	räume	
ich	ein.	Beispielsweise	–	um	gleich	konkret	auf	diesen	Punkt	
einzugehen	–	hält	die	Landesregierung	die	rechtlichen	Grund-
lagen	für	die	polizeilichen	Informationssysteme	oder	auch	die	
Systeme	zur	Videoüberwachung	im	Polizeibereich	für	erfor-
derlich	und	auch	in	ihrer	datenschutzrechtlichen	Ausgestal-
tung	für	angemessen.	Das	will	ich	ausdrücklich	sagen.	

Konkret	bedeutet	dies,	dass	wir	uns	sehr	genau	überlegen,	wie	
wir	einen	Gesetzentwurf	so	erstellen,	dass	er	zwar	den	fach-
lichen	Anforderungen	gerecht	wird,	aber	nicht	über	das	ange-
strebte	Ziel	hinausschießt.	Das	ist	dann	immer	die	Balance,	
die	zu	wahren	ist.	Dies	gilt	für	viele	Bereiche;	das	zieht	sich	
wie	ein	roter	Faden	durch	viele	Bereiche	im	Innenministeri-
um	hindurch.

Viel	Raum	nimmt	in	diesem	Bericht	auch	die	Darstellung	von	
Einzelfällen	und	von	Problemen	bei	der	Umsetzung	ein.	Ich	
will	darauf	hinweisen,	dass	hierbei	durchweg	nicht	von	spek-
takulären	Missbrauchsfällen	oder	Datenskandalen	die	Rede	
ist,	sondern	dass	es	sich	zumeist	um	Vorgänge	handelt,	bei	de-
nen	der	mit	der	Datenverarbeitung	betraute	Bedienstete	Feh-
ler	gemacht	hat.	Auch	der	Landesbeauftragte	kommt	zu	der	
Einschätzung,	dass	die	von	 ihm	 festgestellten	Verstöße	zu-
meist	auf	fehlendes	Problembewusstsein	oder	auch	auf	Ge-
dankenlosigkeit	zurückzuführen	sind.	

Bei	der	Umsetzung	der	Datenschutzvorschriften	vor	Ort	–	das	
will	ich	in	diesem	Zusammenhang	sagen	–	kommt	dem	jetzi-
gen	Datenschutzbeauftragten	eine	wichtige	Rolle	zu.	Wir	ha-
ben	kürzlich	eine	Umfrage	hinsichtlich	der	öffentlichen	Stel-
len	des	Landes	vorgenommen.	Ich	habe	den	Eindruck	–	so-
fern	ich	das	Resümee	ziehen	darf	–,	dass	wir	auf	einem	guten	
Weg	sind.	Seit	der	Novellierung	des	Landesdatenschutzgeset-
zes	im	Jahr	2000	besteht	die	Möglichkeit	zur	Bestellung	von	
behördlichen	Datenschutzbeauftragten.	Seitdem	hat	eine	stän-
dig	steigende	Zahl	öffentlicher	Stellen	von	dieser	Möglich-
keit	Gebrauch	gemacht.

Alle	 öffentlichen	Stellen,	 die	 von	dieser	Regelung	bislang	
noch	nicht	Gebrauch	gemacht	haben,	kann	ich	nur	dazu	er-
muntern	und	auffordern,	einen	behördlichen	Datenschutzbe-
auftragten	zu	bestellen.	Ob	wir	aber	eine	gesetzliche	Grund-

lage	schaffen	müssen,	die	alle	1	100	Kommunen	im	Land	zur	
Bestellung	eines	Beauftragten	verpflichten	würde,	müssen	wir	
sehr	sorgfältig	abwägen,	auch	vor	dem	Hintergrund	der	ge-
genwärtigen	desolaten	Finanzsituation	der	Kommunen	und	
vor	 dem	Hintergrund	der	Forderung	nach	dem	Abbau	von	
Standards	auf	kommunaler	Ebene.	

Sie	haben	außerdem	den	Schulbereich	angesprochen.	Auch	
der	Datenschutzbeauftragte	hat	dies	getan	und	hierbei	Verbes-
serungsbedarf	geltend	gemacht.	Hierzu	möchte	ich	mir	den	
Hinweis	erlauben,	dass	es	dem	Kultusministerium,	der	Kul-
tusverwaltung	insgesamt	und	den	Schulen	sicherlich	nicht	am	
guten	Willen	fehlt.	Das	möchte	ich	ausdrücklich	konzedieren.	
Die	angesprochene	Situation	hat	ihre	Ursache	aber	in	organi-
satorischen	und	personellen	Gegebenheiten	 im	Bereich	der	
Schulverwaltung.	Die	Herausforderung,	vor	der	die	Schulver-
waltung	dabei	steht,	liegt	insbesondere	darin,	geeignete	Per-
sonen	für	die	Wahrnehmung	dieser	Aufgabe	zu	finden	–	dar-
um	geht	es	–,	die	auch	über	die	notwendigen	datenschutzrecht-
lichen	und	vor	 allem	die	 technischen	Kenntnisse	 verfügen	
müssen.

Dem	Kultusministerium	ist	es	dabei	wichtig,	die	öffentlichen	
Schulen	stärker	für	die	Belange	des	Datenschutzes	zu	sensi-
bilisieren	und	sie	bei	der	Einhaltung	der	Vorschriften	besser	
und	wirksamer	zu	unterstützen.	Dazu	hat	es	mehrere	Maßnah-
men	gegeben,	beispielsweise	die	Intensivierung	von	Schulun-
gen	zum	Datenschutz,	an	denen	die	Schulleitungen,	die	Leh-
rerinnen	und	Lehrer	sowie	behördliche	Datenschutzbeauftrag-
te	teilnahmen.

Kritik	des	Landesdatenschutzbeauftragten	an	Einzelfällen	be-
zog	sich	auf	die	Durchführung	von	DNA-Reihenuntersuchun-
gen	in	den	Landkreisen	Heilbronn	und	Ludwigsburg.	Dabei	
sind	letztlich	Personen	einbezogen	worden,	die	nicht	dem	in	
der	richterlichen	Anordnung	festgestellten	Verdachtsraster	ent-
sprochen	haben.	Dies	bedaure	ich	ausdrücklich.	Das	will	ich	
an	dieser	Stelle	sagen.	

Zugleich	muss	ich	aber	um	Verständnis	dafür	bitten,	dass	in-
dividuelle	Fehler	–	um	solche	handelt	es	sich	hierbei	–	trotz	
aller	Bemühungen	 nie	 vollständig	 ausgeschlossen	werden	
können.	Um	die	Folgen	so	gering	wie	möglich	zu	halten,	wur-
den	die	gewonnenen	DNA-Proben	umgehend	vernichtet	und	
die	Daten	selbstverständlich	gelöscht.

Lassen	Sie	mich	ergänzen,	dass	wir	die	Bewertung	der	vom	
Landesbeauftragten	angesprochenen	Einzelfälle	nicht	immer	
und	durchweg	teilen.	Wir	sehen	beispielsweise	die	Datenver-
arbeitung	während	des	NATO-Gipfels,	der,	wie	Sie	wissen,	
sehr	erfolgreich	war,	als	völlig	korrekt	und	als	einem	solchen	
Großereignis	 durchaus	 angemessen	 an.	Es	wurde	moniert,	
dass	mehrere	unterschiedliche	Computerverfahren	zum	Ein-
satz	gekommen	sind.	Dies	allein	ist	jedoch	per	se,	jedenfalls	
aus	datenschutzrechtlichen	Gründen,	meine	ich,	nicht	kritik-
würdig.

Lassen	Sie	mich	zum	Schluss	auf	Ihre	Frage	nach	der	Zusam-
menlegung	der	beiden	Datenschutzaufsichtsbehörden	zu	spre-
chen	kommen.	Die	Landesregierung	hat	sich	bereits	im	ver-
gangenen	Jahr	im	Grundsatz	darauf	verständigt,	eine	solche	
Zusammenlegung	vorzunehmen.	Heute	geht	es	also	nicht	um	
das	Ob,	sondern	nur	noch	um	das	Wie.	
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Es	wurde	zu	Recht	auf	das	Urteil	des	Europäischen	Gerichts-
hofs	verwiesen.	Der	Europäische	Gerichtshof	stellt	fest,	dass	
die	Datenschutzaufsichtsbehörden	in	allen	deutschen	Bundes-
ländern	–	in	allen,	also	auch	dort,	wo	die	Aufsichtsbereiche	
zusammengefasst	sind	–	nicht	als	–	ich	zitiere	–	„völlig	unab-
hängig“	im	Sinne	der	europäischen	Richtlinie	angesehen	wer-
den.	Es	muss	deswegen	im	Zuge	der	anstehenden	Zusammen-
legung	auch	sichergestellt	werden,	dass	die	künftige	Rechts-
stellung	und	Organisation	des	Landesbeauftragten	für	den	Da-
tenschutz	den	Anforderungen,	wie	sie	der	Europäische	Ge-
richtshof	normiert	hat,	tatsächlich	entsprechen.

Auch	wenn	wir	die	Zusammenlegung,	meine	Damen	und	Her-
ren	–	das	will	ich	zum	Schluss	ausdrücklich	sagen	–,	sehr	zü-
gig	vornehmen	wollen	–	das	ist	ausdrücklich	unser	Wille	–,	
müssen	wir	trotzdem	im	Blick	haben,	gerade	wegen	der	eu-
roparechtskonformen	Ausgestaltung,	 dass	wir	 die	Abstim-
mung	mit	dem	Bund	und	den	übrigen	Ländern	zeitnah	hinbe-
kommen.	Herr	Kollege	Walter,	der	Entschließungsantrag	der	
Grünen	bringt	uns	schon	deshalb	nicht	wesentlich	weiter,	weil	
er	das	Unabhängige	Landeszentrum	für	Datenschutz	Schles-
wig-Holstein	als	Vorbild	nimmt.	Dieses	hat	der	Europäische	
Gerichtshof	als	Kontrollstelle	für	den	nicht	öffentlichen	Be-
reich,	wie	die	Kontrollstellen	der	anderen	Länder	auch,	als	
nicht	richtlinienkonform	beurteilt.

Herr	Kollege	Walter,	bei	allem	Verständnis	für	Ihren	Wunsch	
nach	einer	möglichst	baldigen	Zusammenlegung	dürfen	wir	
dabei	nichts	übers	Knie	brechen.	Geboten	ist	zunächst	eine	
detaillierte	Auswertung	 des	Urteils	 des	Europäischen	Ge-
richtshofs	und	dann	eine	gründliche	Abwägung	zwischen	den	
danach	verbleibenden	Lösungen.	Sie	haben	es	zu	Recht	als	
wünschenswert	betrachtet,	dass	wir	dies	bis	Mitte	des	Jahres	
hinbekommen.	Ich	weiß	nicht,	ob	ich	so	etwas	jemals	in	Aus-
sicht	gestellt	habe.

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Nicht	die	Zusammen-
legung,	sondern	die	Videoüberwachung!)

–	Die	Videoüberwachung,	ja.	Wir	wollen	aber	natürlich	bei-
des	zeitgleich	machen.	Wir	wollen	die	Videoüberwachung	im	
Landesdatenschutzgesetz	zeitgleich	mit	der	Zusammenlegung	
hinbekommen.	Das	 ist	 auch	 sinnvoll.	 Ich	 denke,	 das	 eine	
schließt	das	andere	nicht	aus.	Mit	Verzögerungen	ist	nieman-
dem	gedient.

Ich	will	auch	darauf	verweisen,	dass	die	Vorgehensweise,	wie	
ich	sie	jetzt	angedeutet	habe,	nach	meiner	Erinnerung	auch	
bei	den	Beratungen	im	Ständigen	Ausschuss	von	allen	Frak-
tionen	–	von	allen	Fraktionen!	–	ausdrücklich	gebilligt,	um	
nicht	zu	sagen	unterstützt	wurde.	Lassen	Sie	uns	deswegen	
weiter	so	verfahren.

Ich	will	abschließend	nochmals	dem	Landesbeauftragten	für	
den	Datenschutz	und	seinen	Mitarbeiterinnen	und	Mitarbei-
tern	danken.	Ich	hoffe	und	wünsche	mir,	dass	sie	die	Arbeit	
der	Verwaltung	weiterhin	kritisch,	aber	auch	konstruktiv	be-
gleiten	und	vor	allem	bei	der	anstehenden	Zusammenlegung	
einen	guten	Einstieg	in	das	zweifellos	wachsende	Aufgaben-
feld	finden.

Herzlichen	Dank.

(Beifall	bei	der	CDU	und	der	FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Christa Vossschulte:	Meine	Damen	und	
Herren,	es	liegen	keine	weiteren	Wortmeldungen	vor.

Wir	haben	 jetzt	über	die	Beschlussempfehlung	Drucksache	
14/6131	abzustimmen.	Wer	dieser	Beschlussempfehlung	zu-
stimmt,	den	bitte	ich	um	das	Handzeichen.	

(Unruhe)

–	Wir	befinden	uns	in	der	Abstimmung.	Ich	darf	um	das	Hand-
zeichen	bitten.	–

(Abg.	 Jürgen	Walter	GRÜNE	 zu	CDU	und	 FDP/
DVP:	Der	Beschlussempfehlung	 des	Ausschusses	
müsst	 ihr	 doch	 zustimmen!	 –	Gegenrufe	 von	 der	

CDU:	Ja!)

Danke	schön.	Gegenstimmen?	–	Enthaltungen?	–	Damit	ist	
die	Beschlussempfehlung	einstimmig	angenommen.

Wir	haben	nun	über	den	Entschließungsantrag	der	Fraktion	
GRÜNE,	Drucksache	14/6182,	abzustimmen.	Die	Überwei-
sung	eines	Entschließungsantrags	an	den	Ständigen	Ausschuss	
ist	 nicht	möglich.	 Ich	kann	dem	Antragsteller	vorschlagen,	
den	Entschließungsantrag	 jetzt	 zurückzuziehen	 und	 einen	
selbstständigen	Antrag	zu	stellen.

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Nein!	Wir	haben	be-
schlossen,	dass	er	im	Ausschuss	beraten	wird!)

–	Nein,	das	ist	nicht	möglich.	Wir	müssten	jetzt	über	ihn	ab-
stimmen.

(Unruhe)

Die	einzige	Möglichkeit	ist	jetzt,	dass	Sie	den	Entschließungs-
antrag	zurückziehen	und	einen	selbstständigen	Antrag	stellen.	
Darin	können	Sie	auch	gleich	die	Verbesserungen	einbringen,	
die	der	Herr	Minister	vorgeschlagen	hat.	Sind	Sie	damit	ein-
verstanden?	

(Abg.	Jürgen	Walter	GRÜNE:	Das	machen	wir	so!	
So	machen	wir	es!	Einverstanden!)

–	Ich	danke	Ihnen.

Damit	ist	Punkt	10	der	Tagesordnung	erledigt.

Ich	rufe	Punkt 11	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 17. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Kein geschlechterdiskriminierender 
Versorgungsabschlag bei Teilzeitbeschäftigung im öffent-
lichen Dienst – Drucksachen 14/5622, 14/6065 

Berichterstatter: Abg. Dr. Nils Schmid 

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	erhebt	sich	kein	Widerspruch.	Es	
ist	so	beschlossen.

Damit	ist	Punkt	11	der	Tagesordnung	erledigt.
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Ich	rufe	Punkt 12	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 7. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Beratende Äußerung des Rechnungs-
hofs vom 6. Oktober 2006 zur Struktur der Grundbuch-
ämter und Einführung des Elektronischen Grundbuchs in 
Baden-Württemberg – Drucksachen 14/5552, 14/6066 

Berichterstatter: Abg. Karl Klein

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 13	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 7. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2008 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2006 – Beitrag Nr. 8: Heilfürsorge 
für Polizeibeamte – Drucksachen 14/5551, 14/6067 

Berichterstatterin: Abg. Ursula Lazarus

Auch	hier	ist	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	der	
Beschlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 14	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 18. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2005 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2003 – Beitrag Nr. 7: Elektronische 
Zeiterfassung bei der Landespolizei – Drucksachen 
14/5633, 14/6068 

Berichterstatterin: Abg. Ursula Lazarus

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 15	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 8. März 2010 
– Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss des 
Landtags; hier: Denkschrift 2007 des Rechnungshofs zur 
Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg für 
das Haushaltsjahr 2005 – Beitrag Nr. 16: Ausgaben im Zu-
sammenhang mit Aufenthalt und Rückführung ausreise-
pflichtiger Ausländer – Drucksachen 14/5998, 14/6069 

Berichterstatterin: Abg. Ursula Lazarus

Auch	hier	ist	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	der	
Beschlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 16	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 9. Dezember 

2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Denkschrift 2007 des Rechnungshofs 
zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-Württemberg 
für das Haushaltsjahr 2005 – Beitrag Nr. 29: Haushalts- 
und Wirtschaftsführung bei einem Unternehmen des Ge-
sundheitswesens – Drucksachen 14/5571, 14/6070 

Berichterstatterin: Abg. Ursula Lazarus

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 17	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 18. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: 

a) zum Zweiten Gesetz zur Änderung hochschulrechtli-
cher Vorschriften (2. HRÄG), 

b) zur Denkschrift 2004 des Rechnungshofs zur Landes-
haushaltsrechnung von Baden-Württemberg für das 
Haushaltsjahr 2002 – Beitrag Nr. 23: Unternehmens-
gründungen und -beteiligungen der Hochschulen und 
Universitätsklinika 

– Drucksachen 14/5640, 14/6071 

Berichterstatterin: Abg. Ursula Lazarus

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 18	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 18. Dezember 
2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Beschluss 
des Landtags; hier: Staatshaushaltsplan 2009 – Einzel-
plan 07: Wirtschaftsministerium – Drucksachen 14/5635, 
14/6073 

Berichterstatter: Abg. Dr. Frank Mentrup

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 19 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Finanzausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 18. Novem-
ber 2009 – Bericht der Landesregierung zu einem Be-
schluss des Landtags; hier: Denkschrift 2008 des Rech-
nungshofs zur Landeshaushaltsrechnung von Baden-
Württemberg für das Haushaltsjahr 2006 – Beitrag Nr. 17: 
Leistungen an gesetzliche Krankenkassen bei Schwanger-
schaftsabbrüchen – Drucksachen 14/5455, 14/6074 

Berichterstatterin: Abg. Ursula Lazarus

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.
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Ich	rufe	Punkt 20 der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Europaausschusses 
zu der Mitteilung des Ministeriums für Kultus, Jugend 
und Sport – Unterrichtung des Landtags in EU-Angele-
genheiten; hier: Schlussfolgerungen des Rates (Bildung, 
Jugend und Kultur) vom 26. November 2009 zur Bildung 
von Kindern mit Migrationshintergrund – Drucksachen 
14/5750, 14/6060

Berichterstatterin: Abg. Brigitte Lösch

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 21	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Europaausschusses 
zu der Mitteilung des Justizministeriums vom 1. Februar 
2010 – Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegenhei-
ten; hier: Entwurf der EU-Erbrechtsverordnung – Druck-
sachen 14/5751, 14/6061

Berichterstatter: Abg. Dr. Ulrich Noll

Auch	hierzu	ist	keine	Aussprache	vorgesehen.	Sie	stimmen	
der	Beschlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 22	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Europaausschusses 
zu der Mitteilung des Ministeriums für Kultus, Jugend 
und Sport vom 26. Februar 2010 – Unterrichtung des 
Landtags in EU-Angelegenheiten; hier: Schlussfolgerun-
gen des Rates vom 26. November 2009 zur beruflichen Ent-
wicklung von Lehrkräften und Schulleitern/-leiterinnen – 
Drucksachen 14/6007, 14/6062 

Berichterstatterin: Abg. Helen Heberer

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 23	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Europaausschusses 
zu der Mitteilung des Staatsministeriums vom 22. Januar 
2010 – Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegenhei-

ten; hier: Zusammensetzung des Europäischen Parla-
ments – Drucksachen 14/5757, 14/6063

Berichterstatter: Abg. Thomas Blenke

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 24	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlung und Bericht des Europaausschusses 
zu der Mitteilung der Landesregierung vom 22. März 2010 
– Unterrichtung des Landtags in EU-Angelegenheiten; 
hier: EUROPA 2020 – Eine Strategie für intelligentes, 
nachhaltiges und integratives Wachstum – Drucksachen 
14/6064, 14/6087

Berichterstatter: Abg. Thomas Blenke

Es	 ist	 keine	Aussprache	 vorgesehen.	 Sie	 stimmen	der	Be-
schlussempfehlung	zu.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 25	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlungen und Berichte des Petitionsaus-
schusses zu verschiedenen Eingaben – Drucksachen 
14/6125, 14/6126, 14/6127

Gemäß	§	96	Abs.	5	der	Geschäftsordnung	stelle	ich	die	Zu-
stimmung	entsprechend	dem	Abstimmungsverhalten	im	Aus-
schuss	fest.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Ich	rufe	Punkt 26	der	Tagesordnung	auf:	

Beschlussempfehlungen und Berichte der Fachausschüs-
se zu Anträgen von Fraktionen und von Abgeordneten – 
Drucksache 14/6043

Gemäß	§	96	Abs.	5	der	Geschäftsordnung	stelle	ich	auch	hier	
die	Zustimmung	 entsprechend	dem	Abstimmungsverhalten	
im	Ausschuss	fest.	–	Es	ist	so	beschlossen.

Meine	Damen	und	Herren,	damit	sind	wir	am	Ende	der	heu-
tigen	Tagesordnung	angelangt.	

Die	nächste	Sitzung	findet	am	Mittwoch,	5.	Mai	2010,	um	
10:00	Uhr	statt.

Ich	danke	Ihnen	und	schließe	die	Sitzung.

Schluss: 17:22 Uhr 
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